
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non- commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 

at http : //books . google . com/| 



Digitized by VjOOQIC 



of tbc 
inniverstt^ of Misconein 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



Digitized by VjOOQIC 



Forschungen 



zur 



inneren Geschichte Österreichs 

herausgegeben von 

Dr. Alfons Dopsch, 

0. ö. Professor der Geschichte an der Wiener Universität. 



Band I. 

Heft 1 : Die Beziehungen von Staat und Kirche in Österreich 
während des Mittelalters. 

Von 

Dr. Heinrich Ritter von Srbil(. 



Innsbruck. 

Verlag der Wagner'schen Universitäts-Buchhandlung. 
1904. 



Digitized by VjOOQIC 



Die Beziehungen 



von 



Staat und Kirche in Österreich 



während des Mittelalters. 



Von 



Dr. Heinrich Ritter von Srbik. 



Innsbruck. 

Yerlag der Wagner'schen Universitäts-Buchhaudlung. 

1904. 



Digitized by VjOOQIC 



'r<\:-i ;£D !":! /. ' u:' 



Digitized by VjOOQIC 



341617 



Vorwort. 



Einige Worte zur Rechtfertigung des Titels „die Beziehungen 
von Staat und Kirche in Österreich während des Mittelalters' ' 
seien vorausgeschickt. 

Mit Absicht habe ich einige Seiten des rechtlichen Verhält- 
nisses Beider, die noch in Betracht kämen, wie die Beschränkung 
der Handels- und Gewerbefreiheit des Klerus, das Verhalten der 
Staatsgewalt zur Betätigung der Kirche im Unterrichte und der 
Erziehung der Laien u. a. außer Acht gelassen und mich auf die 
für die betrachtete Periode wichtigsten Beziehungen des öflFent- 
lichen Lebens beschränkt. — Keiner Begründung bedürfte eigent- 
lich der Ausdruck „Staat und Kirche"; ich verkenne nicht, daß 
die Anschauung des Mittelalters diese Gegenüberstellung nicht 
kennt ; allein tatsächlich kommt ja so vielfach nicht die Kirchen- 
gewalt als die potestas ordinis und iurisdictionis^ nicht die Kirche 
als die eine, große, alles menschliche Wesen christlichen Glaubens 
umfassende Ecclesia^ sondern die Kirche als die unter dieser Mensch- 
heit bestehende Gemeinschaft, mit dem weltlichen Besitze der Träger 
der Kirchengewalt, mit weltlichen Hoheitsrechten und eigenem 
Sonderrechte in Betracht; zu enge wäre die Grenze gezogen, wollte 
man nur den Widerstreit der weltlichen gegen die geistliche Ge- 
walt beachten. 

Nun der Ausdruck „Österreich". Ich habe in meiner Unter- 
suchung nur die späteren „fünf niederösterreichischen Lande" 
berücksichtigt und diese, wie ja auch sonst üblich, meist als die 
„altösterreichischen Erblande" bezeichnet, „Österreich" für das aus 
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der Ostmark unmittelbar erwachsene Gebiet verwendet; und doch 
ist „Österreich*' im Titel berechtigt: denn in der Zeit, der meine 
Darstellung gewidmet ist, sind die Lande unter und ob der Enns 
einerseits, Steier, Kärnten und Kraio anderseits und beide Gruppen 
wieder untereinander allein in engerer rechtlicher Beziehung ge- 
standen und haben den Kern des späteren Staatskörpers „Öster- 
reich*' gebildet, während die „oberösterreichischen Lande'* durch 
ihren späten Anfall und die fast ununterbrochene staatsrechtliche 
Sonderstellung während des Mittelalters auch eine gesonderte Bechts- 
entwicklung aufweisen. Doch noch eine Einschränkung habe ich 
zu erwähnen: die leichtere Zugänglichkeit des Materials und der 
sachliche Grund der doch wesentlich in Betracht kommenden kirch- 
lichen Organisation haben mich bewogen, das Gebiet der Erzdiö*- 
zese Salzburg weit mehr als das des Patriarchats Aquileja heranzu- 
ziehen, so daß Krain, was die Benützung des Materials und die 
Darstellung der Rechtsverhältnisse anlangt, gegenüber den andern 
Territorien in den Hintergrund getreten ist. 

Einen relativ breiten Raum mußte ich dem Streben des Landes- 
fürstentums nach Schaffung von Landesbistümern, nach Unterwer- 
fung des Besitzes der Kirchenfürsten unter die Landeshoheit und 
nach Beseitigung der dem einheitlichen Landesrechte widerstreiten- 
den, aus diesem Besitze erfließenden Ansprüche der ersteren wid- 
men; denn darin lag die Voraussetzung für ein erfolgreiches 
Kämpfen der Landesgewalt gegen die Kirchengewalt, deren mate- 
riellen Rückhalt zu brechen galt es zuerst. 

Heute würde wohl Niemand mehr eine Untersuchung „über 
die Entstehung und den Begriff des landesherrlichen Kirchenregi- 
ments" mit den Worten einleiten : „der Begriff eines landesherr- 
lichen Kirchenregiments konnte erst mit der Reformation und 
durch dieselbe entstehen" ; „von einem Kirchenregiment in unserm 
Sinne, • d. h. einer Einwirkung auf spezifisch innerkirchliche An- 
gelegenheiten seitens der Landesherren konnte vor der Reformation 
gar nicht die Rede sein ; der erste Hauptabschnitt des landesherr- 
lichen Kirchenregiments reicht vom Jahre 1517 — 1526^)"; habe 
ich neben der verfassungsgeschichtlichen auch nach dieser Seite 
die bisherige Literatur ergänzt, so ist der Zweck meiner Unter- 
suchung erreicht. — 

») G. Meier, Dissertat. Göttingen 1890. 
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Einleitung. 



In der römischen universalen Kirche waren die Landeskirchen 
untergegangen, das Imperium war der Gegenpol des Sacerdotiums 
geworden ; und doch, nicht dem Imperium, dem Territorium fiel es 
zu^), die Zeit des Kirchenstaatsrechtes in die des Staatskirchen- 
rechtes zu verwandeln. Wie der einheitliche Eeichsverband sich 
lockerte, so geht auch die Zersetzung der einen, unteilbaren Kirche 
und die Befreiung und Überordnung der weltlichen über die kirch- 
liche Gewalt vom Territorium aus; hier vollzieht sich endlich die 
tatsächliche Entwicklung einer Staatskirchen gesetzgebung, 
deren allgemeine Norm nur noch durch die Keichsgewalt gegeben 
wird«). 

Wann nimmt jenes Vordringen des Landesfürstentums, das 
mit der Tatsache einer staatlichen Kirchenhoheit sein erstes festes 
Ziel erreicht, seinen Anfang? Wiederholt tritt uns die Ansicht 
entgegen, vor dem 15. Jahrhunderte habe es nur ein Verhältnis 
des Landesfürsten zu den einzelnen kirchlichen Instituten seines 
Landes gegeben 3), keine einheitliche Herrschergewalt sei der Kirche 
im Territorium gegenübergestanden, der Landesherr habe vor jener 
Zeit irgendwelche Rechte auf Grund der Landeshoheit als solcher 



») K. Rieker „Die rechtliche Stellung der evangelischen Kirche Deutsch- 
lands in ihrer geschieh tl. Entw. bis zur Gegenwart" Leipzig 1893, p. 32 
neben anderen. 

*) W. Kahl „Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpolitik ** 
1., Freiburg i. B. und Leipzig 1894, p. 186 f. 

8) 0. Mejer „Das Rechtsleben der deutschen evangelischen Landes- 
kirchen" Hannover 1889, p. 20. 

D p s c h : Forschungen 1. \ 
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nicht beansprucht;^) aber mußte nicht schon, sobald nor eine 
Landeshoheit sich entwickelte und der Landesherr auf Grund des 
Landesbesitzes, nicht mehr aus dem Titel seiner Einzelrechte über 
die Landesinsassen die Regierung führte, >) naturgemäß jene Ten- 
denz auftreten, die es „schlechthin verwirft, die Kirche als einen 
fremden Bestandteil im Körper zu dulden, und darauf ausgeht, 
auch sie der Hoheit des Staates zu unterwerfen", 3) — wenn auch 
zunächst nur in einzelnen, den vitalsten der gegenseitigen Be- 
ziehungen? Wir werden zu erweisen suchen, daß das Ringen der 
weltlichen gegen die kirchliche Gewalt, das Streben nach Eman- 
cipation der ersteren, ja nach Einflußnahme auf die letztere im 
Territorium unmittelbar mit dem Erstarken der Landesherrschaft 
einsetzt; gewiß, die ausdrückliche Betonung der kirchlichen Seite 
der Landeshoheit und die Landesstaatsgesetzgebung in Kirchen- 
sachen*) knüpft erst an die erhöhte Stellung der Landesherren 
des 15. Jahrhunderts zur Kirche an ; daß aber erst jetzt ihr Ver- 
hältnis zu derselben auf ihrer Landesherrschaft als solcher beruht, s) 
meine ich nicht: wie die landesherrliche Gerichtshoheit, Finanz- 
hoheit u. a. selbst im allgemeinen im 14.,^) in unsern Territorien 
schon im 13. Jahrhunderte auf Grund jener Landesherrschaft 
geltend gemacht werden, so sind sie auch schon lange vor dem 
15. Jahrhunderte als Äusserungen und Betätigungen auch gegen- 
über der Gesamtkirche des Territoriums, nicht bloß einzelnen In- 
stituten, zum Ausdrucke gekommen. Schon vorher sucht auf 
Grund dieser auf der landesherrlichen Stellung als solcher beru- 
henden Befugnisse der Landesherr die entgegenstehenden Rechte 
der kirchlichen Gewalt einzuschräuken ; eine Verstärkung nur 
der Position des Landesfürsten gegenüber der Kirche ist um jene 
Zeit eingetreten, sowie eine Verallgemeinerung und Ver- 
tiefung seines rechtlichen Verhältnisses zu derselben ; die einzel- 



i) K. Rieker a. a. 0. p. 33. 

*) G. V. Below „Die landständische Verfassnng in Jülich und Berg" 
1, 2 f. 

*) H. -V. Schubert „Die Entstehung der schleswig-holsteinischen Landes- 
kirche" in „Zeitschrift der Ges. für schlesw.-holst.-lauenb. Geschichte" 
24, 99. , 

*) W. Kahl a. a. 0. p. 175 und 186. 

ö) so Rieker a. a. 0. p. 33. 

«) G. V. Below a. a. 0. 2, 46, Anm. 160. 
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nen EmaaationeQ desselben jedoch treten größtenteils schon seit 
dem 13. Jahrhunderte zutage^. 

Die Momente, welche diese ungemeine Stärkung und Ver- 
tiefung im letzten Jahrhunderte vor der Beformation bewirkten, 
sind im Wesentlichen bekannt. Vor allem der allmähliche Über- 
gang der Advocatia ecclesiae vom Kaiser auf die FQrsten 
mit der fortschreitenden Verselbständigung der Landesgewalten ;i) 
wir können in unsern Territorien verfolgen, wie der landesf&rst- 
liche Vogteienkreis sich schrittweise über alle Kirchen und Klöster 
des Landes ausbreitet, bis daraus auch der formelle Anspruch auf 
die ausnahmslose Schirmvogtei erwächst. Zunächst hatte die Einzel- 
vogtei dem Landesfürsten die Handhabe zur Durchbrechung der 
kirchlichen Privilegien gegeben, wo seine öffentliche Gewalt nicht 
ausreichte; dem Kaiser war die üniversalvogtei ein Bechtstitel 
für eine Gesetzgebung in Kirchensachen, wenn auch nicht der 
innerkirchlichen, 2) so doch der VerfEissungsverhältnisse der Kirche 8) 
geworden; in den Territorien wird sie ebenso im 15. Jahrhun- 
derte der , aushilfliche Bechtstitel, wo es an spezieller rechtlicher 
Unterlage in Beligionssachen fehlt",*) sie wird die Hauptgrund- 
lage des Staatskirchentums und der Landeskirchen. Vom Schutz- 
zum Aufsichtsrechte und von da zum ins reformandi war der Weg 
nicht schwer. 

Dazu tritt die mit der Vertiefung des bisher enge umgrenzten 
Staatszweckes fortschreitende Kompetenzerweiterung der 
Obrigkeit, die ihre Fürsorge auf die verschiedensten Seiten des 
öffentlichen Lebens zu lenken beginnt:^) die „Landespolizeigewalt^ ; 
eine entsprechende Behördenorganisation fällt ja in den öster- 
reichischen Erblanden erst in die letzte Zeit des endenden Mittel- 
alters; aber daß beispielsweise der Schutz der Kirchen schon seit 
Ende des 14. Jahrhunderts im Amtsauftrage der Beamten fixierte 



1) Rieker a. a. 0. p. 34; v. Schubert p. 113 f. 

2) So noch Kahl p. 175. 

') B. V. Bonin „Die praktische Bedeutung des ius reformandi*^, in 
^Kirchenrechti. Abhandl." herausg. von U. Stutz, 1. Heft, Stuttgact 1902, p. 5. 

*) Kahl a. a. 0. 

*) Doch möchte ich auf dieses Moment nicht so viel Gewicht legen, 
wie Rieker p. 35 oder gar Mejer a. a. 0. p. 20, der der Entstehung der 
„Landespolizei** im 15. Jahrhunderte erst die Schaffung eines „Gesamt- 
verhältnisses** des Landes Fürsten zur Kirche zuschreibt. 

1* 
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Pflicht wird, bedeutet doch eineu greifbaren Fortschritt ia der 
Organisation, der den Yerwaltnngsapparat der staatlichen gegen* 
über der kirchlichen Gewalt yerstarkte. 

Endlich das Jahrzehnte dauernde Schisma, die offensichtliche 
Unfähigkeit der Kirche, sich selbst zu einigen und ihre Mißbrauche 
abzustellen ; ist es nicht die Stimme des Volkes in unsern Landen,, 
die Peter den Suchenwirt klagen läßt, einen Papst habe die Welt 
zu viel, einen Kaiser zu wenig, ^) die ihn hundertundiünfzig Jahre 
vor dem vielberufenenen Ablaßhandel den Pfenning mit bitterni 
Spotte erzählen läßt: 

Chardinal legalen 
Den han ich daz geraten, 
Wer mich in dem pawtet hat, 
Daz der enphach di gotes gab; 
Chirchen, pystum ich verleich!^) 

Mußten die Fürsten nicht zur Anschauuug eines ihnen zu- 
stehenden Notreformationsrechtes gelangen, umsomehr als auch 
die grossen ßeformkonzilien keine Besserung herbeiführen konnten ? 3) 

Dann der Konziliarismus, die Beaktion des Episkopats^ 
und Presbyterats gegen die absolute Monarchie des Papsttums*); 
gewiss stand die kouziliare Idee mit ihrer Anwendung der Volks- 
souveränität vom politischem Gebiete auf die Kirche &) im wesent- 
lichen Widerspruche mit der Selbstherrlichkeit des Landesfürstentums ; 
Eugen IV. hat dann geschickt darauf aufmerksam gemacht ;ß) aber 
die zwingende Einsicht, dass der Episkopat allein nicht an die 
Stelle des Papats treten könne, wies auf die weltliche Obrigkeit 



») Peter Suchenwirt, herausgegeben von Primisser 1827, p. 107. VgL 
A. Zimmermann „Die kirchlichen Verfassungskämpfc des 15. Jahrhunderts"- 
Breslau 1882, p. 2. 

*) Gedicht ^von dem plienning** Primisser p. 94. 

s) cf. P. Hinschius „Staat und Kirche" in Marquardsen's „Handbuch 
des öffentlichen Rechts" l, 199. 

**) cf. W. Maurenbrecher „Studien und Skizzen zur Geschichte der 
Reformation" Leipzig 1874, p. 319 und Wenck „Kirche und Staat am 
Ausgange des Mittelalters" in „Zeitschr. f. allgem. Geschichte" 1, 601. 

^) A. Kneer »Entstehung der konziliaren Theorie" in „Römische 
Quartalschrift", 1. Suppl.-Heft, p. 56 ff. 

<») cf. P. Joachimsohn „Gregor Heimburg" in „Histor. Abhandl. a. d. 
Münchner Seminar" 1, 239. 
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liin, ihr wird in der Theorie die sichtbare Seite der Kirche unter-^ 
stellt. 1) 

Werfen wir einen Blick auf die Neugestaltung der 
Staatslehre! Der kanonischen Lehre von der gänzlichen ünter- 
ordnuDg der weltlichen unt^r die geistliche Gewalt, der völligen 
,, Absorption des Staates durch die Kirche*^), des sündigen Ur- 
sprunges des Staates, der erst durch die Kirche geheiligt wird, 
und der nur sekundären Berechtigung des ersteren als des brachium 
^aectUare der Kirche, der Lehre endlich, dass weltliche und geist- 
liche Gewalt dem Wesen nach dem Papsttume zustehen, nur in 
der Amtsausübung getrennt sein sollen»), tritt in der antipäpst- 
lichen Staatslehre des 14. und 15. Jahrhunderts*), deren radikalste 
Vertreter Marsilius von Fadua und Wilhelm von Occam sind, all- 
seits die Auschauung von der unmittelbaren, nicht in der Kirche 
entspringenden Berechtigung der Staatsgewalt entgegen; ja man 
iDemühte sich, derselben auch eine mittelbare oder unmittelbare 
göttliche Grundlage zu konstruieren. Im Volke ist die Basis jeder 
weltlicheu Autorität gelegen; durch freiwilligen Unterwerfungs- 
vertrag cediert dieses die Leitung und die Exekutive an den ver- 
antwortlichen, absetzbaren weltlichen Begenten, die Gesetzgebung 
bleibt der universitas civium,^) Der enge Zweck der Staats- 
gewalt, Aufrechthaltung des Friedens nach außen und innen, 
wächst zur sittlichen und religiösen Aufgabe, zur Sorge für das 
seelische Wohl der Untertanen. Seit den extremen kirchenpoliti- 
schen Schriftstellern der Zeit des Kampfes Ludwigs von Bayern 
mit der Kurie erhebt sich nun der weitere Gedanke, auch die 



*) cf. K. Köhler „Die Staatslehre der Vorreformatorea" in „Jahrbücher 
für deutsche Theologie" 19, 353 f. 

*) 0. Gierke „Deutsches Genossenschaftsrecht" 3, 520. 

») Gierke a. a. 0. p. 522. 

*) cf. für 's Folgende: Friedberg „Die mittelalt. Lehren über das Ver- 
hältnis von Staat u. Kirche" in „Zeitschr. f. Kirchenrecht" 8, (1869), 
121 ff.; S. Riezler „Die literarischen Widersacher der Päpste" 1874, 
p. 194 ff. ; G* Lechler „Johann v. Wiclif und die Vorgeschichte der Refor- 
mation« 1873, 1, 107 ff.; Köhler a. a. 0.; Dorncr „Verhältnis von Staat 
und Kirche nach Occam" in „Theolog. Studien u. Kritiken" 1885, p. 684 ff', 
sowie 0. Gierke a. a. 0. p. 533 ff, 568 ff. 

'^) cf. auch F. V. Bezold „Die Lehre von der Volkssouveränität wäh- 
rend des Mittelalters" in „Histor. Zeitschrift" 36, 342 ff. und Gierke 
p. 578. 
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Kircbengewalt ruhe in ihrer Totalitat bei der uniyersalen Kirche^ 
die das Konzil repräsentiert, die Exekutive nur stehe dem Papste 
in Gemeinschaft mit jener zu^), ja das Papsttum selbst sei keine 
unbedingte Notwendigkeit.*) 

Selbst die gemäßigte Bichtung bis auf Nicolaus von Cusa 
und Aeneas Sylvius herab hält weiters fest an der Selbständigkeit 
und völligen Koordination beider Gewalten: der Zuweisung der 
Spiritualien an die kirchliche, der Temporalien an die weltliche 
Gewalt und der Unterordnung der einen unter die andere in ihrem 
speciellen Gebiete;») nur in der begriflFlichen Bestimmung der 
Temporalia und Spirüualia liegen die wesentlichsten Differenzen.*) 
Nach jener andern Bichtung aber^ ) steht der Kircbengewalt weder 
die plenitudo potestatis, noch überhaupt eine Zwangsgewalt zu, 
allein die Staatsgewalt hat das Becht, zwingende Gebote zu er- 
lassen und durchzuführen; die Kirche hat kein Becht der Legis- 
lative, keinerlei Sondergerichtsbarkeit, kein Eigentum, keine Steuer- 
freiheit für die geistlichen Güter, der weltlichen Gewalt steht die 
Ahndung für Bechtsverletzungen der Kleriker, die Beschränkung 
ihrer Zahl, die Besetzung ihrer Stellen zu: die Kirche geht im 
Staate auf. Noch mehr, die Staatsgewalt hat auch das Becht und 
die Pflicht, ins innere Gebiet der Kirche einzugreifen: im Not- 
falle als Glied der Kirche auf Anrufung der geistlichen Gewalt 
sich in die Spiritualien zu mengen, das gestehen alle jene Theo- 
retiker der weltlichen Obrigkeit zu^); Marsilius aber 7) weist ihr 
sogar die Pflicht zu, das Konzil zu berufen und zu leiten, seine 
Beschlüsse unter eventueller Anwendung von Zwangsmitteln zu 
erfüllen ; ja Bichter über den Papst wird der Fürst als Vertreter 
nud Vollmachtträger des Volkes. Kirchengesetze, die dem Staate 

») S. nam. 0. Gierke „Johann Althusius" in den „Untersuchungen z. 
d. Staats- u. Rechtsgeschichte" 7. Heft, p. 128 ff. und „Genossenschafts- 
recht" p. 582 ff. 

*) S. auch W. Preger „Der kirchenpolitische Kampf Ludwigs d. B. 
und sein Einfluß auf die öffentl. Meinung in Deutschi." Abh. d. Münchn. 
Akad , histor. Kl. 14, 8 

8) cf. unter andern Rieker a. a. 0. p. 20 ff. 

^) cf. Köhler a. a. 0. p. 366 ff', und 382 ff. 

*) Dafür verweise ich namentlich auf die zitierte Abhandlung von 
Friedberg und Gierke G.-R. 3, 635 f. 

6) Siehe Rieker p. 28 ff. 

7) Friedberg p. 134 ff. 
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zum Schaden gereichen, verbinden ihn nach Occam nicht ^), und 
bald nimmt Konrad yon Gelnhausen die vornehmlich von jenem 
vertretene aristotolische Lehre der Epikie, der Modificierung und 
Weiterbildung des geltenden Bechts durch das natürliche und gött- 
liche ßecht auf.*) Die volle Kirchenhoheit fallt derart nach 
Marsilius und Occam, ein Notreformationsrecht wenigstens nach 
allgemeiner Anschauung der Vertreter der Staatsgewalt dieser zu, 
,,der Weg der Nationalkirchen* wird vpn jenen betreten und die 
Kirche nur als organischer Bestaodteil des Staatsganzen erkannt. 3) 
Yon Occam führt über Konrad von Gelnhausen, den eigent- 
lichen Begründer der systematisch entwickelten konziliaren Theorie^), 
und über Heinrich von Langenstein die Straße zum Grossteil der 
konziliaren Literatur der Folgezeit. Als die jetzt herrschende An- 
sicht kann man nun bezeichnen, in Deutschland habe im Gegen- 
satze zu Frankreich die staatsrechtliche Literatur der Ära 
Ludwigs des Bayern in nächster Zeit einen praktischen Ein- 
fluß auf das politische Leben, speciell auf die landesherr- 
liche Kirchenpolitik nicht gewonnen^); man beruft sich 
darauf, daß der Defensor pacis erst im 16. Jahrhunderte ins 
Deutsche übersetzt worden, dass Fritsche Closener der einzige sei^ 
der in einem deutsch geschriebenen Werke desselben Erwähnung 
tue. 6) Aber Occams bedeutendstes Werk, den Dialogus^ kennt sein 
Zeitgenosse Johann von Viktring, er weiss richtig die inhaltliche 
Teilung desselben anzugeben, er bringt in Zusammenhang mit 
dieser Schrift auch die Weigerung Herzog Albrechts IL von Öster- 
reich, Bann und Literdikt über Ludwig in seinen Landen anzu- 
erkennen.') Ein weiterer Gegenbeweis: Der Kompilator des Werkes 



») Dorner a. a. 0. p. 685. 

*) Darüber zuletzt Kneer p. 52 f. und Wenck ^Eonrad von Gelnhausen 
und die Quellen der konziliaren Theorie** in „Histor. Zeitschr.** 76, 41 f. 

») Schon Köhler p. 387 f. und Dorner p. 700 betonen dies mit Recht. 

*) Kneer p. 57 fF. 

*) Hinschius In Marquardsen's Handbuch 1, 199; 6. v. Below „Die 
städtische Verwaltung des Mittelalters** in „Histor. Zeitschr.** 75, 453; 
Joachimsohn „Gregor Heimburg** p. 205 f. 

ß) Friedberg a. a. 0. p. 121 und Joachimsohn p. 205, f. 

') Böhmer „Fontes Rertim Germanicarum'^ 1, 447. In der von F. Schneider 
„Neues Archiv f. ä. d. G.-k.** 28, 157 gegebenen und als korrekter bezeich- 
neten Lesart tritt der Einfluß des Dialogus auf Albrecht gegenüber dem 
auf Ludwig mehr zurück. 
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des Kärntner Abtes, des sogenannte Anonymus Leobiensis, ist bis 
ins Detail über die wichtigsten Thesen des Marsilius selbst unter- 
richtet, er gibt ein formliches Inhaltsverzeichnis- desselben^), das, 
wenn nicht die direkte Benützung des Defensor pacis^ so doch 
wenigstens die auszugsweise Verbreitung seiner Lehren unzweifel- 
haft macht. Liegt da nicht doch die Annahme eine Wechsel- 
wirkung jener Theologen und der öffentlichen Meinung, von der 
schon Preger spricht,*) nahe? 

Der interessante Versuch, bei den Kämpfen der Mainzer Zünfte 
gegen Geistlichkeit und Geschlechter eine Beeinflußong durch jene 
kirchenpolitische Literatur nachzuweisen »), hat Widerspruch ge- 
funden;*) aber auffallend bleibt doch die zeitliche Coincidenz des 
Angriffes auf die geistliche Gerichts- und Steuerexemtion, den Er- 
werb der toten Hand, die versuchte Scheidung des Geistlichen und 
Weltlichen gerade um die Mitte des 14. Jahrhunderts in den 
Reichsstädten Mainz und Frankfurt 5) geradeso wie im luxem- 
burgischen Schlesien ß) und im habsburgischen Österreich! Die 
Strömung des Volkes und des Landesfurstentums hat sicherlich 
eine Stütze und einen Antrieb durch die geistige Bewegung er- 
balten. Auch weiterhin laufen beide mindestens parallel: denn 
noch in der Zeit der B^formkonzilien kennt und benützt man den 
Marsilius undOccam; Dietrich von JJiem,') noch Mathias Döring 
in seiner confutatio primatU6 papae^) und Gregor Heimburg^) 



») „Das Buch, gewisser Geschichten von Abt Johann von Viktring" 
übersetzt von W. Friedensburg in „Geschichtschreiber d. deutschen Vor- 
zeit**, 14. Jahrb., 8, 231 f., Anm. 5. 

«) „Der kirchenpolitische Kampf . .** a. a. 0. p. 38. 

3) J. B. Seidenberger „Die kirchenpolitische Literatur unter Ludwig 
d. B. und die Zunftkämpfe vornehmlich in Mainz** in „Westd. Zeitschr. f. 
Gesjh. u. K.** 8, 92 ff. 

*) P. Albert „Die Confutatio Primatus Papae** in „Histor. Jahrbuch** 
11, 489, Anm. 1. 

ö) Seidenberger a. a. 0. p. 96. 

♦') Lehmann „Staat und Kirche in Schlesien vor der preußischen Be- 
sitzergreifung** in „Histor. Zeitschr.** 50, 195 f. 

') Finke in der „Rom. Quartalschrift** 7, 224 ff. und G. Erler „Diet- 
rich von Nieheim** Leipzig 1887, p. 417 f. 

8) P. Albert „Matthias Döring, ein deutscher Minorit des 15. Jahrh.** 
Stuttgart 1892, p. 154 ff. und „Histor. Jahrbuch** 11, 488 ff. 

») Joachimsohn a. ^. 0. p. 233. 
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holen sich aus dem Defensor pacis ihre Rüstmittel ; aus hnmani- 
stischem Bürgerkreise anderseits tauchen in der , Reformation 
Kaiser Sigmunds** unbeeinflußt durch wiclifitische und husitische 
Lehren viele von den Ideen der gelehrten Literatur wieder auf: 
keine Pfründenvergebnng, keine Ablasseinnahmen der Kurie in 
Deutschland, Säkularisierung des Kirchenbesitzes durch das Reich, 
Unfähigkeit des Klerus zum Besitze von Schloß und Vesten, Zwing- 
gewalt und Bann, die Geistlichen als Gemeindeheamte vom Kirchen- 
vermögen, das ein Laie verwaltet, fix besoldet und überall „sol 
sich lauter scheiden das weltliche und das geistliche !• i) Dann 
wieder in den Prophetieen, dem Spiegelbilde der Volksseele, all- 
überall die Pflicht der weltlichen, nicht der geistlichen Gewalt 
betont, die Kirche zu reformieren. 2) An sich schon liegt also die 
gegenseitige Berührung und Beeinflussung der literarischen und 
der Opposition bei Volk und Herrschern gegen die kirche — die 
Quelle ist gemeinsam — nahe. 

Grössere Wahrscheinlichkeit noch speciell für die Einwirkung 
der kirchenpolitischen Literatur auf die habsburgischen Herzöge 
gibt neben der erwähnten Nachricht des Johann von Viktring 
über Occam und Albrecht IL vornehmlich die Tätigkeit Hein- 
richs von Langenstein, des Vorkämpfers des Konzrliarismus, 
den die Anerkennung Clemens' VIL durch die Universität von Paris 
vertrieb, in Wien: schon seine Berufung durch Albrecht III. im 
Jahre 1383 an die Universität Wien^) alleiu ist charakteristisch; 
hier ertönt sein Ruf an die Fürsten, der Kirche zur Einheit wieder zu 
verhelfen, fort, hier entsteht seine Invectiva contra monstrum Ba- 
bylonis;^) principes subditorum nedum temporalem curam habere 
debent, sed et pro viribus procurare, ut subiecti in statu non ex- 
orbitant spirituali, wird von Albrechts IIL Gesandtschaft ürban VI., 
als die Länder Leopolds III. in dessen Obödienz zurückkehrten, in 



«) S. darüber neben C. Köhne in „Neues Archiv f. ä. d. G.-k." 23. 
und 27. und „Zeitschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte« 6, 369 ff.; 
auch G. Schulz in „Monatshefte der Comeniusgesellschaft" 8, 240 ff. und 
zuletzt die neuen Ergebnisse H. Werner's in der „Histor. Vierteljahrschrift" 
V./4. und den „Deutschen Geschichtsblättern« IV./l. und IV./2. 

») cf. J. Rohr „Die Prophetie im letzten Jahrhunderte vor der Refor- 
mation« im „Histor. Jahrbuch« 19, 29 ff. und nam. 450 f. 

») Kneer a. a. 0. p. 90. 

*) ebenda p. 94 f. 
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einer Bede, die Langenstein verfnast^), Torgehalten. Die Wiener 
Universität teilt seine Auffassung von der Pflicht der Fürsten: 
als die Pariser Hochschale 1395 die Aufforderung sendet, die Uni- 
versitäten sollen sich für die via cessionis der Oegenpäpste aus* 
sprechen, bittet die Wiener Hochschule die Herzoge um Teilnahme 
an der Abstellung des Schismas und ihre Zustimmung zu jenem 
Mittel, und diese versprechen ihre Einwirkung auf Bonifaz IX. 2) 
Noch mehr: Langensteins Epistcla de cathedra Petri^) kennt als 
einzig sicheren Weg eine Einigung der weltlichen und geistlichen 
Grossen des Beiches, die einen der Päpste anerkennen und auf 
ihn zur Behebung der Spaltung einwirken sollen; der Herzog 
aber wird unmittelbar apostrophiert, er solle mit Frankreich und 
Burgnnd gemeinsam sich für dieses Ziel einsetzen; in Albrechts IV. 
Hände dürfte das Werk gelangt sein : wenige Jahre später gehen 
die Herzöge Wilhelm, Albrecht IV. und Ernst von Österreich mit 
König Sigmund von Ungarn einen Bund zur Herstellung der Eini- 
gung in der Christenheit ein.*) Wir sehen deutlich, die Mahnung 
der Literatur wurde vom Landesfürstentume in die Tat umgesetzt. 
Wollen wir auch die Entwicklung der landesherrlichen Kirchen- 
hobeit in den Territorien nicht auf den Einfluß der Oppositions- 
Literatur, namentlich des Marsilius, unmittelbar zurückführen, 0) 
mitgewirkt hat sie zweifellos vor wie während der konziliaren Be- 
wegung. Nach dem Mißlingen der großen Konzilien ist nicht 
allein die weltliche Gewalt im Wesentlichen von der kirchlichen 
befreit und getrennt, es bleibt siuch die Ansicht vom religiös-sitt- 
lichen Berufe der Fürsten, die für das Seelenheil der Untertanen 
verantwortlich sind,^) von ihrer Pflicht, reformierend ins Gebiet 
der kirchlichen Gewalt einzugreifen; 7) es erhält sich endlich auch 

~ ') Sauerland in M. J. ö. G. 9., 448 ff. 

2) Aschbach ^Geschichte d. Wiener Universität« 1, 382 f. und Kneer 
p. 98 f. 

«) s. über dieselbe Kneer p. 100 ff. 

*) 16. August 1402, „Deutsche Reich stagsakten" 5, 413, No. 305. cf. 
E. Göller „König Sigmunds Kirchenpolitik" Freib. Dissertat. 1901, p. 10. 

ö) so Kahl ^System« p. 262. 

") So bittet Albrecht V. propter salutum animarnm sue et suorum sub- 
ditorum Ende 1424 oder Anfang 1425 Martin V. um Nichtbestätigung des 
Passauer Erwählten Leonhard Layminger; Konzept H.-H.-St.-A. 

') s. z. B. die bezeichnenden Äußerungen Matthias Dörings (Albert 
„Matthias Döring« p. 152) und des Augustinerpro vinzials Proles vom 
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das Prinzip der Fürsteneinungen zu diesem Zwecke der Beform* 
tätigkeit. Ich verweise nur auf die Einungen geistlicher und welt-^ 
licher Fürsten zur Bekämpfung des Husitismus, geschlossen im 
Bewußtsein ihrer Pflicht, die Kirche zu schützen;^) auf die Er- 
klärung der Kurfürsten bei Verkündigung der Neutralität am 
17. März 1438, sie wollten bis zur Königswahl und Verständigung 
mit dem Gewählten selbst das Kirchenregiment in ihren Diözesen 
und Territorien führen;*) die starke Betonung ihrer Pflicht als 
christliche Fürsten, die Gebrechen der Kirche zu beseitigen und 
die Einigkeit derselben zu erhalten, — auf dem Kurvereine zu 
Bingen; 8) ja im November 1439 kommt es zu ausgesprochen 
landeskirchlichen Entwürfen der Kurfürsten, die ihre Neutralität 
gegenüber Papst und Konzil bis zum Publikatious verböte von De- 
kreten und andern auf den Streit beider Parteien bezüglichen 
Schriften, bis zur Ersetzung der beiden universalen Autoritäten 
durch geistliche und weltliche Landeskonsistorien ausdehnen 
wollen*) — obwohl nur als Provisorium und unter principieller 
Wahrung der Bechte jener Autoritäten ; so schlägt auch Karl VIII. 
von Frankreich einen Fürstenkongreß zur Beseitigung des Schismas 
vor,^) und Herzog Sigmund von Tirol appelliert gegen die Ver- 
hängung des Bannes über seine Person, des Interdikts über sein 
Land in gleicher Weise an den zukünftigen Papst, an ein allge- 
meines Konzil und alle Christen, namentlich die weltlichen Fürsten, 
,die Vogtei oder Schutzarat über Kirchen und Geistliche haben*. ß) 
Genug der Beweise für die Ausbildung des Schutz- und 
Reformationsrechtes der deutschen Fürsten; für unsere 



Jahre 1458 (Kolde „Die Augustiner-Kongregation u. Job. v. Staupitz*» 
Gotha 1879, p. 109 und F. Priebatsch „Staat und Kirche in der Mark 
Brandenburg am Ende des M.-A.** in „Zeitschrift f. Kirchengeachichte"- 
19, 417). 

*) 1421 und 1424, erwähnt bereits von Kieker p. 34. 

*) A. ßachmann „Die deutschen Könige und die kurfürstliche Neu- 
tralität« A. ö. G. 75, 21. 

«) 20. März 1439; ct. Zimmermann „Die kirchlichen Verfassungskämpfe 
im 15. Jahrb." p. 77. 

*) Würdtwein „Nova Subsidia" 8, 90 ; cf. Bachmann a. a. 0. p. B5 f. 

6) G. Voigt „Enea Silvio" 1» 329, cf. W. Maürenbrecher „Studien 
und Skizzen" p. 318. 

^ Joachimsohn a. a. 0. p. 189. 
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Territorien zeigt die Stellung Albrecbts V. zum Kunstanzer^) und 
namentlich zum Basler Konzil,^) die 1436 bei den Ka.zilsvätem 
sogar den Plan hervorrief, Wien als Ort für ein ünionskonzil mit 
-den Griechen zu wählen,^) sein machtvolles Eintreten für eine 
Partikularreform io seinen Ländern, deßen Ergebnis die dem 
IVirken der Bursfelder Kongregation kaum nachstehende Melker 
Reform ist, die gleiche Entwicklung. Die Bezeichnung Albrechts Y. 
im Mariazeller Nekrolog als Reformator tocius religiöse vite in 
Austria^) ist der prägnante Ausdruck der geänderten Stellung des 
-österreichischen Landesfürstentums zur Kirchengewalt. 

Die Änwenduug des im spätem Mittelalter in allen Sphären 
-des öffentlichen Lebens so wirksamen Eiuungsprinzips auf 
den Kampf der geistlichen und weltlichen Gewalt reicht weit zu- 
rück; in Prankreich schlössen schon 1246 die Barone eine Kon- 
föderation zur Beschränkung der kirchlichen Gerichtsbarkeit auf 
Häresie, Ehesachen und Wucher. 5) Die Träger der hierarchischen 
Organisation erkennen rasch den Wert : wie zur Zeit des Zwischen- 
xeichs in ganz Deutschland Einungen der Geistlichkeit erwachsen, 6) 
so verbindet sich schon 1294 der Erzbischof von Salzburg mit 
seinen Suflfraganen von Preising und Kegensburg zur Erhaltung 
•der kirchlicl.en Freiheit gegenüber den Exaktionen der Weltlichen, ') 

1) Daß aber auch Albrecht wie alle Landesherren bereit war, die der 
Xurie abgedningenen Konstanzer Konkordate, wenn es zur Stftrkung seiner 
Kirchenhoheit diente, aufzugeben, beweist seine Berufung im Passauer 
Bistumsstreite auf den Ablauf des Quinquenniums, während dessen der 
Papst kanonische Wahlen an Kathedralkirchen zu bestätigen habe, nisi ex 
^atisa rationahili et evideivti et de fratrum consilio de digniori et utiliori per- 
sona duxerit providendum; s. das erwähnte Konzept im H.-H.-St.-A., cf. B. 
Hübler „Die Konstanzer Reformation u. die Konkordate von 1418" Leip- 
zig 1867, p. 176 und 325. 

s) Darüber s. Zeibig „Beitr. z. Wirksamkeit des Basler Konzils in 
<)sterr.'* in Sitz.--Ber. d. Wr. Akad. 8. 

8) „Deutsche Reichstagsakten« 12, 55. Der Plan scheiterte daran, daß 
Albrecht dem Konzile die nötigen Geldmittel nicht vorstrecken konnte; 
ebda. 225. 

*) 0. Eigner „Gesch. d. aufgehob. Bened.-stiftes Mariazell in Öster- 
reich« Wien 1900, p. 91. — 

•5) P. Fournier „Les conflicts de Jurisdiction entre l'eglise et le pou- 
voir seculier de 1180—1328« in „Revue des questions histor.« 1880, p. 439. 

6) s. 0. Redlich „Rudolf von Habsburg" Wien 1903, p. 61. 

7) 18./IX. 1294, Or. H.-H.-St.-A. Eine derartige Einung des Salz- 
burgers mit seinen Suffraganen von 1250 bei Ried Cod. dipl. Ratisb. 1, 460. 



Digitized by VjOOQIC 



— 13 — 

1302 wiederholen der Metropolit und seine Suffragane das Ver- 
sprechen der gegenseitigen Anerkennung von Exkommunikations- 
und Interdiktssentenzen pro conservanda et tuenda lihertate ac 
emunitate ecclesi(hstica;^) die große Konföderation des Salzburgers 
mit allen seinen Diözesanen, ausgenommen Passau, vom Jahre 
1419,*) ist die unmittelbare Folge der ad recuperandam immuni- 
totem ecclesiasticam auf dem Salzburger Provinzialkonzile gegen 
die „weltlichen Fürsten, Herren . . .* beschlossenen Schritte. Und 
ganz das gleiche Prinzip dient dann auch den rheinischen Kirchen- 
fiirsten auf Antrieb Triers und Kölns zur Abstellung kirchlicher 
Gebrechen, zur Abwehr der ÜbergriflFe, die sich die Kurie durch 
Erhebung von Zehnten und Ablaßgeldern, durch Außerachtlassung^ 
der Konstanzer und Basler Eeformdekrete erlaubte ;*) dem Kölner 
Klerus zur Stellungnahme gegen die Angriffe der „Übelwollenden* 
auf die Kirchenfreiheit. Diese Einungen bildeten neben der steten 
Erneuerung der Gesetze Kaiser Friedrichs II. vom Jahre 1220,*) 
die man mit Recht die magna charta der Kirchenfreiheit geuannt 
hat, 5) und Karls IV. vom Jahre 1359®) das wirksamste Verteidi- 
gungsmittel der Kirche. 

Das letzte und entscheidenste Moment für die Bildung des 
landesherrlichen Kirchenregiments ist das Kompromiß, das der 
päpstliche Absolutismus im Kampfe mit dem Konziliaris- 
mus mit den Landesgewalten einging. Der Preis für die 
neuerliche Unterwerfung Deutschlands unter das Papsttum, für 
die Aufgabe der Konstaozer und Basier Eeformen und der deut- 
schen pragmatischen Sanktion von 1439, für die Anerkennung des- 
Wiener Konkordats bildete die letzte Vorstufe zur Territoriali- 
sierung der Kirche. In Brandenburg wurde damals dem Kurfürsten 



*) Emichs von Freising Versprechen bei Ried Cod. dipl. Ratisb. 2^ 
734; das Konrads von Regensburg in den Salzburger Kammerbüchern 
2, 58, Nr. 55 im H.-H.-St.-A ; s. ferner die Einungen der Kapitel von 
Freising und Regensburg, sowie Freising und Salzburg pi'o manutenenda 
libertate ecclesiastica, Ried 2, 749 f. 

«) Mon. Boica 31. /2, 162 f. 

») B. Gebhardt „Die Gravamina der deutschen Nation" 2. Aufl. Breslau 
1895, p. 11 und 19. 

*) Mon. Germ. LL. 4, 235, Böhmer-Ficker Reg. Imp. V./I. Nr. 1114. 

ö) E. Friedberg „Die Grenzen zwischen Staat und Kirche** 1, 52. 

*•) Böhmer-Huber Reg. Imp. VIII. No. 3006 f. 
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die Besetzung der Bischof sstüble mit dem Landesfürsten genehmen 
Männern und Beschränkung des Einflusses der nichtmärkischen 
Bischöfe auf die zur Mark gehörigen Teile ihrer Diözesen, Ein- 
dämmung der geistlichen Gerichtsbarkeit, Vermehrung der dem 
Landesförsten zur Besetzung zustehenden Pfründen und anderes 
zugestanden ; i) ähnliche Vorteile bei Besetzung der Bistümer und 
Besteuerung der Geistlichen erwarben Bayern und Sachsen,^) die 
geistlichen Kurfürsten und der Erzbischof von Salzburg erhielten 
die Bewilligung, die in den päpstlichen Monaten vakant werdenden 
Benefizien zu besetzen, 8) — allseits eine vom Papsttume selbst 
ausgehende Schwächung der üniversalkirche. Der Kaiser selbst, 
den man der Auslieferung der deutschen Kirche an das Papsttum 
zeiht, hat für seine Erblande gleichen Kaufpreis erhalten wie die 
meisten andern deutschen Fürsten. 

Die Verteidigung der staatlichen gegen die Übergriffe der 
kirchlichen Gewalt, Verselbständigung der ersteren, Zurückweisung 
der letzteren auf das Gebiet der Spiritualien, Unterordnung der 
Temporalien unter die Superiorität und die Bedürfnisse des Staates, 
das war das nächste Ziel des Landesfürstentums gewesen;*) mit 
den Eingriffen ins innere Leben der Kirche, der tatsächlichen 
Ausbildung einer landesherrlichen Kirchenhoheit endet die Ent- 
wicklung ani Ausgange des Mittelalters. Die kirchliche Jurisdik- 
tion, die alles, was unter den Begriff der Sünde fallen konnte, 
ihrer Kompetenz unterwarf, war nunmehr nicht allein für die 
weltlichen Untertanen, auch für den Klerus selbst auf Klagen um 
Schuld und Pahrhabe gegen Kleriker beschränkt; so wenig wie 
die Exemption der geistlichen Personen von seiner richterlichen 
Gewalt erkannte der Staat die alleinige Kompetenz der Kirche 
über Materien, die sie als ihr ausschließliches Gebiet betrachtete, 
wie Ehe, Patronat und Zehnten^ an. Das Kirchengut unterlag 
«iner weitgehenden Besteuerung des Landesfürsten, der freie Er- 
werb liegender Güter durch die Kirche gesetzlichen Beschränkungen. 

1) Priebatsch „Staat und Kirche in der Mark Brandenburg« a. a. 0. 
19, 404 ff. 

2) W. Puckert „Die kurfürstliche Neutralität während des Basler 
Konzils** Gotha 1858, p. 312—315, 324 und Priebatsch p. 406. 

») Hinschius, „Kirchenrecht** 3, 139, Anm. 2. 

*) s. auch Hinschius „Staat und Kirche** in Marquardsens Handbuch 
I, 198 f. 
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Die Städte sind auch in unsem Territorien, wie die Reichs- 
stadt« im eigenen Wirkungskreise, die tatkräftigsten Helfer des 
Landesfürstentums gewesen, das ihnen im allgemeinen hierin vor- 
angeht, i) Nicht bloß die causae mere profanae und die causae 
mixtae im kirchlichen Sinne, auch die causae mere spirittcales ver- 
mag die Kirche sich nicht als Alleingebiet zu wahren: ein aus- 
gedehntes landesfürstliches Besetzungsrecht mit teils gewaltsamer, 
teils vom Papste selbst konzedierter Beschränkung der Bechte 
kirchlicher Kollatoren hat sich ausgebildet, ein allgemeines Schutz- 
und Aufsichtsrecht des Landesfürsten über die Kirche seines Terri- 
toriums sich entwickelt; dessen Konsequenz ein Notreformations- 
recht, zwar nicht im späteren Sinne des ins refarmandi^ aber doch 
ein ius reformandae disciplinae, ähnlich dem spätem ius cavendi, 
da es das Dogma nicht berührte,^) sich vielmehr wesentlich auf 
Erhaltung des kirchlichen Lebeos und der Verfassung erstreckte. 
Selbst die beiden wichtigsten Handhaben des Staates, eine Beein- 
trächtigung des Staatswohles zu verhüten, das Placet und der 
Recursus ab abusu haben ihren Anfang im 15. Jahrhundert; 3) in 
Frankreich in der pragmatischen Sanktion von Bourges festgelegt, 
finden sie in Deutschland vor der Beformation nur vereinzelt An- 
wendung; nicht allein in Brandenburg, Cleve, Bayern, Sachsen 
und den Beichsstädten,^) auch in unsem Territorien sind deutliche 
Ansätze zu beiden Institutionen auch vor ihrer starken Ausbildung 
im 16. Jahrhunderte : ohne feste juristische Formen, aber tatsäch- 
lich wird in einzelnen Fällen die Veröflfentlichung und Verbreitung 
päpstlicher und bischöflicher Erlässe an die Genehmigung des 
Landesfürsten geknüpft, der freie Verkehr mit dem Papste seiner 
Bewilligung unterworfen und der Bekurs wider den Mißbrauch 
der geistlichen Amtsgewalt von den Untertanen ergriffen. 



*) Friedberg ^Grenzen zwischen Staat und Kirche" 1, 52 ff. und 
namentlich G. v. Below „Die städtische Verwaltung des Mittelalters als 
Vorbild der spätem Territorialverwaltung** in „Histor. Zeitschr.« 75, 452 ff. 

«) ß. V. Bonin a. a. 0. p. 5 f. hat diesen Unterschied festgelegt. 

8) s, u. a. Hinschius „Staat und förche** p. 199 und W. Härtens 
„Die Beziehungen der Überordnung, Nebenordnung und Unterordnung 
zwischen Kirche und Staat** Stuttgart 1877, p. 142 ff., sowie im allgemeinen 
Rieht er-Dove-Kahl „Kirchenrecht** 8. Aufl., p. 133 f. 

♦) Beispiele bei Friedberg „Grenzen** 1, 59 ff. und „de finium intet- 
ecclesiam et civüatem regundorum iudich** Dissert. Leipzig 1861, p. 154 ff'. 
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Frankreich und England waren, was das prinzipielle Ver- 
hältnis der beiden Gewalten betrifft, dem zersplitternden deutschen 
Reiche weit Torausgeeilt. ^) In den meisten größeren deutschen 
Territorien, wie Bayern, Sachsen und Brandenburg*) — das be- 
kannteste staatskirchliche Gesetz ist die Landesordnung Wilhelms UL 
von Saclisen — gedieh bis zur Beformation die Entwicklung zu 
gleichem Ende wie in den altösterreichischen Erblanden. Man 
betont immer wieder als besonders charakteristisch den bekannten 
Satz: ^dux Cliviae est papa in terris suis*^^) übersieht aber häufige 
daß die gleichen oder ähnliche Worte schon 1367 von den baye- 
rischen Herzögen tatsächlich gebraucht,*) Herzog Rudolf dem lY» 
von Österreich und dem Grafen von Schaunberg,^) später Georg 
von Sachsen und dem Württemberger ß) wenigstens in den Mund 
gelegt wurden. Es ist eben nur der populäre Ausdruck dessen, 
was das Landesfürstentum seit Erstarkung der Landeshoheit ange- 
strebt, nun tatsächlich, wenn auch nicht rechtlich, besaß, dea 
landesherrlichen Kirchenregiments. 

Darin liegt das Ergebnis der katholischen Epoche für die 
später protestantischen, das Besultat eines einschneidenden Zeit- 
abschnittes auch für die katholischen Territorien : in der Eingangs 
erwähnten völligen Umwandlung des Kirchenstaatstums in das^ 
Staatskirchentum;') von Caesaropapismus zu sprechen, ») ver- 
bietet die Person der Träger der staatlichen Gewalt, der Ausdruck 
^laudesfürstlicher Summepiskopat** vor der Reformation^) suppo- 



*) Friedberg „Grenzen" 1, 475 ff. und 428 ff.; Maurenbrecher „Studien 
und Skizzen" p. 323 ff.; auch H. Geffken „Staat und Kirche in ihrem 
Verhältnis geschichtlich entwickelt" Berlin 1875, p. 175 ff. 

2) s. zuletzt Rieker a. a. 0. p. 38 ff. 

3) Überdies hat J. Hansen „Westfalen und Rheinland im 15. Jahr- 
hunderte" in „Public, a. d. preußischen Staatsarchiven" 34. Band, erwiesen,, 
daß diesem Schlagworte die Berechtigung fehlte; s. p. 141. 

*) S. Riezler „Geschichte Baierns" 3, 815. 

5) Ann. Matseenses, Mon. Germ. SS. 9, 832 und 833. 

") Friedberg ^De finium indicio*' p. 227. Anm. 5. und Rieker p. 39. f. 

7) Über beide Begriffe cf. Kahl „System" p. 256 ff., auch Hinschius^ 
a. a. 0. p. 198 ff'. 

8) so H. Finke „Die kirchenpolitischen und kirchlichen Verhältnisse 
am Ende des Mittelalters nach der Darstellung K. Lamprechts" „Rom. 
Quartalschrift" 4. Suppl.-H. p. 6. 

8) Finke ebenda. 
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niert eine Ersetzung der Bischöfe und eine Ausübung bischöflicher 
Funktionen durch die Landesherrn, die auch die Reformatoren 
ihnen noch nicht zugestanden. i) Auch die Bezeichnung „vor- 
reformatorische Landeskirchen* sollte vermieden werden, 
so sehr sie sich schon yerbreitet hat;^) es gab keine kirchliche 
Verfassungsforra dieser Art vor der Reformation; der Vorrang der 
staatlichen vor der geistlichen Gewalt und die weitgehende Zer- 
setzung der Universalkirche genügte dazu nicht; von einer Aus- 
scheidung aus dem Gefüge dieser Universalkirche, wie sie der 
kirchenrechtliche Begriff , Landeskirche* voraussetzt, kann weder 
tatsächlich noch rechtlich die Rede sein, solange die Än- 
derung der kirchlichen Verfassung nur eine einseitige Machtäuße- 
rung der Landesgewalt war und selbst von dieser nicht bis ans 
Äußerste, zur gänzlichen Abtrennung von der hierarchischen Ober- 
gewalt, gediehen war, solange ferner dieser kirchliche Territoria- 
lismus sowohl der dogmatischen, als reichsrechtlichen Fundierung 
entbehrte. — Anders der Begriff »Kirchenregiment*, den wir 
allerdings nicht im modernen SinUe des technischen Ausdruckes, 
als ins in und circa sacra^ sondern im weiteren und allgemeine- 
ren Sinne der staatlichen Kirchenhoheit anwenden:^) deren 
tatsächliche Entwicklung bis etwa zum Umfange des späteren 
ius circa sacra erreichte man, das rechtfertigt die Anwendung 
auch vor der rechtlichen Ausbildung. 

Soviel steht fest, daß am Ausgange des Mittelalters der Cha- 
rakter der allgemeinen Kirche ein wesentlich geänderter ist: sie 
ist entsprechend deinpartikularisti^hen Zuge der ganzen Bewegung^) 
dem Territorialismus genähert, sie hat, wie mit einiger Be- 
rechtigung gesagt wurde, 5) einen föderativen Charakter angenom- 
men ; ihre Einordnung in den Staat ist im Ganzen vollzogen, ohne 
daß jedoch eine formliche Zerteilung ihres universalen Gefüges 



») cf. über letzteres Rieker p. 112. 

*) Maurenbrecher, Geffl^en, Wenck, Rieker u, a. wenden sie an. 

«) So gebrauchen ihn auch v. Schubert, Finke, Rieker u. a. cf. auch 
R. Sohm „Kirchenrecht»* p. 560 

*) Das betont auch F. v. Bezold „Geschichte der deutschen Refor- 
mation** p. 14. 

6) Geffken a. a. 0. p. X94. — Priebatsch a. a. 0. 19, 399 bemerkt 
treffend, der Landesherr habe die Kirche seines Territoriums als einen 
Ausschnitt aus der allgemeinen Kirche betrachtet. 

D op seh: Forschungen 1. 2 
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erfolgt wäre; trotzdem also ein landeskircblicber Typus erreicht 
ist, halten doch die Landesherren noch un der auch äußerlichen 
Einheit und Unteilbarkeit der Kirche fest Das bleibt der große 
unterschied gegenüber dem evangelischen Landeskirchentum;^) 
man könnte sagen, wie früher die Kirche einen Staat im Staate 
gebildet, so hatten sich nun Kirchen in der Kirche entwickelt. 

Erst in jüngerer Zeit ist man sich völlig klar geworden, daß 
in dieser Ausbildung d<>s landesherrlichen Kirchenregiments eine 
der Brücken vom Mittelalter zur Reformation, eine teilweise Er- 
klärung der raschen Ausbreitung der letzteren liegt, ja daß ,die 
territorialistische Entwicklung der protestantischen Kirchenverfas- 
sung nur die geradlinige Fortsetzung einer Bichtung ist, die schon 
vor der Beformation vorhanden war.**) Für die beiden Tatsachen, 
die die lutherische Beformation vorfand, die staatliche Kirchen- 
hoheit einer-, Ansätze eines kirchlichen Territorialismus anderseits, 
schuf sie die theoretische Begründung und die praktische Vol- 
lendung. Die prinzipielle Scheidung der geistlichen und weltlichen 
Gewalt, die ünabhängiglreit der letzteren von der ersteren als 
religiöse Forderung, ») das entspricht noch mehr dem alten 
Streben nach Verteidigung der Staatsgewalt; in der Betonung des 
Berufes der Obrigkeit,*) fürs seelische Wohl der Untergebenen 
durch Aufrechthaltung der Beiuheit in Lehre und Gottesdienst, 
Sorge für richtige Verwaltung und Bestellung der kirchlichen 
Funktionäre zu wirken, in dieser Zuweisung des ius circa sacra 
an die weltliche Obrigkeit, falls sie ein pius magistratus ist, in 
dieser Verpflichtung derselben, die Kirche zu visitieren und refor- 
mieren, ob sie ihr nun für den Notfall als prc^ciptmm membrum 



») Darauf weist auch Maurenbrecher a. ä. 0. p. 348 hin. 

*) So viel ich sehe, ist der Gedanke zum erstenmale mit voller Deut- 
lichkeit von Rieker, dann von Kahl, v. Schubert, v. Below, H. Finke aus- 
gesprocben worden; s. auch noch des letzteren „Die Auffassung des aus- 
gehenden Mittelalters« in Beilage Nr. 32 und 33 der Münchner Allgem. 
Zeitung 1900. 

») cf. Sohm „Kirchenrecht" p. 544. 

♦) Ich verweise für diese kontroversen Fragen auf Rieker „Rechtliche 
Stellung" p. 110 ff. und desselben „Staat und Kirche nach lutherischer, 
reformierter und moderner Anschauung" in „Histor. Vierteljahrschrift" 
1, 372 ff. 
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ecclesiae^) oder als ständige Aufgabe wegen der custodia utriusque 
tahulae zugeschrieben wird, — darin liegt die theologische Sank- 
tion, Erweiterung und Vertiefung des bereits tatsächlich erreichten 
Kirchenregiments der Landesherren. 

Ein Teil des Gewinnes, den derart die Beformation den evan- 
gelischen deutschen Fürsten brachte, kam auch den katholisch 
Gebliebenen zu: 2) die Ansicht vom göttlichen Ursprünge und reli- 
giösen Berufe der weltlichen Obrigkeit wurde Gemeingut aller; 
die alte Kirche selbst wurde gezwungen, Schutz und Anlehnung 
an die ihr treu verbleibenden Territorialmächte zu suchen; ein 
kirchlicher Staatsabsolutismus wird, wie Kahl treffend sagt, 8) die 
Parallele des evangelischen Territorialismus in den katholischen 
Staaten. 



») 8. namentlich Brieger „Die kirchliche Gewalt der Obrigkeit nach 
■der Anschauung Luthers** in „Zeitschr. für Theologie und Kirche** 2, 
527 ff. 

*) cf. Friedberg „Grenzen" 1, 100 ff. und Hinscbius „Staat und Kirche** 
p. 204. 

8) „System** p. 266. 
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L Teil. 

Das Streben nach LandesbistUniern. 



!• Errichtung toh eigenen Landesbistümern und Beein- 
flußung der Wahlen in den älteren Bistümern. 

Welche Bedingungen bot die spezifische Eigenart der Mark- 
gebiete, welche die letzten Babenberger in ihrer Hand vereinten, 
für die Stellung der staatlichen gegenüber der kirchlichen Gewalt, 
was ist das Unterscheidende gegenüber anderen Territorien, was 
waren die Vorteile, was die Nachteile? Aut der einen Seite die 
stärkere Amtsgewalt des Markgrafen, zu deren Schutze wenigstens 
Österreich selbst vor einer bedeutenden Durchsetzung mit reichs- 
nnmittelbaren Gebieten verschont und die den Babenbergern auch 
nach der Erhebung Österreichs zum Herzogtume in ihrer Sonder- 
stellung als Markherzögen gewahrt blieb; die frühzeitige Ausbil- 
dung eines zusammenhängenden landesfürstlichen Territoriums, die 
raschere und leichtere Entwicklung einer nach oben abgeschlos- 
senen, nach unten konzentrierten landesherrlichen Gewalt. All dies 
wesentliche Vorbedingungen, sollte der Kirche ihr universaler 
Charakter genommen und in einen territorialen verkehrt werden. 

Anderseits, welch gewaltige Hindernisse bot die kirchliche 
Organisation der altösterreichischen Er blande insgesamt! In zwei 
Kirchenprovinzen, Salzburg und Aquileja gelegen ; Österreich, Steier- 
mark, Kärnten und Krain geteilt unter die Diözesangewalt Fassaus, 
Salzburgs selbst und seiner Suffragane von Gurk, Seckau und 
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Lavant, südlich der Drau dem Patriarchat Aquileja unterstellt, i) 
— ein huntes, mannigfaches Bild und von Landesbistümern bei 
alledem keine Spur. Halt schon Eberhard 11. von Salzburg mit 
der Errichtung der Diözesen Seckau und Lavaut einem Bedürfhisse 
seiner Provinz nach geordneter kirchlicher Verwaltung ab, diese 
Bischöfe waren doch keine Landesbischöfe; in straflfer Abhängig- 
keit von ihrem Metropoliten, der sie ernannte und mit den Be- 
galien investierte, standen sie dem Landesfürsten, in dessen Ge- 
bieten ihre Sprengel lagen, durch ihre enge Verbindung mit Salz- 
burg eigentlich landfremd gegenüber;^) dem landesherrlichen Ein- 
fluß auf die Besetzung dieser Bischofsstühle, wie auf ihre Besitz- 
ungen war ein Riegel vorgeschoben, so unwirksam er sich auch 
auf die Dauer erwies. Den Gebrechen aber, die die große Aus- 
dehnung des Passauer Sprengeis, die weite Entfernung dieses 
Bischofssitzes mit sich bringen mußte, wurde nicht abgeholfen. 
Und der Salzburger und Passauer waren EeichsfÜrsten, der Gurker 
versuchte wiederholt es zu werden, 8) und alle Bischöfe behaup- 
teten Hoheitsrechte über ihre vom landesherrlichen Territorium 
umschlossenen Gebiete, die dem Landesfürsten gegenüber dem- 
selben versagt waren; geringer, wie erwähnt, in der alten Ost-^ 
mark, entzogen diese Besitzungen in den nach 1156 erworbenen 
Territorien dem Herzoge weite Landesteile. Blicken wir auf andere 
Grenzlande des Reiches,*) überall werden wir erkennen, wie die 
frühe Abhängigkeit der Bischöfe vom Lande dem Landeskircheu- 
tume die Wege bahnt. So vereint sich naturgemäß in unseru 
Gebieten das Bedürfnis nach Änderung der kirchlichen Verwaltung 
mit der politischen Tendenz, beide zu dem Ende, Träger der 
kirchlichen Organisation zu schaflfeu, deren Sprengel die Landes^ 
grenze nicht überschritte, die im Lande ihre Residenz hätten und 



<) A. V. Luschin „österr. Reichsgescli.** p. 184 f. — Für die Organi- 
sation der Diözese Passau vgl. Kerschbaumer „Geschichte des Bistums 
St. Polten« 1, 235 f., für Seckau und Lavant F. v. Krones „Verfassung 
u. Verwalt. d. Mark u. d. Herzogt. Steier** Graz 1897, p. 133 ff., p. 138. 

*) Deshalb kann ich v. Krones nicht beistimmen, der stets von der 
Gründung eines „Landbistums" Seckau spricht. 

s) J. Hirn „Kirchen- und reichsrechtliche Verhältnisse des salzb. 
Suffraganbist. Gurk« ^Gymn.-Progr. Krems 1872. 

*) Priebatsch „Staat und Kirche in der Mark Brandenburg« a. a. 0. 
19, 402, und v, Schubert „Schleswig-holst. Landeskirche«* a. a. 0. p. 107. 
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zugleich für sich und das Bistumsgebiet der Landeshoheit uuter- 
worfen wären. 

Sobald man daher von einem geschlossenen Territorium Öster- 
reich, der terra nostra des Landesfürsten, sprechen kann, sobald 
hierait auch die Stadt Wi6n aus der bloßen liesidenz des Herzogs 
die tatsächliche Haupt^^tadt des Herzogtums Österreich geworden 
war, taucht mit innerer Notwendigkeit der Gedanke auf, Öster- 
reich öder wenigstens einen Teil desselben der Jurisdiktion Passaus 
zu entziehen. Den Plan eines "Wiener Bistums, den schon 
Bischof Wolfger an Papst Cölestin HI. geleitet hatte und der an 
der offenen Absicht des Passauers, sein Hochstift aus diesem An- 
lasse zur Metropole erheben und der Provinzialgewalt Salzburgs 
entziehen zu lassen, gescheitert war,^) griff Herzog Leopold VI. 
wieder auf 2) und fand bei Innocenz III. 1207^) prinzipiell Gentigt- 
heit. Eine deutliche Steigerung der Ansprüche tritt während der 
Verhandlungen mit der Kurie hervor: zuerst nur der dritte oder 
vierte Teil, dann sollte gar die Hälfte von Österreich und ein be- 
deutender Teil der Steiermark die neue Diözese bilden, das Schot- 
tenkloster in Wien, nicht, wie ursprünglich projektiert, herzogliche 
Eigengüter zur Dotation verwendet werden; deutlich zeigt sich 
bereits in jener Ausdehnung der Diözese die Tendenz nicht allein 
gegen Passau, sondern auch gegen Salzburg selbst, deutlich wird 
auch anderseits, daß schon jetzt nicht bloß die offenbaren kirch« 
liehen Übelstände, die zur Motivierung herhalten mußten, sondern 
ebenso der — vielleicht durch das Vorbild von Prag und Olmütz 
angeregte*) — Wunsch nach einem vom Landesherm abhängigen 
Bistume die Sache in Fluß brachten. . Der Versuch wurde durch 
den Widerstand Mangolds von Passau, dem sich auch Eberhard 
von Salzburg und der Schottenabt beigesellt zu haben scheinen, 
vereitelt. Anders lag die Sache für Herzog Friedrich IL: aller- 

») Mon. Boica 28./2, 274; Blumberger-Dungel „Die Lorcher Fäl- 
schungen« A. ö. G. 4G, 287 ff. 

*) Neben Juritsch „Gesch. d. Babenberger" s. jetzt namentlich Ratzinger 
„Forschungen zur bayrischen Geschichte" 1898, p. 382 ff., „Das Projekt 
eines Wiener Bistums". 

3) Nicht 1208, wie Ratzinger p. 383 nach den Mon. Boica schreibt. 
s. V. Meiller „Babsnb. Regesten« 96, No. 94 und Starzer „Bl. f. L.-k. N.-ö." 
(1891), 25, 319, sowie Potthast Nr. 3085 und 3427. 

-) Ratzinger a. a. 0. p. 387. 
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dinga war durch die Gründung des Bistums Seckau, einen der 
klügsten Schachzüge Eberhards IL, die Einfügung eines Teiles der 
Steiermark in die neue projektierte Diözese unmöglich gemacht; 
aber Innocenz III. ebensogut wie Kaiser Friedrich IL war auf die 
Unterstützung des Herzogs angewiesen; unter Hinweis auf die 
beabsichtigte Erhebung Österreichs zum Königreiche konnte er für 
dieses den kirchlichen Mittelpunkt fordern. Ein Laudesbistnm — 
ob gerade in Wien, blieb noch fraglich — mit Koloman als 
Landespatron, sollte 1244 und 1245 erstehen;^) der Tod Friedrichs 
verhinderte die Ausführung. 

Man hat allgemein angenommen, damit sei dieses Projekt für 
mehr als ein Jahrhundert aus dem Gesichtskreise der österreichi- 
schen Landesfürsten verschwunden. Auffallend wäre dies vornehm* 
lieh» bei der ungemein gesteigerten politischen Bedeutung der Ost* 
lande in der otakarischen Zeit, auffallend auch bei der sonstigen 
energischen Betonung landestürstlicher Hoheitsrechte gegenüber 
der Kirche seines Landes seitens Otakars selbst. Tatsächlich tritt 
unter seiner Regierung zuerst der später von Eudolf IV. ver- 
wirklichte Gedanke einer Erhebung der St. Stephanskirche zu Wien 
zur KoUegiatkirche auf, 2) — eine Vorstufe zur Gründung eines 
Bistums ; nicht mehr das Schottenkloster, nicht mehr im Wider- 
streite mit dem Passauer, nein, im Einverständnisse mit Bischof 
Otto von Lonsdorf, dem alten Bundesgenossen Otakars gegen Bayern, 
sollte 1264 die Erhebung von St. Stephan geschehen. Was bei dem 
dauernden Einflüsse Otakars auf Passau, bei seinem günstigen 
Verhältnisse zu Clemens IV. dieselbe vereitelte, wissen wir nicht; 
sollte der Salzburger Kapitelstreit auch hierauf seine verderbliehe 
Wirkung geäußert haben? 

1) W. Haiithaler A. ö. G. 71, 268; Ratzinger p. 3S8 ff., dem ich 
gegen E. Michaels Ansicht, es hätte sich um Errichtung mehrerer Bistümer 
gehandelt, beistimme. 

i) Am 7. Mai 1264 bestimmt Bischof Otto die Einkünfte des ersten 
Jahres aller Benefizien der seiner Kollation zustehenden Kirchen zum Baue 
der Passauer Kathedrale, ausgenommen bei Tausch von Benefizien ; sed nee 
Wiennensem ecdes'am^ si post cessionem vel ohitum alicuius sui rectoris in 
conventualem ecclesiam mutari contigerity praemissis ohllgaH vo- 
Itimus ullo modo ; alias pf'oventus ipsius, dum vacaverU, praedictis usibtis de- 
cemim'us applicari, Kodex Lonsdorfian. f. 133», Kön. bair. allg. Reichs- 
archiv München; Mon. Boica 28./1, 389 (hier fölscblich „pt^ovinciis*" statt 
nproventus^). 
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Wir werden nun wohl auch die Hartnäckigkeit, mit der die 
Habsburger das Patronatsrecht Ton St. Stephan zu erlangen such- 
ten, begreiflicher finden ; immerhin hatte sich für sie die Situation 
s^hr geändert. Die Motivierung mit der mangelhaften Diözesan« 
Verwaltung konnte nach Errichtung des Passauer Officialats, nach 
Einsetzung dieses fachlich geschulten Berufsrichters und standigen 
Sachwalters des Diözesans in spmtualibus, die Ende des 13* Jahr- 
hunderts erfolgte,^) nicht mehr so ins Gewicht fallen. Dazu kamen 
die Verpflichtungen, die die ersten Habsburger gegen ihre Diö- 
zesane wegen der Verdienste derselben um den Aufbau der habs- 
burgischen Herrschaft zu beobachten hatten, — so gering Albrecht I. 
auch gleich anfangs die Autorität des Passauers geachtet zu haben 
scheint; 2) ferner die Tatsache, daß sich wiederliolt, so 1289 und 
1296,^) die Suflfragane in den Kriegen Albrechts I. mit Salzburg 
auf die Seite des ersteren gegen ihren eigenen Metropoliten stellten 
und speziell der Bischof von Passau*) sogar wegen der Weigerung, 
den Bann über Albrecht zu verhängen, 1289 von Nikolaus IV. 
zur Verantwortung gezogen wurde. All dies mag bewirkt haben, 
daß ein ofiPenes Hervortreten mit dem alten Plane nicht leicht 
möglich wurde ;^) an seine Stelle trat aber ein stilleres, unauf- 
fälligeres Unterminieren der Passauer Diözesangewalt: einerseits, 
indem die Herzöge beim päpstlichen Stuhle die Verleihung der 
Pontificalien an einzelne hervorragende landsäßige Stifter durch- 
setzten ;6) anderseits durch die weitestgehende Förderung der der 

*) H. Zschokke „Gesch. d. Metropol itankapit<»ls zu St. Stephrn in 
Wien** Wien 1895, p 1 ; F. Wimmer ^Gesch. d. Pfarr^ Hausleiten** „Bl. f. 
L.-k. N.-Ö.** 27, 13 (1893). 

«) Ende 128 t macht König Rudolf Albrecht Vorwürfe über die unge- 
bührliche Art, wie er an Bischof Gottfried von Passau geschrieben, quo 
wediante principatus apicem attigiati. Redlich Reg. Imp. Vl./I. No. 1869. 

8) Contin. Zwetl. Mon. Germ. SS 9, 658. cf. v. Luschin „Ost. Reichsg.** 
p. 185, Anm. 1. Für Freising s. FRA. II./31, 457: für Gurk den Frieden 
von 1293, Lichnowdky 2, Beilage 4. 

^) Salzburger Kammerbücher, H.-H.-St.-A. II., f. 3, No. 3. 

5) Ich kann ebensowenig wie Kopallik „Regesten z. Gesch. d. Erz- 
diözese Wien** 1, 4 finden, woher P. X. Schier ♦,Die Bischöfe und Erz- 
bischöfe von Wien** Graz 1777, p. 2, die Nachricht hat, Albrecht I. habe 
1306 beim Papste das Ansuchen um Errichtung eines Bistums in Wien 
gestellt. Zschokke a. a. 0. bringt dasselbe ohne Quellenangabe zu 1304. 
^) So schon 1260 für Klostemeuburg FRA 1I./4, 206 f.; 1287 für die 
Schotten in Wien, FRA II./IS, 74. etc. . 
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Jurisdiktion der ordentlichen Eircbenobern entzogenen Bettel- 
orden. 

Ende der Babenbergerzeit waren sie in die altösterreichischen 
Lcinde eingezogen, 1235 kennen wir eine vollständig organisierte 
österreichische Minoritenprovinz, am Schlüsse des Jahrhunderts 
umfaßte sie schon 25 Mannesklöster, 8 Elarissinenstifte und ein 
Tertiarierinnenkloster, — ein erstaunliches Anwachsen,^) wie es 
ohne Zutun des Landest Qrsten nicht stattfinden konnte. Natürlich 
erhob sich auch hier wie allerorts^) wegen der immensen Schädi* 
gung der Parrochialverfassung der heftigste Widerstand der Diöce* 
sane, des Säkularklerus und der alten Orden.*) Von Herzog 
Friedrich IL angefeindet,*) von Otakar begünstigt, 5) entwickelten 
sich Miuoriten und Dominikaner zu einer politischen Macht, die 
wesentlich zum Siege Rudolfs über Otakar beitrug. ß) Seit König 
Rudolf, dessen Wahl die Dominikaner mit größter Freude be- 
grüßten,') der die j^prophetarum imitatores*^) auch im Elsaß ^) 
und in Schwaben i®) forderte, die Minoriten mit Vorliebe im diplo- 
matischen Dienste verwendetet^) und bei der Einsetzung seines 
Sohnes Albrecht als Reichsverwesers von Österreich und Steier den 
Mihoritenbrüdern uud Predigern eine dem geschwornen Rate der 



•) s. G. Friess „Gesch. d. österr, Minoritenprovinz**, A. ö. G. 64, 120 
und Ratzinger „Forschungen zur bayrischen Geschichte" p. 532 ff.. „An- 
fänge der Bettelorden in der Diözese Paasau.** 

^) 8. K. Eubel ^.Gesch. d. oberdeutschen Minoritenprovinz** Würz- 
burg 1886, p. 22 ff., und C. Paulus „Welt- und Ordensklerus beim Aus- 
gange des 13. Jahrh. i.n Kampfe uoi die Pfarrechte« Essen läOO. 

«) s. z. B. betreffs der Dominikaner FRA. II./I, 21 f., ferner den 
Streit zwischen Stifö Klosterneuburg und den Dominikanern daselbst, A. 
ö. G. 2, 90. 

*) cf. das Schreiben Gregors IX. an den Herzog vom J. 1234 bei Friess 
p. 175, No. 1. 

*) Friess p. 13 t. Ferner H. Finke „Ungedruckte Dominikanerbriefe 
des 13. Jahrh.« Paderborn 1890, p. 12; Brief Nr. 20 und Nr. 76. 

«) Contin. Vindob., Mon. Germ, SS. 9, 708 und Contin. Praedic. Vindob. 
ebenda p. 730; cf. Friess p. 139. 

') Finke, Brief Nr. 59 ; cf. 0. ■ Redlich „Rudolf von Habsburg- p. 206, 

8) Finke, Brief Nr. 80 und p. 10. 

*) Kopp ..Eidgenössische Bünde« 1, 677 ff'. 

»0) cf. L. Baur „Ausbreitung der Bettel orden in der Diözese Konstanz** 
„Freiburger Diözesan- Archiv** N. F. 2, 24 und 37. 

^•) Belege bei Friess a. a. O.^p. 140. 
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Landherren ähnliche, Weün auch nicht verfassungämäßig geregelte^ 
Ingerenz auf die Begententätigkeit desselben zuwies,^) ist die 
Förderung der ßettelordein Haostradition der Habsburger. Ver-^ 
stärkt wurd6 sie noch durch den spänischen Einfluß, der sich in 
der warmen Empfehlung der Dominikaner durch König Jakob 
von Aragonien an seine Tochter Elisabeth, die Gemahlin Herzog 
Friedr. d. Seh., dartut.«) Genug, die Bedeutung der Bettelorden in 
den altösterreichischen Landen erreichte ihre Blüte mit der habs- 
burgischeu Herrschaft ; eine Lockerung des alten Diöcesanverbandes 
war damit eo ipso gegeben; daß diese den gleichen Tendenzen 
der Habsburger mindestens willkommen war, wenn sie auch nicht 
allein aus' diesem Motive die Mendikanten bevorzugten, liegt nahe ; 
namentlich wenn man dazu hält, daß gerade 1281 beide Orden 
ausdrücklich den Erzbischof von Salzburg und den Bischof vou 
Passau in Bom der Hauptschuld an der Feindschaft des Säkular* 
klerus bezichtigten, ») Albrecht I. also mit seiner Haltung in be* 
wußten Gegensatz zum Episkopate trat. Das Interesse des Landes- 
fürsten und der juogen Ordeu, die alte Organisation zu zersetzen, 
fiel eben zunächst zusammen, wenn es sich auch in der Zukunft, 
bei Errichtung neuer Landesbistümer, nicht mehr decken konnte. 
Die Bemerkung der Matseer Annalen^) ^Rudolfus dvx 
Atcstrie . . episco patum Pataviensem voluit transtulisse in Viennam* 
drückt in ihrer naiven Weise doch deutlich die nie ganz außer 
Acht gelassene Idee der Abtrennung Österreichs von der Passauer 
Jurisdiktion aus ; es gelang Rudolf nur, von Innocenz VI. im Jahre 
1358 die Erlaubnis zur Errichtung einer von der bischöflichen 
Gewalt eximierten KoUegiatkirche für einen Propst und 24 Kano- 
niker zu erhalten, die er 1.365 nach der Pfarrkirche St. Stephan 

*) Rudolf macht die Zustimmung derselben, sowie der Landherren 
und Bürger geradezu zur Bedingung seiner Einwilligung in die Erlassung- 
des Niederlagsprivilegs für Wien vom 24. Juli 1281 (Tomaschek „Wiener 
Stadtrechte" 1, 64). Vielleicht ist auf Rudolf selbst auch die entgegen- 
kommende Haltung zurückzuführen, die das Generalkapitel der Domini- 
kaner 1282 in Wien gegenüber den Ordinarien einnahm, (Reichert „Mo- 
num. Ordinis fratr, Praedicatorum*" III, Stuttgart 1900, p. 218. 

*) s. Zeissberg „Das Register 318 der aragonesischen Krone** Sitz.- 
Ber. d. Wr. Akad. 140, 10, Nr. 2 und 13, Nr. 4. cf. auch das Testament 
Elisabeths 1328, 0. Ö. U.-B. 5, 505. 

») Friess p. 149. 

*) Mon. Germ. SS. 9, 832. 
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tibertrag. 1) Kein neuer Oedanke, wie wir gesehen baben. Wie 
im allgemeinen die Idee eines umfassenden landesfQrstliofaen Eircben* 
regiments, so tritt auch die der Abschliessung seiner Territorien 
Ton der Gewalt auswärtiger Eirchenf&rsten in der Bndolf zuge- 
schriebenen Äußerung, er wolle selbst in seinen Landen Papst, 
Erzbischof, Bischof, Archidiakon und Dekan stin,^) scharf ans 
Licht. Mißlang auch jener Wunsch, so suchte er doch wenigstens 
das ihm anstatt eines Landesbistums bewilligte Surrogat, die 
«xemte Kollegiatkirche zu St. Stephan, in Äußerlichkeiten dem 
Bange eines Bistums gleichzustellen: vor allem in der roten, auf« 
fallenden Kleidung der Kanoniker nach Sitte der Kardinäle, 3) und 
in der Verleihung des ^österreichischen Fürstenranges'' an den 
Propst;^) ferner dadurch, daß er den exemten Abt von Melk, 
sowie die Prälaten Yon Gleink, Göttweig, St. Polten und Zwettl 
zur Abhaltung yon Festgottesdiensten mit den Pontifikalien in der 
Stephauskirche verpflichtete^) und von den verschiedeu&ten Stiftern 
das Versprechen jährlicher Leistungen, Zehnten und Gülten — 
ähnlich dem Kathedratikum der Bischöfe — für die Propstei er^ 
zwang.^) Bereits bei der Dotation hatte sich Budolf eine schwere 
Verletzung der Diöcesangewalt und des Eigentums Passaus durch 
eigenmächtige Inkorporation mehrerer der Kollation des Bi- 
schofs zustehender Pfarrkirchen in die Propstei und durch 
Usurpation des Patronats der St. Stephanskirche, den er erst nach- 
träglich 1365 vom Bischof Albrecht ablöste, 7) erlaubt Grund 
genug für Bischof und Kapitel in Bom gegen Budolf wegen Er- 



*) Genaueres bei A. Huber ^Geschichte Herzog Rudolts IV.** p. 219 f. 
und Zschokke „ Metropolitan kapitel" p. 3 ff. 

») An aal. Matseenses a. a. 0. 

») Huber a. a. 0. p. 130; Zschokke p. 47. 

*) Huber p. 131; Zschokke p. 57; Lichnowsky 4. Nr. 778, 

ö) Keiblinger ^Gesch. van Melk«* 1, 431. — „Urk.-B. d. Chorherren- 
Stiftes St. Polten" 1, 505 f. — Zschokke p. 53. — Q. z. G. Wiens I./4. 
Nr. 3516, 3520» 3522 etc. 

«) Naturalleistungen von Engelszell (0. Ö. ü. B. 8, 95), St. Florian 
(ebenda p. 111), Berchtesgaden (Lichnowsky 4. Nr. 336), Heiligengeist- 
«pitil in Wien (ebenda Nr. 603), Admont (Wichner „Adniont" 3, 68); 
Burgrecht von St. Polten (Ü.-B. v. St. Polten 1, 605 f.). Weiters s. 
Formbach, Schlegel, Kremsmünster, Renn, Zwettl bei Zschokke p. 49 f. und. 
Q, z. G. Wiens I./4. Nr. 3525—3541. 

') Steyerer „Commontarii pro historia Alberti** p. 545 ; Zschokke p. 52 f. 
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richtuug der exemten EoUegiatkircke und Einbebung des ceriuf 
census flir dieselbe Beschwerde einzulegen, i) Also kein Landes* 
bistum, aber doch eine der Kurie unmittelbar unterstellte kirch* 
liehe Korporation in der Landeshauptstadt, organisiert wie ein 
Katbedratkapitel und in den äußern Ehren diesem fast gleichge- 
stellt;, soviel erreichte Rudolf immerhin. 

Aber auch die zweite große Schöpfung Rudolfs IV., die 
Wiener Universität, die auch Albrecht V. im Streite mit Passau 
am meisten unterstützte, entwickelte bald eine lebhafte Agitation, 
gegen die Passauer Diöcesangewalt : sie hindert ihn, so klagt Bischof 
Leonhard 1449 in Rom, qtwminm iurisdictionem libere exercere 
valeat\^) und doch war Passau selbst schon lange von Ezemtions- 
gelQsten gegenüber der Metropole Salzburg erfüllt,^) 

Kaiser Friedrich III. ist es dann erst gelungen, das alte Ziel 
teilweise zu erreichen; in seine Regierung fällt die Gründung des- 
Bistums Laibach und die Einverleibung des Klosters Oberburg in 
dasselbe (1462),*) die Erhebung Wiens und Wiener-Neustadts zu. 
Bischofssitzen, deren Präsentationsrecht dem Laudesiürsten zusteht 
(1468);^) also Landesbistünier im vollsten Sinne, so klein auck 
ihre Diöcesen waren, so sehr auch Passau sich gegen die Aner- 
kennung des Wiener, ß) Salzburg sich gegen die des Wiener-Neu* 
Städter Bistums sträubte; so sehr auch der Metropolitan in Rom 
gegen die ohne sein Wissen und seine Zustimmung erfolgte Er- 
richtung des letzteren opponierte und seiner Geistlichkeit den Ge* 
horsam gegen dasselbe untersagte. 7) 



Hätten so die Versuche der österreichischen Landesfürsten,, 
eigene Bistümer zu errichten, nur späten und geringen Erfolg, so 
mußten sie gerade deshalb umsomehr ihr Augenmerk darauf 

1) 8. die Einleitung des kanonischen Prozesses darch den Kardinal- 
priester Egidius, 28./5 1366, Mon. Boica 30./2, 270 f. 

8) Mon. Boica 31./2, 413. 

«) Sclion Anfang des Jahrhunderts, s. Mon. Boica 31./ 2, 169 f., dann, 
in den Jahren 1415 fF., Hansiz „Germania sacra** 1, 496 tf. 

*) Orozen „Bistum und Diözese Lavant" 2, 197 ff. 

*) Kerschbaumer „Bistum St. Polten« 1, 657 ff.; Tomaschek „Recht» 
und Freiheiten Wiens** 2, 108 f. 

<«) Mon. Boica 31./2, 531 f. 

7) Nach 147G, A. ö. G. 56, 378 f, Nr. 5. 
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ricbten, den bereits bestehenden Bistümern ihren mehr 
oder weniger exterritorialen Charakter zu nehmen und eine an- 
fangs tatsächliche, später auch rechtlich begründete Ingerenz auf 
ihre Besetzung und weltliche Regierung zu gewinnen. 

In beiden Beziehungen war das Besultat gegenüber den Jün- 
gern salzburgischen SuflFraganbistümern ein rascheres und gün- 
stigeres als gegenüber den reichsunmittelbaren Bischöfen ; die Lage 
•der ersteren allein macht dies schon erklärlich. Man hat wohl 
4ingenoinmen, der Einsprach der Herzogin Theodora gegen die 
Oründung des Bistums Seckau X218 — 1219 sei nur auf die Ver- 
letzung der herzoglichen Patronatsrechte begründet gewesen ;i) 
mit Unrecht : im Namen des Landesfürsten als Vogtes der Propstei 
beschwert sich die Herzogin gegen die eins irrequisito assensu^ 
qui dehuit de iure requiri^ geschehene Erhebung zum Bistume.2) 
Also ein beanspruchtes landesiürstliches Zustimmungsrecht bei 
Gründung neuer Bischofssitze im Lande; aber das genügte nicht; 
•die Wahl einer persona grata erforderte schon das politische In- 
teresse des Landesfürsten bei allen Bischöfsstühlen. . Daher findet 
«s Erzbischof Eberhard II. von Salzburg schon 1244 für nötig, 
als er Seckau auf Bitten Herzog Friedrichs E. dessen Protonotar 
Ulrich verlieh, sich vom ersteren versprechen zu lassen, es erwachse 
ihm daraus kein Hecht an das Bistum oder auf Verbindlickeit 
seiner Bitte. 3) Die Entwicklung des unverbindlichen Ersuchens 
-der Herzoge zum beanspruchten Rechte wurde bezüglich der jün- 
geren SuflFraganbistüraer Salzburgs*) bis zur Wende des 14. und 
15. Jahrhunderts so stark, daß 1402 Erzbischof Gregor für die 

*) L. Leonard „Erhebung des Stiftes Seckau zum Domstifte" in „Stud. 
u. Mitt. a. d. Bened.- u. Zisterz.-O." 10, 214 f. Die Frage ist ja nicht, ob 
■die Zustimmung des Herzogs rechtlich erforderlich war, sondern ob er 
einen Anspruch auf Einholung derselben erhob. 

*) W. Hauthaler „Aus den vatikanischen Registern*^ A. ö. G. 71, 
^42, Nr. II. 

«) V. Zahn „Steierm. U.-B.« 2, 546. 

*) Bezeichnend ist auch die Eile, mit der kaum drei Tage nach dem 
Tode des Bischofs Johann III. von Gurk 1376 Erzbischof Pilgrim seine 
drei Kandidaten dem Gurker Domkapitel nominirt; gewählt wurde trotz- 
-dem keiner derselben, sondern der erste Propst von St. Stephan in Wien ♦ 
s. W. Hauthaler „Ein Salzburg. Registerbuch des 14. Jahrh.** Progr. Borrom. 
5alzb. 1893, p. 20 und B. SchroU „Seriea epiacoporum Gurcensium'' im „Arch. 
f. vateri. Gesch. u. Topogr." 15, 23. 
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Ausbildung eines solchen Gewohnheitsrechtes, dass ^die von Öster- 
reich . . von erhoerung solcher pet . . fürbas ein recht oder gewon- 
heit haben wollten** , ausdrücklich zurückweisen mußte ; i) daß 
ferner 1432 Herzog Friedrich d. ä. nach dem Tode des Bischofs 
Ernst sogar per facta iüicita et a iure reprobata scan(falosa et in 
provimia Salzhurgensi valde notoria^) die Transferierung des ihm 
ergebenen Bischofs Laurenz von Lavant nach Gurk bei der Kurie 
und beim Kapitel zu erreichen suchte und nur, da sein eigener 
Gesandter Johann Schallermann in Born für sich selbst dagegen 
intriguierte, sich zu einem gütlichen Vergleiche mit Salzburg her- 
beiließ; 3) auch aus diesem gieng Friedrich als Sieger hervor, und 
seine neuerliche Schadloszusicherung an den Metropoliten war eine 
reine Formsache,*) da die Auseinandersetzung zwischen dem neuen 
Bischöfe und dem von der Curie providierten Schallermann wieder 
Herzog Friedrich d. j. 1436 als , Landesfürst und Vogt* durch- 
führte I^) 

Von den reichsunmittelbaren Bistümern war Pas sau am 
meisten ähnlichen Versuchen des Landesfürstentums ausgesetzt, 
deren tieferen Grund die fortwährende Konkurrenz Österreichs mit 
Bayern bildete. So war es bereits 1215 zu einer Doppel wähl in 
Passau gekommen, deren endliche Entscheidung doch zu Gunsten 
Ulrichs, des Protonotars Leopolds VL, ausfiel.«) Läßt sich auch 
eine direkte Ingerenz Otakars und der Habsburger auf die Be- 
setzung nur in seltenen Fällen nachweisen, 7) so zeigt sich doch 
der Erfolg ihrer Politik darin, daß unter ersterera ein Prager 

>) Kleinmayrn „Juvavia" p. 251 f.; cf. Zauner „Chronik von Salz- 
burg« 1796, 3, 9. 

s) 8. die Klage Erzbischof Johanns bei der Kurie, Juvavia p. 253. 

») Chmel „Geschichte Friedrichs IV.« 1, 38 f.; Juvavia 252 f.; s. auch 
K. Tangl „Reihe der Bischöfe von Lavant« 1841, p. 139 ff. 

*) Chmel a. a. 0. p. 45. Die Rechtsverwahrung des Erzbischofs bei 
Lichnowsky 5. Nr. 3260. 

6) Chmel „Materialien zur Österreich, Geschichte« I./2, 41 f.; „Gesch. 
Friedrichs IV.« 1, 262 f. 

«) Schrödl „Passavia sacra*» p. 182 f. 

') So -wird 1 285 ab Alberto Äustrie duce. . . Pataviensi ecdesiae commm- 
datus Bischof Bernhard von Prambach gewählt (Hund-Gewold „Metropolis 
Salisburg« 1, 213); nach dessen Tode J313 wählt eine kleine Partei des 
Kapitels trotz kanonischer Defekte Herzog Albrecht von Österreich selbst, 
nach dem Tode des Gegenkandidaten setzt die österreichische Partei die 
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Dompropst, Wladislaw, ein Breslaner Kanoniker, Peter, unter 
letzteren seit Bischof Albert von Sachsen durchwegs Sprößlinge öster- 
reichischer Adelsfamilien den bischöflichen Stuhl bestiegen.^) Ein 
gefahrliches Präjudiz war dadurch geschaffen; wenn wir auch 
Kudolfä IV. Fiktion einer Schenkung der BistOmer Passau und 
Salzburg keine praktische Bedeutung fQr die Weiterbildung der 
habsburgischen Ansprüche beimessen. Zum offenen Zusammen- 
stosse zwischen dem bayerischen und öbterreichischen Einfluüe 
kam es endlich 1387; der Fall ist charakteristisch: der vom Ka- 
pitel frei Gewühlte resigniert, da er yon keiner der beiden Parteien 
Unterstützung erhoffen kann, die bayerischen Herzöge setzen bei 
der Kurie die Providierung ihres Verwandten Buprecht von Berg 
durch, auf Albrechts III. von Österreich Empfehlung wählt indessen 
die Majorität des Domkapitels Qeorg von Hobenlohe, und tat- 
sächlich vermag Österreich endlich doch wieder seinen Kandidaten 
darchzubringeu.2) 

Mit allen Zwangsmitteln suchen nunmehr überall die Herzöge 
schon wie ein gutes Hecht die Besetzung der Bischoft- 
stühle mit von ihnen vorgeschlagenen Bewerbern zu erreichen: 
ein weiterer Beweis für die erwähnte Stärkung der landesfürst- 
liöhen Prärogativen zur Zeit des Schismas. Wenig später findet 
der Prätendent auf die Salzburger Metropolitanwürde, Bischof 
Berthold von Freising, der Kanzler Herzog Albrechts IV., obwohl 
seine Transferieruug nach Salzburg durch lunocenz VII. rück- 
gängig gemacht worden, obwohl sich König Ruprecht^) und Sig*- 



einetimmige Postalation des erateren durch und Herzog Friedrich wendet 
sich selbst an König Jakob von Aragonien um Fürsprache beim Papste 
und beim Kardinalskollegium; die Provision Mit wieder auf einen Ver- 
wandten Friedrichs, Alberfc, Sohn Herzog Alberts IL von Sachsen. S. dar- 
über die Richtigstellungen H. v. Zeissbergs „Das Register Nr. 318" in 
Sitz.-B. d. Wr. Akad. 140, 55 f. 

1) 8. die ßischofsreihe bei Schrödl „Passavia sacra** ; cf. A. Erhard 
„Gesch. d. Stadt Passau" 1, 122, 127. 

8) Schrödl a. a. 0. p. 279, Erhard p. 141 f. Bezeichnend ist auch 
der Revers des zuerst Gewählten, des Dekans Hermann, vom Jahre 1387: 
„Das wir obgenanter enoeUer noch das eapitel dheinerlay tatdung nocJi hericht 
von unsei'B egenanten erweiten vder unserer wal wegen tun noch aufnemen suUen 
an des obgenanten tinsers herren herczog Alhrechts ganst uud willen^, Lttnig^ 
Spicil. Ecclesiast. 2, 802. Also eine förmliche Wahlkapitulation. 

3) 1404, s. „Deutsche Reichstagsakten-* 5, 556. 
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mund von Ui^arn^) für eben vom Et^itel rechtv^fiig gewäbhea 
und Ton Innocenz 8«merseita providaeitea Eberhard eipwtzteflt bei 
Herzog Wühelm intensire Untersti^bnmg:^) imd als ein Ttil imt 
Pasaaii£T Eapiteb sich endlich 1423 von der österreichischen 
Wahlbeeinflifö&ung freimacht xmA den Wiener Offizial Leonhaid 
Layminger, einen Bajrern von Qelmrtt wählt, verweigert Albrechi V. 
(fem von Martin Y. bestätigten Inhaber des Hochstiftes offen da« 
Anerkennung, und ein mehr als vierjähriger Kampfe) mit Tempo- 
raliensperre, Verbot ä»r Fm^blikation bischöflicher Dekrete, Appel» 
lation an ein allgemeines Konzil seitens des LandesfÜrstem, mit 
Yerbängung des Interdiktes seitens dea Papstes und Bischofs ent* 
spinnt uch, ein Eamp^ der dem Sigmunds von Tirol mit Nikolaus 
von Ci^a an Heftigkeit wie an prinzipieller Bedeutung wenig 
nachsteht. «In den herzoglichen Gebieten liegen die bebten Güter, 
die reichsten Einklkifte des J^ehofs, sub eiua proteceione, que 
nuUus promotus patest adipisci out adepia reHnere sine principis 
adhAim-io et favmre; starke Yesten Passaus greuzen an landes- 
herrliches Territorium, wird ein landfremder Mann, dessen ganzes- 
Geschlecht einem andern Fürsten, dem Bayern, dem alten Feinde 
Österreichs, untersteht, zum Bischöfe erhoben, dann muß ganz 
Österreich fürchten^ daß er einst dem Nachbarfürsten beistehen 
werde, dann ist neuer Kampf mit Bayern unausbleiblich, dann 
wird aber auch die Passauer Hochkirehe selbst darüber zugrunde 
gehen. Seit jeher haben die Päpste geeignete Männer, die die 
Herzöge von Österreich, die Yögte Passaus, erbeten, zu Bischöfen 
gemacht, den Bayern will Leonhard diese Yogtei zuwenden. Soll 
die Hingebung des Herzogs gegen die allgemeine Kirche, seine 
Yerdienste um Passau insbesondei e, zu eiuer Zeit, da der (Jeist 
des Husitismus und der Auflehnung gegen den reichen Klerus das 
Yolk durchbebt, mit der Bestellung eines Unwürd^en, der noch 
dazu des Landesfürsten Gegner ist, belöhnt werden?**) Der 



*) 1405, ebenda p. 653. 

*) Berthold usurpiert potencia Domini Wilhelmi dueis Au^ie die erz- 
bischöflichen Besitzungen; s. die „Exkommunikations- und Aggravations- 
schrift" Erzbischof Eberhards vom 30./6. 1406, H.-H.-St.-A. 

8) Am ausführlichsten handelt über den Streit Hansiz „Grermania sacra*^ 
1, 504 ff. und F. Kurz „Österreich unter K. Albrecht II.« 2, 7l ff.; 
cf. Erhard ^Gesch. d. Stadt Passau« 1, 163 f. 

*) Ich führe nur den wichtigsten Inhalt dieser Denkschrift, die AI- 
Do p seh: Forschungeu 1. 3 
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Herzog verweigert Martin V. offen seine »Zustimmung*,^) er 
verbietet seinen Untertanen unter Strafe der Güterkonfiskation und 
des Exils, dem Layminger anzuhängen.^) und* hält dies aufrecht, 
obwohl König Sigmund selbst für Leonhard eintritt >) Niemals 
ist das vitale Interesse, das Osterreich an der Besetzung Passaus 
hatte, so klar, so unumwunden ausgesprochen worden, wie in 
jenem Memorandum Albrechts Y. an die Kurie; eines der frühesten 
und bedeutungsvollsten Manifeste der aufstrebenden landesherr- 
lichen Kirchenhoheit, viel zu wenig noch beachtet, liegt in ihm. 
Und Bom, obwohl der tatsächliche Erfolg auf seiner Seite lag, 
konnte sich doch den moralischen nicht zuschreiben: man lese 
nur, wie Martiu das kaum verhängte Interdikt wieder aufhebt/) 
wie er sich bei Albrecht entschuldigt i^) er habe nicht gewusst, 
daß Leonhard dem Herzoge so mißliebig sei, sonst hätte er ihn 
nicht ernannt; nun könne er ohne grosse Schädigung der Kirche 
die Sache nicht mehr ändern, in Zukunft wolle er ihm gefallig 
sein, — wie er endlich umsonst in der Bestellung eines Vikars 
für Leonhard ein schwächliches Aushilfsmittel sucht! 

Mit Friedrich III. wechselt diese Seite der landesfürstlichen 
Kirchenpolitik gänzlich um: nicht mehr aus eigener Machtvoll- 
kommenheit, sondern mit Ausnützung der Kurie zur Beseitigung 
des Wahlrechtes der Kapitel, des Ernennungsrechtes des Metro- 
politen sucht er die Besetzung der Bistümer in seine Gewalt zu 
bekommen. Einer der Hauptpreise für den Eintritt Friedrichs mit 
den österreichischen Erblanden in die Obödienz Eugens IV. war 
das landesherrliche Nominationsrecht für Trient, Brixen, Chur, 
Gurk, Triest und Piben, das ihm 1446 verliehen wurde ;6) ein 
Recht, das Pius II. auf das Bistum Laibach, 7) Paul II. auf Wien 

brecht V. Ende 1424 oder Anfang 1425 nach Rom sandte, an. Einen 
Auszug gibt auch Hansiz a. a. 0. p. 514 ff. und Kurz a. a. 0. p. 73 ff. Das 
Konzept liegt im H.-H.-St.-A. 

*) In talis extranei promotionem consentire non potest. 

2) Hansiz p. 508. 

8) Altmann „Regesten K. Sigmunds*» Nr. 6460, 6461. — 

*) 29./6. 1425, Mon. Boica 31./2, 201. 

ß) Or. vom selben Datum H.-H.-St.-A. ; Inhalt bei Kurz a. a. 0. p. 78 ff. 

6) Schwind-Dopsch p. 360 f.; bestätigt von Nicolaus V. am 18./8. 
1447; Bestätigung Pius IL v. J. 1460 bei Chmel „Regesten Friedrichs III.« 
Beilage Nr. 100. 

7) 1463, Chmel ebenda Nr. 4008. 
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und Wiener-Neustadt 1) ausdehnte. Doch nicht diese nur auf 
Lebenszeit des Kaisers erteilten Verleihungen boten die dauernde 
Grundlage für die Zukunft; erst daß Sixtos IV., um die ver- 
lorene Gunst Friedrichs wiederzugewinnen, das Präsisntationsrecht 
für Wien und Wiener-Neustadt ad omnes et singtdos Austriebe duces 
jpro tempore existentes perpetao, das für die sechs zuerst ausgelieferten 
Bistümer ad nostrum et dictae sedis beneplacitum ausdehnte,*) schuf 
wenigstens für erstere die Basis der heutigen Verhältnisse. 

In den andern Bistümern ein Durchdringen der kaiserlichen 
Wünsche von Fall zu Fall : durch päpstliche Hilfe bringt Friedrich 
Lavant, obwohl Nicolaus V.^) und Paul II.*) selbst dem Erz- 
bischofe das Recht, seine SuflFragane zu ernennen, gewahrt hatten, 
an ißinen seiner Anhänger ;5) Bischof Laurenz von Gurk zahlt für 
die Ernennung zum Bischöfe und das Versprechen des kaiserlichen 
Schutzes einen jährlichen Zins; ß) im Einverständniße mit der Kurie 
führt der Kaiser seinen Streit um die Bistümer Freising (1443),^) 
Passau (1479)®) und um Salzburg selbst (von 1470 an).^) Wenn 
er dann noch durch Sixtüs IV. in 17 Bistümern und Erzbistümern 
des Beichs,^^) darunter auch den reichsunmittelbaren Hochstiftem, 
deren Diözesen sich über seine Erblande erstreckten, jede Wahl 
oder anderweitige Besetzung vor Auflforderung durch den Kaiser 
verbieten ließ, so ist wohl genugsam ersichtlich, wie wenig von 
•einer selbständigen, von jeder höheren hierarchischen Stufe und 
vom Wahlrechte der Kapitel unabhängigen Ernennung der Bischöfe 
•durch den Landesherrn man noch entfernt war.^i) 



*) 1469, bestätigt 1473 von Sixtus IV.; Chmel „Monum. Habsburg**. 
I./1, 316 ff. 

«) 1480, Chmel „Monu n. Habsburg»* I./3, 31 f. 
8) 1447, Zauner „Chronik von Salzburg«* 3, 77. 
*) 1466, Hansiz „Germania sacra*» 2, 518. 
») cf. F. M. Mayer, A. ö. G. 55, 175. 
«) Chmel „Regesten Friedr. III.- Nr. 7208. 

7) Chmel „Gesch. Friedr. IV." 2, 618. 

8) Erhard a. a. 0. 1, 194 ff. 

*) F. M. Mayer „Die Abdankung des Erzb. Bernhard von Salzburg" 
A. Ö. G. 55, 175 ff. ; A. Bachmann „D. Reichsgesch. i. Zeitalter Friedr. III. 
^i. Max I.** 2, 666 ff. 

i'^) Mon. Habsburg 1./3, 385 ff. cf. Bachmann p. 671. Anm. 1. 

1») Für Gurk vereinbarte 1535 Erzbischof Matthäus Lang mit K. Fer- 
dinand I., daß bei Vakanz des Bistums zu je zwei aufeinanderfolgenden 

3* 
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il. Ble Yogtel tlber die Hochstifter nnd die Beseitigung; 

der Enklaren. 

Boten tatsächliche Yerhältmsse Rudolf IV. die Grundlage, sieb 
ganz, allgemein von Karl lY« die Yoglei«ix über «Bistümer,. 
Abteien . ,* bestätigei^ zu la^sei^ »deren rechte Erbvögte die Her- 
:töge sind und von Rechtswegen sein sollen* ?i) Oder haben wir 
nur eine mit d^n iaklischeo. Verhältnissen im Widerspruche stehende 
Prätension des Landesf&rsteoi vor uns, die Schirmvogtei über die 
I(ocbstifter als solche -^ über einzelne Besitzungen derselben be- 
stand sie ja unbestritten, — in seinß Hand zu b^ommeu? Durch 
Vertrag oder einen andern fonnellen Rechtsakt wq^ sie, so viel ist sicher, 
in keinem der uus berührenden Fälle festgesetzt; es kam nur 
darauf an, wo das Kräfteverhältnis zwischen dem Landesfürsten 
und dem Bistuoie die Ausbildung eines Gewohnheitsrechtes er- 
möglicht hatte. 

Als princijpalis et praecipuus advocatus des Hochstiftes Seckau 
bezeichnet sich bereits Otakar,^) und als 1361 Gurk erklärte,. 
stets den Ältesten unter den Herzögen als rechten ErbTOgt immer- 
dar anzunehmen, und sich ihm und seinen Nachkommen zur 
Treue verpflichtete, war die Motivierung, die Landesfürsten seiea 
,,von alter und erblicher zuvaüung irer vordem und vorvarn^^ 
rechte Vögte des Gotteshauses und seiner Besitzungen gewesen. s) 
Eine überkommene Gepflogenheit, deren zweifelhafter Eechtskraft 
Rudolf einen sicheren Kückhalt geben wollte; deutlicher noch ist 
die Absicht in der bekannten Bestimmung des Privilegium Mait^s^ 
die Herzog Ernst die Bistümer Salzburg und Passau schenkte 
und konsequenterweise die Landesfürsten als advocati et domini 
derselben bezeichnete.*) Tatsächlich konnte von einer Schirm« 



Malen der Landesfürst, nur jedes drittemal der Erzbischof von Salzburg 
den Bischof ernennen und mit den Regalien belehnen solle. J. Hirn. 
„Kirch, u. reichsr. Verh. d. Bist. Gurk** Gymn.-Progr. Krems 1872, p. 56. f.. 

>) 1361, F. Kurz „Österreich unter Rudolf IV." p. 353. Beil. 10; 

«) 1269, Emier „Reg. Bohemiae** 2, 251, Nr. 643. 

8) Schwind-Bopsch p. 212 f. Erneuerungen von 1366: Lichnowsky 4> 
Nr. 756; 1424: ebenda Nr. 2177; 1433: ebenda Nr. 3274; 1436: Chmel 
„Materialien** l./l. Nr. 166 p. 26. 

*) A. ö. G. 8, 109; cf. Berchtold „Die Landeshoheit in Österreich 
nach den echten und unechten Freiheitsbriefen** München 1862, p. 149 f^ 
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vogtei der Habsburger tib^ diese beiden Hoch^Äer nie die Bede 
sein; dafür wenigstens hatte atich der Umstand, daß die tischen 
Privilegien später reicbsrechtliche Gfltigkeit ^erlangten, keine Be- 
defatnng.i) Na<^ dem Aussterben der Grafen von Plaien wollte 
Sakbnrg das Amt «nes PrinzipaiYogtes nicht mehr besetzen*) nnd 
nie bezeicfanen sich die Herzöge als Schirmvögte des Erzstiftes 
selbst ; nulla rcdiöne possurd nee debent admitti^ setzt Karl IV. 
täpeziell jenen Forderungen Rudolfs IV. betrefiFs Salzburgs und 
Passaus eni^gegen,») und ohne mit einem Worte des Herzogs zu 
gedenken, vergibt der Erzbischof die Schirmvogtei »über alle seine 
Leute und Güter, die er und sein Gotteshaus in Österreich haben*, 
als widerruflieh unter ausdrücklicher Verwahrung gegen jedes Erb- 
recht östermchischer Ministerialen.^) Alles Argumente, die eine 
herzogliche Schirmvogtei üb^ das Erzstift, v*'enn nicht schlechter- 
dings ausschließen, so doch äu&erst unwahrscheinlich machen.^) 



<) cf. Wattenbaoh A. ö. G. 8^ 90 und A. Jftger „BeitrÄye zur österr. 
Geschichte« 1855; 1, 27. 

«) ürk. vom 30./12. 1225 für Reichersberg, 0. Ö. U.-B. 2, 658: „verum 
qufa Siüzhurgensis ecclesia nosiris temporfbus habere desit advocatutn . . ., 
^tiatnai ipsi mccessores nostri, qitad nm (mdimut, priHcipale^ ut quondatn m 
suis redditibus habere voluerint advocatutn. cf. Juvavia p. 328 und E. Richter 
„Untersuch, z. histor. Geogr. d. ehern. Höchst. Salzburg* in M. J. ö. G., 
1. Erg.-B. p. 647. Ähnlich beslämnit 1245 Biijchof Siegfried von Regens- 
bnrg, die Vogtei Über das Bistum fotten nicht mehr zu Lehen zu geben, 
«<md«n der Mensa des Bischofs zu behalten: Ried „Kod. DipL Ratisb.« 
1, 404. 

») 8. S. Steinhert „Karl IV. und die dsterr. Freiheitsbriefe«» M. J. ö. 
ö. »., 70 und Beilage I. p. 79, Nr. 20-22. 

«) S. Revers Leufcolds von Kuenring vom 21B./6. 1349 iA den Salzburger 
Kammerbttchern (im H.-H.-St.-A.) 2^ 208, Nr. 283; den Heidenreichs von 
Meissau ^om 24./*. 1358, ebenda p. 819, Nr. 418; den Ottos von Meissau 
vom 15./3. 1408 ebenda 3, 161, Nr. 86; den Ulrich Eitzingers vom 22./8. 
1450 im „Not.-blatt" der Wr. Akad. 3, 415, Nr. 156. 

*) Dem gegenüber möchte ich auch den Bericht des sogenannten 
Anonymus Leobiensis, Böhmer, „Fontes Rer. Germanic.** 1, 294, zum 
Jahre 1261: „ülricus archiepiscopus . . ad curiam properat et . . Otähsrum 
^efensorem ecdesie (mpetraf^ nur als Empfehlung ia den Schutz des Königs 
fassen, nicht aber mit V. Krones („Die Herrschaft K. Otakars II. in Steier- 
mark** in „Mitt. d, bist. V. f. Steierm.« 22, 71) die Übertragung der 
Vogtei des Erzstiftes durch Urban IV. an Otakar daraus folgern. Und sollte 
selbst für Otakar jene Auslegung berechtigt sein, so wurde doch keines- 
falls damit ein dauerndes rechtliches VerhÄlfeu« geschaffen; denn in der 
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Der Wandel hierin hängt mit der Ausbildung einer allgen.einen 
landesfürstlichen obersten Vogtei über alle innerhalb der Grenzen 
des Territoriums gelegenen Kirchen und Eirchengüter, sowie mit 
der gesteigerten Auffiißung von den im Landesfürstentume be- 
rahendeu Pflichten kausal zusammen; auch die starke Betonung 
des herzoglichen Schutzes in den BQndnissen trägt dazu bei, daß 
man demselben allmählich auch die rechtliche Form der Vogtei 
geben will, die ja die gleiche Verpflichtung, aber viel weitere 
Bechte für den Landesfürsten in sich schloß. Daher das Aner- 
bieten Albrecht V. an die Kurie, dokumentarisch seine Vogtei 
über das Bistum zu beweisen,^) die Befürchtung, Leonhard Lay- 
minger könne dieselbe Bayern zuschanzen; jener Beweis konnte 
sich nur auf ein herzogliches Schutzversprechen in einem Bündniße, 
diese Befürchtung wieder nur auf ein Defensivbündnis Passaus mit 
Bayern gegen Österreich beziehen. Weder der Herzog, noch die 
Universität Wien, seine Helferin im Streite um den Passauer Stuhl, 
der Leonhard nicht mit Unrecht die Hauptschuld an demselben 
beimaß, 2) waren sich wohl selbst ganz klar über den rechtlichen 
Unterschied zwischen landeslürstlichem Schutze schlechthin und 
Vogtei. Der Anspruch des Landesfürsten, seinen Schutz über die 



Folgezeit wird der Schutz der salzburgisclien Besitzungen durch den Landes- 
fürsten stets erst vertragsmäßig für die Dauer der Vereinbarung festgesetzt, 
was mit einer bestehenden Schirmvogtei kaum zu vereinbaren wäre. Die 
Erzählung Hanaiz' „Germania sacra** 2,444: 1314 habe Erzbischof Wichard 
sich und seine Kirche in protectionem ducum veluti advocatorum mit der Be- 
dingung gegeben, daß bei Vakanz des Erzstiftes alle Beamten mit sämt- 
lichen Besitzungen nur jenen gehorchen und alle Lehen de manu arcJu^ 
ducum veliU advocatorum et protectorum Husdem ecclesie verliehen werden 
sollen, ist schon von Kleinmayrn „Juvavia** p. 484 mit Recht zurückge- 
wiesen worden. Neuerdings nimmt sie L. Schmued „Zwei Vorträge ü. d. 
Bezieh, d. souveränen Erzstiftes Salzburg zu Österreich« in „Mitt. d. Ges. 
f. Salzb. Landesk.*» 26, 80 wieder auf; allein im Originale des Bünd- 
nisses im H.-H.-St.-A. findet sich kein Wort von der Vogtei; überdies be- 
weist schon der Ausdruck archiduces, daß Hansiz keine echte Urkunde 
vorlag. 

*) „Advocatia, quae solum ad ipsum ducem spectat et non ad alium, quam,- 
vis aemuli pacis contrarium muüis credentihus praedicarunt, de quorum falsi- 
tüte per me decretorum hie sunt documenta*" ^ Hansiz „Germ, sacra" 1, 511. 

«) Hansiz, 1, 517. — Die Universität bezeichnet Albrecht sAs advocatus^ 
fautor et defensor praecipuus ecdesiae Pataviensis ; Chmel in den „Denk- 
schriften«* d. Wr. Akad. 2, 318, Anm. 1. 
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Hochstifter in eine Schirmvogtei zu verwandeln, blieb vorerst ein 
einseitiger und wurde weder von Passau, noch als sich Kaiser 
Friedrich IIL in analoger Weise als »rechten Erbvogt* des Erz- 
stiftes Salzburg erklärte,^) von diesem anerkannt. 



Wir werden wiederholt darauf zurückzukommen haben, welche 
Handhaben diese angemaßte Yogtei dem Landesfürsten zur Er- 
reichung des bereits erwähnten Zieles bot, die in seinen Territorien 
gelegenen Besitzungen der Hochstifter seiner Landesherrlichkeit zu 
unterwerfen. Einen großen Teil derselben trug er selbst zu Lehen ; 
diese hochstiftischen Lehen bildeten bekanntlich die wich- 
tigste Stütze der Dynastieen in unsem Territorien. Daher das 
beharrliche Bemühen, sie zu vermehren, das Lehensband jedoch 
selbst zu lockern; diese Versuche sind nicht den Habsburgem 
allein eigentümlich, die Babenberger und Otakar stellten sie schon 
mit gleicher Energie an; die Tendenz, diese Lehen der Bistümer 
möglichst in der eigenen Hand zu vereinen, läßt schon Herzog 
Leopold YI. den Erzbischof Eberhard 11. von Salzburg zu dem 
Versprechen bewegen, er werde alle in Zukunft in den Herzog- 
tümern erledigten Lehen und Kirchen nur mit Willen des Herzogs 
jemandem verleihen; Innocenz IIT. selbst muß eingreifen, um die 
Unabhängigkeit des kirchlichen Besitzes zu wahren.^) Passan und 
Salzburg suchen sich durch Registrierung ihrer Lehen seitens 
Herzogs Friedrich ü. vor einer Entfremdung durch eventuelle In- 
testaterbfolger desselben zu schützen B), und Episkopat und Landes- 
herr sind sich in gleicher Weise klar, wie unerläßlich dieser Be- 
sitz für eine starke landesherrliche Gewalt ist; aus diesem Grunde 



•) 9./3. 1479 in einem Schreiben an die Suffragane wegen der Ab- 
dankung Erzbischof Bernhards. Chmel ^Monum. Habsburg.*» 1/3., 8, Daß 
Friedrich den Anspruch als LandesfÜrst, nicht als Kaiser erhob, beweist 
der Ausdruck ^erbvogt*", 

*) 1215, V. Zahn „Steierin. U.-B.« 2, 206, Nr. 135. 

8) 0. Ö. Ü.-B. 3, 101 f.; cf. Buchinger „Geschichte von Passau** 
2, 50?, und „Steierm. Ü.-B.** 2, 515 f.; cf. v. Erones „Verf. und Verw, 
d. Mark u. des Herzogt. Steier** p. 207 f. Ähnlichen Zweck hatte . auch 
das wahrscheinlich 1277 gleichzeitig mit der Belehnung der Söhne König 
Rudolfs angelegte Verzeichnis .der salzburgischen Lehen der österreichischen 
Herzöge in Steier und Kärnten; Krones a. a. 0. Anhang Nr. 235, cf. p. 291 f. 



Digitized by VjOOQIC 



— 40 — 

eeheot Bieh Otakar nicht, sdbst durch Versieht auf einselae 
Hoheitsrechte über passanische BesitKongen in ö^rreieh, dnrch 
QeldentBchädignng an den Bischi^^) sowie dordi Aosschaltang 
der Pfarre HoUabrann ans dtaat Lehenskomplexe die Belehnong 
zu erkaufen;^) aus demselben Motive gesteht König Budolf {&r 
die Belehnung seiner Söhne allen Bischöfen, mit Ausnahme des 
Freisingers und Bambei^rs, eine Verringerung der Lehenstnasse, 
eine Vergrößerung des Dominikalbesitses aus derselben 2u;>) be- 
zeichnend tritt dazu die starke Einschärfung der Heimfallsbestim'- 
mungen für den Fall sohnelosen Todes des Lehenstragera,^) wie 
denn auch der vor König Budolf gefällte Bechtsspruch,^) kein 
Kirchenfürst dQrfe ohne Zustimmung s^es Kapitels neue Lehen 
vergeben, eine wesentliche Erschwerung für die Bildung eines ein* 
heitlichen landesfürstlichen Territoriums bilden mußte. Man si^t 
demnach, auch in dieser Lehensfrage macht die rudolfiuisehe Re- 
gierung in den Ostlanden^ um die Schaffung der neuen Hausmacht 
zu ermöglichen, notgedrung^i bedeutende Zugeständnisse auf Kosten 
des LandesfQrstentums, das unier Otakar dem Episkopate zur Ge- 
&hr geworden. Gerade gegen diese Konzessionen setzt dann die 
Beaktion des Laudesherrn unter Albrecht L ein; das Bestreben 
nach Bevindikution des alten^ durch Budolf verminderten Lehens- 
standes bildet eine Hauptursache seiner langjährigen Streitigkeiten 
mit Salzburg.^) 

») Schwind-Dopsch, p. 90. 

«) Bl. f. L.-k. N.-Ö. 18 (1879), p. 117. 

«) Passau: Schwind-Dopsch p. 117 f. Regensburg: Ried „Cod Dipl. 
Ratdsb." 1, 565. Sj^zburg: Redlich ^Reg. Imp.«* VI./1. Nr. 823, — Bam- ^ 
berg: 0. ö. Ü.-B. 3, 502 ff. 

♦) s. namentlich 1277 Freising gegenüber Rudolfs Söhnen, FRA 11/31, 
348 f. 

«) Mon. Germ. LL. % 412, Redlich ^Reg. Imp.- VI./l. Nr. 670. Das 
betont auch schon 0. Lorenz „Deutsche Geschichte** 11/ 1, 167 f. 

«) Eine Gegenüberstellung des Belehnungsreverses K. Rudolfs vom 
21./7. 1277 (Juvavia p. 384) und des Friedens Albrechts I. mit Erzbißchof 
Konrad vom 24./9. 1297 (Lichnowsky 2, Beilage Nr. 9) zeigt dies klar: 
gerade di« von Rudolf dem Erzbischofe bei der ßelehnung zugestandenen 
Einkünfte „und atoaz des guetes ist, daz unser hert^ und vcUet' chunich Budolf 
von Borne, dem got genad, dem goteshaus vor aus lie, do uns und nnset^n 
bruedem von dem erczpischolf Fr Umziehen unser lehen vrrlihen imren*", be- 
dingt sich Albrecht ttlr seinen Verzicht auf Radstadt und die Vogt:>i übors 
Admontergut aus. 
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Es kann nicht unsere Aufgabe sein, die Beseitigung der 
bochetiftischen Enklaven iu den landesfftrstltchen Terri- 
torien im Einzelnen darzulegen ; umsomehr, als Strnadt^) erwiesen 
bat, wie dieser Prozeß sogar in jenem nicht von herzoglichem 
Oebiete umscfalo^enen Besi^ des Passauers, über den der Bischof 
die volle Landeshoheit hatte, vor sich ging, und v. Luschin^) in 
Allgemeinen Zügen dargetan hat, wie die Landesherm das geist- 
liche Gebiet — wo dies noch nicht der Fb\1 war — einschlössen, 
wie sie es durch Gewalt und Lehensübertragung, sowie freiwillige 
Zugestandnisse der Bischöfe stückweise an sich rissen, mit ihren 
Ministerialen duitshsetzten, bischöfliclie Vasallen in ihren Lehens- 
verband aufeahmen und endlieh selbst ihr Lehensband durch 
Außerachtlassung der Lefaensnahme von den Bischofen verblassen 
ließen. Stärkere Betonung aber verdient wohl, daß gerade erst 
mit den Habsburgern diese Eingriffe so recht energisch einsetzen. 
Nur die Gleichartigkeit des Verlaufes auch gegenüber den eigenir* 
liehen Enklaven sollen die wenigen herausge;?riffenen Beispiele 
dartun. 

Zunächst der mittelbare oder unmittelbare Erwerb der Bis- 
tumsbesitzungen auf rechtlich unanfechtbarem Wege 
durch Ausnützung finanzieller oder politischer Bedrängnis der 
Hochstifter: wie dort im Nordwesten des heutigen Oberösterreich, 
wo schon König Rudolf selbst zu Gunsten seines Sohnes Albrecht 
in den passauischen Reichslehenbesitz eingriff,*) Albrecht III. die 
hochstiftischen Lehen der Grafen von Schaunberg: Viechtenstein, 
Rannarigl, Ober- und Niederwesen, Haichenbach, Velden und 
Riedeck dem Bischöfe 1583*) nur gegen das Versprechen aus- 



») ^Geschichte der passauischen Herrschaft im obern Mü hl viertel, 
namentlich des Landgerichtes Velden**, 20. Bericht des Museum Francisco- 
Carolinum; „Landgeriht Peuerbach" ebenda 27. Bd.; „Herrschaft Windeck» 
A. ö. G. 17. Bd. 

•) „Geschichte des Älteren Gerichtswesens in Österreich** Weimar 1879, 
p. 38 ff. 

«) Rudolf verleiht 1288 an Albrecht Schloß Morsbach non obstante, si 
dictum caatrum venerahili patri Wernhardo ecdesie Patavknsis episcopo quon- 
dam ciHnm^mns. 0. ö. U.-B. 4, 95 f. 

*) Hund-Gewold „Metropolis Salisburg.»* 1, 27S ff'.; s. auch F. Kurz 
„Österreich unter Albrecht lll.**, 2, 242 f. und Lichnowsky 4. Nr. 2185. 
Daß Passau sich später von dies3r drückenden Verpflichtung wieder loszu- 
machen suchte, beweist die Beschwerde Albrechts V. \oin Jahre 1417, 
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lieferte, er werde sie ihm stets o£Feii halten und nur an öster- 
reichische Dienstmannen mit Willen des Herzogs versetzen oder 
veräußern; wie er damit den wichtigsten Schritt f&r ein Vor- 
schieben der Landeshoheit und der Landesgrenze gegen Passau 
tat; wie ferner durch die Auftragung der passauischen Lehen 
Schaunberg, Stauf, Neuhaus und Eferding an Albrecht nach der^ 
selben Fehde die Beste passauischer Landesherrlichkeit auch im 
alten Traungau der Auflösung entgegengingen^) und der Herzog 
1389 mit der Ffandnahme des Schlosses Oberburg^) selbst eines 
der letzten unabhängigen Landgerichte des Bistums angriff; so 
gelingt es ihm auch, vom Bischöfe Lambert von Bamberg den 
Besitz seines Hochstiftes im Atergau, Frankeiiburg und Atersee,^) 
sowie von Büdiger von Starhemberg nebst seiner Burg Starhem- 
berg, dem Markte Hag u. a. auch bambergische Lehen käuflich 
zu erwerben,*) um dann durch Gewinnung des schaünbergischen 
Kammer den Atergau ganz sich anzueignen. Überall, wo größere 
oder kleinere dieser exterritorialen Gebiete sind, derselbe Prozeß 
der Absorbierung bischöflicher Besitzungen durch den Landes- 
försten: so föUt bei Wien das regensburgisehe Ort,*) das frei- 
sing^sche Gablitz,^) so auch die erledigten Begensburger Lehen des 
Hans von Pfannberg, ?) die heiragefallenen Gurker Lehen Fried- 
richs von Pettau,^) in Kärnten noch vor Erwerb des Landes das 
salzburgiscfae Löschenthal und I^avamünd an sie ;^) ein typisches 
Bild bietet derart die passauische Herrschaft; Schwadorf bei St Pol- 
ten, deren Exemption 1215 der Bischof durch Intervention des 



Notizenblatt d. Wr. Akad. 3, 379; cf. auch noch Strnadt „Velden'' 
p. 215, p. 224, und E. Werunsky „österr. Reichs- und Rechtsgeschichte»* 
p. 235. 

») 8. die Urkunden im Notizenblatt 1, 376 ; Lünig „Spicileg. ecclesiast." 
2,801 f. und Lichnowsky 4. Nr. 1812, Nr. 2184. cf. Strnadt „Peuerbach** 
p. 402. 

2) Kurz a. a. 0. p. 123. Bei Versetzung oder Veräußerung haben die 
Herzöge oder ihre Dienstraannen die Vorhand. 

«) Strnadt „Peuerbach** p. 398. 

*) Lichnowsky 4. Nr. 1442. 

6) Durch Lehensauftragung seitens der Schaunberger s. unten p. 46. 

«) 1337 durch Kauf Ottos d. Fr. FRA. 11/35, 253 f. 

') 1363, Lichnowsky 4. Nr. 469. 

8) 1363, ebenda Nr. 445. 

«) 17./3. 1302, Or. H.-H.-St.A. 
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Kaisers hatte erringen müssen,^) die 1398 zu Leibgeding an die 
Herzöge kam.^) 

Auch inner Landes sind die treuesten Helfer der Habsburger 
in ihrem Trachten nach £inschaltnng der fremden l^omplexe in 
den einheitlichen Organismus des Territoriums die vom landgeses- 
senen Adel 80 vielfach angefeindeten ^Schwaben^; den Walseern 
fallt die Hauptrolle zu, wie gegen die Schaunberger, so sind sie 
auch gegen die passauischen und freisingischen Besitzungen in 
Österreich u. d. Enns die , Mauerbrecher der Landeshoheit der 
Habsburger* 3) geworden; im Laufe des 14. Jahrhunderts erwerben 
sie die passauihchen Lehen der Starhemberger im Viertel ob und 
unter dem Manhartsberge*) und die der Buchberger im Kamptale ;^) 
Dlrich von Walsee übernimmt 1398 von Bischof Georg Burg Greifen- 
stein und Einkünfte in Zeiselmauer,^) ja St. Polten selbst in Pfand- 
besitz ;?) ein Verhältnis, das drei Dezennien später bei ersteren 
unter Albrecht V. schon zur Ausübung eines landesherrlichen Zu- 
stimmungsrechtes bei neuerlicher Verpfandung durch Propst und 
Kapitel von Passau») und 1446^) zum Verkaufe der Stadt St. Polten 
an Reinprecht von Walsee führte. Die wichtigsten freisingischen 
Herrschaften, wie Waidhofen a. d. Ybs und ülmerfeld kamen 
wiederholt an die Walseer in Pfandbchaft oder zu Lehen, i^) Kein 
Wunder, daß Rudolf IV. schon von ,unsern Bürgern von Waid- 
hofen* spricht,!') daß er dem Stifte St. Polten, gleich als wäre er 



») Schwind-Dopscli p. 47 f. 

«) Lichnowsky 5. Nr. 263. 

») Strnadt „Peuerbach** p. 393. 

♦) 1309, Notizenblatt 3, 8 f. 

5) 1318, Notizenblatt 3, 10 f. 

«) Mon. Boica 30./2, 478 f. 

') A. ö. G. 6, 411 und A. Hermann „Das Archiv der Stadt St. Polten" 
Gymn.-Progr. St. Polten 1897, p. 23 ff. Die Stadt St. Polten wurde unter 
Max I. landesfürstlicli. 

8) Lichnowsky 5. Nr. 2562. 

ö) Hansiz „Germania sacra** 1, 536, cf. G. Winter „Beiträge zur 
niederösterr. Rechts- und Verwaltungsgeschichte** Bl. f. L.-k. N.-ö. 17 
(1883) p. 448. 

»0) 1355, Notizenblatt 4, 318 f., und 1383 ebenda p. 568 f. s. femer 
die Belehnungen mit Freising 'sehen Gütern v. J. 1356 und 1362, FRA. 
II./35, 308 und 338 f. 

ti) FRA. 1I./35, 335. 
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der ^iadtiierr^ sein« BesitzuBgen, Sdir&nne «lid Oericht, Grand- 
und Burgrecht, Überzins und Freiung in der bischSflicfaen Stadt 
St. Polten gewährleistet und ihnen die «besondere Gnade* erteilt, 
«ein Ünterrogt solle bei Verweigening der dem Kloster zustehen- 
den ErtrüLgnisse seitens der Leute oder Beamten des Pas$auers — 
also des rechtmäßigen Stadtherm -^ die Stadt dazu nötigen;^) ja 
daß endlich 1415 ein landesf&rstlicher Richter in , Erzherzog Emsts 
Herrschaft Waidhofen* erscheint! 2) 

Demselben Schicksale fallen die Besitzungen reichsunmittel- 
barer Stifter außer Landes, wie Nieder- Altaichs,«) und der ein- 
zigen Ileichsabtei auf steiermärkischem Boden, des Frauenstifkes 
Oöß,^) anheim; ja selbst Lefaensträger landsässiger Stifter, wie 
St. Pauls, zu werden, yerscfamähen die Herzöge nicht.*) 

Nehmen wir dazu die eigenmächtige Besitznahme 
Yon Bistumsgütern durch den Landesherm, wie sie sich schon 
Otakar gegen die regensburgischcn Besitzuugeii im Marchfelde und 
in der Riedmark, «) Herzog Friedrich HI. gegen das seckauische 
Schloß Wachseneck 7) und die bambergische Stadt und Veste 
Mautenberg in Steiermark«) erlaubt hatten; die Todesstunde er6t 
bringt Friedrich und seinen Bruder Otto zum Eingeständnisse 
ihrer ungerechten Usurpationen. In jeder Beziehung bezeichnet 
den Höhepunkt die Regierung Rudolfs IV. 



•) Ü.-B. 7. St. Polten 1, 575 f. 

«) Chmel „österr. Geschichtsforscher« 1, 4. Waidhofen ist dann 1442 
wieder bischöflich, ebenda p. 5. 

«) Z. B. Belehnung Albrechts IIL mit der Veste Ried am Wiener- 
walde i. J. 1368, Lichnowsky 4. Nr. 838 und Revers, Moü. Boica 15, 66. 

*) ca. 1420 belehnt die Äbtissin Erzherzog Ernst mit ihrem Anteile 
an der Stadt Leoben, den Vesten Pfannberg, Kaisersberg und Lugitisland ; 
8. Kümmel in „Mitt. d. bist. Ver. f. btsierm.« 25, 16. 

6) Die Belehnungen der Herzöge mit den steirischen Vesten Salden - 
hofen, Ehrenhausen, Spielfeld, Schmirnburg 1361 und 1365. FRA. II./39, 
238, 242 f. 

«) 8. die Restitution durch König Rudolf, 0. ö. U.-B. S, 470 f. 
cf. Strnadt „Windeck und Schwertberg«* A. ö. G. 17, 164. 

7) Restitution durch Albrecht II. und Otto ; v. Krones „Beitr. ä. Kunde 
steierm. Gesch.-Qu.« 80, 46, Nr. 124. 

8 ) Restitution durch Albrecht IL- v. Krones a. a. 0. p. 54, Nr. 161. 
Ähnlich die Usurpation der passauischen Stadt Mautern durch Herzog 
Wilhelm i. J. 1401; Mon. Boica 3I./2, 15. 
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Nicht genng^ daiß er ^e bedeut^adsten Gfitey Froisings^ Waid* 
hofexi, Bandeek, Uloierfeld uxid Biscbofslaak aus h^r^oglkW Macht* 
Yollkoaunenheit verpfändete, die bischöfticheii Urbare, Begister* 
bücher und Privilegien — es gibt woU kaum etwas Bezeiobnen- 
deres — konfiszierte, fireisingische Lehen okkupierte und eigen« 
mächt^ weiterverlieh, ^) er suchte solchen BecbtsbrUehen auch in 
den falschen Privilegien eine rechtliche Grundlage su sehaf» 
len. Man ersieht offen seine Absicht, sich hiebei nach verschiedenen 
Seiten zu decken, indem er einerseits ins Privileg des Jahres 122& 
die Bestimmung aufnahm, weder der König noch jemand anderer 
könnten eine letztwillige Vermachung, Schenkung, Verpfönduug- 
oder den Verkauf der Reichs- und Kircheulehen einer dritten 
Person an die Herzöge von Österreich verhindern; 2) anderseits,, 
indem er fingierte, für den Fall zwingender Eile solle das Fehlen 
der vorherigen Genehmigung des Lehensherrn dem Landesflirsten 
keinen Schaden bringen, der erstere alhO die nachträgliehe Be* 
lehnung nicht verweigern dürfen. s) Den Grund für diese Klausel 
haben wir offenbar darin zu sehen, daß Budolf bei der Fiktion 
des gleichzeitig gefälschten Maius, das Reich dürfe keine Lehen 
in Österreich haben, wegen des allzugroßen Widerspruches mit den 
faktischen Verhältnissen notgedrungen die geistlichen Fürsten und 
die Klöster hievon ausgenommen hatte, ^) auf den £rwerb dieses 
kirchlichen Besitzes aber doch nicht verzichten wollte. Wie Rudolf 
eine dritte Verletzung des Lehensrechtes, die er im Maius nur für 
seine Reichslehen als angängig statuiert hatte, s) — daß er die- 
selben nämlich nach dreimaliger schrittlicher Bitte um Belehnung 
auch ohne diese rechtsgültig behalten dürfe, — de facto auch auf 
seine von den tirolischen Prälaten rührigen Lehen anwandte, ß) so- 

») Restitutionen Albrechts III. v. J. 1365, FRA. 11/35, 342 ff. und 
0. Ö. U.-B. 8, 247 ff. Die entfremdeten Reichs- und Kirchenlehea 
verwandte Rudolf namentlich zur Dotation der Propstei St. Stephan, so 
daß diese selbst in Erkenntnis des Unrechts, da der Konsens der Lehens-^ 
herren nicht eingeholt worden sei, 1368 auf dieselben verzichtete. F. Kurz. 
„Österr. unter Albrecht 111." 1, 214, Beilage Nr. 13. 

«) A. ö. G. 8, 115; cf. Berchtold „Landeshoheit in Österreich"- 
p. 101 f. 

?) A. ö. G. a. a. 0.; Berchtold p. 103. 

-*) A. ö. G. p. 113, § 4; Berchtold p. 139 ff. 

ö) a. a. 0. p. 112, § 2. 

<*) Berchtold p. 117 f., 145 f. 
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setzte er bekanntlich auch die andern Grundsätze in den altoster- 
reichiscfaen Erblanden gegen Beichs- und hochstiftische Lehen darch ; 
ich Terweise nur auf den oft herangezogenen Fall des Schaun- 
bergers, die Auftrf^ng des regensburgischen Schlosses Ort an 
Budolf vor Einholung des lehensherrlichen Konsenses unter aus- 
drücklicher Berufung auf die falschen Privilegien,^) sowie darauf, 
wie Budolf den Patriarchen von Aquileja zur Übertragung aller 
Lehen in Steier, Kärnten, Krain, der windischen Mark und auf 
dem Karste zwang.') 

Im Bewußtsein der Macht vindizierten sich endlich die Landes- 
färsten das Becht, als Bepressalien gegen mißliebige KirchenfQrsten 
das unbewegliche Besitztum derselben zu sequestrieren, das 
bewegliche zu konfiszieren. Das hat Otakar, der secundus 
Holofernes, der Archytofel und Pharao, wie ihn ein entrüsteter 
Kleriker nennt, ») 1275 gegen die salzburgischen Schlösser und 
Städte durchgeföhrt,*) diese Receptio in potestatem droht Albrecht L 



1) Schwind-Dopsch p. 199 f. cf. A. Huber „Rudolf IV.- p. 58 ff. ; 
y. Luschin „Gerichtswesen** p. 24 f. Da die gleichfalls sehr illustrative 
Beziehung der Aufensteiner bei Auftragung ihrer Aquilejer und Bamberger 
Lehen in Kärnten und Südsteier am 15. Mai 1361 auf das Privileg von 
1228, soviel ich sehe, in der Literatur (Berchtold p. 143 f., Huber p. 57, 
Luschin p. 24 f.) im Wortlaute nicht bekannt ist, gebe ich sie hier: 
fiie senden die Lehen gleichzeitig dem Patriarchen und dem Bischöfe 
mit der Bitte um Verleihung an die Herzoge auf „ofo si des recht habent 
nach den hantfesten, freihatten und rechten, die sie habent von dem heiligen 
roentischen reiche; wan auch dieselben unser herren, die herczogen von Oster- 
reich solich hantfesten und briefe, freihait und recht habent von dem egenanten 
heiligen roemischen reich, swaz herr Schaft und testen, leut und gueter, die von 
dem heiligen reich oder von phaffenfürsten lehen sind, von gabj chouffes, ge- 
schefftes oder von dhainer andrer zuevaUung, daz si di aUenthalben wol auf- 
nemen und si van dem reich oder von solichen phaffenfürsten, von den si 
ruerent, in lehenweis bechennen, haben und besiezen suüen;"- Kopie s. XVIII. 
H.-H.-St.-A. 

2) Berchtold p. 147 f. 

8) 8. die Formel bei H. Simonsfeld „Fragmente von Formelbüchern** 
in Sitz.-Ber. der Münchner Akad. histor. Kl. 1892, p. 501; cf. 0. Redlich 
^Rudolf von Habsburg** p. 242. 

4) s. z. B. Baumgartenberger Formelbuch, FRA. U./25, 337 und 
ü. Redlich „Mitteilungen a. d. Vatikan. Archive** II. („Wiener Briefsamm- 
lung-) p. 33. 
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dem Freisinger an^) und setzt sie gegen Salzburg, 2) Albreeht II.*) 
und Rudolf IV. gegen Freising in die Tat um,*) sie ist das Haupt- 
mittel, dessen sich Albreeht Y. im Streite um den Passauer Bi- 
schofsstuhl bedient. Auch bei solchem Eingreifen blieb wohl 
Manches in den Händen des Herzogs hängen. Ziehen wir dann 
noch in Betracht, daß seit Kaiser Friedrich III. kein österreichischer 
Landesfürst sich mehr zum Empfange der Stiftslehen von Passau 
herbeiließ, s) — noch im Hausvertrage vom Jahre 1364 war die 
Lehennahme von Pfaffenfürsten, Prälaten, Äbten und Äbtissinnen 
für den Ältesten festgesetzt worden,«) — daß er die seckauischen 
Schlösser an sich nimmt und für die Bückstellung vom Bischöfe 
sich eine jährliche Entschädigung zahlen läßt;^) daß er endlich, 
wie Erzbischof Bernhard von Salzburg klagt, ») um dessen Re- 
signation zu erzwingen, die salzburgischen Einkunft« in den Erb- 
ländern beschlagnahmt, die erzbischöflichen Untertanen zum 
Treueid und die Beamten zur Rechnungslegung nötigt, die Stadt 
Traismauer sich übergeben läßt und andere erzstiftische Besitzungen 
okkupiert, — so sind der Beweise reichlich genug, wie sehr durch 
alle Mittel, vom Erwerbe der bischöflichen Aktivlehen auf dem 
Wege Rechtens bis zur Temporaliensperre, der fremde Kirchenbesitz 
zusammenschmelzen mußte. 

Natürlich gieng der ganze Prozeß nicht ohne den lebhaftesten 
Widerstand der Kirche vor sich. Nicht mit Unrecht wendet 
er sich gerade unter Otakar und Albrecht L gegen die occupatores 
und detentores der Kirchengüter zum erstenmale mit voller Schärfe; 



1) 8. das Schreiben Heinrichs von Admont bei Redlich a. a. 0. p. 223 f., 
Nr. 221. 

*) 8. z. B. Kaltenbrunner „Mitfceil. a. d. vatik. Archive" I. („Akten- 
stücke . .«) p. 478 f., Nr. 476. 

«) 1330; H. Dormann „Das Hochstift Freising zur Zeit des Kampfes 
zw. Ludwig d B. u. d. röm. Kurie** Gymn.-Progr. Freising 1899, p. 31 ff. 

*) s. oben p. 45. 

*) V. Luschin „Gerichtswesen** p. 41. 

«) Schwind-Dopsch p. 234. 

7) 1482; Chmel „Reg. Friedr. HL** Nr. 7550. 

8) Dezember 1480; cf. M. Mayer A. ö. G. 56, 394. Nur gegen Be- 
lehnung mit den salzburgischen Schlössern Arnfels, Neumarkt, Lavamünd 
und Löschental hatte 1458 Friedrich den Frzbischof vom persönlichen Er- 
scheinen in den Landschrannen befreit; Chmel a. a. 0. Nr. 3639. 
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die BesdilUsse der Wiener Synode yom Jahre 1267,^) die deu 
Luien unter auffallend knrzem Teimine die BQclutellung &^t^ 
zogenen Eirchenvermögenfl gebietet, naoM^ntUch aber das Paaeaaer 
Diozesankonzil vom Jahre 1284^) sprechen deoUicb genug: die 
Exkommunikation hatte letzteres gegen Usurpation von Bi^tuma* 
leben und Mindereigen, Lehennahme derselben von andern Herren<^ 
gegen Kauf und andern Erwerb voa Paasauer Besitztum, falls er 
ohne Bewilligung des Bischois erfolgt, verhängt und dieses Statut; 
non dülum ad nos et ecclesiam nosiratn^ sed eiiam ad principei» 
terrae et omms praelatos nostraa dioeesis aui»gedehnt; und die 
ErganzungsYorschriften Bisehof Gottfrieda 3) erweiterten die Kirchen- 
strafen auch noch auf die andern Eventualitäten, die allmähliche 
Entfremdung von Leibgedingen und verpfiLndeteu Gütern, sowie 
die Übernahme von bischöflichen Untertanen in eigenes Unter- 
tänigkeitsverhältnis. Man sieht, der Klerus kannte die Mittel genau^ 
die gegen ihn angewendet wurden. Begreiflich, daß bei jenem 
starken Andringen des liandesherrn die Kirche sieh durch stete 
Erneuerung des kanonischen Verbotes auch an die Klostar und 
Kirchenvorsteher, ohne Einwilligung des Diözesaus (und Kapitels) 
Kirchengufc zu veräußern, zu schützeu suchte.*) 



III. Ausbreitung der landesf Qrstliehen Gerichtsholieit fiber 
die bischSflichen Besitzimgen. 

Mit dem Begriffe der Landeshoheit steht die Existenz einer 
Gerichtsbarkeit nicht landsässiger Faktoren innerhalb der Landes- 
grenzen, auf deren Begründung und Ausübungsberechtigung dem 
Landesfürsten kein Einfluß zusteht, im Widerspruche; in dieser 
Hinsicht ist die rechtliche Stellung der babenbergischen Herzöge 



J) Mon. Germ. SS. 9., 700. 
5f) Hartzheim ^Concilia Germaniae" 3, 680; ein ähnliches Statut von 
Trier daselbst 4, 152 (v. J. 1310). 

8) Hartzheim a. a. 0. p. 682. Gotfried befiehlt auch allen seinen 
Vasallen, innerhalb sechs Wochen nach der Belehnung ein schriftliches 
Lehensbekenntnis einzuliefern ! 

♦) z. B. Concil. Salisburg. 1281, Dahlham „Concilia Salisburgentia** 
p. 126. — Würzburger Nationalkonzil 1287, Hartzheim a. a. 0. 3, 732. 
— Archidiaconatssynode von Friesach 1337, Dahlham a. a. 0. p. 153, — 
Concil. Salisburg. 1490, Hartzheim 4, 258 etc. 



Digitized by VjOOQIC 



— 49 — 

gegenüber dea auswärtigen reiehsunmittelbaren Eirchenförsten ur- 
sprünglich eine prinzipiell verschiedene, je nachdem ob es sich 
um Besitzungen derselben auf märkischem oder außermärkischem 
Boden handelte: aus Bücksicht auf den Charakter des baben- 
bergischen Österreichs als Mark hat das Privilegium minus vom 
Jahre 1156 durch die Bestimmunpf ^ut nuUa magna vel parva 
persona in eiusdem ducatus regimine sine ducis consensu vel per- 
missione aliquam iustitiam praesumat exercere'^ die einseitige Ver- 
leihung Yon Inmiunitäten seitens des Königs, die ohnedies in der 
Ostmark selten vorgekommen war, auf diesem Markboden für die 
Zukunft verhindert.^) In Konsequenz dieser Verhütung einer 
eigenmächtigen Schwächung des Oerichtslehens durch den König 
war die Vornahme neuer Exemptiouen oder die Ausdehnung bereits 
bestehender Immunitäten auch für die auf Markboden gelegenen 
Besitzungen der reichsunmittelbaren Bischöfe durch den König an 
den Konsens des Herzogs gebunden; daher der von H. Brunner^) 
geschilderte streng lehenrechtliche Vorgang bei den Exemtionen 
der Freising'schen Güter Enzersdorf, Ollern, Holenburg und Ebers- 
dorf i. J. 1189^) und des passauischen Schwadorf i. J. 1215,*) 
bei denen der Herzog wegen des höhern Banges der Pfaffenfürsten 
im Heerschilde sich der öffentlichen Gewalt entäusserte und der 
König dieselbe den Bischöfen übertrug. Dieses dem Sinne der 
Verleihung nach gewiß auf den alten Ostmarkboden be- 
schränkte Mitwirkungsrecht der Herzöge wurde von diesen aber 
auch in der Steiermark nach Erwerb derselben, sowie in den nach 
1156 hinzugekommenen außermärkischen Gebieten auf dem Boden 
des heutigen Oberöäterreich*) faktisch angewendet, obwohl hier 
offenbar als ßechtstitel nur der allgemeine Ausdruck „in eiusdem 
ducatus regimine*^ keineswegs die Natur des Landes hätte heran- 
gezogen werden können; der Umkreis, auf den sich die erteilte 
Berechtigung ursprünglich erstreckte, wurde derart — das muß 



') H. Brunner „Das gerichtliche Exemtionsrecht der Babenberger** 
Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 47, 336 ff.; v. Luschin „Gerichtswesen" p. 14 f. 
und „österr. Reichsgeschichte** p. 154. 

'•) a. a. 0. p. 315 ff. 

») FRA ir./31, 121. 

*) Schwind-Dopsch p. 47 f. 

*) ßrunner p. 353 ff. 
D p s c h : Forschungen 1 . 4 
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hervorgehoben werden — erst stillschweigend ohue reichsrechtliche 
Begründung erweitert. 

Nun hat aber jener Satz des Minus noch eine weitere Be- 
deutung: das Becht der Bannleihe, das bereits der Markgraf 
ausübte, indem er des Leihezwanges in die dritte Hand über- 
hoben war und den von ihm bestellten Bichtern die Autorisation 
zur Ausübung der hohen Gerichtsbarkeit in seinem Namen, nicht 
in dem des Königs erteilte, wurde dem neuen Herzoge, der hiemit 
die Sonderrechte des Markgrafen behielt, durch besondere Ver- 
leihung gewahrt.^) 

Lange schon ist die Ansicht^) widerlegt, durch das Minus 
sei der Herzog „für den ganzen umfang des Herzogtums Inhaber 
des Königsbannes geworden*, derart daß „Niemand in Österreich 
außer mit Autorisation des Herzogs als Bichter fungieren dürfe. '^ 
Noch erbebt sich aber die Frage, ob nicht durch jene Bestimmung 
unter das herzogliche Bannleiherecht die nach dem Jahre 1156 
erworbenen Immunitäten der reichsunmittelbaren Kirchenfürsten 
fallen sollten? Fremde zur Zeit wohlerworbene Eechte dürften 
durch die Verleihung nicht gekränkt werden, das ist mit Recht 
hervorgehoben worden; 3) aber läge die Annahme nicht nahe, daß 
mit dem neuen Zustimmungsrechte des Herzogs bei Schaffung 
fremder hoher Gerichtsbarkeit demselben auch auf die Erteilung 
der Ausübungsberechtigung eine Ingerenz von nun an gesichert 
worden sei; mit andern Worten, daß die Erteilung des Blutbannes 
für die erst später eximierten bischöflichen Gebiete dem Landes^ 
fürsten hiemit zugestanden worden sei? Eine Beschränkung auf 
den Markboden ist bei Lösung dieser Frage ebensowenig in Rech- 
nung zu ziehen, wie bei den späteren Exemtionen. 

Gerade die bedeutenderen geistlichen Fürsten haben jedoch 
selbst schon seit Anfang des 13. Jahrhunderts, bevor noch Bo- 
nifaz VIII. das kanonische Verbot i. J. 1298 aufhob, das Bann- 



1) Nur mit dieser Beschränkung auf die vom Herzoge (bezw. dort, 
wo er die Grafschaften weiterverlieh, von seinen Lehensträgern) bestellten 
Richter kann man 0, v. Zallinger „Zur Geschichte der Bannleihc* M. J. 
ö. G. 10, 243, Anm. 1 beistimmen, wenn er sich an Berchtolds gleich zu 
erwähnende Ansicht anschließt. 

2) Berchtold „Landeshoheit in Österreich** p. 163 f. 
8) Brunner a. a. 0. p. 335. 
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leiherecht gewohnheitsrechtlich erlangt, i) AI9 eine Konsequenz 
der Regalien des Erzbischofs von Salzburg erscheint, als König 
Eudolf 1278 dieselben Friedrich von Walchen verlieh, schon die 
^ladii potestas in all seinen Distrikten und Territorien; 2) des- 
gleichen wird dem Bischöfe von Passau von Eudolf bei Über- 
tragung der hohen Gerichtsbarkeit auf den bisher nur mit der 
niedern Gerichtsbarkeit ausgestatteten 3) Hochstiftsgütern Trübensee, 
Gaisruck, St. Polten, Mautern, Zeiselmauer und Königastetten für 
seine Richter der Königsbann verliehen,*) und zwar nicht nur für 
seine Person, etwa solange kein Landesfürst existiert, sondern 
„allen gegenwärtigen und zukünftigen bischöflichen Beamten auf 
einnaal und ein für allemal;*^) der gleiche Verzicht auf das „könig- 
liche Alleinrecht der Bann Verleihung* fand von Eudolf gegenüber 
dem Freising'schen Landgerichte Enzersdorf^) und gegenüber den 
kärntnischen Besitzungen des Bistums Gurk,') also eines nicht- 
reichsunmittelbaren Hochstiftes, statt. Daß Kudolf auch hier nicht 
in Vertretung des Landesherrn handelte, geht nicht allein aus der 
Bannleihe 7nanu nostra regia an den Freisinger, ») sondern noch 
weit deutlicher aus der — bisher unbeachteten -— an den Gurker 
liervor, dessen Richter ohne zeitliche Beschränkung für den Fall 
der Verleihung der hohen Gerichtsbarkeit ex nunc . . ab imperio 
Bomano habeant gladii potestatem. 

Bedenkt man, wie rigoros Rudolf beim Akte der Exemption 
der passauischen Güter die Rechte des Landesfftrsten gewahrt hatte, 
so wird man anderseits einen Anspruch des Landesberrn auf Er- 
teilung der Ausübungsberechtigung für die erlangte hohe Gerichts- 
barkeit bischöflicher Enklaven für diese Zeit noch ausschließen 



») 0. V. Zallinger „Über den Königsbann- M. J. ö. G. 3, 562. 

s) Schwind-Dopsch p. 121 ; cf. Zallinger, M. J. ö. G. 10, 238. 

8) s. Stadtrecht von St. Polten v. J. 1260, Schwind-Dopsch p. 98, 
ferner das Mandat Otakars an seine Richter, auf den Passauer Gütern 
außer bei Kapitalverbrechen keine Gerichtsbarkeit auszuüben; 0. Ö. Ü,-B. 
3, 346. 

*) 1277, Mon. Boica 28./ 1, 409. 

6) V. Zallinger M. J. ö. G. 3, 563 und 10, 231. — 
«) 1277, FRA. 1I./31, 360. 

7) 1280, Redlich Reg. Imp. VI./l. Nr. 1174. 

8) A. V. Wretschko „Das österr. Marschallamt im Mittelalter« Wien 
3897, p. 10, Anm. 10. 

4* 



Digitized by VjOOQIC 



— 52 — 

müssen. Blicken wir weiter! Als 1361 der Schaunberger seine 
allodialen Landgerichte Kadolf dem IV. aufträgt, nimmt er aus* 
drücklich seine Yom Bistume Bamberg zu Lehen rührenden Land- 
gerichte aus und verspricht, den Blutbann vom Herzoge nur für 
die ersteren einzuholen ;i) dieser Fall beweistauch, daß Rudolf IV.^ 
iudem er in das gefälschte Mains y. J. 1156 den Satz aufnahm r 
^cuncta etiam saectdaria iudicia dehent iure feodali a duce Austrie 
dependerej* ^) eine sofortige Durchsetzung desselben gegenüber den 
Pfaffenfürsten selbst noch für untunlich hielt Für den Erzbischof 
von Salzburg wird 1429 von Martin V.,*) für den Bischof von 
Passau 1436 von Papst Eugen IV.,*) vielleicht eben wegen des 
nun stärkeren Andringens der Herzoge, nochmals das kanonische 
Hindernis gegen die Handhabung des Blutbannes beseitigt, und 
die Bischöfe von Seckau müssen sich 1432*) und 1443^) neuer- 
dings gegenüber dem Erzbischofe von Salzburg verpflichten. Acht 
und Bann für ihre Richter nur von ihm einzuholen. Reverse, die 
schwerlich allein gegen die Bannleihe durch den deutschen König 
gerichtet waren; all das spricht vielmehr deutlich dafür, daß da- 
mals bereits die Herzöge energisch das Bannleiherecht für die 
Enklaven, mochten sie die volle Exemption vor oder nach 1156 
erhalten haben, mochten sie reichsunmittelbaren oder den jüngeren 
salzburgischen Suffraganen angehören, zu erlangen suchten. Zweifel- 
los hat die Bestätigung der falschen Privilegien in den Jahren 
1421,') 1442 8) und ihre vollständige Anerkennung im Jahre 1453,^) 
der Umstand ferner, daß Friedrich III. als deutschei* König jenes 
Recht ausübte, das ihm als Landesherrn noch nicht zustand, die 



•) Schwind-Dopscli p. 199. „Doch also, daz di . . Herren von Oesterreich 
und alie ir vachkomen und erben eweklich den pan der grozen gericht über den 
tod haben und leihen . . suUen alein in den egenanten fumf lantgerichten"- 
d. i. den allodialen. 

i) A. ö. G. 8, 113, § 5. 

3) 7./3. 1429, Or. H.-H.-St.-A. 

*) Mon. Boica 31./2, 304 f. 

*) Chrael „Geschichte Friedrichs IV** 1, 37 ; Juvavia p. 267. — cL 
J. Ficker „Reichsfürstenstand" 1, 288. 

<*) Notizenblatt d. Wr. Akad. 3, 271 f. Siehe auch den Revers Fried- 
richs von Pettau v. J. 1439 bei Chmel a. a. O. 1, 301. 

7) S. Steinherz, M. J. ö. G. 9, 74. 

8) Chmel „Regesten Friedrichs III.** Nr. 789. 

ö) Das betont auch schon v. Luschin „Österr. Reichsgeschichte** p. 156. 
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allseitige Ausbreitung der vollen Geriohtshölieit des Landesfürsten 
beschleunigt; vorher aber können wir von einem „Rechte der aus- 
schließlichen ßannleihe* ^) des Herzogs nur für seine richterlichen 
Organe und die der Landsassen sprechen. 

Anderseits das Exemptionsrecht. Wenn König Rudolf 
zahlreichen passauischen Stiftsgütern die Blutgerichtsbarkeit ^non 
ohstante, quod idem ivdicium ad dominum terrae Ausirie pertine^ 
baf^ verlieh, so möchte ich darin nicht so sehr einen Akt der 
Stellvertretung, 2) als lediglich eine ideelle Anerkennung des im 
Minus gewährleisteten Zustimmungsrechtes des derzeit nicht exi- 
stierenden Landesfürsten zu solchen Exemptionen erblicken. Wohl 
sehen wir aber bereits unter Otakar Ansätze zu einem ausschließ- 
lichen landesherrlichen ExemtioLsrechte; ein solches hatte sich in 
der Babenbergerzeit nur gegenüber den Klöstern entwickelt, die 
eben dadurch landsässig wurden. Otakar aber kehrte sich auch 
gegenüber den Bischöfen weder an den früher maßgebenden Unter- 
schied im Heerschilde, noch an die infolgedessen notwendige In- 
tervention des deutschen Königs; wenn er seinerseits die zum 
Sprengel des Landgerichtes Heybs bei Ulmerfeld gehörenden 
homines ad iurisdictionem et dominium iamtacti episcopi pertinentes 
,eximiert*,3) obwohl sie schon zur Zeit, als das Landgericht noch 
an die Hardegger zu Lehen gegeben war, davon eximiert waren; 
wenn er ferner dem Bischöfe Konrad ^de plenitudine favoris regii'^ 
die Blutgerichtsbarkeit für ßischofslaak verleiht,*) so war dies in 
gleicher Weise gegen die Prärogativen der Bischöfe wie des deut' 
sehen Königs gerichtet. König Rudolf aber hat, indem er jene 
Exemption der Leute von Heybs ad imitationem qiiondam ducum 
Atistrie wiederholte,'») indem er dem Bistume die Landgerichtsbar- 
keit, die es auf den krainischen Gütern ex privilegiia incliti 0, 



>) so V. Wretschko „Marscliallamt" p. 10. 

s) 80 V. Luschin „Gerichtswesen p. 21. 

8) 1265, FRA. Ii./31, 254. Das Regest v. Zahn's ist falsch. 

-») 1274, FRA IL./3I, 328 f. Eine Bestätigung durch König Sigmund 
V. J. 1431 bei Meichelbeck „Historia Frisingensis" 1I./2, 237, Altmann 
-„Regesten Sigmunds" Nr. 8802. Unter den Sponheiraern hatte Freising 
auf seinen Gütern in der windischen Mark nur Niedergerichtsbarkeit; 
Schwind-Dopsch p. 100 f. (v. J. 1265). 

ö) 1277, FRA II./31, 353. 
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regis Bokemie et iUustrium quondam ducum Karinthie hat, schützt, ^) 
das ausschließliche Exemtiossrecht der Herzöge auch gegenüber 
den Bischöfen anerkannt, ebenso wie dies seinerzeit Kaiser Fried- 
rich II. hinsichtlich der Klöster stillschweigend getan hatte. 

Otakur verdankte die Verwaltung Österreichs, vornehmlich die 
Gerichtsverfassung, bekanntlich eine durchgreifende Ä^nderung, als 
er nach dem Tode seines Vaters Wenzel bei Übernahme der Herr- 
schaft in Böhmen eine Entlastung seiner Stellung als oberster 6e- 
riclitsherr in Österreich benötigte;^) es wird daher nicht Wunder 
nehmen, daß sich unter ihm auch zum erstenmale mit voller Deut- 
lichkeit der Rechtssatz Bahn bricht, von den Landgerich- 
ten der bischöflichen Immunitätsbezirke solle bei 
Rechtsverweigerung oder Rechtsverzögerung die Klage vor die 
landesfürstlichen Gerichte gebracht werden, den letzteren 
also eine Kontrole zustehen. Dieses Prinzip setzte er selbst gegen 
Freisiüg^) und Passau*) fest, König Rudolf wahrte es im Interesse 
des künftigen Landesfürsten, s) und seitdem blieb es uii erschüttert 
selbst gegenüber den salzburgischen Enklaven in Geltung. ß) Ein 

') 1277, ebenda p. 346. 

*) A. Dopsch „Über die Datierung des Landfriedens Herzog Otakars 
für Österreich" M. J. ö. G. 19, nam. p. 169 f. 

3j ]y[andat an seine Richter vom 3./2. 1270, sich jeder Gerichtsbarkeit 
auf den Freising 'sehen Gütern zu enthalten, nisi forte a dicto epJscopo et 
suis officialibtts quet'elantibus forei iusticia denegata; FRA. II./31, 311 f. 

*) Item iudex provincialis nuUum assumet sibi iudicium in praediis do- 
mint episcopi (sc. Pataviensis) vel hominibus, nisi dominus episcopus vel iudex 
suus noUet facet'e iudicium vel non pösset; Schwind- Dopsch p. 98, Stadtrecht 
von St. Polten von za. 1260. Ferner das gerichtliche Erkenntnis für den 
Bischof vom 25./1. 1260: Die Leute seiner Kirche dürfen nie vor fremdem 
Gerichte belangt werden, nisi forsan negaverit iusticiam vel ipsimet contra- 
dixerint iuri stare contra cum; Mon. Boica 29./2, 148. Der Sinn des 
letzteren Passus scheint mir zu sein, daß den bischöflichen Untertanen in 
Streitfällen mit ihrem eigenen Herrn die Anstrengung der Klage vor dem 
Herzoge freigestellt wurde, wenn sie dieselbe nicht im bischöflichen Lehen- 
gerichte oder einem andern von dem Bischöfe hiefür bestellten Spezial- 
gerichte anbringen wollten. 

6) 1277 für die Freising'schen " Güter, FRA. I1./31, 351 f.; ferner 
1281 für Salzburg : quod nuUus omnino iudicum ausu temerario homine^ et 
bona Salczburgensis ecclesie presumat trahere ad iudicium alienum, quamdiu 
archiepiscopusy qui pro tempore fuen't, per se vel suos iudices promptum se 
exhibet praestare iusticiam de eisdem; Redlich Reg. Imp. VI./l. Nr. 1295. 

6) Bestätigung Rudolfs IV. über das vorstehende Privileg für Salz- 
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regelmäßiger Bechtszug, etwa von den bischöflichen Gerichten an 
den Herzog selbst oder später an das herzogliche Hofgericht als 
obere Instanz ist mit diesen mehr prohibitiven, für Ausnahmsfälle 
berechneten Bestimmungen noch nicht gegeben ; wohl aber können 
wir bereits in gewissem Sinne von einer Funktion des landesfürst- 
lichen Hofgerichtes als Organ der Yerwaltungsrechtspflege auch 
gegenüber den bischöflichen Gerichten sprechen, wie sie von an- 
derer Seite gegenüber dem landesfürstlichen Fiskas und den her- 
zoglichen Beamten erwiesen wurde ;i) denn Beschwerden wegen 
pflichtwidrigen Vorgehens der bischöflichen Gerichtsbeamten konnten 
derart jederzeit vor dasselbe gebracht werden. 

Mit dieser Einschränkung bleibt lange Zeit die prinzipielle 
Gleichberechtigung der bischöflichen und landesfürstlichen Gerichte 
noch aufrecht: die Zugehörigkeit des Geklagten ist maßgebend &iv 
das Forum: Albrecht II. beschränkt die Haftungspflicht salzbur- 
gischer Untertanen vor herzoglichen Gerichten aui den Fall, daß 
sie selbst Schuldner oder Bürgen sind, und erkennt eine Berech- 
tigung des Kepressalienarrestes nur für die Eventualität der Rechts- 
verweigerung oder -Verschleppung an ; das Gleiche wird aber auch 
für Österreicher oder Steirer in salzburgischen Gerichten bedun- 
gen ;2) auch Rudolf IV., der dem Bischof von Bamberg das Ge- 
richt in der Vorstadt Villachs entzogen hatte, restituiert es und 
trifft die gleichen Bestimmungen der Reziprozität, 3) und Albrecht III. 



bürg i. J. 1362, Lichnowsky 4. Nr. 334; König Wenzels Erneuerung v. 
J. 1381, V. Krones in den „Beitr. z. K. steierm. Gesch.-qu.** 30, 91, 
Nr. 322; K. Friedrichs III. Mandat v. J. 1458, Chmel „Reg. Fried- 
richs III." Nr. 3659. Siehe ferner Karls IV. ähnliches Verbot zu Gunsten 
Bambergs v. J. 1366, Lünig „Spicileg. Eccles.** 2, 48. 

») F. Tezner „Die landesfürstliche Verwaltungsrechtspflege in Öster- 
reich" Wien 1902, 1,21 f. 

*) 1330, „Mitteil. d. Ges. f. Salzb. L.-k." 5, 186, Nr. 15 zu falschem 
Datum und v. Krones a. a. 0. p. 46, Nr. 124. 

*) 1362 : es tat auch getedingt, daz man zwischen uns heiderseit einen für 
den andern nicht auf hohen sol; denn wer zu dem andern icht ze chlagen und 
ze sprechen hat, derselb sol darumb ein reht nemen und suchen an der staty 
da er ez zet*eht und billichen nemen sol, und sol man auch dem chlager daselbst 
reht tun und widerfaren lazzen unverzogenlidi nach des landes reht, swenn er 
daz vordert; A. Huber „Rudolf IV.," p. 221, Beilage Nr. 5. Ebenso 1368 im 
Bündnis Bischof Ludwigs mit Albrecht III. und Leopold IIL ; F. Kurz 
„Österreich unter Albrecht IIL" 1, Beilage Nr. 11. 
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erklärt als kompetent für Klagen der passauischen gegen die her- 
zoglichen Untertanen unter der Enns das floftaiding, ob der Enns 
das Landtaiding, für den entgegengesetzten Fall das Gericht des 
Bischofs oder seiner Amtsleute. >) Es ließen sich wohl noch yiele 
derartige Beweise^) dafür anfQhren, daß auch hierin erst jene tiefe 
Cäsur im Verhältnisse des Staates zur Kirche, der Beginn des 
15. Jahrhunderts, eine wesentliche Änderung yeranlaßt: gegen 
Erzherzog Ernst selbst, unter dem auf allen Linien das gewalt- 
same Vorgehen gegen die salzburgischen Enklaven einsetzt, erhebt 
sich die heftigste Klage wegen Vorladung der erzbischöflichen 
Pfleger, Bürger und Bauern vor die Landschranneu in Steier und 
Kärnten, 2) und Friedrich III. nützt auch in dieser Hinsicht die 
kaiserliche Gewalt zu Gunsten der landesfürstlichen aus. Durch 
Vorladung der fremden Untertanen unter Mißachtung des früher, 
beobachteten forum rei einerseits, durch Ausbildung eines ,Din- 
gens^, eines formlichen Instanzenzuges von den bischöflichen welt- 
lichen Gerichten an seine Person anderseits, — die unmittelbare 
Vorstufe für die Kompetenz der späteren Regimenter als Appel- 
lationsbehörden in Untertansangelegenheiten. 3) Eine ,, Beschwer- 
nis^ dünkt es so Richter und Bat von Villach, daß sie sich von 
Zuspruchs wegen vor dem Kaiser und seinen Anwälten verant- 
worten sollen, bevor sie vor die bambergiachen Anwälte nach 



') 1372, 0. ö. U.-B. 8, 615, cf. v. Luschin ^Gerichtswesen« p. 65 
und V. Wretschko „Marschallamt** p. 123. Im allgemeinen war nicht das 
privilegierte Gericht, sondern die Schranne, in Österreich die fniedern) 
Landgerichte kompetent. Auch Albrecht III. befiehlt auf die Klage des 
Bischofs Lamprecht von Bamberg, man lade seine Leute unbillig vor die 
Landschranne in St. Veit, bevor sie den bischöflichen Richtern geklagt 
oder bevor das Recht verzögert worden, seinem Hauptmanne in Kärnten, 
dies abzustellen. (17./8. 1392, Kopie Archiv des Kärntn. Geschichtsvereins 
in Klage afurt). 

2) Beschwerden Salzburgs gegen Ernst v. J. 1423, Chmel „Geschichte 
Friedrichs IV.** 1, 460, cf. Steinwender im A. ö. G. 58, 471. — Ein 
sehr illustrativer Fall v. J. 1415 findet sich im „Notizenblatte** 2, 308: 
der Marschall in Steier klagt den salzburgischen Vitztum von Leibnitz 
wegen eines Brückenschlages über die Mur; Ernst setzt den Hauptmann 
in Steier zum Richter, allein der Vitztum will sich „des Rechtes nicht 
verfangen**, daher wird gegen ihn entschieden. 

») S. Adler „Die Organisation der Zentralverwaltung unter Max- 
milian I.** p. 212 ff.; cf. auch v. Luschin „Gerichtswesen** p. 185. 
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Wolfsberg geladen ; diese sollen verhindern, daß dem Bischöfe und 
Kapitel ^solich newung nicht zugezogen werd^ wan solhs nye vor- 
malen gehört ist. Auch verstet ir wol^.solt solichs aufkomen, das 
wir uns gen yeden man vor unserm cUlergenedigisten herren dem 
Römischen Verantworten sollten^ daz dann unsers genedigen 
herren von Bamberg herrlichkait gar kchlayn wer;*^) 
und noch seit Menschengedächtnis, schreibt Bischof Sixtus von 
Freising, habe niemand von der Fürsten Urbar- und Lehenrechten 
gedingt; jetzt aber dinge jedermann an den römischen Kaiser! 2) 

Konnten wir hier doch bereits Aubätze in der otakarischen 
Zeit finden, so gehört die Beschränkung des Evokations- 
rechtes der fremden Territorialherren gegenüber herzoglichen 
Untertanen ausschließlich erst der Zeit der ersten Habsburger an. 
Noch 1282 war dem Bischof von Regensburg von Albrecht und 
meinem Begentschaftsrate die Kechtsweisung zuteil geworden, er 
könne jedermann, gegen den er eine Klage um Allodialgut seiner 
Kirche habe, überallhin aufßistumsgrund, sive sit in terra Austrie, 
sive extra j zur Verantwortung ziehen; 3) vielleicht war dieses Recht 
bereits in Zweifel gezogen worden; bekanntlich hat dann das 
Privilegium de non evocando Albrechts IL jede Ladung herzoglicher 
Untertanen vor auswärtige Gerichte für die Zukunft verhindert.^) 

Fassen wir nun noch ins Auge, in wieferne die bisher noch 
nicht berücksichtigten Fälschungen Rudolfs IV. sich gegen den 
Gerichtsstand der Bischöfe selbst vor dem Königsgerichte wendeten, 

») Or. Brief an die Anwälte in Wolfaberg v. 2C.;11. 1457, Archiv des 
Kärntn. Gesch.-Ver. in Klagenfurt. 

») 1481, wBeitr. z. K. steierm. Gesch.-qu.« 15, 48; cf. v. Luschin a. a. 
0. p. 185 f. 

8) Ried „Cod. dipl. Ratisb.« 1, 579. Eine freiwillige Lockerung des 
uneingeschränkten Zitationsrechbes bedeutet es schon, wenn der Erzbischof 
von Salzburg einen Vasallen vor dem Grazer Landtaiding klagt, der 
sich einem in der erzbischöflichen Stadt Pettiau vom Lehensgerichte wegen 
seiner Kirchlehen gefällten Spruch nicht fügen will; und dabei handelte 
es sich nicht einmal. um eine Evokation außer die Landesgrenzen, sondern 
nur auf nichtlandesfürstliches Gebiet inner Landes, der dieser steierische 
Miuisteriale nicht nachkam; 1285, v. Krones „Landesfiirst, Behörden und 
Stände des Herzogtums Steier«, Graz 1900, p. 201. 

^) cf. V. Luschin ^österr. Reichsgeschichte** p. 155. Z. B. 1448 ver- 
bietet Friedrich HL dem Bischöfe von Passau die Vorladung der Starhem- 
berger wegen eines Passauer Lehens nach Passau; Chmel „Materialien z. 
österr. Gesch.„ I./l, 59, cf. v. Luschin „Gerichtswesen** p. 40. 
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so erkennen wir die Spitze deutlich gerade gegen diesen gerichtet, 
wenn der Herzog im Mains seine Verantwortungspflicht in allen 
vor dem Eönigsgerichte angebrachten Klagen ubzustellen suchte 
und ein Yasallengericht des Landesfürsten, das diesem naturgemäß 
gefügiger war, für solche Fälle statuierte ;*) dem entspricht aber 
auch auf der andern Seite TÖllig, wenn er jeden, der ^in dicto 
ducatu residens vel in eo possessiones Habens'^ g^geu den Landes- 
fürsten oflfen oder heimlich auftritt, mit Besitz und Leben seinem 
eigenem Kichterspruche unterwirft.*) Die Tendenz all dieser 
Satzungen wird endlich noch durchsichtiger, wenn man das früher 
erwähnte Vorgehen Rudolfs gegen Freising, das der von ihm fest- 
gelegten unbedingten Gehorsamspflicht aller suarum terra- 
rum inhabitantium sive possidentium^) sich widersetzte, erwägt. 
Zwar hat Karl IV. all diese Prätensionen nicht anerkannt, aber 
doch sahen sich alle Bischöfe, reichsunmittelbare wie nichtreichs- 
unmittelbare, frühzeitig eben mit Bücksicht auf ihre im landes- 
fürstlichen Territorium gelegenen Besitzungen gezwungen, vor dem 
Herzoge selbst Kecht zu geben und zu nehmen ;*) von dem Gegen- 
teile konnte nie die Bede sein; damit war die Überordnung der 
landesfürstlichen über die bischöfliche weltliche Gerichtsgewalt 
auch in Hinsicht des persönlichen Gerichtsstandes der Gerichts- 
herren zum vollsten Ausdrucke gekommen. 

Mit Bewußtsein hat sich das Landesfürstentum gerade gegen 
die Ansprüche der Bischöfe auf volle Gerichtshoheit ihrer Be- 
sitzungen in den altösterreichischen Erblanden gewendet ; hat doch 
gerade der Erwerb der Grafschaffcsrechte, der höchsten Gerichts- 
barkeit zur Immunität über größere Gebiete, die Ausbildung der 
Landeshoheit im geschlossenen bischöflichen Territorium erst er- 
möglicht, die Verhinderung dieses Erwerbes aber die Enklaven 
über den Rang von Immunitätsbezirken sich nicht erheben lassen 
nnd so eo ipso eine begrenzte Unterordnung derselben unter den 
Herzog als Rechtsnachfolger des Grafen gewahrt.^) 



«) A. ö. G. 8, 113, § 6. 

i) A. ö. G. 8, 113, § 11. 

8) A. a. ü. p. 117, § 1. (Falsche Bestätigung des Malus v. J. 1245); 
cf. Berchtold „Landeshoheit in Österreich" p. 136 f. 

4) Darüber s. unter „Einschränkung der geistlichen Gerichtsbarkeit. •♦ 

s) cf. Ed. Richter „üntersuchuugen z. histor. Geographie des ehem. 
Hochstiftes Salzburg« M. J. ö. G., 1. Erg.-Band, p. 597 f.; p. 612 f. . 
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Diesem vitalsten Interesse des Landesfürstentums gegenüber 
tritt sogar das fiskalische, die Ausbreitung der Finanzhoheit des 
Landesfürsten über die Enklave», sehr in den Hintergrund und 
dringt erst spät durch ;i) gleich rasehen und starken Erfolg konnte 
nur das militärische Interesse, das Bedürfnis nach einheitlicher 
Defensivkraft des Landes, das schon die spezifische Organisation 
der Mark schuf, erlangen. 



IV. Militärisehe Verpflichtungen der Bisehöfe ; Einschrän- 
kung ihrer Keglerungsgewalt; BisehSfe als Landstände 
und landesfflrstliche Beamte. 

In des Landes Not gebot der Herzog die allgemeine Heeres- 
folge allen Einwohnern des Landes; zur Stellung eines Kontin- 
gents ihrer Kitter und Knechte waren auch die reichsunmittel- 
baren Bischöfe und die Suffragane Salzburgs verpflichtet; quia 
(dux) nulli parcere in tali servicio potest, fordert Herzog Friedrich IL 
vom Bischöfe von Gurk die pflichtige ritterliche Mannschaft durch 
den Truchseß in Steiermark, 2) und dem Land zu Ehr und Wehr 
verlangt die erweiterte Fassung des österreichischen Landrechtes 
von den Bittern und Knappen der Bischöfe und Gotteshäuser die- 
selbe Leistung wie von denen, „die zu dem land gehören^' .^) Weiter 
aber reichte ihre Verpflichtung nicht; zur Leistung bei Angrifls- 
kriegen des Herzogs außer Landes, sowie zur Verteidigung des 
Landes über vier Wochen konnte auch ihr ritterliches Kontingent 
nicht ohne besondere Abmachung herangezogen werden; und 
— das verdient besondere Beachtung — die Holden der auswär- 
tigen geistlichen Gruudherren, mochten die Bischöfe zu den Gästen 
des Landes oder zur Standesklasse der Prälaten zählen, waren noch, 
als die landesherrliche Gewalt die volle Höhe erreichte, dem all- 



») Ich komme auf diese Frage im Zusammenhange mit der Frage 
nach Besteuerung des Kirchengutes zurück. 

s) A. V. Jaksch „Monum. ducatus Carinthiae" 2, 34, Nr. 571 v. J. 1245. 

«) Schwind-Dopach p. 103, § 54. Stellung eines Ritterkontingents in 
Landesnot durch den Bischof von Seckau z. B. 1291, cf. Kurz „Österreichs 
Militärverfassung in älteren Zeiten« p. 306. Bei Aufruhr im Innern des 
Landes i. J. 1302, Muchar „Gesch. Steiermarks« 6, 136. 
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gemeinen Aufgebote rechtlich nicht unterworfen. Nur so erklärt 
•es sich, daß die Landtage noch unter Kaiser Friedrich III. immer 
wieder fordern bei Bewilligung der Landwehr, der Landesfürst solle 
auch von seinem eigenen Gute und dem der andern, die ,jerlich 
gult oder ander guter in dem land zu Osterreich haben und ob 
der Enna, darunder nyemand hindangesatzt^' , einen Anschlag „mit 
weltlichem volke ze rossen und ze fussen machen^* ;^) nur so auch, 
•daß der Kaiser noch 1457 dem Erzbischofe von Salzburg die Schad- 
losigkeit eines von der Landschaft in Kärnten auf die salzbur- 
gischen Holden gemachten Anschlages von Bossen und Fußvolk 
zusichert, da der Erzbischof seine „Freiheit und altes Herkommen'* 
für verletzt erklärt. 2) 

Wohl aber unterlagen die von der landesförstlichen Macht- 
sphäre umgebenen Besitzungen der reichsunmittelbaren Kirchen- 
fürsten und der alpenländischen Bischöfe frühzeitig dem gleich 
dem Blutbaune schon im Inhalte des Markgrafenamtes gelegenen 
und durch das statutum in favorem principum allen Beichsfürsten 
verliehenen Befestigungsrechte des Herzogs. Otakar, der ja 
auch dem Burgenbaue des österreichischen Adels in seinem Land- 
frieden vom Jahre 1254 und seiner Landrechtsordnung von 1266 
empfindliche Beschränkung auferlegte,^) macht auch gegenüber 
Passau sein landesfürstliches Zustimmungsrecht bei Anlage neuer 
Befestigungen geltend,^) und dieses ßecht, das doch nur für die 
landsässigen Klöster 5) unbestreitbar war, brachten die Habsburger 

») Landtag v. J. 1444, Kollar „Analecta Vindobon." 2, 1163 und 
Chmel „Reg. FriedricliQ III.« Nr. 1607. Ähnlich 1448 : „item, daz auch sein 
Jcuniglich gnad allen gesten, die guter im land haben, orden, das sy von iren 
gütern gereisig völk dem veld zu hilff haben nach notdurften; Kollar 2, 1333 
und Chmel Nr. 2456; sowie i. J. 1449: auch das sein kuniglich gnad bestellen 
welle mit seiner gnaden urbarleuten und den andern, die in dem land habent, 
das di auch in solcher mass werden aufgeprac?U, ct. Werunsky „österr. Reichs- 
u. Rechtsgesch." p. 156 f. und p. 159 ohne klare Scheidung. 

'') Chmel a. a. 0. Nr. 3564. 

«) s. darüber die das österreichische Landrecht betreffende Literatur 
und zuletzt E. Weransky a. a. 0. p. 164 f., sowie S. Adler „zur Rechts- 
geschichte des adligen Grundbesitzes in Österreich« Leipzig 1902, p. 125 f. 

♦) Nur durch ein Kompromiß kann 1253 Bischof Rüdiger die Befesti- 
gung von St. Polten und Eferding durchsetzen: Schwind-Dopsch p. 89. 

8) Hiefür zahlreiche Beispiele bei A. v. Laschin „Die Entstehungszeit 
des österr. Landrechts" Graz 1872, Anhang; s. auch noch 1271 für Reun, 
Emier „Reg. Bohemiae** 2. Nr. 757. 
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— - anscheinend ohne Widerspruch — gegenüber sämtlichen in 
ihren Landen begüterten Kirchenfürsten in Anwendung ;i) hatte 
doch selbst König Budolf ihr Recht gegenüber denselben gewahrt. 2) 
Langsamer gieng naturgemäß dieser Prozeß bei den großen zu- 
sammenhängenden Bistumsgebieten vor sieb, über die erst mit 
Ausdehnung der Landesgrenzen die Laudeshoheit der Herzöge sich 
vorschob. 8) 

Wir sehen, die militärischen Verpflichtungen des Episkopates- 
waren relativ geringe, die Möglichkeit, daß im Falle eines Kon- 
fliktes des Landesherrn mit den Kürchenfürsten selbst oder mit 
dritten Personen die mächtigsten Faktoren im eigenen Lande mit 
ihren Herrschaften dem Landesförsten feindlich entgegentreten^ 
war immer gegeben; das unmittelbare Bedürfnis des Laudesschutzes 
— Albrecbt V. hat später darauf deutlich hingewiesen — war das 
erste Motiv des Landesfürsten, die Begierungsgewalt der Bischöfe 
über ihren Besitz mit Ausnützung der Zwangslage derselben ein- 
zuschränken. Die freiwilligen zwischen zwei gleichberechtigten 
Parteien auf bestimmte Zeit im Vertragswege vereinbarten Zuge- 
ständnisse wurden erweitert und ein dauerndes Becht des stärkeren 
Teiles. Ein charakteristischer Unterschied oflfenbart sich: noch bei 
Otakar herrscht die Gewalt vor, die Habsburger betreten mit Vor- 
liebe den legalen Vertragsweg. So rasch wie in Tirol gelingt 
ihnen in den altösterreichischen Erblanden der Erfolg nicht; aber doch. 



*) Für Salzburg: König Rudolf 1278 für Altenhofen, Redlich Re^. 
Imp. Vl./l. Nr. 932; Herzog Friedrich 1309 für Vonsdorf, ^Beitr. z. K. 
steierm. G.-qu." 30, 36, Nr. 85; Herzog Otto 1339 für St. Audrä im 
Lavanttale, Lichnowsky 3. Nr. 1199. — Für Pas sau: K. Rudolf 1278 
für St. Polten, Eferding, Amatettan und Mautern, cf. v. Luschin „Land- 
recht** p. 14 und V. Hasenöhrl „Österr. Landesrecht" Wien J876, p. 46. — 
Für Freising: schon Ulrich von Sponheim 1265 für Slapp in der win- 
dischen Mark, FRA. IL/31, 261 f.; Albrecht I. für W0I2, FRA. IL/36, 
82; Wilhelm und Leopold IIL 1396 für Großenzersdorf, Lichnowsky 5. 
Nr. 51; Leopold IV. 1408 für Berchtholdstein a. d. Donou, Meichelbeck 
„Historia Frising.« II./2, 218, Nr. 309. Ebenso 1365 Rudolf für das 
bambergische Diepoldskirchen in Kärnten, A. Huber „Rudolf IV.** 
Reg. Nr. 613; und 1318 Herzog Friedrich für den Bischof von Lavant;. 
Lichnowsky 3. Nr. 458. 

*) cf. Luschin a. a. 0. p. 14 f. 

») Der ersta derartige Fall für die passauische Herrschaft im Mühl^ 
viertel ist aus d. J. 1369 nachzuweisen; Strnadt „Landgericht Velden** p. 217^ 
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zeigt auch hier die Betrachtung der einzelnen Konzessionen, wie 
die Entwicklung von den einfachen Öffnungsverträgeu, der Yer«- 
pflichtung der Bischöfe, dem Landesherrn ihre befestigten Plätze 
in seinen Ländern offen zu halten und ihm mit denselben gegen 
jedermann Hilfe zu leisten, von den Bündnis- und Dienstverträgen 
allüberall bis zur Besitzeinweisung der Bischöfe selbst durch 
den Landesfürsten und zur Beseitigung ihrer unabhängigen Ver- 
waltung führt. Und fast die einzige Kompensation, die der Herzog 
dagegen verspricht, ist die Gewährung seines landesherrlichen 
Schutzes. 

Selbst Salzburg vermochte sich dem nicht ganz zu ent- 
ziehen, obzwar es am längsten die Selbständigkeit seiner Herr- 
schaften wahrte. Das tritt schon im Streite Albrechts L mit dem 
Erzbischofe zutage: den Beginn bezeichnet die Beschwerde des 
Herzogs als Vogtes von Admoat über die ohne seine Zustimmung 
erfolgte Errichtung salzburgisclier Befegtigungen auf Klostergrund 
bei ßadstadt, ') den Schluss das Versprechen des Erzbischofs, Feinden 
des Herzogs seine Vesten zu verschließen.^) Seit 1314 kommt 
zu den Bündnis- uud Öffnungsverträgeu 8) ein neues Moment: die 
Verpflichtung, beim Tode eines Erzbischofs habe der Herzog das 
Erzstift bis zur Neuwahl in seinen Schirm zu nehmen, das Kapitel 
ihm während dessen ,,gehorsam und beholfen^' zu sein; widrigen- 
falls auch der Herzog aller Verbindlichkeit ledig wäre.*) Bedeu- 
tungsvollere Konzessionen scheint dann erst Berthold von Freising, 
der von Bonifaz IX. ernannte Prätendent, der tatsächlich nie in 
den Besitz des Erzbistums kam, Herzog Ernst versprochen zu 
haben: hilft ihm der Herzog zur Gewere des Erzstiftes, so will 
er vollführen, was sechs österreichische Landherren festsetzen, 
j,daz wir darumb gegen im tun sullen^' ; ja noch mehr: er gesteht 



») A. Huber „GeBchichte Öaterreiclis** 2, 14. 

«) 1297, F. Kurz „Österreich unter Otakar und Albrecht I.« 2, 224, 
Beil. Nr. 23. 

8) 1305, Lichnowsky 2. Nr 474; 1306, Kurz a. a. 0. 249 f. 

*) 1314, Lichnowsky 3, DXXXVIL, Beil. Nr. 4; 1318 ebenda Nr. 475; 
1335, Steyerer „Commentarii pro historia Alberti II.»* i^. 89 f.; 1344, 
Zauner „Chronik von Salzburg** 2, 451 ; 1362 Kleinmajrn „unparteiische 
Abhandl. v. d. Staate des Erzstifts Salzburg** 1770, p. 219; 1367, ebenda 
p. 220; 1373, ebenda p. 220; 1397, Salzburger Kammerbücher im H.-H.- 
St.-A. 3, 345, Nr. 165. — 1403, Lichnowsky 5. Nr. 560. 
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Ernst zu, jjdaz er sich . . des erczbis^umbs geslossen, kesten, leuten, 
nutzen und gälten . . zu unsern handen underioinde^^ und ihn in 
ihren Besitz einführe, sowie die Geistlichkeit der Erzdiözese zum 
Gehorsam bringe; dann mögen die Sechs erkennen, was ihm von 
den Einkünften derselben Güter zufallen solle I^) Fast völlige 
Auslieferung des Erzbistums liegt in diesen Abmachungen; sie 
blieben wirkungslos 2), erst Kaiser Friedrich hat den entscheidenden 
Vorstoß geführt, indem er Johann von Gran 1481 zum Gelöb- 
nisse bewog, er wolle seine Hauptleute und Pfleger verpflichten, 
nach seinem Tode dem Kaiser bis zur Wahl eines neuen Erz- 
bischofs und zur Anerkennung desselben durch Friedrich die 
Treue zu leisten.») Nicht lange darauf (1531) hat Erzbischof 
Matthäus Lang die habsburgische Jjandeshoheit über seine in den 
^ niederösterreichischen Jjanden* gelegenen Besitzungen auch formell 
anerkannt.*) 

Die Tatsache ist lange bekannt, verdient aber eingehendere 
Erörterung, wie „an die Stelle des Bischofs und des Domkapitels 
von Gurk im Kampfe für die Trennung des Bistums von Salz- 
burg in weltlicher Beziehung die Landesherm von Kärnten, die 
Habsburger, traten ;*ö) ähnliches gilt auch von Seckau und Lavant. 
Bereits haben wir hervorgehoben, wie Kudolf IV. sich von Gurk 
als Erbvogt anerkennen ließ; obwohl ihm die rechtliche Grundlage 
mangelte; aber noch mehr: er läßt sich von Bischof Paul ver- 
sprechen, ^gewärtig und gehorsam^ zu sein mit dem Bistum und 
allen Herrschaften, Burggrafen und Pfleger auf die fünf bedeuten- 
sten Vesten nur nach des Herzogs und seiner Erben Willen zu 
setzen und den Burggrafen die Öffnungspflicht in ihren Eid zu 



*) 20./11. 1405, Or. im H.-H.-St.-A. ; ein kurzes Regest gibt v. Krones 
in den „Beitr. z. K. steierm. Gesch.-qu.** 30, 119, Nr. 457. 

2) Ungereclitfertigt spricht Schmued in den „Mitt. d. Ges. f. Salz- 
burger L.-k." 26, 85, von einem „Verzichte des Erzbischofs auf die 
Landeshoheit über die von den Besitzungen des habsburgischen Erzhauses 
umgebenen salzburgischen Herrschaften" in den Verträgen von 1458 (Chmel 
„Reg. Friedrichs III.« Nr. 3637 ff.)- 

») 1481; F. M. Mayer „Über die Abdankung des Erzbischofs Bern- 
hard von Salzburg« A. ö. G. 55, 215. 

*) cf. V. Luschin „österr. Reichsgesch. p. 106 — 

«) J. Hirn „Kirchen- u. reichsr. Verh. d. Bist. „Gurk" Gymn.-Progr. 
Krems 1872, p. 55 ff. 
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geben ^als desselben unsers herrn des herczogen behamten leuten'^:^) 
also gänzliche Unterordnung der Teinporalien Gurks unter den 
Landesfürsten, wie sie kurz darauf in der Gleicbstellung des Bischofs 
mit ^ander unser fürst en, landherren, praelaten, gottshäuser und 
pfaffen*^ von Seiten Rudolfs,*) vor uUem aber in einer denBechten 
Salzburgs geradezu ins Gesicht schlagenden Verpflichtung Bischof 
Johanns, des Kanzlers Budolfs, gleichfalls hervortritt:^) er wolle 
„alle die recht, der er von seinen lehen und regalia wegen schuldig 
und gepunden ist dein h. röm. Reich'' bis zur Verleihung derselben 
durchs Reich Rudolf und dem ältesten Herzog von Österreich vor- 
behalten, so daß dieser sie einem jeden Bischöfe von Gurk wie 
eiu römischer Kaiser oder König „im Namen und anstatt des 
heiligen Reichs* mit vollem und ganzem Rechte verleihen solle! 
So hat die Belehnung des öurkers mit den Regalien durch Karl IV. 
i. J. 1360 doch weitere Folgen gehabt, als man bisher angenom- 
men, die Erklärung Rudolfs, niemand außer ihm dürfe das Bistum 
mit außerordentlichen Steuern beschweren,*) steht nicht mehr als 
sein einziger Eingriff in die salzburgischen Rechte über Gurk da. 
Allerdings, Rudolf hatte auch hierin gewaltsam der Eutwicklung 
vorgegriffen; aber wie deutlich erkennt der Metropolit die Gefahr 
einer Wiederholung, wenn er 1402 bei Investitur des auf Bitten 
der Herzöge ernannten Gurkers diesen schwören läßt, er wolle alle 
Schlösser des Bistums, „die yecz die von Oesterreich inne haben 
und damit man in gehorsam ist^^ beim Bistume bewahren, „daz 
dheinerlay gelübde oder versprechen darinne sey, damit derselb 
hischolf derselben gesloss icht also gewaltig wäre als von alter her-» 
komen ist;*^^) wenn er ferner den Seckauer, dessen Vorgänger sich 
eben wie der Gurker zur Hilfe an Rudolf IV., „als ander lancz- 



») 29./9. 1353, H.-H.-St.-A., Hs. Nr. 15, p. 12; kurzes Regest bei Lich- 
nowsky 3. Nr. 1652. 

2) Schutzbrief Rudolfs v. 28./I0. 1361, Or. Archiv des. Kärntn. Gesch.- 
Ver. in Klagenfurt. Ähnlich das Versprechen Leopolds HI. vom 26. |9. 1382, 
ihm den Schaden, den die dreißig gegen Padua gestellten Spieße des 
Bischofs erleiden, zu ersetzen „aZs andfrn rittern und knechten nach unser» 
hofs gewonhait^ Or. ebenda. 

8) 12./ 1. 1362, Revers Rudolfs, Or. Archiv des Kärntn. Gesch.-Ver. in 
Klagenfurt. Auch A Huber : „Rudolf IV." kennt diese Urkunde nicht. 

*) Hirn a. a. 0. p. 54 f. 

ö) 15./2. 1402, Or. H.-H.-St.-A.; Auszug Juvavia p. 251 f. 
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herren, die in denselben im landen vest habent,^ verbunden hatte, i) 
wegen der Gefahr einer Entfremdung des Kirchengutes durch 
simonistische Bewerber um den Bischofsstuhl ein Statut festsetzen 
'läßt: 2) nach dem Tode eines Seckauer Bischofs müsse der Propst 
einen treuen Priester auf Schloß Seckau senden, der die ganze 
Verlassenschaft des Verstorbenen zu übernehmen und nur einem 
vom Erzbischofe ernannten, vom Kapitel zugelassenen und vom 
Propste bekannt gemachten Bischöfe übergeben dürfe; und dies 
nur, wenn er geschworen hat, keine Verbindlichkeit zur Abtretung 
von Bistumsgütern eingegangen zu haben ; nur diesem Bischöfe 
haben auch die Burggrafen Treue zu schwören. Immer wieder 
dasselbe Moment: die Sorge, daß die SuflEragane sich zu nach- 
teiligen Verträgen verleiten lassen. Kicht minder deutlich ist die 
Adresse der Huldigungsreverse, da die Seckauer sich 1432 und 
1443 verpflichten, nur dem Erzbischofe dienstbar zu sein, keinem 
andern Fürsten ohne des Metropoliten Willen sich zu verbinden, 
die Kegalien, sowie Acht und Bann für ihre Richter nur von ihm 
zu nehmen und ihren Beamten in den Eid die Gehorsamspflicht 
gegen den Erzbischof für die Zeit der Vakanz des Bistums zu 
geben. 3) Und doch war es zu spät, die Lehenshoheit Salzburgs 
über seine jüngeren Suflfragane ließ sich nicht mehr retten: 
Martin V. selbst ersuchte ja Albrecht V., dem von ihm zum Gurker 
Bistume promovierten päpstlichen Kämmerer Nicodem de la Scala 
zu den Temporalien zu verhelfen,*) und als dann Herzog Friedrich 
von Tirol als Vormund Friedrichs d. J. 1432 die Versetzung des 
Bischofs Laurenz von Lavant bei der Kurie durchzusetzen 
suchte, übergab er eigenmächtig einem seiner Vasallen die Gurker 
Veste Straßburg mit dem Befehle, sie nur seinem Kandidaten, 
wenn dieser aber nicht durchdringe, ihm selbst auszuliefern.^) Und 
weiter: als dann Laurenz wirklich transferiert wird, befiehlt Fried- 
rich ^als landesfürst und vogf^ den bischöflichen Amtsleuten und 



») 6./2. 1366, Or. H.-H.-St.-A. Regest v. Krones „Beitr. z. K. steierm. 
Gegch.-qu." 30, 78, Nr. 264. — 

*) 1426, Chmel „Gesch. Friedrichs IV.« 1, 554 f., Beilage Nr. 18. — 

«) Chmel a. a. 0. p. 37 und Notizenblatt der Wr. Akad. 3, 271 f. 

<) 1420, Lichnowsky 5. Nr. 1988. Ein gleiches Ersuchen des Basler 
Konzils V. J. 1435 bei Chmel „Gesch. Friedrichs IV.** 1, 571, Beilage 
Nr. 27. 

^) 1432, Archiv f. vaterl. Gesch. u. Topogr.** 7, 103, Nr. 344. 

D p s c h : Forschungen 1. 5 
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Burggrafen, ihm zu gehorsamen und Rechnung zu legen, wenn 
der Bischof unter Vorweis des landesfürotlichen Mandat;« es ver- 
lange;^) zu seinen Händen aber läßt er die Amtsleute in Eid 
und Gelöbnis nehmen, 2) er weist unter Berufung auf den er-' 
wähnten Bechtstitel die Lehens- und Gotteshausleute des Bistums 
zum Gehorsam an den Transferierten. 8) Laurenz selbst schafft 
diesem angemaßten Besitzeinweisungsrechte des Landes- 
fürsten einen Bechtstitel für die Zukunft: seine Hauptleute, ver- 
spricht er, sollen nach seinem Tode Friedrich d. J. oder dessen Erben 
als des Gotteshauses rechten Erbvögten mit den Vesten gehorsam 
und gewärtig sein ^und in der abtretten, wenn sy die mit iren 
hriefen ervordern,^^) Wenn wir endlich hören, daß Bischof Johann 
von Gurk Friedrich IV., da er „rechter vogt, herre und landes- 
fürsf^ des Bistums ist, Schlösser auf bestimmte Zeit übergibt, 
deren Pfleger in des Königs Namen des Bischofs Leute schir- 
men und beim Bechte halten sollen, 5) ja daß Gurk für den landes- 
fürstlichen Schutz sogar eine jährliche Geldleistung übernimmt, ß) 
— fehlt da noch viel zur Verpflichtung, der Bischof solle die 
Temporalien vom Erzbischofe und LandesfÖrsten gemeinsam er- 
halten, nachdem er dem letzteren als Vogt Gehorsam geschworen? 7) 
Sind wir überhaupt noch weit von einer vollkommenen Einfügung 
der Temporalien Gurks ins geschlossene landesfürstliche Territorium 
entfernt? 

Gurk ist der charakteristische Typus, das rechtfertigt die brei- 
tere Behandlung; in denselben Linien, wenn auch naturgemäß 
nicht von so baldigem und so durchgreifendem Erfolge gekrönt, 
bewegt sich das Andringen der Landesfürsten gegen die unab- 
hängige Verfügung der reichsun mittel baren Bischöfe über 
ihre Temporalien. Mag man die Tatsache, daß Otakar 1276 auf 
Bitte Bischof Konrads von Freising für die Zeit der Abwesenheit 
desselben die gesamten Bistumsbesitzungen in seinen Landen über- 



») 1433, Chmel „Materialien** I./2, 4, Nr. 103; mehrere Or.-Mandate 
im H.-H.-St.-A. 

2) Chmel a. a. 0. I./l, 20, Nr. 103. 

8) Lichnowsky 5. Nr. 3264. 

*) 3./5. 1436, Or. H.-H.-St.-A. ; Regest bei Chmel a. a. 0. I./2, 5. 

ö) 1441, Chmel a. a. 0. I./2, 94. 

6) 1478, Chmel „Regesten Friedrichs III.** Nr. 7208. 

') Hirn a. a. 0. p. 57. 
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nimmt und einem seiner familiäres et servitores übergibt, der 
im Namen des Bischofs und des Königs die Verwaltung führen 
und alle Klagen vor Otakar bringen soll,i) noch als persönliches 
Entgegenkommen gegen den König auffassen; ein effektives Ab- 
hängigkeitsverhältnis läßt sich nicht mehr bezweifeln, wenn 1315 
König Ludwig den Bischof Konrad der Lehennahme enthebt, da 
ein großer Teil seines Gutes in Österreich unter der Gewalt des 
Herzogs liege und aus einer Belehnung durch Ludwig ihm großer 
Schaden erwachsen könne ;2) unumwunden gesteht dies der Frei- 
singer selbst zu, da er als Motivierung eines Öffnungsvertrages 
angibt, sein Gotteshaus könne ohne den Schirm der Herzöge nicht 
bleiben. 3) Dann wieder überall dasselbe Bild: zuerst einfache 
Bündnisse und Öffnungs vertrage,*) dann Verpflichtungen der reichs- 
unmittelbaren Bischöfe zur Hilfe inner Landes auf eigene, außer 
Landes auf die Kosten des Herzogs, 0) mitunter mit dem ausdrück- 
lichen Beisatze „ak si andern iren landherren und dienern tun^^^) 
Reverse des Gehorsam- und Gewärtigseins mit den Besitzungen. 7) 
Ja der Passauer erneuert die Verträge 1362 schon als verbindend 
für alle seine Nachfolger, s) und als 1365 Bischof Albert das gleiche 
Versprechen ausstellt, schwören Dompropst, Dechant und Kapitel 
von Passau, niemand zum Bischöfe, Verweser des Bistums oder 
irgend einer Würde oder Pfründe des Kapitels zu wählen, be- 
ziehungsweise zuzulassen, der dieses Statut nicht beschworen habe. 9) 
In der Reihe der Bündnisse und Öffnungsverträge der Herzöge 



») FRA. IL/31, 334 f. 

') FRA. 11/35, 80. 

») 1330, FRA. 1I./35, 180 ff. 

*) z. B. Pas sau J324, Mon. Boica 30/2, 111; 1349, Lichnowsky 3. 
^r. 1504. Bamberg: 1334, Lünig „Spicileg. eccles.- 2, 44. 

fi) z. B. Freising 1327, FRA. II./35, 158 f. 

<*) Namentlich Bamberg für die Herrschaften in Steier und Kärnten : 
z. B. 1368, F. Kurz „Österreich unter Albrecht III. " 1, 209, BeilageNr.il; 
— 1380, Lünig a. a. 0. p. 50 f.; 1423, ebenda p. 57 f.; 1436 ebenda p. 59 f. 

7) Z. B. Freising 1363 FRA. II./35, 340 f. und 1415, Or. H.-H.-St.-A., 
Regest Lichnowsky 5. Nr. 1563. 

8) 0. Ö. U.-B. 8, 65 f. Revers Rudolfs IV. ebenda p. 67 f. — 

ö) 0. Ö. U.-B. 8, 202 f. Ewiges Bündnis bedingen sich die Herzöge 
Leopold und Albrecht auch in dem von ihnen am 20./4. 1380 zwischen 
Bischof und Stadt Passau vermittelten Frieden aus ; Erhard „Gesch. d. Stadt 
Passau« 1, 136. 
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mit Passaa^) bezeichnet dieses Statut mit seiuer Erneuerung durch 
Bischof Georg von Hohenlohe,^) der durch Albrechts III. Autorität 
den Bischofsstuhl erlangt hatte, die wichtigste Etappe und wäre 
zweifellos die Handhabe geworden, Passau zum österreichischen 
Landesbistume herabzudrQcken, wenn sich das Kapitel nicht 1425 
bei der Wahl Leonhard Laymingers teilweise, 1479 bei der Georg 
Maurenbrechers ^) vollständig vom österreichischen Einflüsse eman«> 
zipiert hätte. In gleicher Weise wie gegen Passau gingen 
Kudolfs IV. Bedingungen auch gegen Freising weit über das frühere 
Maß hinaus durch Oktroyierung der Verpflichtung für den Bischof^ 
gegen jedermann, ausgenommen die geistlichen Oberen in rein 
spirituellen Angelegenheiten, den Herzögen Hilfe zu leisten;*) 
^ungewonliche puntbriefe^'^ die Albrecht IQ. selbst, dessen erste 
Begier ungszeit ja vielfach eine Politik der Bestauration zeigte 
wieder aufhob.^) Am Schlüsse dieses ganzen Prozesses steht auch 
gegenüber den reichsunmittelbaren Bischöfen, sowie wir es beim 
Gurker beobachtet, die Übernahme der Verwaltung des Bistums* 
gutes während der Vakanz des Bistums und die Besitzeinweisung 
des neuen Bischofs in dasselbe durch den Landesfürsten: schon 
der wiederholt erwähnte Bischof Georg von Pas^au vertraut, daß 
Albrecht III., der ihm zum Bistume verholfen, ihm auch zu „Ge^ 
wer und gewaW^ seiner Besitzungen verhelfen werde ;ß) kurz vor 
dem Tode dieses Georg nimmt denn auch Albrecht V. alle Schlösser 
Passaus in seinen Landen an sich, um keinen Kandidaten gegen 
seinen Willen zuzulassen.') Das gleiche Kecht der Einführung in 
die Gewere maßt sich Albrecht V. gegenüber Bischof Nikodemus 
von Freising an,^) und Kaiser Friedrich läßt die freisingische Stadt 
Waidhofen „als Landesfürst, Vogt und Schirmer des Bistums* bis 

») s. dieselben bei Lü.iig a. a. 0. 2, 801 ff. und Mon. Boica 30/2^ 
350 ff. 

s) Lünig p. 806 f. 

») cf. Erhard p. 194 f. und Schrödl „Passavia sacra« p. 305 f. 

^) 1363, FRA. II.|35, 3i0 f.; cf. auch A. Huber „Rudolf IV." p. 15U 

*) 1365, FRA. II./35, 344 f. 

<*) 1389, Lünig a. a. 0. p. 805. 

7) „Kleine Klosterneuburger Chronik" A. ö. G. 7, 247 f. 

8) Revers des Bischofs v. J. 1422, daß ihm Albrecht die Güter in 
Österreich „ingeantiourtt und uns der nutzs und gwer hat gesatzl"-^ Or. H.- 
H.-St,-A. ; Regest Lichnowsky 5. Nr. 2087. Ähnlich auch schon 1415^ 
Lichnowsky 5. Nr. 15G3. 
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zur Enscheidung des Streites um den Bischofsstuhl seinem Pfleger 
zu Steier Gehorsam schwören, i) Die rechtliche Basis aber fär ein 
solches Vorgehen schafft wie der Gurker auch Bischof Nikodem 
selbst 1422 für die Länder der steirischen Linie ; der Rezeß Herzog 
Ernsts mit ihm 2) bedeutet den vollständigen Verzicht des Bistums 
auf unabhängige Begieruog seiner in den altösterreichischen Landen 
gelegenen Herrschaften ; er ist das Endergebnis des mehr als ein 
Jahrhundert umspannenden Vordringens des Landesfürstentums 
gegen den freisingischen Besitz: ohne Willen des Herzogs dürfen 
die Bischöfe mit ihren in den Landen derselben gelegenen Schlös- 
sern keinen Krieg beginnen, sie sollen die Hauptleute, Pfleger 
und Burggrafen nur aus den Landesinsassen wählen, denselben 
die Öffnungspflicht gegenüber den Herzögen in den Eid geben 
und alle ihre Beamten und Bürger schwören lassen, daß sie bei 
Vakanz des Bistums den Landesfürsten gehorsamen und nieman* 
dem die Besitzungen ausliefern wollen, bis der rechtmäßig gewählte 
oder vom Papste ernannte Nachfolger die gleichen Versprechungen 
gemacht! Wenigstens die eidliche Öff'nungspflicht der Beamten, 
der Gehorsam während der Vakanz des Bistums und die Einfüh- 
rung des neuen Freisinger Bischofs in die Gewere wurde auch 
Friedrich dem IV. für Österreich, Steier und Krain^) zuge- 
standen, — das Resultat dieser Rezesse ist fast völlige Landsäs- 
sigkeit der freising'schen Besitzungen, und Bamberg, das sich 
schon unter der Herrschaft der Görz-Tiroler wiederholt gezwungen 
gesehen hatte, seine Herrschaften und Schlösser in Kärnten auf 
eine Reihe von Jahren an den Landesherm zu verpfänden,*) läßt 
gleichfalls die Einhaltung des Bündnisses mit den Herzögen seine 
Amtsleute eidlich geloben, 0) ja der Bischof faßt 1436 sogar den 
Plan, mit Einwilligung König Sigmunds die weitentlegenen Be- 



') 1448, Chmel „Reg. Friedrichs lll.- Nr. 2426 f.; cf. dess. „Gesch. 
Friedrichs IV." 2, 618. 

*) lO./lO. 1422, Revers des Bischofs bei Lünig „Deutsches Reichsarchiv** 
7, 152 f. 

3) 1448, Schwind-Dopsch p. 366. 

4) s. Urkunden vom 2./2. und 22./3. 1311 im Notizenblatt der Wr. 
Akad. 6, 393 f. und Lünig „Spicil. eccles.*» 2, 36 ff. Im Jahre 1335 ver- 
pßindete das Bistum sie an den Grafen Ulrich von Pfannberg; v. Hor- 
mayr „Archiv für Geschichte, Statistik etc.** 1827, p. 206. 

6) 3./2. 1436, Or. fl..H..St.-A. 
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sitzuDgeu seines Hochstiftes iti Kärnten, deren freier YerfÜgung^ 
er ohnedies beraubt war, lieber gleich an den Landesfürsten zu 
verkaufen, ^) anstatt sie einer fremden Landeshoheit vollends unter- 
zuordnen. 

Zur Wahrung der Kudimente ihrer einstigen Hoheitsrechte 
dienten nunmehr den Bischöfen diese Rezesse mit dem Landes- 
herrn; die Marksteine im Vorrücken der herzoglichen Gewalt, als 
die m^n die Verträge und Eonzessionen der Bischöfe mit Becht 
bezeichnet hat, 2) wollten wir hier hervorheben; so trocken ihre 
Angabe scheinen mag, in ihrer Gesamtheit ergeben sie ein aa- 
schauliches Bild. 

Eine stillschweigende Anerkennung der Zugehörigkeit zum 
Lande seitens der Bischöfe lag endlich in ihrem Eintritte 
in die Landstände, sei es nun, daß sie sich zunächst der 
Standesklasse der Landherren oder der Prälaten anschlössen; 
sobald sie mit diesen das verfassungsmäßige Becht des Beratens 
des Landesherrn in allgemeinen Landesangelegenheiten ^) über- 
nahmen, gaben sie auch nach außen hin die enge Verknüpfung 
ihrer Herrschaften mit dem Territorium zu.*) Eine natürliche 
Folge der frühen Einflußnahme des Landesherrn auf die Tempo- 
ralien Seckaus, Qurks und Lavants ist es, daß diese zuerst unter 
den Bischöfen in die Klasse der Landherren eintreten; wie denn 
der Seckauer schon in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
wiederholt an der Spitze der steirischen Standesklassen steht^) und 



1) Konzept eines Verkaufsbriefes bei Chmel „Materialien" I/I, 26» 
Nr. 169; die Zastimoiung Sigmunds s. Altjaann „Regesten Sigmunds»* 
Nr. 11913; cf. Chmel , Gesch. Friedrichs IV." 1, 309 f. 

i) Y. Luschin „Gerichtswesen** p. 39. 

») V. Luschin „Anfönge der Landstände** in „Histor. Zeitschr.** 78, 439. 

*) Dasselbe bemerkt v. Schubert „Schleswig-holst. Landeskirche** a. a. 
0. p. 123, und Priebatsch „Staat und Kirche in der Mark Brandenburg** 
a. a. 0. 20, 338. 

*) Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts erscheint er wiederholt als 
Beisitzer des Landtaidings in Graz (v. Kroncs „Verfass. u. Verwalt. der 
Mark u. d. Herzogt. Steier** Anhang Nr. 18 und 103 vom Jahre 1250 und 
1269); auf der Gösser Versammlung 1274 tritt er an die Spitze der voll- 
zählig vertretenen Standesklassen (ebenda p. 307 und Anhang Nr. 561); 
ebenso bei der Belehnung der Söhnp Rudolfs zu Augsburg 1282. (0. Redlich 
Reg. Imp. VI./l. Nr. 1723.); 1290 spricht er als Obmann der steiri- 
schen Stände bei Albrechts I. Kriegserklärung an Andreas von Ungarn 
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1313, als die einzelnen Stände auf Wunsch Jakobs von Aragonien 
die Ehe Friedrichs d. Seh. mit Elisabeth verbürgen — das erste 
nachweisbare Auftreten eines förmlichen Prälatenstandes der Steier- 
mark — als Haupt der landsässigen Prälaten erscheint.*) Diese 
Stelle behielt er dann auch, als die offizielle Vertretungsforra der 
steiri&chen Stände der Landtag geworden war. 2) Den Anstoß für 
die reichsunmittelbaren Bischöfe zum Eintritt in die Landstände 
scheint dagegen im Allgemeinen erst die Ausbildung des Land-, 
tagswesens am Beginne des 15. Jahrhunderts gegeben zu haben. 
Der Fall, daß 1313 bei den erwähnten Ehepakten Bischof Bern- 
hard von Passau an der Spitze der Praelati ducatus Äustrie auf- 
trat, blieb vereinzelt; 3) eine konstante Vertretung Passaus ent- 
weder durch den Bischof selbst oder einen Delegierten — und 
zwar meist im Herrenstande Österreichs - — fand erst seit 1406 
statt.*) Im gleichen Jahre tritt auch der Bischof von Freising, 
so viel ich sehe, zum ersteumale als österreichischer Landstand 
auf; 5) am spätesten fugte sich Salzburg in die für sein eigenes 



(Steiermark. Reimchronik. Mon. Grerm. Deutsche Chron. V./l, 542, cf. F. 
Kurz „MilitärverfasBung" p. 306) und 1291 vertritt er als ihr Haupt ihre 
Beschwerden beim Herzoge (Reimchronik p. 737 a ; cf. v. Luschin „österr. 
Reichsgeschichte** p. 167, auch „Beitr. z. K. steierm. Gesch.-qu." 9, 148). 

V. Zeissberg, Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 137, 169, Nr. 46. 

^) So schon 1412 auf dem ersten steirischen Landtage; über den 
steirischen Prälatenstand s. E. Werunsky „österr. Reichs- u. Rechtsgesch." 
p. 274; V. Krones' Ansicht („Beitr. z. K. steierm. Gesch.-qu.** 2, 49), die 
steirischen Landesprälaten hätten keinen besonderen Landtagsstand ge- 
bildet, sondern nur als Landherren Sitz und Stimme am Landtage gehabt, 
widerlegt sich durch das von ihm selbst (ebenda :\ 96) mitgeteilte Ein- 
berufungsschreiben zum Landtage von 1412; s. auch das Verzeichnis bei 
Werunsky a, a. 0. 

8) V. Zeissberg a. a. 0. p. 168, Nr. 45, Man müCte denn das Auf- 
treten des Passauers, (Gurkers, Seckauers und Lavanters) unter den Prae- 
lati ducatuum nostrorum in Urkunden Rudolfs IV. (z. ß. Hansiz „Germania 
Sacra" 1, 467) nicht der bloCen Prunksucht des Herzogs zuschreiben wollen. 

*) S. die Verbindung der österreichischen Stände nach Herzog Wil- 
helms Tode, Schwind-Dopsch p. 300; cf. ferner Lichnowsky 5. Nr. 794, 
Kurz „Österreich unter K. Albrecht II.** 1, Beilage Nr. 10; 1407 zählt sich 
Bischof Georg selbst den „andern latidherrn in Österreich und oh der Enns^ 
bei. Vgl. Werunsky a. a. 0. p. 183. 

*) Schwind-Dopsch p 300; s. auch Landtag v. J. 1441, Chmel „Re- 
gesten Friedrichs III." Nr. 282, wo der Freisinger zum Prälatenstande zählt. 
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Interesse nötige Vertretung: vielleicht wurde die Verbindung mit 
den steirischen und kärntniächen Standen in der Türkengefahr ■) 
die Veranlassung, erst seit 1446 ist der Erzbischof Haupt des aus- 
wärtigen, im Lande begüterten Prälatenstandes im steiermärkischen 
Landtag.^) Ein Äquivalent für den sonstigen Verlust an Hoheits- 
rechten war für die Bischöfe hiemit immerhin gegeben. 

Neben diese Einordnung der Bischöfe in die Landesvertretung 
•tritt noch eine persönliche Unterordnung derselben unter den 
Landesfürsten darin, daß sie als Bäte, 8) Kanzler,^) Eapläne^) des- 
selben ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis ihm gegenüber ein- 
giengen, namentlich seit dem Aufkommen fester Besoldungen für 
diese Stellen.^) In klarer Erkenntnis dessen hatten sich schon die 
Salzburger Provinzialkonzilien v. J. 1288 und 1291') im Hin- 
blicke auf Heinrich von Admont, den vielgehaßten Landschreiber 
Albrechts L, unter Drohung der Exkommunikation und Verlustes 
der Benefizien dagegen ausgesprochen, daß Kleriker Ämter von 
weltlichen Fürsten annehmen, quia neino milüans Deo $e debet ne- 
gociis saecularibus impUcere ; schon damals hatte sich der Bischof 
von Seckau gegen diesen Beschluß verwahrt,®) und bald ver- 



^) Juvavia p. 391. 

^) Werunsky a. a. 0. p. 274 f. Djigegen erscheint der Prätendent 
Berthold von Freising 1406 in enger Verbindung mit den österreichischen 
Ständen: Schwind-Dopssh p. 300. 

8) Z. B. 1381 Bischof Leopold von Freising, Meichelbeck „Historia 
Frising." H./l, 170; 1413 Bisshof Georg von Passau, Mon. Boica 31/2, 
118 f. 

^) Z. B. schon 15/7. 1314 Bischof Heinrich von Gurk als secretarius 
Friedrichs d. Seh., Pusch und Fröhlich „üiplomataria sacra ducatus Styriae** 
2, 143; Rudolfs IV. Kanzler, Bischof Johann von Gurk, später Brixen, F. 
Kürschner A. ö. G. 49, 33 und G. v. Below „Die städtische Verwaltung 
des Mittelalters" „Histor. Zeitschr.« 75, 419; desselben Kanzler Berthold 
von Freising, Meichelbeck a. a. 0. p 17 1 ; 1409 Georg von Passau, Mon. 
Boica 3I./2, 81. 

ö) Z. B. 16./3. 1365 Bischof Heinrich von Lavant, Kopie Steiermark. 
Landesarchiv in Graz; 1415 Bischof Sigmar von Seckau, Muchar „Gesch. 
Steiermarks" 7, 132. 

ö) Z. B. 1399 für Bischof Johann von Chur, Lichnowsky 5. Nr. 290; 
140* für Ulrich von Brixen, ebenda 6, XIII, Nr. 637. 

') Dahlham „Concilia Salisburg.**, p. 134 und 140. 

») cf. noch L. Leonard „Seckau unter Propst Ortolf von Prank« in 
„Stud. u. Mitt. a. d. Bened.- u. Zisterz.-O.« 12., 241 f. 
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stumnite der Widerspruch; während die Herzöge, selbst Lehen- 
träger der salzburgischen Erbämter, i) diese weiterverliehen, führte 
die Übernahme herzoglicher Ämter durch die Bischöfe so weit, 
daß man von einer Aufnahme des Bischofs von Passau als 
j,diener und rath^^ gegen Jahressold sprechen,^) daß endlich 
König Albrecht II. und Friedrich IV. für die Zeit ihrer Abwesen- 
heit von ÖsteiTeich den Passauer und Freisinger mit andern Land- 
herrn und landesfürstlichen Beamten zu Landesverwesern bestellen 
konnten. 3) 

Ziehen wir aus all' diesen Erwägungen den Schluß ; welche 
Kesultate hatte das Streben des Landesfürsten nach Bildung von 
Landesbistümern und Ausdehnung der Landeshoheit über die 
bischöflichen Besitzungen aufzuweisen, als das Mittelalter seinem 
Ende zugieng und anderwärts die Zeit der Landeskirchen nahte? 
Neue Bistümer waren errichtet worden, aber gering ihr Amts- 
bereich; von den alten war nur Gurk zum Landesbistume im 
eugsten Sinne, dessen Sitz und Spreugel innerhalb der Grenzen 
des landesfürstlichen Territoriums lag, und auf dessen Besetzung 
dem Landesfürsten ein verfassungsmäßigt-r Einfluß zukam, ge- 
worden; zur Landsäßigkeit, d. h. der Unterordnung seiner Be- 
sitzungen unter die herzogliche Landeshoheit, war in Rücksicht 
auf die selbständige Regierung derselben Preising und Gurk her- 
abgedrückt; für Passau, Bamberg und Seckau war dieselbe Ent- 
wicklung im Zuge, die größte Selbständigkeit seiner Enklaven 
hatte noch Salzburg bewahrt. So war — und das bildet einen 
bedeutsamen Unterschied gegenüber anderen Territorien — in der 
Frage der Landesbistümer ein gutes Stück des Weges noch zu 
tun, ein wesentliches Moment zur Bildung einer Landeskirche noch 
nicht vollends erreicht. 



«) 8. Belehnung v. J. 1335, Schwind-Dopsch p. 169 f.: über einen 
späteren Konflikt mit Salzburg wegen der Besetzung dieser Erbämter s. 
Juvavia p. 493 fi*. 

') 25/7. 1413, Handschrift Nr. 16 des H.-H.-St.-A., f. 93, Nr. 250. 

«) 1438, Kurz „österr. unter K. Albrecht II.« 2, Beilage Nr. 29. — 
144-2, Chmel „Miterialien" 1, 98. cf. A. v. Wretschko „Zur Frage der 
Statthalterschaften" in Bl. f. L.-k. N.-Ö. 32 (1898), p. 82. 
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Wir wenden uns zum Verhältnis der weltlichen zur kirch- 
liehen Gewalt, dem Streben, die Überordnuug der Kirche über 
den Staat für das Territorium abzustellen und die Staatsgewalt 
in demselben zu verselbständigen, im weiteren Verlaufe die erste 
der letzteren zu unterstellen. 
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Staatsgewalt und Kirchengewalt. 



I. Die landesfiirstllche Vogtei Im spätem Mittelalter. 

Man kanu die reale Bedeutung schon der Stiftsvogtei für das 
Landesfürstentum nicht besser charakterisieren, als einmal G. Winter ^) 
im Hinblicke auf Passau mit den Worten getan hat: ^Konflikte waren 
schwer zu vermeiden, wo der Landesherr als Vogt Rechte beanspruchte, 
die das Hochstift dem Vogte als Landesherrn bestreiten zu dürfen 
glaubte. Der Vogt hielt seine Dinge auf dem bevogteten Gute, 
der Landesherr, bezw. sein Beamter durfte den Immunitätsboden 
zur Vornahme gerichtlicher Handlungen nicht betreten; der Vogt 
erhob seine Abgaben, dem öflFentliclien Beamten waren durch die 
Immunitätsprivilegien alle Exaktionen von den Immunitätsleuten 
untersagt. Wo Landesherr und Vogt eine Person waren, drohte 
das kcstbare Gut der Immunität zum leeren Begriffe zu werden." 

Vorerst ein kurzer Überblick über die Entwicklung der Vogtei, 
wie sie bis in den Beginn der Habsburgerzeit klargelegt ist. 2) 
Bereits den Babenbergern in Österreich, den Traungauern in Steier 



*) „Beiträge zur niederösterr. Rechts- u. Verwaltungsgesch." in Bl. f. 
L.-k. N.-Ö. 17 (18?3), p. 433. 

') H. Brunner „Das gerichtl. Exemtion srecht" Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 
47; V. Luschin „Gesch. des älter. Gerichtswesens in österr." p. 152 ff.; A. 
Dopsch „Beiträge z. Gesch. d. Finanzverwaltung Österreichs im 13. Jahrh.** 
M. J. ö. G. 18, nam. p. 241 ff*, und 275 ff*. 
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«tand die Vogtei über die meisten Kirchen und Klöster in ihren 
Territorien, sei es als Patron ats vogtei infolge von Stiftung oder 
Dotierung, sei es als Lehensvogtei vonseiten der Bischöfe und aus- 
wärtigen Kirchen zu.^) Die Überschreitung der den Vögten ver- 
tragsmäßig zugestandenen Befugnisse, die auf gewalt- oder ge- 
wohnheitsmäßigem Wege*) zunehmende Belastung der Klöster*), 
welche sich die Vögte — in den meisten Fällen also üntervögte, 
denen in Vertretung des Herzogs die Friedenswahrung der Kirche 
nach außen und innen oblag, häufig die Landrichter selbst — er- 
laubten, führten auch in unseren Territorien zu dem bekannten 
Prozesse der Entvogtung. Zum mindesten wurden die Ansprüche 
der Vögte genau festgesetzt; in der Eegel wird die Erblichkeit 
der Untervögte aufgehoben,*) der Herzog selbst übernimmt den 
Schutz der Kirche nach außen und überträgt, sofern er rieht jede 
Weiterverleihung der Vogtei ausschließt,^) dem auf Widerruf be- 
stellten üntervögte, welchem ein bestimmtes Ausmaß von Gerecht- 



«) ßrunner p. 339, Dopsch p. 2-12. Im Lehensbekenntnisse Herzog 
Friedrichs II. v. J. 1241 erscheinen als Lehensvogteien von Passau die 
über die Klöster Krenismünster, St. Florian, Waldhausen, Erla, Göttweig, 
St. Polten, über die Kirchen Zeisolmauer, Mautern, Micheldorf, Bischofs- 
dorf und Neusiedel; O. Ö. Ü.-B. 3, 101 f. 

'') Z. B. 1226 stellt Herzog Leopold VI. das „Gewohnheitsrecht« seines 
Richters in Krems (»udices propter antiqu itatem temporis consuetudinem huius- 
modi tarn pro iusticia reputahant) ab, von den dortigen Klosterhöfen jähr- 
lich fünf Urnen Weines zu erhalten; v. Meiller „Babenberger Regesten** 
Leop. VI., Nr. 226. Wievielmehr, wenn der Rechtstitel des Vogtes sich 
mit dem des Richters vereinte! 

«) cf. Th. V. Inama-Sternegg „Deutsche Wirtschaftsgeschichte** IIl./l, 
398 ff. 

4) Brunner p. 339 f., 390 f. Fürs folgende vgl. v. Luschin a. a. 0. 
p. 15 t f. In der Georgenberger Handveste vom J. 1186 wird bereits vom 
künftigen Landesherrn Steiermarks gefordert, er solle auf Bitte der von 
den Traungaaern gestifteten Klöster ihre Vogteien ohne Untervögte in 
seiner Hand halten ; Schwind-Dopsch p. 20 f. Z. B. 1268 verpflichtet sich 
Dietrich von Hohenberg vor den iudices provinciales Austri", bei Mißbrauch 
des Vogteirechts über Göttweiger Güter solle die Vogtei quasi vacans an 
den Landesherrn devolvieren; FRA. II./8, 319 f. u. a. m. 

ß) Z. B. Otakar 1252 för's Stift Sfc. Polten, U.-B. v. St. Polten 1, 70: 
1253 für Freising'sche Güter, FRA. IL/31, 164 f.; 1262 für Güter der 
Propstei Seckau, Schwind-Dopsch p. 99. 
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samen und Einkünften ausbedungen wird,i) nur die Vertretung 
der Kirche und Kirehenleute vor weltlichem Gerichte ; die niedere 
Gerichtsbarkeit über die Kiosterleute,- soweit sie früher der Vogt 
geübt hatte, geht auf die Amtleute der Klöster über, die höhere 
wird dem Landrichter, nur wenn das Kloster selbst den Blutbann 
besaß, dem Vogte zugewiesen. 2) Dem Herzoge bleibt also die 
hohe oder Schirmvogtei, den üntervögten die Ding- oder Kasten- 
vogtei, die letztere in der Begel als Betvogtei, seltener als Erb- 
vogtei.*) Beide Fassungen des österreichischen Landrechts*) und 
der sog. , Seifried Helbling*^) schreiben diese Dingvogtei den 
(unbescholtenen) Ministerialen des Landes zu, Landrecht L und 
n. und der Laudfrieden Herzog Otakars v, J. 1254 belegen aber 
auch Mißbrauch der Vogtei bereits mit dem Verluste derselben. °) 
Unter Otakar erreichte ja auch die Masse der Entvogtungen ihren 
Höhepunkt; er selbst zieht gleich 1251 durch Urteil des Land- 
taidings die von den letzten Babenbergern innegehabten Vogteieb^ 
an sich 7) und übernimmt 1265 die Vogtei der oberösterreichischen 
Klöster, deren erwählte Vögte die Herzöge waren ;8) einen Teil 
der im Vogteirechte gelegenen Gerechtsame aber überträgt er viel- 



«) Z. B. Admont 1256, Schwind-Dopsch p. 95; 1274 Garsten, Notizen- 
blatt der Wr. Akad. 9, 369. 

2) S. z. ß. die Kompetenzabgrenzung zwischen Kloster Tegernsee und 
seinem Vogte über den Besitz zu Langenlois, FRA. II/l, 283 f. ; cf. V. Hasen- 
öhrl „österr. Landesrecht«* p. 55. 

s) cf. V. Luschin a. a. 0. p. 155 f. und Hasenöhrl p, 16. 

*) LR L Art. 62, LR II. § 81, Schwind-Dopsch p. 69 und 104: cf. 
Hasenöhrl p. 56 ; S. Adler „Zur Rechtsgeschichte des adligen Grundbesitzes- 
in Österreich** p. 130 bezieht irrtümlich den Ar'. 62 auf den Burgfrieden, 
wählend Art. 60 f. und „Seifrid Helbling" die Bedeutung als Dingvogtei 
zweifellos machen. 

ö) Edidit H. Seemüller, Halle, Waisenhaus 1886, p. 186, 3. Gedicht, 
V. 37 ff.; cf. Siegel „Die rechtliche Stellung der Dienstmannen in Öster- 
reich** in Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 102, 272 ; über den Dingvogt s. v. Luschin 
p. 156. — Ein Beispiel der Häufung solcher Dingvogteien gibt Seemüller 
p. 288 an dem Marschall in Österreich, Stephan von Meissau, der unter 
Albrecht I. Vogt der Klöster Perneck, Krug, Altenburg und Klosterneu- 
bürg war. 

<') LR I. Art. 60 f.; LR H. § 79. — Der Landfrieden Otakars MG. 
Oonstit. 2, 606. 

7) 0. Ö. Ü.-B. 3, 178; cf. Dopsch p. 275 f. 

8) ü. Ö, U.-B. 3, 579. 
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fach seiuen Beamten, indem er die Ausübung der Scbirmyogtei, 
die Defensio, aus dem Inhalte derselben löst und seinen Schreiber 
oder Amtmann damit betraut, i) Zu solchem Entgegenkommen 
gegen das Interesse der Kirche bewogen ihn selbst wieder poli- 
tische und finanzielle Momente.^) 

Dies im Allgemeinen das Entwicklungsstadium beim Eintritte 
der Habsburger. 

Ich versuche, die markantesten Linien im weiteren Verlaufe 
beryorzuheben. Yor allem das ungemein zielbewußte und starke 
Streben der Habsburger, die noch nicht in ihrer Hand befind- 
lichen Stiftsvogteien in den Kreis ihrer Schirmvogteien einzube- 
ziehen und derart alleinige, oberste Yogteiherren im 
ganzen Territorium zu werden. — Zu den Rekompensationen, 
die König Budolf für die Belehnung seiner Söhne mit den Bischofs- 
lehen gewähren mußte, hatte auch die Ausschaltung eiuiger Yog*^ 
teien aus denselben, also eine weitere Schädigung des landesfürst- 
lichen Interesses gehört; 3) anderseits wehrte er aber doch selbst 
in dem Streite Albrecbts I. mit Salzburg, indem er ihm die vom 
Erzbischofe bestrittene Lehensvogtei über Kloster Nonnberg*) 
und über das ganze admontische Gut dies- und jenseits der Mend- 
ling zusprach,^) einer Schmälerung des landesförstlichen Yogteien- 
«tandes; aber noch mehr: er fällte zugleich eine prinzipielle Ent- 
scheidung von größter Bedeutung^) dadurch, daß er einerseits die 

») Dopsch p 277. - Z. B. 1240 bestellt Herzog Friedrich II. zum 
■defensor Waldhausens den Richter im Machlande, 0. Ö. U.-B. 3, 78. — 
Ähnlich 1252 Otakar für Metten, Mon. Boica 11, 357 f.; 1254 Erlaubnis 
für Garsten, einen widerruflichen Defensor zu erbitten, 0. Ö. U.-B. 3, 209 
ff. ; 1256 Einsetzung des scriba Attasi oder des iudex provincialis zum Vice- 
defensor St. Florians, ebenda p. 225, cf. Dopsch p. 275. — Als besondere 
Gunst übernimmt der Landesfürst noch die specialis defensio oder defenaio 
jprivatai so 1240 für Garsten, 0. Ö. U.-B. 3, 81 f.; 1255 für's Spital a. F., 
A. ö. G. 71, 432 und 72, 216; 1272 für Mahrenberg, Pusch und Fröh- 
lich „Dipl. Sacra duc. Styriae" 2, 325. Es ist ein qualifizierter Schutz. 

2) Dopsch p. 276 f., p. 242. 

8) So gibt er Bamberg die Vogteien in Hag, Kirchdorf und Garsten- 
tal zurück, allerdings gegen eine jährliche Abgabe; 0. ö. Ü.-B. 3, 502 f. 

*) Redlich Reg. Imp. VI/.l. Nr. 2323. 

ß) J. Wichner „Geschichte des Benediktiner-Stiftes Admont** 2, 432 ff. 

®) 19./Ö. 1290: „daz die vogtei van Agemunde . . zu rechte den herzogen 
von Oesterrich und daz lant von Oesterrich an gehoerte und sin ist und zu 
dem lande gehöret . . und daz . . , daz gotshus von Salzpurch kein recht 
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volle Erblichkeit der Lehensvogtei (Admont) aussprach, anderseits 
durch seinen Schiedsspruch die verfassungsmäßige Grundlage für 
die Verbindung der Lehensvogtei mit dem Lande als solchem, 
nicht allein dem jeweiligen Landesfürsten schuf; dem Erzbischofe 
wurde nur die formelle Anerkennung des äußerlichen Lehensbandes 
zuteil. Damit war die enge Einfügung der Lehensvogteien in den 
dauernden Besitzstand des Landesfüi-steu gewährleistet. Der Ver- 
zicht Albrechts I. 1297 auf die Vogtei jenseits der Mendling tan- 
gierte wenigstens die Landesgrenzen nicht und geschah überdies 
nur gegen neuerliche Zusicherung der von Rudolf erlassenen öflFent- 
lichen Leistung des Marchfutters von den salzburgischen Besitzungen 
in Steiermark ; *) sehr charakteristisch ist nun aber, daß trotz dieses 
Verzichtes einige Dezennien später auch die Vogtei jenseits der 
Mendling unbestritten wieder im landesfürstlichem Besitze er- 
scheint.2) 

Die Lehensvogtei wird das Mittel, das einzige reichsunmittel* 
bare Stift in den Erblanden zum landsässigen Kloster herabzu- 
drücken: Goß, 3) dessen Vogtei noch am Beginne des 13. Jahr- 
hunderts der Herzog nur als Stellvertreter des Kaisers innehatte*) 
und das sich 1360 selbst um Dienstherrnrecht bei Herzog EudolflV. 
bewarb.^) Dazu tritt, besonders seit Albrecht L, die Tendenz, auch 
über auswärtige Klöster die Schutzvogtei zu erlangen, namentlich 
begreiflicherweise über die an der Grenze Bayerns gelegenen, ß) 



hett an der vorgenanten v.gtei . , . ane aüeine, daz der vorgenant herzöge von 
Oestefrich die v.gtei ze lehen haben sol vjn demgotzhus von Salzpurch; J. Lampel 
„Die Landesgrenze von 1254 und das steirische Ennstal" A. ö. G. 71, 442, 
Beilage Nr. 27. 

1) Lichüowsky 2, Beilage Nr 9; cf. F. Kurz „Österreich unter Ütakar 
und Albrecht I." 2, 222 f. 

i) i345 und 1360, s. J. Wichner „Admont" 3, 3., Anm. b.) und „Ad- 
mout in seinen Beziehungen zu Salzburg" in „Mitt. d. Ges. f. Salzb. L.-k." 
36, 157. 

3) cf. J. Ficker „Reichsfürstenstand" J, 315. 

*) Urkunde von 1203, v. Zahn „Steierja. U.-B.« 2, 107 f. 

5j Pusch u Fröhlich „Diplom, sacra duc. Styriae" 1, 41; cf. v. Zal- 
linger „Die ritterlichen Klassen im steirischen Landrecht" M. J. ö. G. 4, 
397 und 426. 

^) Z. ß. 1288 Ranshofen, 0. Ö. U -B. 3, 95 und 1290 Berchtesgaden, 
Lichnowsky 1. Nr. 1067 f.; cf. A. Dopsch „Bedeutung Albrechts I. für die 
Ausbildung der Landeshoheit« in Bl. f. L.-k. N.-Ö. 27 (1893), p. 248. 
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Einerseits also die energische Sicherung der Lehensvogteien 
und ihre feste Verknüpfung mit dem Territorium; anderseits die 
Ausbildung des prinzipiellen Anspruches, kraft der landesförst- 
iichen Stellung einziger Vogteiherr über die kirchlichen Institute 
des Landes zu seio; tatsächlich hatte der Herzog ja mit wenigen 
Ausnahmen, wie sie beispielsweise die Auflüssuug der Vogtei über 
St. Polten i, J. 1215^) und der erwähnte Verzicht König Rudolfs 
verursachten, die Stiftsvogteien in seiner Hand; aber es tritt doch 
immer noch der Rechtstitel der einzelnen Erwerbung im 13. 
und teilweise im 14. Jahrhunderte merkbar hervor, ob Lehens-, 
Patrouatsvogtei u. ä. Dem gegenüber steht als Rcchtstitel schon 
die Landeshoheit im Vordergrunde in der vor König Rudolf im 
Hoffcaiding gefällten Rechtsweisung, über Güter, die mit Vorbehalt 
der Vogtei an ein Klo&ter geschenkt worden seien, solle nach dem 
Aussterben der Stifterfamilien die Vogtei an den Landesherrn 
fallen; 2) tatsächlich sehen wir die Habsburger von diesem Rechte 
Gebrauch machen. 3) Anderseits macht sich aber beim Erwerb 
neuer Vogteirechte lange Zeit noch das Moment der freiwilligen 
Übertragung seitens der Stiftenden oder der kirchlichen Institute 
selbst, nicht ein aus der Territorialhoheit sich eo ipso ergebender 
Rechtsanspruch des Herzogs geltend: so wenn von den Dotatoren 
die Vogtei über einzelne Dotation sobjekte demselben durch Ver- 
zicht*) oder lehenrechtliche Aufgebung*) zufällt oder Albrecht I. das ihm 
vom Stifter Bischof Wernhard von Passau übergebene Kloster Engels- 
ze]\ utpote veri fundatores — also aus pri?atrechtlichem Titel — in de-* 
fensionem privatam et graciam specialem nimmt^^) und Eberhard von 
Walsee ihm freiwillig die Schirm vogtei seiner Stiftungen Säusenstein^) 
und Schlierbach *^) überträgt; noch 1372 anerkennt Albrecht III. selbst, 

») Schwind-Dopsch p. 47 f. 

2) 1279, Schwind-Dopsch p. 122. 

3) Z. B. 1367 Albrecht IIl. und Leopold IIl. gegenüber den Domini- 
kanerinnen in Graz, unter ausdrücMicker Bern fang auf dieses Recht ; Lieh- 
nowsky 4, Nr. 807. 

*) Z. B. 1320 über Güter der Pfarrkirche zu Külb, FRA. II./51, 293. 

s) Z. B. 1345 über Dotationsgüter Waldhausens, 0. Ö. U.-B. 6, 519. 

«) 1297, 0. Ö. U.-B. 6, 587. 

7) 1345, Bl. f. L.-k. K-Ö. 10, (1876), p. 34. Siehe auch den Verzicht 
der Grafen von Ortenburg auf die Vogtei über Sittich, „Archiv f. vaterl. 
Gesch. Q. Topogr." 9, 116, Nr. 779. 

p) 1355, 0. Ö. U.-B. 7, 404. 
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daß er des letzteren Klosters Schirm und Vogt auf ^fleißige Bitte* 
Eberhards sei;*) St. Paul wahrt sich das Secht, seinen Vogt zu 
wählen, und der LandesfÜrst selbst übt unter dem Bechtstitel 
eines gewählten Vogtes die Vogtei über das Kloster^). Dazu treten 
endlich noch Fälle, in denen bei Überuahme der erblichen 
Stifts- und Schirmvogtei durch Landesministeriale nur für den 
Fall der Bedrückung des Klosters die zeitweise Devolvierung von 
,, Vogtei und Schirm*' bis zum Schadenersatze an den Landes- 
försten festgesetzt wird. 3) 

Berchtold*) und Hasenöhrl, *) denen sich neuerdings S. Adler ß) 
anschließt, nehmen nun bereits für die Zeit des ersten Laudrechts 
die Existenz einer „obersten Schirmvogtei* des Herzogs über alle 
Klöster und Kirchen des Landes an, Adler scheint dieselbe sozu- 
sagen in die einfache „Schirmvogtei* des Landesfürsten über die- 
jenigen kirchlichen Institute, deren Stiftsvogtei er erlangt hatte, 
und in die „oberste Vogtei* über alle privaten Vögte von Kirchen 
teilen zu wollen. Prinzipiell bestand jedoch, wie wir sahen, noch 
unter Albrecht II. nicht einmal der Anspruch auf eine ausnahms- 
lose Schirmvogtei, so nahe man ihr tatsächlich auch war; die 
Differenzierung einer „obersten Vogtei* von dieser und die Kon- 
struktion einer „obersten Schirmvogtei* aus beiden ist nicht zu- 
lässig, da sich der Anspruch auf eine „oberste Vogtei* als 
ein im Landesfürstentum gelegenes Recht und dessen Durchsetzung 
in der Praxis, wie gleich gezeigt werden soll, erst seit der Mitte 
des 14. Jahrhunderts allmählich klar entwickelt; höchstens An- 
sätze zu einer solchen finden sich in der Zuweisung der Miß- 
bräuche ,,aller der gotsheuser vogf^ vor des Herzogs Gericht in 
den £andrechten, und sie finden ihre ungezwungene Erklärung in 
der auch hierin zutage tretenden Pflicht des Landesherm, für den 
Frieden auch im Innern zu sorgen; anderseits gibt es auch keine 
oberste Schirmvogtei, unterschieden von der Schirmvogtei; 



') 1372, 0. Ö. Ü.-B. 8, 611. 

») S. die Reverse Albrechts II. von 1342 und Wilhelms von 1402, 
FRA. 11/39, 231 und 300. 

3) Z. ß. 1342 die Kapeller für Klostsr Pulgarn, 0. Ö. Ü.-B. 6, 410 f. 

*) „Landeshoheit in Österreich" p. 169. 

5) „Österr. Landesrecht" p. 55 f. 

ö) „Zur Rechtsgeschichte des adligen Grundbesitzes in Österreich", 
p. 136. 

D p s c h : Forschungen 1. 6 
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die letztere, ursprünglich nur auf den Kreis der Stifisvogteien be- 
schränkt, erweitert sich vielmehr selbst durch die Beanspruchung 
und den Erwerb aller einzelnen Schirmvogteien seit dem erwähnten 
Zeiträume zur „obersten Schirm vogtei* und fällt dann als solche 
in Inhalt und Umfang zusammen mit der „obersten Vogtei*, 
nämlich der aufs ganze Territorium ausgedehnten obersten Schutz- 
gewalt des Landesherrn in ihrer speziellen Äußerung auf die 
Kirche des Landes, i) 

Soviel ich sehe, ist Albrecht II. der erste österreichische 
Landesfürst, der sich einmal „obrtster vogt in dem land ze Öster- 
reich^ nennt;*) es ist kein Zweifel, daß die wesentlichste För- 
derung dieses Anspruches jedoch Budolf IV. zufällt: das erhellt 
aus der von Karl IV. erlangten Bestätigung aller „Vogteien in 
Bistümern, Abteien, Propsteien, Klöstern, Gotteshäusern und Kirchen* 
für sich, seine Brüder und all ihre Erben; 8) aus dem Versprechen 
der Herzöge im Hausvertrage v. J. 1364 ffdlle goczheuser und pfaffheit 
geistliche und weltlich in allen unsern landen^ der vogt und schirmer 
wir sein/^ bei ihren Secbten zu schützen,*) sowie aus Behauptungen 
wie: ^yauch sein wier, unser brueder und eriben und nieman ander 
derselben chirichen . . obrister vogt als anderer gotsheuser in unserm 
land^\^) Schon Berchtold hat darauf hingewiesen, daß Eudolf 
sich allerorts zum Erbvogte der Stifter und Klöster erklären ließ, 
und welcher Widerstand ihm voruehmlich in Oberburg entgegen- 
gesetzt wurde ; die Berechtigung desselben gerade in diesem Falle 
muß allerdings sehr eingeschränkt werden, ß) Aber tatsächlich 



') Eine Erinnerung an die alte landesfürstliche Stiftsvogtei zeigt sich 
noch, in Arengen wie: ^^wan unser fürstlich wierdigkeit dar zu gesetzet und 
geordnet ist, daz wier all gotzheuser in unsern landen gelegen schirmen sullen 
und sunderlich solche gotzheuser^ dy mit der vogtey von uns darriierent ; Her- 
zog Ernst 1414 für Göss, Pasch u. Fröhlich a. a. 0. 1, 44. 

») 1354, Qu. z. G. Wiens L/3. Nr. 3128. 

8) F. Kurz „Österr. uater Rudolf IV." p. 353 f., Beilage Nr. 10. 

*) Schwind-Dopsch p. 237. , 

6) Für die Kirche in Retz, U.-B. v. St. Polten 1, 518 ff., Nr. 441. 

6) Es bleibt richtig, daß das Klostsr von Rudolf 1361 zum Versprechen 
gezwungen wurde, ststs den ältesten Herzog als rechten Erbvogt anzu- 
erkennen, und dann 1368 doch die Herzöge bat, ihnen die Grafen von 
Cilli als „ewige Vögte'- zu bestätigen, sowie 1372 Karl dem IV. die Cillier 
als rechtmäßige Vögte und Schirmer präsentierte (Berchtold p. 149 f. ; J. 
Orozen „Bistum und Diözese La vant" 1S77, 2, 136 f., 144 f.). Aber genauer 
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hört seit Eudolf IV. die Beanspruchung der Erbvogtei über alle 
kirchlichen Institute im Lande auf Grund der landesfürstlichen 
Gewalt nicht mehr auf; bei Klosterstiltungen dritter Personen 
erklärt der Herzog schon Ende des 14. Jahrhunderts, er wolle 
j4es als fürst und herr des landes selber öbrister vogt und 
schirmer sein^'^^) Herzog Ernst erkennt nicht mehr die kaiserliche 
Verleihung als Kechtstitel seiner Vogtei über Goß an, sondern 
schreibt sie dem „landesfürsten . . durch recht^^ zu, 2) und durch 
Hoftaidingsurteil wird erkannt, daß Ernst Oberburgs Erb vogt 
sei und Niemand Anderer, ^/nachdem und das mit leuten und 
g Ufern in seinen landen gelegen ist''.^) Formell und faktisch ist 
also jetzt die ausnahmslose erbliche, auf dem Landesfürstentume 
beruhende Schirmvogtei des Herzogs durchgebildet, und mit Recht*) 
nennt Kaiser Friedrich IH. sich ,,aller kloster in unsern fiirstentumen 
und landen gelegen öbrister erbvogt^^,^) 

Ganz parallel mit der Verallgemeinerung der landesherrlichen 
Schirmvogtei geht naturgemäß die Entäußerung ihres eigent- 
lichen Inhalts, der Schutzpflicht, aus der Hand des Landes- 
fürsten. Wir erwähnten bereits, daß schon unter Otakar die Aus- 



l)etraclitet, stellt sich das Vergehen Rudolfs in diesem Falle nicht als 
Usurpation, sondern als Revindikation dar: denn schon Leopold VI. gibt 
Leopold von Gonobitz die Zustimmung zur \'erpfändung der Vogtei über 
Oberburger Güter, was wohl auf die Stellung des Gonobitzers als Unter- 
vogtes schließen läßt (Orozen a. a. 0. 2, 20 ; F. v. Krones „Die Freien von 
Saneck und ihre Chronik als Grafen von Cilli" Graz 1883, p. 138, Anm. 54 
bezeichnet die Gonobitzer als „Teilvögte" von Oberburg), und 1288 gelobt 
Friedrich von Pettau, die Vogtei über das Kloster Albrecht dem I. aufzu- 
geben, damit dieser den Heunburger damit belehne („Archiv f. vaterl. 
Gesch. u. Topogr." 9, 93, Nr. 631 cf. v. Krones a. a 0. p. 146, Anm. 100). 
Es dürfte demnach die herzogliche Schirmvogtei über Ober bürg nur in 
Vergessenheit geraten sein, bis Rudolf IV. sie revindizierte. 

*) 1./5. 1380 bei der Stifung der Karfchause Aggsbach durch Heiden- 
reich von Meissau, Or. H.-H.-St.-A. ; Regest bei Lichnowsky 4. Nr. 1516. 

2) 1414 Pusch und Fröhlich 1, 25. 

8) 28./11. 1421, Or. H.-H.-St.-A. 

*) Z. B. 1459 „unterwindet" sich Friedrich „als Herr und Landesfürst" 
■der Vogtei über dem Kloster Reichersberg inkorporierte Pfarrkirchen und 
verspricht, nur auf Wunsch des Klosters einen Untervogt zu setzen; A. 
^. G. 10, 223. Nr. 322. 

5) 1447, Chmel in Sitz-Ber. d. Wr. Akad. 8, 87 f., Anm. Vgl. im 
Allgemeinen K. Lamprecht „Deutsches Wirtschaftsleben" I./2, 1068. 

6* 
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Übung der defensio vielfach dem Landschreiber und den Land- 
richtern zugewiesen wird;^) der Vorbehalt der defensio privata 
wird nun — mitunter sogar gegen eine jährliche Geldleistung des 
kirchlichen Instituts*) — zum seltenen Ausnahmsfalle;») vom Ein- 
zelauftrage des Herzogs an seine Beamten, die Landeshauptleute,^) 
Landschreiber, 5) Landrichter, ß) Burggrafen, Pfleger') und den 
Landmarschall in Österreich unter der Enns®) ausgehend, wird 
mit dem Ende des 14. Jahrhunderts die Aufgabe, den Landesherrn 
in seiner nunmehr über die ganze Kirche des Landes ausgedehnten 
obersten Schirmvogtei gegenüber den einzelnen Kirchen und 
Klöstern zu vertreten, schon eine im Amtsaoftrage ein für allemal 
festgelegte Pflicht seiner ständigen Organe.^) Das ist die äußer- 
liche Folge des ümstandes, daß sich nunmehr die Schutzgewalt 
des Landesherm von dem ursprünglichen privaten Titel der ein- 
zelnen Stiftsvogtei völlige gelöst hat und zu einer allgemeinen, im 
Landesfurstentum als staatsrechtlicher Institution liegenden Be- 

>) Belege bei Dopsch, M. J. ö. G. 18. 

*) 1332 verspriclit St. Paul dem Herzoge Otto für seinen persönlichen 
Schutz jährlich zwanzig Goldgiilden ; FRA. I1./39, 221. Auffallend ähnlich 
dem Exemtipnszins der der Kurie immediat unterstellten Klöster. 

8) Z. B. 1297 Albrecht I. für Engelszell, 0. ö. Ü.-B. 6, 587. — 1299 
Rudolf III. für Spital a. P.; ebenda 4, 314 f. — Über die Aufnahme der 
Vertretungspflicht ins Patronatsrecht s. L. Wahrmund „Kirchenpatronat 
in Österreich" 1, 70 und Dopsch a. a. 0. p. 277, Anm. 3. 

4) Z. B. 0. ö. U.-B. 3, 430: 4, 144; 5, 333. — Für Steiermark: 
V. Krones „Verfass u. Verw. d. Mark u. d. Herzogt. Steier" 1, Anh. Nr. 66; 
FRA IL/39, 223. Weitere Belege bei v. Wretschko „Das österr. Marschall- 
arat im M.-A." p. 119, Anm. 230. — Für Krain: Lichnowsky 3. Nr. 1996; 
„Mitt. d. histor. Ver. f. Krain" XIII., 2. u. 3. Heft, Nr. 64; Lichnowsky 5. 
Nr. 818 etc. 

5) Z. B. Österreich : Redlich „Wiener Briefsammlung" (Mitt. a. d. 
vatik. Archiv IL) p. 192, 193. — Für Steiermark: v. Krones a. a. 0. l, 
Anh. Nr. 125 ; weitere Beispiele bei v. Luschin „Mater, z. Gesch. d. Land- 
schreiberamtes in Steiermark" in Veröffentl. d. hist. Landes-Kommission 8» 

6) Z. B. 1291, Stülz „Wilhering" p. 559 etc. 

') Z. B. 1358, 1370, 1375; 0. Ö. U.-B. 7, 605, 8, 496 und 752; ferner 
Faigl, „Ü.-B. V. Herzogenburg" p. 220; Notizenblatt d. Wr. Akad. 1, 46 etc. 

8j Belege bei v. Wretschko a. a. 0. p. 120, Anm. 231. 

^) S. den Amtsauftrag des Landmarschalls Rudolf von Walsee v. J. 
1384, der auf Anrufen der Prälaten und Pfaifheit diese vor Gewalt und 
Unrecht schirmen, aber nicht selbst belästigen soll, „wan mr unser pfaff- 
heit 8U8t selber ausrichten wellen'', Notizenblatt 2, 336. 



Digitized by VjOOQIC 



— 85 — 

fugnis geworden ist. Der bereits einmal berührte Übergang der 
advocatia ecclesiae yom Kaiser auf die Fürsten in der Staatsrechts- 
lehre und der allgemeinen Anschauung gab dieser ,^oher8ten vogtei^' 
auch die theoretische Grundlage. 

Die Organisation der Vogteiverwaltung blieb in 
habsburgischer Zeit im Ganzen die gleiche wie unter Otakar. Wo 
der Herzog die Dingvogtei hatte bestehen lassen, wurde auch jetzt 
wie vorher jede überöchreitung der festgesetzten Kechte und Ein- 
künfte des üntervogtes durch die den Klöstern zumeist erteilte 
Erlaubnis, in einem solchen Falle mit Wissen und Willen des 
Herzogs einen neuen üntervogt zu wählen, oder ihn um einen 
solchen zu bitten, i) unterbunden.^) Trotzdem steigert sich im 
Laufe des 14. Jahrhunderts wieder die Erblichkeit der Dingvogtei, 
ob sie nun bei den alten früher erblichen Dingvögten geblieben 
oder an neue absetzbare Untervögte gekommen war, erheblich, 
so wie auch bei Dotationen der Stifter sich häufig die Erbvogtei 
vorbehielt. 8) Naturgemäß kam es auch, da der Herzog anderseits 
auch weiterhin in vielen Fällen mit der Entvogtung die Freiheit 
von jeder Betvogtei verband,*) oft zu Versuchen des Landesadels, 
die ihnen entzogenen Vogteirechte mit Gewalt zurückzuerlangen;^) 
im Ganzen scheint jedoch die Lage der Klöster gegenüber ihren 
Unter vögten unter den ersten Habsburgern eine günstige jgewesen zu 
sein, wie ja auch anderweitig die damalige glückliche wirtschaftliche 
Lage und der große Eeichtum speziell der alten niederöster- 
reichischen Stifter hervortritt;^) Klagen wegen Bedrückung seitens 



>) Z. B. 1345 St. Lamprecht, Notizenblatfc 9, 136. — 1361 Göttweig, 
FRA. 11/51, 524. — 1363 St Polten, Ü.-B. v. St. PöUen, 1, 557 f. etc. 

^) Anderseits wahren die Herzöge die Rechte der üntervögte ; s. z. B. 
v. Krones „Beitr. z. Kunde steierm. Gesch. -qu." 30, 99, Nr. 361. 

8) Die Beispiele für beides sind sehr zahlreich ; ich verweise nur aut 
FRA. 11./18, 307, FRA. II./51. 782 f., Chmel in den „Denkschriften" der Wr. 
Akad. 2, 376, Anm. 1 u. ä. m. 

*) Z. B. 1284, FRA. 1I./8., 332. — 1299 0. Ö. U.-B. 4, 314 f. — J. 
Wichner „Admont" 2, 419 etc. 

*) S. z. B. 1286 Kirchberg, Böhmer „Reg. Imp. 1246—1313", p. 481. 
— 1390 Göttweig, FRA. II./ol, 732 f. — 1360 Admont, Wichner a. a. 0. 
3, 305 etc. 

®) Von den eingehobenen Geldern des Lyoner Zehntens in der Erz- 
diözese Salzburg zahlte 1282—85 Niederösterreich allein fast ein Viertel. 
s. S. Steinherz „Die Einhebung des Lyoner Zehntsn . ." M. J. ö. G. 14, 13. 
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der Vögte, widerrechtlicher Anmaßuug der Vogteigewalt, die noch 
unter der Übergangszeit Otakars, als der Prozeß der Eotvogtung 
im vollsten Gange war, sehr häufig sind,!) kommen seit Albrecht L 
doch viel seltener vor. 2) Die allmähliche Entwicklung einer all- 
gemeinen Schirmvogtei des Landesherrn mag zu dieser Besserung 
beigetragen haben. Anderseits aber tritt — wenn wir auch auf 
die ja stets sich wiederholenden Drohungen der Konzilien^) mit 
Verlust der Vogtei bei Überschreitung des festgesetzten Wirkungs- 
kreises weniger Gewicht logen — mit dem allgemeinen Schwinden 
des wirtschaftlichen Wohlstandes*) vornehmlich in der zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts auch in den Vogteiverhältnissen 
eine deutliche Wendung zum Schlechteren ein. Die Dingvögte 
bieten die Klosterholden wie ,^ir oigen erbholden'^ zur Heerfahrt 
auf, verbieten aber dem Abte, sie seinerseits in „rais zu vodeni*^; 
sie legen eigenmächtig für Befreiung von der Heerfolge Steuern 
auf die Stiftsuntertanen und verhindern die dem Abte zustehende 
Umlage der auf das Stift entfallenden (außerordentlichen) „land- 
steuer^^ auf seine Hintersassen, und suchen dem Abte allerart seine 
,flberchait^'' zu entziehen.^) 



») Z. B. 1260—65: FRA. 11/39, 151; Wichner a. a. 0. 2, 345; Muchar 
„Geschichte Steiermarks" 5, 307 f. etc. 

Z. B. 1314, FRA. II./IO, 249. — 1365 Lichnowsky 4. Nr. 683. — 
1401 und 1410 v. Krones „Beitr. z. K. steierm. Gesch.-qu." 30, 108, Nr. 408 
und 133, Nr. 520. 

8) Concil. Salisburg. 12SI, Hartzheim 3, 665; Concil. Salisburg. 1418 
und 1420, Dahlham „Coacil. Salisb." p. 183 und 203; Concil. Frising. 1440, 
Meichelbeck „Histor. Frising.** II./>., 253 ff.; Concil. Salisburg. 1456 und 
1490, Dahlham p. 234 und 252 f. — Die gleichen Klagen treten z. B. 
auf: Concil. Magdeburg. 1266, Hartzheira 3, 801; Concil. Colon. 1310, 
ebenda 4, 121 ; Concil. Ultraj. 1310, ebenda 4, 194 f., 202 f.; Concil. Bre- 
mense 1292, ebenda 4, 585 f. etc. 

*) Schon 1370 heißt es in einem Berichte an die Kurie über die 
finanziellen Verhältnisse der deutschen Kirche : „«» provincia Salzehurgemi 
omnes ecclesie sunt ohVgate et dehitis gravate excepta ecclesia Salzehurgensi ; 
publiziert von K. Müller in der „Zeitschrift f. Kirchengeschichte" 2, 592 ff. 

ß) Sehr interassante Belege für Göttweig aus d. J. 1443 — 1465 in 
FRA. 1I./52, 369 f., 416 ff*., 461, 570—96, und 636—664 passim. Ähnliche 
Verhältnisse aus Admont aus d. J. 1462 ff. schildert J. Wichner in „Ad- 
mont in seinen Beziehungen zu Nieder-Österreich" Bl. f. L-k. N.-Ö. 28 
(1894), p. 263 ff*. 
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Das Prinzip, daß die Zisterzienserklöster, deren Sehirm- 
YOgtei ursprünglich ein Vorrecht des deutschen Königs gewesen 
und in der letzten Babenbergerzeit auf den österreichischen Lan- 
desfürsten übergegangen war,i) von jeder üntervogtei frei sein 
sollen, wurde unter den Habsburgern vielfach durchbrochen; prin- 
zipiell allerdings erkannten sie stets wieder deren Dingvogt- und 
Vogtrechtsfreiheit an, 2) tatsächlich aber bewog das praktische Be- 
dürfnis manche Zisteraen zur Annahme von Dingvögten.*) Der 
Grundsatz ferner, der zur Zeit des ersten Landrechts Geltung 
hatte*) und den dann Rudolf IV. für seine Erbvogteien wieder 
anwandte,*) von mehreren Erben solle die Vogtei stets auf den 
Ältesten übergehen, wurde schon unter König Rudolfs Landes- 
regierung nicht mehr ausschließlich eingehalten; es findet sich 
vielmehr ein Einlenken auf den kirchlichen Standpunkt,^) die 
Wahl des Vogtes solle in diesem Falle unter den Erben dem kirch- 
lichen Institute freistehen. 7) 

Wie das ^ Vogtrecht ",») so wurde endlich mehr und mehr 
auch die Dingvogtei gleich den landesfürstlichen Ämtern ein 
Objekt des vermögensrechtlichen Verkehres;^) so er- 
klärt es sich, wenn wir wiederholt den Landesherrn die Ding- 

') H. Brunner „Exemtionsrecht** p. 368 ff. ; 8. Schwind-Dopsch p. 39 f 
(1209). 

») 1285, J. Stülz „Wilhering« p. 553 f. — 1291 für Zwettl, FRA. 11/3, 
203. — 1310 und 1355 für Reun, Kopien im Steiermark. Landesarchiv in 
Graz. — 1372, Lichnowsky 4. Nr. 1079. — 1412, Stülz „Wilhering** p. 599 
f. etc. 

8) So erscheint 1334 der oberste Landrichter im Machlande als „des 
Klosters i Baumgartenberg) Vogt an des Fürsten statt von Österreich**, 0. 
Ö. U.-B. 6, 123; und 1331 erteilt König Ludwig d. B. der Stiftung Herzog 
Ottos, Neuberg, die Freiheit, sich einen Vogt zu wählen, dem er in e?rum 
defensione in coniractibus, in caum civilibus et in aliis chilium negotiorum 
accionibus noatrae vicis execucionetn^ doch weder zu Lehen, noch erblich über- 
läßt und der keinerlei Abgaben vom Kloster und seinen Holden fordern 
darf; Or. Steiermark. Landesarchiv. 

^) Art. 59; cf. Hasenöhrl „Österr. Landesrecht** p. 57, Beispiele bis 1288. 

ö) Z. B. für Gurk, Schwind-Dopsch p. 212. 

«) S. z. B. Würzburger Nationalkonzil v. J. 1287, Hartzheim 3, 731. 

') Z. B. 1281 für St. Polten, U.-B. v. St. Polten 1, 145. 

®) Verpfändung von Vogthafer durch den Herzog z. B. 1310 und 
1314, FRA. II./51, 256, 270. 274 etc. 

^) cf. auch Heusler „Institutionen des deutschen Privatrechts, 1, 336. 
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YOgtei wie ein anderes nutzbares Becht verpfänden i) und Unter- 
Tögte dieselbe mit Zustimmung des Herzogs verkaufen sehen.^) 
Aus den Verpflichtungen der unter landesfürstlicher Schirmvogtei 
stehenden Klöster fiel die Gastungspflicht gegenüber dem Landes- 
herrn und seinen Beamten durch Verzicht des ersteren fast all- 
gemein fort" 3) 

Die jahrhundertelange Entwicklung, die bis zu dem Aus- 
spruche der niederösterreichiächeu Begierung, alle Kloster seien 
rechte Kameralgüter, mit denen der Landesfürst ohne päpstliche 
oder geistliche Erlaubnis nach seinem Belieben schafien könne, ^) 
erforderlich war, knüpft in ihren Anfängen an die Stiftsvogtei an. 
Das Literesse, das der Vogt an jeder Besitzvermehrung oder -Ver- 
minderung der kirchlichen Korporation, die er vertrat, hatte, schuf 
naturgemäß einen Anspruch auf Anteilnahme an allen Bechts- 
geschäften derselben. So sehen wir denn den Vogt frühzeitig, ab- 
gesehen von der streitigen Gerichtsbarkeit, Akte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vornehmen, indem er Übertragungen an das be- 
vogtete Kloster oder Veräußerungen desselben mitbesiegelt ^) oder 
Bechtsakte des Klosters mit Zustimmung«) oder cum scitu'^) des 
Vogtes erfolgen. Überwiegend ist jedoch dabei ursprünglich das 
Moment des Bechtsschutzes, nicht der ßechtsschaffung;») eine 

*) Z. B. 1313 und 1317 Verp^ndung der Vogtei über Lambach, 0. Ö. 
U.-B. 5, 99 f. und Lichnowsky 3, Nr. 43*. 

2) Z. ß. 1311, Mon. Boica 10, 268 f. 

3) S. die zahlreichen meist auf bestimmte Zeit erlassenen Befreiungen 
für die Klöster: 0. Ö. U.-B. 5, 367; 6, 14S, 513; 7, 654 f.; 8, 192 f., 642? 
Lichnowsky 4, Nr. 1128; Senckenberg „Selecti iuris" 4, 164, 253; Lich- 
nowsky 4, Nr. 1497; Wichner „Admout" 3, 348 f.; Lichnowsky 4, Nr. 1698; 
5, Nr. 201 etc. 

*) Huber-Dopsch „Österr, Reichsgeschichte ** p. 87. 

*) Z. B. 1222 und 1226 Herzog Leopold VL für Klosterneuburg, FRA. 
II./4, 194 f. — 1232 Friedrich IL für Göttweig, FRA. IL/8, 299 etc. 

®) So schon 1120 bei einem Verkaufe an Melk cum consensu advocati 
Lupoldl marchionis et secundi adoocati Rudölß; Cod. trad. Claustron. FRA. 
11/4, 6. — 1237 Verkauf durch Spital a. P. de licencia et consensu advocati 
Friderici iUustris ducls Austrle; v. Zahn „Steierm. U.-B." 2, 469. 

7) Z. B. 1283 Verkauf durch Kloster Perneck cum scitu advocati nostri 
domini Stephani de Meissau; FRA. IL/1, 210 f. 

8) Z. B. 1229 siegelt Leopold VL, qui est advocatus noster, bei Ver- 
leihung eines Leibgedinges durch Klosterneu bürg „tU ex utraque parte sta- 
hüls permaneat'' ; FRA. 1I./4, 197 f. — Ähnliche Beobachtungen macht L. 
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Sicherung des Klosters sollte es auch noch bedeuten, wenn Leo- 
pold II. 1202 erklärte, daß die ecclesiae nobis advocoHonis iure 
attinentes praedia sua absque audiencia vd speciali commissione 
nostra amittere non possunt;^) Herzog Friedrich II. aber statuierte 
schon ein förmliches Koosensrecht des Vogtes mit dem Satze, 
keine Veräußerung von Klostergut dürfe praeter advocati 
seu fundatoris seu conventus Ucentiam stattfinden.^) Zweifellos hat 
die Badizierung der Vogteiabgaben auf Grund und Boden, ihre 
Umwandlung zu Grundzinsen, ») sowie weiters* der Umstand, daß 
zeitweise der Grundsatz galt, neue Dotationsobjekte eines unter 
landesfürstlicher Vogtei stehenden Klosters fallen eo ipso auch 
unter Jiese Vogtei,*) — jenes Konsensrecht zu Besitzveränderungen 
gefestigt. Wie denn beispielsweise Budolf IV. einen Tausch von 
Gütern und Gülten Lilienfelds annulliert j/iarumb^ das er an 
unsern willen und gunst und auch unbedachtigUich beschehen isi^''.^) 
Die zahllosen landesherrlichen Bestätiguugen für Erwerbuogeu der 
Klöster haben wohl auch zum Teile in diesem Konsensrechte des 
Vogtes ihren Grund. — Die Erweiterung desselben von einem 
Zustimmungsrechte bei Veräußerung von Klostergut und einer 
Sicherung neuer Erwerbungen zu einem Konsens bei Än- 
derung der Bebauuugsart und der Verwaltung des 
Kirchengutes, wie sie Lamprecht ß) für die Moselgegenden 
nachgewiesen hat, tritt auch bei den habsburgischen Landesfürsten ein; 
allerdings sind die Fälle nur vereinzelt, aber wie wäre es sonst 



Wahrmund „Kirche ipatronatsrecht" 1, 18 f. bezaglich der bischöflichen 
Bestätigungen laikaler Rechtsakte bei Gründung und Dotierung von Kirchen, 
Anstellung von Priestern etc. 

») V. Zahn „Steierm. Ü.-B." 2, 88, Nr. 50. 

^) 1233 für Gleink, v. Meiller „Babenberger Regesten" Friedrich IL, 
Nr. 18. Zur Parallele für Bayern verweise ich auf die analoge Bestim- 
mung Herzog Ottos v. J. 1248 für die ecclesiae nostrae iuHsdictioni attinentes, 
speziell Nieder- Altaich ; FRA. II./l, 152. 

• ») Dieses Moment nimmt K. Lamprecht „Deutsches Wirtschaftsleben" 
1/2, 1085 als maßgebend an. 

*) Unter Otakar wurde dieser Grundsatz zeitweise angewendet; s. 
Urkunde vom 15./8. 1275, 0. Ö. U,-B. 3, 430 f. 

6) 18./3. 1364, Handschrift Nr. 58 des H.-H.-St..A., p. 133, Nr. 133, 
Regest bei Lichnowsky 4. Nr. 579 ; siehe auch die Bewilligung Albrechts IL 
und Ottos für Renn v. J. 1338, Lichnowsky 3, Nr. 1143. 

ö) „Deutsches Wirtschaftsleben" L/2, 1073. 
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zu erkläreo, wenn Herzog Otto 1325 dem Kloster Schlägl, „wann es 
in unserem land ist und auch wir des gotzhauses obrist vogt 
sein^^^ gestattet, den Klosterwald zu reuten, *) oder wenn 1396 die 
Herzöge Wilhelm und Albrecht IV. ihre Zustimmung zur Wahl 
eines Schaffners durchs Kloster Göttweig geben ?2) 1203 hatte 
der vom Herzoge bestellte Untervogt des Stiftes Goß verlangt, 
die Äbtissin dürfe ohne seine Genehmigung keine Investi- 
turen auf den dem Kapitel inkorporierten Kirchen vornehmen, 
keine Ämter iuner- und außerhalb des Klosters verleihen und 
keine Lehen vergeben, der Klosteraratmann keine Bestiftung von 
Hüben ohne seinen Konsens ausführen, und Leopold VI. hatte 
diese Anmaßungen, sowie die übertriebenen Abgabeforderungen 
des Vogtes untersagt ;3) fast dieselben Forderungen wie dieser 
Untervogt stellten zwei Jahrhunderte später die Herzöge selbst 
und erkannten die Berechtigung dazu auch ihren Dingvögten zu.^) 
Einen deutlichen Abschluß dieser stetig wachsenden Ansprüche 
schaffen dann Albrecht V. und Kaiser Friedrich HI.: nicht allein 
die Erlaubnis/) bondern auch das Verbot des Landesherrn 
und Vogtes an die kirchliche Korporation, das Kirchengut zu 
veräußern. 6) Zugleich erkennen einzelne kirchliche Institute frei- 



1) 0. Ö. U.-B. 5, 414 f. 

») FRA. II./ol, 766. 

s) V. Zahn „Steierm. U.-B." 2, 107 f ; cf. J. Wichner „Gesch. v. Göss** 
in „S'ud. u. Mitt. a. d. Bened.- u. Zisterz.-Orden" 1?, 170. 

4) Z. B. 1453 bestätigt K. Friedrich IlL als Privileg für Traun- 
kirchen, y,daz die abtissin ir und irs gotzhauss amptlewt setzen und entsetzen 
mag on des vogt oder Verwesers irrung"* ; Chmel „Materialien" 2, 41. Und 
1455 befiehlt derselbe Göttweig auf Klage seines Dingvogtes, Schranne 
und Lindgericht nicht ohne Wissen und Willen des letzteren zu besetzen ; 
FRA. 11/62, 464. 

fi) Z. B. 1421 Albrecht V. für den deutschen Orden, „Kirchliche 
Topographie" I./IO, 178, Lichnowsky 5. Nr. 2012 f. und Qu. z. G. Wiens 
I./4. Nr. 3729 ff. und Nr. 4494 ff. — 1437 derselbe als fundator haeredita- 
riits und adoocalus supremus bezüglich eines Tausches der Karthausen 
Gaming und Mauerbach, Not'zenblatt 3, 408. — 1437 derselbe für Geras 
und Perneck, Bl. f. L.-k. N.-Ö. 33 (1899), p. 161. — 1438 Friedrich d. j. 
für St. Paul, Lichnowsky 5. Nr. 3995. — 1440 für die Augustiner in Wien, 
Qu. z. G. Wiens 1/4., Nr. 3828. — 1480 für St. Dorothea in Wien, ebenda 
L/3, Nr. 2435 etc. 

<') Bei der finanziellen Bedrängnis de& deutschen Ordens verbietet 
Albrecht V. i. J. 1»23 die Veräußerung und Verpfändung des Ordensgutes, 
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willig ,die Unterordnung in temporalihus'^ unter den Landes- 
fürsten an,i) und dieser selbst stellt Jehenschaft (Patronat), 
vogtei und weltlich gewaltsam'^ als zusammengehörende Eechte 
hin. 2) Von dieser Zeit an kann man mit voller Berechtigung von 
einem Obereigentum (dominium)^) des Landesherrn am 
Vogteigute, d. i. zufolge der erwähnten allgemeinen Ausbreitung 
der obersten Schirm vogtei am Gute aller in seinem Territorium ge- 
legenen Kirchen sipreehen; „pfaffenhab ist mein cammergut^^ , diese 
Äußerung legt der geistliche Verfasser eines Pamphlets auf Kaiser 
Friedrich III. diesem voll Entrostung in den Mund^), und sie wird, 
meine ich, durch die Tatsachen bekräftigt.^) 

Die Befugnisse, zu denen dem Landesfürsten die Vogtei in 
ihren verschiedenen Stadien als Stifts-, einzelne Schirm vogtei uud 
endlich als oberste Schirmvogtei oder oberste Vogtei den Rechts- 
titel bot, sind hiemit nicht abgeschlossen ; seine Vogteirechte gaben 
ihm auch eine Handhabe zur Einschränkung der privilegierten 
Stellung der Kirche in Gerichts- und Steuerwesen, sie boten ihm 
das Mittel zur Ausbildung der staatlichen Oberhoheit über die ge- 
samten weltlichen Angelegenheiten und endlich zu einer weit- 
gehenden Ingerenz auf die innere Lebenssphäre derselben. Auf 
der Vogtei baut sich zum großen Teile das Staatskirchentum auf. 



Herzog Ernst gestattet sie (Notizenblatt 5, 109 f.), Kaiser Friedrich III. 
verbietet 1455 als ^Landesfürst, Stifter, ob?r8ter Vogt und Schirmer des 
Ordens** die Pfö.idung durch die Gläubiger des Ordens (ebenda p. 193). 

*) 1422 bitten z. B. die Wiener Laurenzinerinnen Papst Martin V., 
sie von der Unterordnung unter die Wiener Dominikaner zu befreien und 
sie in spiritualibns dem Bischöfe von Passau, in tempwalibus Herzog Albrecht 
dem V. zu unterstellen; Qu. z. G. Wiens I./2, Nr. 1781. 

*) 1445 Kirchen in Gars und Eggenburg, Bl. f. L.-k. N.-Ö. 35 (1901\ 
p. 152. 

*) Über diesen Begriff vgl. Heusler „Institutionen des deutschen 
Privatrechts« 1, 316 ff. 

*) Veröffentlicht zuerst von v. Zahn im „Jahresbericht des steierm. 
Landesarchivs" 1, 56 ff., dann von P. Joachimsohn im „Hietor. Jahrbuch** 
12, 3)1 ff.; 8. daselbst p. 353. — Joachimsohn verlegt das Pamphlet ins 
Jahr 1470, wohl mit Recht; A. Bachmann in den „Jahresberichten für 
Geschichtswissensch.** 1891, IL 54. dagegen setzt es 1467—68 an. 

*) 1464 spricht Friedrich auch tatsächlich von „unsetit pf'elaten, den 
von stötten und andern, so in unser camer gehören"",, Chmel „Materialien** 
2, 282. 
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II. Der landcsfflrstliclie Eirclieiipatronat. 

Wie im AUgemeiDen beim Laienpatrouate hatte die seit Papst 
Alexander III. auch in der Theorie durchgeführte kirchliche Strö- 
mung, die Patronatsberechtigung vom Eigentume des Gründers 
oder Stifters am Kirchengute loszulösen und den Patronat als ein 
ius annexum spirituali an die Konzession der Kirchenobern zu 
knüpfen, 1) auch speziell beim landesfürstliche u Patronate in der 
Praxis geringen Erfolg;*) vielmehr veränderte sich die AuflFassung 
über den Entstehungsgrund der herzoglichen Patronate etwa seit 
Beginn des 14. Jahrhunderts vielfach dahin, daß der Herzog über 
einzelne seiner Patronatskirchen seine Patronatsrechte nicht wie 
andere Laienpatrone ratione fündig sondern krait seiner Stellung 
als Landesfürst ratione ducatus an&übe. Eine Anschauung, die 
wenigstens in einzelnen Fällen selbst vom Salzburger MetropoUten 
geteilt wurde 3) und eine weitere Diiferenzierung der Bechtstitel, 
auf Grund deren dem Herzoge Patronatsrechte zukamen, bewirkte. 

Eine Anzahl landesfürstlicher Patronate stammte aus dem den 
Herzögen von den Bischöfen übertragenen Lehenskomplexe;*) jene 



\) L. Wahrmund „Das Kirchenpatronatsrecht und seine Entwicklung 
in Österreich", I. „Die kirchliche Rechtsentwicklung** Wien 1894, nam. 
p 72 ff. 

•-') Z. B. 1253 schenkt Herzogin Gertrud das ihr ratimie fundi zustehende 
Patronatsrecht über die Pfarre Alland an Heiligenkreuz; FRA. II./11, 124. 

8j Z. B. schenkt 1331 Herzog Otto Neuberg das Patronatsrecht über 
die Kirche in Spital a. S., „qiiod nobis ex parte ducatus Stirie dino- 
scitur pertinere, (Or. Steiermark. Landesarchiv), und dem Kloster Landstraß 
den Patronat über die Kirche St. Peter in Nassenf uß y^quod nobis ratione 
dotninii Carniolae et Marchiae pertinere dinoscitur (Marian Fidler- 
Wendt „Austria sacra** 7, 244.) — 1310 bewilligt Erzbischof Heinrich von 
Salzburg die Inkorporation der Pfarrkirche zu St. Marein „»n quo (dux 
Albertus) ius jxttronatus ratione ducatus S t % r i e hahuisse dinoscitur'* ans 
Bistum Seckau (Or. Steiermark. Landesarchiv). Auch hierin also wie bei 
der Vogtei die Veränderung des privaten Erwerbstitels in ein auf der 
Landesherrschaft beruhendes Recht. 

*) So im Lehensbekenntnisse Herzog Friedrichs IL v. J. 1241 unter 
den Passauer Lehen zwölf Patronate, 0. ö. U.-B. 3, 102; unter Albrecht I. 
betrug die Zahl der passauischeu Lehenspatronate gleichfalls zwölf (s. FRA. 
II./6, 169: „erat autem tunc tempjris — 1291 — ecclesia Newnchirichen una 
de duodecim in Austria, que perthiebant ad coUationem ducis Austrieb aus 
Cod. trad. des Klosters St. Bernhard in Krug v. J. 1350) ; der Bestand von 
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Tendenz, die wir bezüglich desselben wiederholt beobachten konnten^ 
jede Yerminderung hintanzohalten, zeigt sich auch bezüglich dieser 
Patronate. So hatte sich, um ein besonders charakteristisches 
Beispiel anzuführen, Bischof Berthold von Passau bei der Be- 
lehnung Otakars den Patronat der Pfarre Eolabrunn zurückbe- 
halten und mit Otakars Zustimmung seinem Kapitel inkorporiert; 
nichtsdestoweniger präsentierte Otakar dem Diözesan Kandidaten 
für diese Kirche, bis das Kapitel durch päpstliche Delegierte zu 
seinem Bechte kam,^) und gleich die ersten Habsburger setzen 
in der gleichen Richtung ein: Albrecht I. und Budolf III. maßen 
sich wieder den Patronat über jene Kirche an,^) und erst 1321 
erfolgte der endgiltige Verzicht der Herzöge.*) 

Daneben auch hier wieder die positive Seite, das Streben, 
den Kreis der landesfürstlichen Patronate zu erweitern,*) vor allem 
den passauischen Patronat der Stefanskirche in Wien, auf dessen 
Bedeutung wir schon hingewiesen, in die Gewalt zu bekommen; 
obwohl Friedrich IL ausdrücklich 1240 erklärt hatte, ihm stehe 
kein Recht auf die Stephanskirche zu, 5) vindizierte Albrecbt L 
sich doch wieder den Patronat^) und kehrte sieb an den Protest 
des Bischofs so lange nicht, bis Bouifaz YIII. selbst eingriff und 
die Einkünfte der Kirche sequestrieren ließ. 7) Seine Söhne aber 



1241 veränderte sich durch Tausch (z. B. 1291, FRA. II./6, 169.) u. a.; s. die 
Pfarrmatrikel aus der Mitte des 14. Jahrhunderts in Mon. Boica 28./1, 489 ff. 
und vgl. A. Kerschbaumer „Gesch. des Bistums St. Polten" 1 (i875), p. 239 f. 

') S. den Verzicht Otakars v. J. 1262, Mon. Boica 29/2, 441 f. 

*) S. die Anzeige des Bischofs Werner von Passaii an den Erzbischof 
von Salzburg gegen Herzog Rudolf von 20./7. 1300, Or. H.-H.-St.-A , und 
den Verzicht der Herzöge Friedrich und Leopold v. J. 1315, (Anerkennung der 
Ungerechtigkeit der Ansprüche Albrechts und Rudolfs), Mon. Boica 30./2, 66. 

3) Mon. Boica 30./2, 124 f. 

*) Vgl. auch Wahrmund a. a. 0. II. „Die staatliche Rechtsent- 
Wicklung" p. 2 tf. 

6) Mon. Boica 28./2, 340. 

♦•) 1289, Protokoll des von Albrecht 1. als verus patronus präsentierten 
und abgewiesenen Kandidaten, Mon. Boica 29/2, 570 f. Ähnliches scheint 
der Bischof von Albrecht auch bezüglich der Pfarrkirche in Linz gefürchtet 
zu haben; s. 0. Ö. U.-B. 4, 42. 

^) 1302, Kaltenbrunner in „Mitt. a. d. Vatikan. Archive" I, 501 f., 
Nr. SlO. — Über den Patronat von St. Stephan vgl. jetzt auch A. Mayer 
^Das kirchliche Leben und die christliche Charitas**, Wien 1902 (Sonder- 
abdruck aus „Gesch. d. St. Wien*» II.), p. 40 ff. 
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ließen nur unter Verwahrung gegen eiu Präjudiz ihren eigenen 
vom Bischöfe Albrecht providierten Notar zur Seelsorge zu, i) und 
Eudolf IV. usurpierte wieder den Patronat, bevor er ihn noch von 
Bischof Albrecht i. J. 1365 ablöste. 2) Ob Albrecht I. Jaicalipo- 
testaie*' auf eine der mensa des Bi^ftums Chiemsee inkorporierte 
Pfarre einen Priester setzt und denselben auch nach der Exkom- 
munikation gegen den Metropoliten schützt; 3) ob Albrecht 11. 
Pfarrkirchen, die dem Patronate des Patriarchen von Aquileja 
nnterstanden, in Krain usurpierte;-*) ob Rudolf IV. mit solchen, 
deren Kollation dem Bischöfe von Passau zustand, seine Propstei 
äu St. Stephan dotierte^) und in der Pfarre Windischgrätz den 
vom Patriarchen ernannten Pfarrer durch seinen Kandidaten ver- 
drängen läßt, 6) — die Tendenz ist bei allen Eabsburgem dieselbe.') 
Und daß sie Erfolg hatte, beweist ein Blick auf die große Anzahl 
der Pfarren, die trotz der vielen Schenkungen noch am Ende des 
15. Jahrhunderts allein im passauischen Diözesangebiete dem 
landesfürstlichen Patronate unterstanden, s) 

Daß die unausgesetzten Klagen der Konzilien^) über Besetzung 
des Kirchenamtes durch den Patron, bevor sein Kandidat die 
bischöfliche Institution erlangt habe, über den Handel mit dem 
Präsentationsrechte, die Bedrückung der Benefiziaten und die Usur- 
pation von Teilen des Pfründeneinkommens, endlich über will- 



1) 1323, Mon. ßoica 30./2, 97 f. 

'^) Hormayr „Wien'* 7, U.-B. p. CCXXXIV. cf. oben p. 28. 

8) S. den kanonischen Prozeß v. J. 1298. Steiermark. Lancleaarchiv. 

<) S. Urk. des Patriarchen Nikolaus über seinen Streit mit Albrecht IL 
Tim die Pfarren St. Peter ia Laibach, St. Veit in der Mark, Krainburg 
und Mangospurch v. J. 1356, Lichnowsky 3, Beilage Nr. 16. Ferner die 
Beschwerden des Patriarchen Ludwig v. J. 1361. FRA. 11/40, 150. — cf. 
Wahrjnund 2, 7. 

^) s. oben p. 28. 

^) FRA. IL/40, 260, Nr. 200. 

') S. etwa noch die Beschwerden Salzburgs gegen Erzherzog Ernst 
V. J. 1423, Chmel „Geschichte Friedrichs IV.** I, 460, Beilage. 

8) Bei KerschbauQier a. a. 0. 1, 303. Ferner das auf Grund der 
Rezensionen von 1429 und 1476 hergestellte Benefizien Verzeichnis bei P. 
Schmieder „Matricula episcjpatus Passaviensis s. XV.** Wien 1885. — Für 
die Diözese Salzburg s. das Verzeichnis im Notizenblatt 2, 265 f. und 279 f. 

ö) Die Aaszüge aus den Konzilienakten vollstäadig b3i Wahrmund 
u. a. 0. 1, 81 ff., Anm. 59—66. 
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kürliches Schalten mit dem Benefizium nicht allein den Land- 
herren, denen der sog. ^ Seifried Helbling" das Kecht der Pfarr- 
leihe zuschreibt,^) sondern auch den Landesförsten galten, dürfte 
aus dem erwähnten skrupellosen Vorgehen derselben, wo es ihre 
eigenen Interessen betraf, allein schon klar sein. 

Daß weiters der Landesherr bei seinen Patronatskirchen den 
von der Kirche verpönten Grundsatz des Eigentumsrechtes 
an der dos der Kirche festhielt, ersieht man daraus, daß er 
gelegentlich seinen Kaplänen die Verpachtung derselben gestattet, 2) 
oder, wie Kaiser Friedrich HL bei einem Patronatsstreite mit dem 
Chorherrenstifte zu Rottenmann, die dos der Kirche und den 
Pfarrhof mit Beschlag belegt. 3) So ist es deuu wohl auch kein 
Zufall, wenn seit dem eigenmächtigen Vorgehen Rudolfs IV. die 
früher regelmäßig auftretende,^) nach kanonischem Rechte not- 
wendige Bestätigung des Diözesans bei Schenkungea des Patro- 
natsrechtes vonseiten des Landesfürsteu nur mehr selten sich nach- 
weisen läßt, und wenn bei Inkorporationen die Herzöge sich lieber 
an den Papst, als an den unmittelbar berechtigten Kirchenoberen 
wandten oder eigenmächtig Patronatsschenkungen ihrer Unter- 
tanen^) und Übertragungen der Pfarrstellen seitens ihrer eigenen 
Patronatsgeistlichen an andere 0) bestätigen und bewilligen. 

Eine beträchtliche Schwächung der Diözesangewalt war auch 
hieven die notwendige Folge. 



^) Edid. Seemttller, 8. Gedicht, p. 186: „(ein dienstmann , ,) er sol 
auch pharre Uhen, und sich der mlet verzthen, die ein phaff im geben wil; cf. 
Siegel „Rechtliche Stellung der Dienstmannen in Österreich'* Sitz.-Ber. d. 
Wr. Akad. 102, 272. — Der kleine Lucidarius schildert in vollkommener 
Übereinstimmung mit den Konzilien die „Simonie" bei der Pfarrleihe, wie 
Patron und Pfaffe die Forderung, die Kirche solle nur um Gottes Willen 
vergeben werden, umgehen, indem der Priester dem Patron sein Besitztum 
zu Gebote stellt und ihm noch eine Summe Geldes gibt, worauf der letztere 
über Aufforderung des Kandidaten die Kirche „im Namen Gottes "* dem- 
selben übergebe. 

») Z. B. 1295, FRA. 11/21, 83 f. 

3) cf. Pangerl in „Mitt. d. histor. Ver. f. Steierm." 16, 172. 

4) Z. B. 1240, 0. Ö. U.-B. 3, 77 und 101; 1280, FRA. II./18, 67 f.; 
1340, FRA. 11/18, 220 etc. 

ö) Z. B. 1354, 0. Ö. U.-B. 7, 360; 1382, Lichnowsky 4. Nr. 1741. 
«) Z. B. 1400, Lichnowsky 5. Nr. 426. 
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III. üinschräuknng der geistlichen Gferichtsbarkeit dnrck 
das LandesfUrstentnin. 

In jedem Territorium äußert sich die Ausbreitung der Landes«? 
gewalt über die Kirche in zwei Hauptrichtungen, der Einschränkung 
der kirchlichen Jurisdiktion über die Laien und Unterstellung der 
Geistlichkeit unter das weltliche Gericht einerseits, der Ausdehnung 
des staatlichen Besteuerungsrechtes über das Kirchengut anderseits. 

Die kirchliche Gerichtsbarkeit hatte ihre erste theoretische 
Ausgestaltung im Dekrete Gratians, ihre umfassendste Ausbildung 
durch Alexander IIL, Gregor IX. und dann noch Bonifax VIII. 
erhalten. 1) Danach bildeten ihre ausschließliche Kompeteuz vor 
allem sämtliche Kriminal- und Zivilsachen der Kleriker {privi- 
legium fori); in letzterer Beziehung war nach der Doktrin Gra- 
tians der weltliche Richter zum Einschreiten berechtigt, wenn der 
Bischof die Entscheidung über Zivilsachen gegen den Kleriker 
ablehnte, sowie bei Zivilklagen eines Klerikers gegen einen Laien; 
durch Gregor IX. aber wurde der Grundsatz ,,acior forum rei se- 
quitur^^ auch für Zivilklagen der Kleriker ganz beseitigt (clericus 
a laico non iudicetur). Erstreckte sich so die kirchliche Jurisdiktion 
nach der kanonischen Doktrin schon in allen Kriminal- und Zivil- 
streitigkeiten zwischen Klerikern und Laien auch über letztere, 
so machte die Kirche anderseits auch in einer Eeihe von Kriminal- 
und Zivilsachen der Laien den Anspruch auf alleinige Kompetenz. 
Im weiteren Umfange schreibt sie alles, was unter den Begriff der 
Sünde fällt (ratione peccati) ihrer Sphäre zu, alleiniges Eichteramt 
will sie speziell in den streng kirchlichen Verbrechen (delicta mere 
ecclesiastica)^ d. i. Ketzerei, Simonie, Meiueid und Ehebruch, und 
den „kirchlichen spirituellen Angelegenheiten" (Sakramente, Ehe- 
sachen, Streitsachen wegen Kirchengütern und der einer Kirche 
gebührenden Leistungen, namentlich Zehnten, Patronatsrechten, 
also res ecclesiasticae^ endlich Wucher, Testamentsfragen, sowie 
causae miserabilium personarum) ausüben; endlich konnte jede 
Streitsache zwischen Laien nach dieser Doktrin bei Rechtsver- 
weigerung oder -Verzögerung durch den weltlichen vor den 



») Für's Folgende s. P. Hinschius „Kirchenrecht" V./l, nam. p. 303 ff.; 
E. Friedberg „de finium inter ecclesiam et civitatem regundorum iudicio'*' 
p. 87 ff., Ott im Österr. Staatswörterbuch" 2, 315 ff. 
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geistlichen Richter gebracht werden. Durch Kaiser Friedrichs II. 
Bestätigung i. J. 1220 erhielt der Großteil dieser Ansprüche die 
reichsrechtliche Sanktion, fast gleichzeitig aber setzt auch der 
Widerstand des Landesfürstentums eiu ; das letztere betrachtet den 
Gerichtsstand der Kleriker als Sache des Staates und, wenn es 
ein privilegiertes Forum in beschränktem Maße besteben läßt, 
knüpft es dasselbe an staatliche Konzession an und ordnet 
schon dadurch prinzipiell die geistliche der weltlichen Gerichts- 
barkeit unter; anderseits trifiPt die Staatsgewalt ihrerseits eine 
Scheidung zwischen den yon der Kirche als geistliche beanspruchten 
Materien in geistliche und weltliche, entzieht dem geistlichen Ge- 
richte die Judikatur über letztere und schützt die Laien 
auch bereits gegen den Mißbrauch der geistlichen Amtsgewalt in 
ersteren. ^) 



Die ausschließliche Kompetenz der kirchlichen Gerichte in 
Kriminal Sachen der Kleriker wurde, so viel ich sehe, in 
den altösterreichischen Erblanden von dem Widerstände der Lan- 
desgewalt am wenigsten tangiert; bei todwürdigeu Verbrechen der 
Kleriker fand wohl in der Eegel das kanonische Prozeßverfahren 
ungehindert Anwendung, indem gegen den BetreflFenden die Depo- 
sition verhängt und er dem weltlichen Arme zur Bestrafung über- 
geben wurde, 2) wie es i. J. 1340 bei einem Salzburger Priester 
wegen Sakrileg, Häresie und Blasphemie geschah. 3) Daß man 
aber doch gelegentlich bei Verbrechen von Klerikern gegen Laien 
wie anderwärts auch hier Mißtrauen in die Gerechtigkeitspflege 
der Diözesaugerichte setzte und die Geistlichen, um ihre Straf- 
losigkeit zu verhindern, vor's weltliche Gericht zog, tut die Drohung 
der Konzilien mit Exkommunikation gegen die „clericorum cap- 
tivatores et detentores'^ zur Genüge dar.^) 



«) S. auch W. Martens „Beziehungen der Überordnung, Nebenordnung 
und Unterordnung zwischen Kirche und Staat" p« 136 ff. 

») Hin&chius „Kirchenrecht" 4, 728. 

8) Johann von Viktring, VI. Buch, Kap. X.; Böhmer „Fontes Rerum 
Germanic." 1, 438. 

*) Concil. Salisburg 1274, Hartzheim 3, 643. — Concil. Salisburg 1420, 
ebenda 5, 193. — Concil Frising. 1440, ebenda 5, 278. — Analoge Be- 
stimmungen anderer Konzilien s. bei Friedberg a. a. 0. p. 132. 

D p s c h : Forschungen 1. 7 
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Greifen wir aus den übrigen Gruppen zunächst^) die Zivil- 
streitigkeiten zwischen Klerikern und Laien heraus 
xind zwar solche um liegendes Gut, bei denen ja das kirch- 
liche Prinzip zuerst durchbrochen wurde ; von der Entwickluug in 
den Städten sehe ich vorerst ab. Da tritt die bemerkenswerte 
Tatsache entgegen, daß die Klöster selbst, wohl wegen der Unzu- 
länglichkeit der kirchlichen Strafmittel, jene schroflFe Theorie in der 
Praxis nicht beobachten uod schon zur Zeit ihrer vollsten Aus- 
bildung in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts die Laien um 
unbewegliches Gut vielfach nicht vor dem Ordinarius, sondern vor 
dem weltlichen Gericht beklagen.*) Das Unhaltbare der kirch- 
lichen Ansprüche in dieser Richtung wurde besonders 1244 an 
«inem krassen Falle klar, als ausnahmsweise das Kloster Seiten- 
stetten einen Landesministerialen wegen Entziehung von Kloster- 
gütem vor dem Bischöfe von Passau klagte, der Ministeriale das 
Urteil nicht befolgte und der Bischof selbst sich an den Herzog 
— allerdings nicht als Landesfürsten, sondern als Vogt des 
Klosters — wenden mußte, der dann Seitenstetten die Besitzungen 
zusprach. 3) 

Wenn die kirchlichen Institute als Kläger auftraten, durch- 
brachen sie also freiwillig das Privilegium fori; anders natürlich 
bei Immobiliarklagen der Laien gegen Kleriker: ein Einschreiten 
gegen die Geltung des forum rei bedeutete ja zugleich eine Ver- 
letzung der Reziprozität und bereits die Schaffung eines Vorranges 
des weltlicheu Gerichtes. Das erste Zeichen einer landesfürst- 
lichen Ingerenz ist das bereits erwähnte, von Leopold VI, an seine 
Richter i. J. 1202 erlassene Verbot, Klagen wegen Liegenschaften 
der Propstei Seckau ohne seinen Befehl anzunehmen, da seine 
Vogteikirchen ohne seine Zustimmung ihr Gut nicht verlieren 
dürfen.^) So bietet die Stiftsvogtei hier das erste Eingriffsmittel, 
auf Grund seiner Stellung als Vogt knüpft der Herzog, ohne 



1) Nach v. Lufechin's Vorgang „Gerichtswesen'* p. 262 f. 

2) Z. B. 1202 St. Lamprecht, v. Zahn „Steierm. Ü.-B." 2, 94 f. — 
1237 Heiligenkreuz, FRA. II./ll, 37. — 1222 St. Florian, v. Meiller „Baben- 
berger Regesten" Leopold VI., Nr. 181. — 1234 Bauragartenberg, 0. Ö. 
U.-B. 3, 21 f. — 1240 Seckau, v. Zahn a. a. ü. 2, 501. — 1245 Admont, 
Wichner „Admont" 2, 323. 

8) FRA. 1I./33, 47 f. 

*) V. Zahn „Steierm. Ü.-B." 2, 88, Nr. 50. 
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selbst das kirchliche Gericht nur zu erwähoen, die Annahme von 
Klagen gegen das bevogtete Institut durch die landesfürst- 
lichen Äichter an sein speciale mandatum. Eine Übergangs* 
fitufe ist es ferner bereits, wenn 1217^) eine Immöbiliarklage gegen 
Göttweig vor dem Herzoge und dem Bischöfe von Passau ge- 
meinsam angebracht, von beiden gemeinsam schiedsrichterlicli 
beigelegt wird, oder wenn cum conscientia duds gütliche Aus- 
tragungen von Immobiliarstreitigkeiten erfolgen ; *) unter Friedrich II, 
verantwortet sich Admont bereits vor dem Landschreiber in Steier- 
mark allein.^) 

Dies das Stadium bei Otakars Herrschaftsantritt; seine Be- 
^erung bildet den bezeichnendsten Einschnitt, seit ihr erst rührt 
«ine feste Organisation der landesfürstlichen Jurisdiktion gegen- 
über der Kirche des Territoriums her: nicht so sehr als Gewohn- 
heitsrecht, denn vielmehr als bewußtes Prinzip für die Zukunft 
setzte er in seinem Landfrieden v. J. 1254 die Kompetenz seiner 
vier für östei-reich konstituierten (oberen) Landrichter auch für 
Klagen gegen ^Äbte, Pröpste, Klöster, Pfaffen und alle geistlichen 
Leute* fest.*) Damit ist der Grundsatz des forum rei landesge- 
setzlicli durchbrochen: dem Landtaiding zu Linz präsidiert 1256 
-der Landrichter tarn religiosarum quam saecularium personarum ad 
ipsum ingredientes causas diligentius discussurusl^) Der Erfolg 
der Maßregel ist klar, wenn wir ein auswärtiges Kloster kurz 
darauf seinem Prokurator Vollmacht zur Vertretung vor allen 
Eichtem Österreichs geben sehen, ß) So war unter Otakar die 
Kompetenz des weltlichen Gerichtes in allen Zivilstreitigkeiten 
zwischen Klerikern und Laien, ausgenommen um Schuld und Pahr- 
habe, von seiten des Landesfiirstentums schon zu einem sichern 
Abschluß gekommen; die weitere Entwicklung berührt die prin- 
^pielle Frage nicht mehr, sondern betrifft nur die Bestimmung, 
welches weltliche Gericht kompetent sein sollte. 



1) FRA. II./51, 96 f. 

•) Z. B. 1231, FRA. II./4., 198 f. 

*) 1245, „Steierm. U.-ß." 2, 575; s. auch die Klage gegen Admont 
V. J. 1227, ebenda p. 339. 

*) M. G. Constit. 2, 603. cf. v. Luschin „Gerichtswesen" p. 62 ; Hasen- 
>öhrl „österr. Landesrecht" p. 170: Dopsch M. J. ö. G. 19, 160 if. 

ö) FRA. II./3, 297. 

e) 1265, Nieder-Altaich, FRA. IL/l, 163 f. 
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Der andere Weg neben dieser Einschränkaiig des kanonischen 
Gerichtsstandes der Kleriker darch ein Landesgesetz und eine dar- 
auf basierende Yerordnung an die landesfürstlichen Bichter war 
der, das Privilegium der Kirche durch ein Privilegium des Landes- 
fürsten zu ersetzen, indem eiuzelnen Klöstern für ihre Zivilstrei- 
tigkeiten die Stellung eines Anwaltes, ^) vor allem aber der bevor- 
rechtete Gerichtsstand in Zivilsachen vor dem Landesfürsten selbst 
oder eigens von diesem delegierten Richtern gewährt wurde. Die 
Verleihung dieses , Ministerialen- oder Dienstherren- 
rechtes" an die Klöster bildete ein wirksames Mittel der Ent- 
schädigung für die kirchlichen Korporationen und wurde während 
der ganzen Habsburger Zeit in immer steigendem Umfange ver- 
liehen. 2) Demselben Prinzipe, durch neue Privilegierung derGeist- 

«) Z. B. 1260 für Reun, v. Krones „Verf. u. Verw. d. Mark u. dL 
Herzogt. Steier" 1, Anhang Nr. 65. — Femer die zahlreichen meist auf 
Widerruf erteilten Befreiungen für Kloster vorstände vom persönlichen 
Erscheinen in den Landschrannen : z. B. 1310 bittet die Äbtissin von GöP, 
sie dieser Pflicht für diesmal zu entheben ; v. Krones „Beitr. z. K. steierm. 
Gesch.-qu." 30, 37, Nr. 90. — Vorladungen der Äbtissin v. J. 1424 f. bei 
Lichnowsky 5. Nr. 2226 und J. Wichner in „Stud. u. Mitt. a. d. Bened.- 
u. Zisterz.-O." 13, 466. — Ihre Befreiung vom persönlichen Erscheinen 1430 
B. Lichnowsky 5. Nr. 2895; ebenso von 1436 und 1438 bei Chmel „Mate- 
rialien" l./l, 24, Nr. 144, und Muchar „Gesch. Steiermarks" 7, 274. — 
Desgleichen die Bewilligung v. J. 1427 für den Propst von Seckau, Lich- 
nowsky 5. Nr. 2519. — 1437 und 1459 für St. Lamprecht, Lichnowsky 5. 
Nr. 3687 und A. ö. G. 10, 221, Nr. 307. — Ähnlich 1457 für die Klarissinnen 
zu St. Veit, Cr. Archiv des Kämt. Gesch.- Ver. in Klagenfurt. 

^) 1265 das commune ius ministerialium für Heiligenkreuz, Schwind- 
Dopsch p. 99 f. — 1286 erneuert für Heiligenkreuz, FRA. ll./ll, 252. — 
1287 für's Nikolausnonnenkloster in Wien. FRA. lL/11, 317 f., cf. Hasen- 
öhrl a. a. 0. p. 177. — 1294 für St. Bernhard in Krug, FRA. 1I./6, 163 f. 

— 1319 für Seitenstetten FRA. n./33, 164 f., cf. v. Wretschko „Marschall- 
amt" p. 74. — 1363 und 1374 für St. Paul, FRA. 11/39, 241 f. und 252. 

— 1410 für Melk, J. Keiblinger „Gesch. d. Bened.-Stiftes Melk" Wien 
1867, 1, 471. — 1447 für Oberburg, Chmel „Regesten Friedrichs IIL" 
Nr. 2278. — 1478 für den Minoritenguardian von Pettau, A. ö. G. 3, 107, 
iq^r. 80. — 1482 für Eberndorf, ß. SchroU „Urk. -Regesten von Eberndorf- 
p. 80, Nr. 97, etc. — Zu unterscheiden ist dieses Recht, das übrigens nicht 
immer mit dem Namen „Dienstherren-" oder Ministerialenrecht" bezeichnet 
wird, von dem kärntnerischen „Dienstherrenrechte", das Patrimonialgerichts- 
barkeit gewährt und auf der kärntnerischen Landhandfeste v. J. 1338 
(Schwind-Dopsch p. 137) beruht. Verleihungen dieses Dienstherrenrechtes 
finde ich z. B. 1342 für die Klarissinnen in St. Veit, Kopie Archiv des 
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lichkeit ihre alten Vorrechte zu nehmen und zugleich ihr den 
Verlust zu erleichtern, entspringt auch die Tatsache, daß Otakar, 
obwohl unter ihm die ausdrückliche Verleihung von Ministerialen- 
recht an Klöster noch selten ist, so viele Immobiliarstreitigkeiten 
auf dem außerordentlichen Wege der Delegation,^) mitunter durch 
den besonders mit der Stellvertretung des Landesherrn betrauten 
Obristlandrichter,2) entscheidet und, indem er im Landrechte IL') 
nur die Dienstmannen als ürteiler über Eigen der Prälaten im 
Lande bestimmt, diesen das Vorrecht der Ministerialen bezüglich 
des ümstaudes im Landtaiding allgemein erteilt 

Wegen dieser Bevorrechtigung des Klerus offenbar wurde 
auch die bekannte Scheidung der Kompetenz des Hoftaidings für 
possessorische Klagen (Gewalt und Entwährung), des Landtaidings 
für petitorische Klagen^) in Österreich unter der Enns nicht auf- 
recht erhalten. Das Hoftaiding wurde vielmehr eine konkur- 
rierende uud bald die ausschließliche obere Justizbehörde auch 
für Zivilsachen des Klerus, und zwar für Immobilien ohne Bück- 
sicht darauf, ob der Kleriker Kläger oder Beklagter war;^) nur 



Kärntn. Gesch.- Ver. Klagenfurt. — 1360 für Göss' kärntnische Besitzungen, 
Pusch und Fröhlich „Diplom, sacra ducatus Styriae" 1, 41 ; cf. v. Zallinger 
in den M. J. ö. G. 4, 398. — 1363 für Maria-Wörth und 1375 für Propst 
und Kapitel von Gurk; Kopien im Archiv des Kämt. Gesch. -Vereins in 
Klagenfurt. 

») ct. A. Dopsch „österr. Landrecht« Wien 1892, p. 70 f. — Z. B. 
1257 Mondsee, 0. ö. U.-B. 3, 245. — 1268 Lilienfeld, A. ö. G. 2, 194, Nr. 8. 

— 1268 St. Polten, U.-B. v. St. Polten 1, 115. — 1275 Heiligenkreuz, 
FRA. n./ll, 198 etc. 

*) cf. A. Dopsch a. a. 0. p. 73 ff., der die Weiterexistenz des obristen 
Landrichters unter Otakar beweist. — Z. B. 1255 Lambach, 0. Ö. U.-B. 
3, 214, cf. Hasenöhrl „Landesrecht** p. 171. 

8) Schwind-Dopsch p. 103, § 52. 

*) V. Luschin „Gerichtswesen** p. 78 f. 

6) Zivilsachen des Klerus vor dem Landtaiding: z. B. 
noch 1300 Zwetl FRA. II./3, 281. Immobiliarsachen in Hoftaiding: 
a) der Klerus als Kläger: z. B. 1302, Wichner „Admont** 3, 219 — 
1330 Heiligenkreuz, FRA. lL/16, 136. — 1353, U.-B. v. St Polten, 1, 445 f. 

— 1360 Waldhausen, 0. Ö. U.-B. 7, 686 f. — 1365 Heiligenkreuz, FRA. 
1I./16, 274 f. — 1370 dasselbe, ebenda p. 292 f. — 1383 Högelwerd, Notizen- 
blatt 1, 322 f. — 1388 Heiligenkreuz, FRA. II./16, 374. — 1395. St. Lam- 
precht, V. Krones „Beitr. z. K. steierm. G.-qu.** 30, 98, Nr. 356; 6; Klagen 
um Immobilien gegen Klöster: z. B. 1337 Schotten, FRA. IL/18, 
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im spätem Innerosterreich blieb die Scheidung der Land- und 
Hofschranuen auch gegenüber der Geistlichkeit gewahrt ;i) in der 
ungünstigsten Lage war der Klerus in Österreich ob der Euns^ 
da Albrecht I. 1299 nur für altes Eigen und von Grafen, Freien 
und Dienstmannen erworbenes Eigen der Klöster die obern Land-, 
richter, für das übrige Besitztum die untern Landgerichte für 
kompetent erklärte, 2) und da in Ober- Österreich ein Hofrecht nie 
eingesetzt wurde. 3) 

Die vielzitierte Äußerung des »Seifried Helbliug* „nü hahent 
sich gefrU die pfaffen, swaz so ai begent, daz si des nicht ze rechte 
Stent vor des landes kerren; des haben wir grozen werren; un- 
rechten gewin si bringeni^ ze Börne si des dingent,"^) kann dem- 
nach, will man sie mit den tatsächlichen Verhältnissen in Ein* 
klang bringen, sich nur auf die Kriminalsachen des Klerus be- 
ziehen; denn die weltliche Gerichtsbarkeit in Zivilfällen desselben 
wurde seit ihrer Festigung im 13. Jahrhunderte nicht mehr auf- 
gegeben. 0) Albrecht IL und Rudolf IV. wandten sogar Gewalt 
an, widerspänstige Kleriker zur Verantwortung vor weltlichem 



210. — 1344 Neüberg, FRA. II./IO, 304. — 1352 Klosteraeuburg FRA. 
n/lO, 336. — 1374 ebenda p. 456 f. — 1387 St. Polten, U.-B. v. St. Polten 
2, 290. — 1393 Seitenstetten, FRA. I1./33, 350 etc. 

•) V. Luschin a. a. 0. p. 78 und 80 über die Hofscbranne. — I m m 0- 
biliarsachen der Klöster vor dem Landtaiding: a) Klöster 
alsKläger: s. z. B. 1254 Seitz, FRA. II./l, 36 f. — 1255 Seckau, v. Krones 
,,Verf. u. Verw.« 1, Anh. Nr. 46. — 1256 Göss, ebenda Nr. 50, und wieder- 
holt daselbst. — 1283 Seckau, Muchar „Gesch. Steiermarks" 6, 6. — 1329 
Seitenstetten unter Vorsitz Albrechts IL, v. Krones „Beitr. z. K. steierm. 
G.-qu.« 30, 45, Nr. 122 etc.': b) Klöster als Geklagte: z. B. 1270 
Seekau, FRA. Il/I, 115. — 1279. St Paul FRA. II./39, 167 etc. 

5=) Schwind-Dopsch p. 157 f.; cf. v. Luschin p. 147 f. 

8) S. V. Luschin p. 119, p. 147. — Klagen der Klöster um 
Eigen vor dem Landtaiding: z. B. 1264 0. Ö. ü.-B. 3, 321; 1300 a. a. 0. 
4, 328; 1347 a. a. 0. 7, 22; 1367 a. a. 0. 8, 348 f. — Klöster als Ge- 
klagte: z. B. 1268, a. a. 0. 3, 355 f.; 1338 a. a. 0. 6, 266 f. — Vor 
dem Landrichter im Machlande, a. a. 0. 6, 527 f. etc. 

<) Edid. Seemüller 2. Gedicht p. 776 ; cf. v. Luschin „österr. Reichs- 
geschichte** p. 187. 

^) Es ist ein ganz einzelstehender Fall, wenn Rudolf III. 1303 Geras 
und Perneck das Privileg bestätigt „ne quis clericos, conversos vel conversas 
eof'undem monasteriorum ad aaeculare Arahat itidicium, inhibemus; X, ö. G. 2t 
43, Nr. 29. . . 
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Gerichte zu zwingen, i) und die für die. Aufgabe des geistlichen 
Vorrechtes vom Landesherrn dem Landesklerus konzedierte Privi- 
legierung erreichte ihren Höhepunkt, als mit dem Beginne des 
15. Jahrhunderts einerseits das landmarschallische Gericht als 
ständisches Gericht für die Geistlichkeit, die im Besitze von Herren- 
gülten war, 2) anderseits das nun fest organisierte herzogliche Hof- 
gericht für die Landesklöster, die schon, wie erwähnt, fast alle 
das Vorrecht des unmittelbaren Gerichtsstandes vor dem Herzoge 
erhalten hatten, die kompetente Behörde wurden, s) Wenn im 
Jahre 1406 der berufene Vertreter des Diözesans, der Vorsitzeade 
des Diözesangerichtes selbst, der Passauer Offizial in Wien, sich 
dem Spruche des landmarschallischen Gerichtes in einer Zivilsache 
unterwirft,*) bedeutet dies zweifellos die endgültige Brechung des 
kirchlichen Prinzips, die Durchsetzung des deutschrechtlichen 
forum rei sitae gegenüber der immunitas personalis der Geist- 
lichen.^) 

So blieben Klagen um Schuld und Fahrhabe die ein- 
zigen Zivilklagen, bei denen das Gerichtsforum noch nach dem 
Geklagten bestimmt werden konnte; die Klagen der Geistlichkeit 
gegen Laien in diesen Fällen, obwohl nach dem kanonischen 
Bechte gleichfalls vors geistliche Gericht gehörig, machten den 
allgemeinen Wandel der für den Klerus kompetenten weltlichen 
Gerichte mit;^) bei Rechtsverweigerung oder Bechtsverschleppung 



») Annal. Matseens. ad a. 1364 (Mon. Germ. SS. 9, 833) : fuerunt mim 
multiprelati et alii clerici tarn in Austria quam in Bavaria detenti, captivati, depe" 
cuniati et omnibus, quae possiderunt^ fuerunt spoliati. — Beschwerde des 
Patriarchen Ludwig von Aquileja v. J. 1361 gegen Albrecht II. und 
Rudolf lY. rt9.ui peraonas ecclesiasticaa ad forum laycale trahentes ipsos com- 
pälebänt ad respofidendum in dieto foro per violentiam; FRA. n./40, 150 f. 

*) V. Luschin „Gerichtswesen« p. 91 ; v. Wretschko „Marschallamt« 
p. 134. 

8) Luschin a. a. 0. p. 101 f. — S. z. B. 1402 FRA. II./39, 300; 1410 
V. Wretschko „Marschallamt«* Anh. IV. Nr. 24; 3416 FRA. II./52, 135; 
1418 BL f. L.-k. N.-Ö. 35 (1901), p. 145; 1421 Notizenblatt 3, 381 f.; 
1441 FRA. IL/52, 346 ff.; 1459 ebenda p. 511 f. etc. 

4) Mon. Boica 31. /2, 65 f. 

») Zur Parallele s. E. Rosenthal „Geschichte des Gerichtswesens und 
der Verwaltungsorganisation Bayerns** Würzburg 1889, 1, 33—40. 

. 6) Z. B. Klagen von Klöstern wegen versessenen Burgrechts: 1342 
U.-B. V. St. Polten 1, 348; 1344 FJIA. II./51, 406; 1349, Faigl „U.-B. 
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darch den geistlichen devolvierte die Rechtsprechung an den weit-* 
liehen Richter^ i) 

Um die Bedeutung der städtischen Entwicklung für 
die Frage der Zivilklagen zwischen Klerikern und 
Laien zu erfassen, genügt, da ja Reichsstädte in unsern Terri- 
torien nicht vorhanden waren, ein Blick auf die fortschreitende 
Erweiterung des privilegierten Gerichtsstandes der Bürger. Mit 
der Schaffung eines solchen war an sich noch keine Beschränkung 
des kirchlichen Gerichtes gegeben, da ja die Kompetenz des Stadt- 
richters sich ursprünglich nur auf Streitigkeiten der Bürger 
untereinander wegen innerhalb des Stadtfriedens liegenden Gutes, 
sowie um Schuld, Fahrhabe und auf leichte Kriminalfalle erstreckte ; 
sobald aber Otakar einmal das Prinzip aufstellte, alles im Burg- 
frieden gelegene Eigen unterstehe der Judikatur des Richters und 
der Bürger der Stadt, 2) sobald ferner König Rudolf in seinem 
Wiener Stadtrechte v. J. 1278^) die Kompetenz des Stadtrichters 
auf alle Zivil- und Personalsaehen der Bürger erstreckte und nur 
die Berg- und Lehensgerichte, sowie einige andere (nicht geist- 
liche) Causalgerichte davon ausnahm, so daß eo ipso Auswärtige, 
auch Kleriker, in ihren Klagen gegen Wiener Bürger an das 
Stadtgericht gewiesen waren, — war darin nicht allein eine Be- 
schränkung der grundherrlichen, sondern auch eine tief einschnei- 
dende Maßregel gegen die Ansprüche der geistlichen Gerichte ge- 
geben. Hiemit verloren die letzteren für Zivilklagen der Kleriker 
gegen die Bürger jede Berechtigung und war selbst das Prinzip 

von Herzogenburg" p. 192. — Wegen versessenen Dienstes: 1302 FRA. 
II./16, 9; 1402 Qu. z. G. Wiens I./l. Nr. 652 etc. — Um Schuld: 1365 FRA. 
II./ie, 274; 1397 FRA. II./28, 92 f. etc. 

») S. das Urteil des Hoftaidings v. J. 1384 bei v. Luschin p. 81, 
wonach bei Klagen um Schuld und Fahrhabe der Beklagte sich vor seinem 
Auktor verantworten, der Hofrichter aber die Sache bei Verzögerung an 
sich ziehen kann; s. auch p. 264. 

») 1270 Stadtrecht für Tulln, G. Winter „Urkundl. Beitr. z. Rechts- 
geschichte ober- u. niederösterr. Städte, Märkte u. Dörfer" Innsbruck 1877, 
p. 23, Art. 11. cf. Hasenöhrl „Landesrecht« p. 187 und v. Luschin p. 216. 
— 1276 von K. Rudolf dahin erweitert, daß er der Grundherrschaft für 
innerhalb des Burgfriedens gelegene und von Bürgern bewohnte Häuser 
die Gerichtsbarkeit unter dem Dachtropfen entzog; v. Luschin p. 216. 

») J. A. Tomaschek „Die Rechte u. Freiheiten der Stadt Wien" Wien, 
1877, 1, 52, Art. 9; cf. Hasenöhrl p. 188 f. 
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des zweiten Landrechts, das für Klagen yon Auswärtigen gegen 
Bürger bezüglich eines im Bargfrieden gelegenen Besitzes das 
Stadtgericht für nicht kompetent erklärt hatte, ^) aufgegeben. Die 
Bestimmung des Stadtgerichtes als ausschließlicher Personalinstanz 
der Bürger wurde nicht nur im Wiener Albrech tinum v. J. 1296 
«wiederholt,^) sondern die Stadtrechte für die kleiueren Städte, die 
im Laufe des 14. Jahrhunderts erlassen wurden, weisen sogar 
häufig dem Stadtrichter, wie einst Otakar für Tulln, die alleinige 
Kompetenz in Streitigkeiten um alles innerhalb des Burgfriedens 
liegende Gut zu, 3) öfters auch in allen Streitfällen aller im Burg- 
frieden Sitzenden;*) dabei brauchte also nicht eiumal ein Bürger 
Partei zu sein, sondern die Bestimaiung konnte in ihrer AUge-^ 
meinheit sogar bei zwei geistlichen Parteien, wenn sie um in der 
Stadt liegendes Gut stritten, angewendet werden. 

In dem vollen Umfange der durch das Eudolfinum und Al- 
brechtinum bewilligten Eechte vermochte sich speziell das Wiener 
Stadtgericht allerdings nicht zu erhalten : der Anspruch desselben, 
der Stadtrichter solle in allen Streitsachen um bürgerlichen Beal- 
besitz auch außerhalb des Burgfriedens allein kompetent sein, 
wird im Wiener Stadtrechtsbuche, das das geltende Eecht der 
ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts zeigt, in der Praxis beschränkt: 
dasselbe weist Prozesse um Burgrecht, worunter es nicht die Lei- 
stung, sondern das belastete Objekt versteht,^) außerhalb des Burg- 



») Schwind-Dopsch p. ]02, § 46. — cf. A. Dopsch „Osterr. Landrecht" 
p. 81 ff. gegen Hasenöhrl a. a. 0. p. 188; s. auch H. M. Schuster „Die 
Entwicklung des Rechtslebens, Verfassung und Verwaltung« in „Geschichte 
der Stadt Wien« herausg. v. Altertums vereine zu Wien, ], Wien 1897, 
p. 370. 

*) Tomaschek a. a. 0. p. 70, 71, Art 7 und 15. — Die ähnlichen 
Bestimmungen des Wiener-Neustädter Stadtrechtes v. J. 1277 bei Wiater 
„Urkundl. Beiträge« p. 33, § 6. — cf. Hasenöhrl p. 189. 

8) Z. B. 1308 St. Veit, Chmel „österr. Geschichtsforscher« 1, 214. — 
1338 Klagenfurt, ebenda p. 209, cf. Hasenöhrl p. 187. — 1369 Markt Hohen- 
ruppersdorf, Winter a. a. 0. p. 90. — 1396 Judenburg, Knittelfeld und 
Kindberg, Lichnowsky 5. Nr. 41, 43, 44. — 1396 Brück a. d. Mur, War- 
tinger „Privilegien von Brück« 1837 p. 27. 

*) Z. B. i337 und J338 Judenburg, „Steiermärkische Geschichtsblätter« 
2, 172 und 173 f. 

ö) Über die Bedeutung des Ausdruckes „Burgrecht« s. R. Sohm „Die 
Entstehung des deutschen Städtewesens« Leipzig 1890, p. 24. 
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friedens nur für den Fall, daß beide Parteien Bürger sind, vor 
den Stadtrichter;^) daß Klagen des Klerus gegen Bürger um in-* 
nerhalb des Burgfriedens liegendes Gut vor's Stadtgericht, später? 
Yor Bürgermeister und Rat kamen, bedarf keines Beweises mehr; 
war0ü doch solche Prozesse schon am Anfange des 14. Jahrhun- 
derts so häufig, daß wir sogar in einer der verbreitetsten Formel-? , 
Sammlungen eine Formel für die Entscheidung eines Immobiliar- 
streites zwischen einem Kloster und einem Wiener Bürger durch 
den Stadtrichter und die Bürger finden.^) Die Wirksamkeit der 
von ßudolf belassenen Berg- uud Lehengerichte wurde durch das 
Albrechtinum insoweit beschränkt, als es bei Klagen von Bürgern 
wegen irgend einer Gülte in der Bürgerschranne dem Stadtrichter 
die PfänduügsberechtiguDg auf die Weingärten des Geklagten er- 
teilte; 3) dadurch .wurde natürlich auch vielfach die Geistlichkeit^ 
die Besitzerin der meisten Weingärten in und um Wien, getroffen ; 
den Bürgern selbst wurde bei Bedrückung durch die Bergherren 
das Recht der Selbsthilfe verliehen.*) Auf Burg- und Grundrecht, 
die die Geistlichkeit vornebmlich zwangen, das Recht vor dem 
Stadtgerichte zu suchen, sowie auf die Eindämmung der kirch- 
lichen Immunitäts- und Grundgerichtsbarkeit in den Städten, die 
ja mit dem Vorgehen gegen die kanonisch-rechtlich privilegierte 
Stellung des Klerus nicht direkt in Zusammenhang stehen, werden 
wir noch zurückkommen. 

Wie die unmittelbaren landesfurstlichen Gerichte war auch 
das Stadtgericht in Schuldklagen zwischen Klerikern 
und Laien nur competent, wenn erstere Kläger waren ; dagegen 
steht ihm nach dem Wiener Stadtrechtsbuche bei Schuld klagen 

>) „Das Wiener Stadtrechts- oder Weichbildbuch" herausg. v. H. M* 
Schuster, Wien 1873, p. 113, Art. 119; cf. Schuster in „Geschichts der 
Stadt Wien«, 1, 370. 

*) Baumgartenberger Formelbuch, FRA. II./25, 68. — S. etwa noch 
für Linz schon 1273, 0. Ö. Ü.-B. 3, 435. — Für Wien: 1343, FRA. 1I./51, 
401; 1370, Qu. z. G. Wiens IL/1. Nr. 778 etc. — Ausnahmsweise eine 
Klage vor dem Hoftaiding wegen eines Hauses in Wien 1351 (Kloster 
Renn) ebenda Nr. 383. — VgL ferner die Beschwerde eines Wiener Bürgers 
an den Bischof von Passau, der Pfarrer von Neunkirchen habe ihn vor 
den Offizial zitiert, er solle den ersteren zur Anbringung der Klage vor 
den Wiener Bürgern bewegen: A. ö. G. 3, 224. 

8) Tomaschek „Rechte u. Freiheiten« p. 71, Art. 15. 

4) ebenda p. 71 f., Art. 16; cf. Schuster a. a. 0. 2, 482. 
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von Bürgern gegen Säkularkleriker die Arrestation des fahrenden 
Gutes derselben zu, wenn der Bürger es in der Stadt auftreiben kann, 
worauf sich der Priester vor weltlichem Gerichte verantworten 
muß; kann der Bürger die Fahrhabe nicht mit Beschlag beleget), • 
so. ist die Klage vor den Bischof zu bringen, der den Geistlichen 
unter Drohung der Suspension zur Zahlung zu zwingen hat.^) 
Mönch oder Nonne dagegen sollen sich nur vor ihrem Obern 
gegen Schnldklage eines Laien verantworten; der Abt oder Prior 
hat dem Kläger ein Pfand einzuantworten, und bei Rechtsver- 
weigerung fällt die Arrestation und £xekution dem weltlichen 
Gerichte zu. 2) 

Die Superioritat des Privilegs der Bürger über das geistliche 
privileghim fori wurde endlich auch von der Kurie anerkannt, als 
Innozenz VI. i. J. 1359 für fünf Jahre den Wiener Bürgern das 
Indult erteilte, Niemand dürfe sie vor ein auswärtiges geistliches 
Gericht evozieren, wenn nicht durch päpstliches Mandat die Par- 
teien bereits zitiert und wenn die Bürger innerhalb der Stadt auf 
Klagen vor dem kompetenten Richter sich zu verantworten bereit 
seien;8) und Bonifaz IX. bewilligte ihnen dauernd i. J. 1399 
das Vorrecht, daß weder der Ordinarius, noch ein vom päpstlichen 
Stuhle delegierter oder eiu subdelegierter Richter die Bürger oder 
InWohner wegen irgend einer Sache vor geistliches Recht außer- 
halb der Stadt laden dürfe, außer bei Rechtsverweigerung.^) 

Ein noch weiteres Privileg als das der Bürger stand dem 
Klerus bezüglich der Juden gegenüber, die sowohl als Kläger 
wie als Beklagte den ausschließlichen Gerichtsstand vor dem Juden- 



i) Edid. Schuster p. 57, Art. 23. 

ä) ebenda p. 58, Art. 25 ; cf. v. Luschin a. a. 0. p. 264. — i)ie Stadt 
Enns nimmt 1356 einen Kaplan zum Mitbürger an, doch soll er deshalb 
seine geistlichen Vorrechte nicht verlieren, sondern sich gegen Klagen 
„um Gelt oder um Tat** vor „seiner geistlichen Meisterschaft oder vor dem 
Bechant von Enns" verantworten; A. ö. G. 27, 78 f. 

•) Anhang, Beilage Nr. I. — Soviel ich sehe, ist unter den derartigen 
Verleihungen die für Wien die früheste bekannte ; über ein beschränkteres 
Privileg für München v. J. 1276 vgl. Rosen tal a. a. 0. p. 40. 

*) A. ö. G. 3, 218 fif., Tomaschek a. a. 0. 2, 5 ; cf. Hasenöhrl p. 191, 
V. Luschin p. 271. — Analog z. B. Bonifaz IX. 1389 für Würzburg, Mon. 
Boica 44, 140 ; 1390 für Braunschweig, Keutgen „Urkunden zur städt. 
Verfassungsgeschichte» Berlin 1899, p. 466 f. 
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gerichte hatten; erst 1447 befreite König Friedrich IV. die Prä- 
laten Steiermarks gäuzlich von diesem Gerichte und wies sie zur 
Klage wie zur Venintwortung gegen Juden vor die ausschließlich 
mit Christen zu besetzeode Hofschranne in Graz.^) 



Naturgemäß konnten Entscheidungen von Streit- 
sachen, in denen beide Parteien dem geistlichen 
Stande angehörten, durch die weltliche Obrigkeit 
in größerem Maße erst zu einer Zeit stattfinden, als der Vor- 
rang der staatlicheu über die kirchliche Jurisdiktion bei Parteien 
verschiedenen Standes sich wenigstens in prcixi schon gefestigt 
hatte ; im Einzelfalle läßt sich aber doch auch hierin schon früh- 
zeitig ein Ablenken vom kanonischen Prinzipe beobachten. Wieder 
war das Interesse, das der Landesherr an jeder bedeutenderen 
Immobiliarveränderung innerhalb seines Territoriums hatte, hiebei 
offenbar das bewegende Moment; wenn schon 1207 die „freige- 
wählten" geistlichen Schiedsrichter in einem Streite zwischen 
den Klöstern Göttweig und Melk ^.consilio illustris ducis AustHe 
Stirieque Lupoldl'^ die Entscheiduug fällen und Leopold VI. selbst 
behauptet, er habe ihnen das Schiedsrichteramt übertragen 
(litem determinandam duximus committere)^^) wenn ferner 1235 
sogar die von der Kurie als Vermittler bestellteu Kleriker dem Her- 
zoge Friedrich IL ihren Spruch zwischen den Klöstern Koth und 
Göttweig berichten und ihn um seinen Schutz für das dem letzteren 
Kloster zugesprochene Gut bitten, ^j so liegt darin nicht allein eine 
Anerkennung jenes Interesses seitens des Klerus, sondern der- 
artige Fälle illustrieren auch, wie man zu einer selbständigen 
Entscheidung von Immobiliarstreitigkeiten zweier geistlicher Par- 
teien durch das weltliche Gericht kam. 

Also wieder leise Ansätze in der Zeit der letzten Baben- 
berger; aber die Herausbildung eines Anspruches des Herzogs, 
kraft der landesherrlichen Eechtsschutzgewalt seinerseits eingreifen 
zu können, ist doch nur eine sehr langsame. Selbst unter dem 
kraftvollen Regime Otakars bleibt es ganz vereinzelt, wenn er auf 

1) Schwind-Dopsch p. 364 f.; cf. j. E. Scherer „Die Rechtsverhält- 
nisso der Juden in den deutsch-österr. Ländern" Leipzig 1901, p. 237. 
«) FRA. U./51, 79 tf. 
») ebenda p. 125 ff. 
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dem Wege der Delegation einen Güterstreit zwischen Kloster 
Lilienfeld und Mariazell entscheidet ;i) ich führe zum Beweise, wie 
sich erst allmählich während des 14. Jahrhunderts gewohnheits« 
rechtlich eine lutervention des weltlichen Gerichtes auch io diesen 
Fällen entwickelt, einige markante Beispiele an: nicht mehr vor 
dem außerordentlichen delegierten Gerichte, sondern vor einem 
ordentlichen Landgerichte kommt 1303 der Streit zwischen Kloster 
Banshofen und einem Passauer Ghorherrn und Pfarrer zur Ver- 
handlung2), und wieder klagt ein Kloster selbst, Göttweig, trotz 
des kanonischen Verbotes 1361 vor dem Hoftaiding das Kloster 
Zwettl wegen Gewalt;^) kein Wunder, daß ein solches Vorgehen 
des Klerus selbst dem LandesfÖrsten immer mehr den Schein der 
Berechtigung geben mußte, aus eigener Initiative sich in solche 
Streitfälle zu mengen. Als aber 1367 Albrecht III. seinem Burg- 
grafea von Leugbach befahl, einen Immobiliarstreit der Klöster 
Formbach, Herzogenburg und St. Andrä zu entscheiden und der 
Landmai-schall ein urteil fällt, weigert sich der Propst von Her- 
zogenburg, den Spruch anzuerkennen, und schließlich mußte der 
Herzog doch so weit zurückweichen, daß der Diözesan die Streit* 
Sache durch Schiedsrichter beilegen lassen kann>) Doch immer 
häufiger wird die Mißachtung des geistlichen Gerichts durch die 
kirchlichen Institute, immer regelmäßiger die Erscheinung, daß 
zwei geistliche Parteien, 1370 gar der Bischof von Gurk, gegen- 
einander vor dem Herzoge zu Recht stehen;*) nicht mehr bloß 
wegen liegender Güter im engeren Sinne, auch wegen Gülten,, 
wie Bergrecht und anderer Vermögensrechte. Festere Formen ge- 
winnt dieser Vorgang, der auch die Anfönge des herzoglichen 
Hofgerichtes mitbildet, aber erst unter Kaiser Friedrich IIL, der 



i) 1266, A. ö. G. 2, 180 f. 

2) 0. Ö. U.-B. 5, 597 f. 

«) FRA. Ii./51, 520. 

4) Faigl „Ü.-B. V. Herzogenburg** p. 260 ff. 

6) Z. B. 1370 der Bischof von Gurk und die Chorherren von Straß- 
bürg einer-, das Kloster St. Paul anderseits vor Albrecht IIL, FRA. II./39, 
249 f. -— 1373 Garsten und Stadt Steier gegen Admont wegen der Straße 
von Eisenerz, 0. Ö. U.-B. 8, 631. — 1377 Klosterneuburg und Frauenkloster 
in Tulln, FRA. II./10., 473. — 1413 Lilienfeld und Gaming, Notizenblatt 3, 
330. — 1437 Formbach klagt gegen Herzogenburg v. d. landmarschallißchen 
Gerichte, Faigl „U.-B. v. Herzogenburg** p. 434. 
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nicht allein als „Landesfürat und oberster Vogt" Gültstreitigkeiten 
zwischen landsässigen Klöstern und ihren Hintersassen schlichtet, ^) 
sondern auch in Immobiliarstreiten zwischen einzeluen geistlichen 
Korporationen seinen Hauptteuten, Pflegern und Vizedomen die 
Beilegung eigenmächtig überträgt.^) 

Im Ganzen aber hat sich gewohnheitsrechtlich eine Kom- 
petenz des weltlichen Gerichts in Zivilstreitigkeiten zwischen geist- 
lichen Parteien doch nur für den Fall herausgebildet, daß eine 
von ihnen freiwillig vor diesem forum vetitum klagte. Gerade 
dieser Umstand macht es begreiflich, daß der Landesfürst sich be- 
strebte, derartige Streitfälle wenn nicht auf gerichtlichem, doch 
wenigstens auf friedlichem Wege, bevor eine förmliche Klage er- 
hoben wurde, zu beseitigen und so tatsächlich die Austragung vor 
dem kirchlichen Gerichte nur als letztes Mittel zu belassen. Hierin 
liegt die Ursache dafür, daß vornehmlich seit Otakar der Landes- 
herr in Grenzstreitigkeiten sowohl zwischen Klöstern und 
Laien, 3) wie zwischen geistlichen Korporatiooeu*) die Feststellung 
der Besitzkomplexe und der Grenzen sich vindizierte ; meist gaben 
die Herzöge ihren Hofbeaniten, dem Hofmeister, Hofraarschall u. a. 



») Z. B- Chmel in den Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 8, 87 f. Anmerkung. 

2) z. B. 1478, Notizenblatt 2, 112, Reg.-Nr. 300. 

«) Z. B. 1285 durch Albrecht I. zwischen • öpital a. Semmering und 
Erchenger von Landser nach der Aussage des Marschalls und Kämmerers 
von Steier, „Mitt. d. histor. Ver. f. Steierm." 9, 231 f. — 1323 Festsetzung 
der Grenzen zwischen Kloster Renn und der Herrschaft Gösting durch einen 
Stellvertreter des steierischen Landeshauptmanns im Auftrage Albrechts XI., 
V. Krones „Beitr. z. K. steierm. Gesch.-qu." 30, 43, Nr. 114. — 1332 durch 
den Marschall und den Kämmerer von Steier zwischen Kloster Neuberg 
und den Hohenbergern ; F. S. Pichler „Die Zisterzienserabtei Neuberg" 
p. 46 f. — Entscheidung des Herzogs im selben Falle auf Grund der in- 
quisitio terminorum, Or. steierm. Landesarchiv. — 1332 durch den Hofmeister 
Herzog Ottos zwischen Kloster Formbach, St. Andrä und Herzogenburg 
einer-, Weichard von Radelberg anderseits ; Faigl „U.-B. v. Herzogenburg" 
p. 124. — 1403 zwischen Kloster Freudnitz und den Auerspergern, Lich- 
nowsky 5, Nr. 577, 626. — 1414 durch den Hauptmann in Krain zwischen 
denselben, ebenda Nr. 1443. — 1422 durch den Landschreiber in Steier- 
mark zwischen St. Lamprecht und Friedrich von Fladnitz; Muchar „Gesch. 
Steiermarks" 7, 163. 

*) Z. B. 1266 durch delegierte Richter zwischen St. Lamprecht und 
Lilienfeld, v. Krones „Verf. und Verw. Steiers« 1, Anh:-Nr. 93. — 1338 
durch den Kellermeister, Hofmarschall und Kammermeister Herzog Ottos 



Digitized by VjOOQIC 



— 111 — 

Order den Landeshauptleuten und Landschreibem den Auftrag, die 
Grenzen durch Umfrage bei den Umsassen und Begehung genau 
zu eruieren und dann den Spruch zu fällen, der, falls der Landes- 
lierr nicht ein bloßes fieferat anordnete und sich selbst die Ent^ 
Scheidung vorbehielt, rechtsverbindlich gleich einem Gerichtsurteile 
sein sollte. 

Das einzige Gebiet herzoglicher Jurisdiktion in Sachen des 
Klerus, das nie von der Kirche bestritten wurde, betraf die Rechts- 
verhältnisse, die auf der Immunität beruhten, also 
wesentlich vom Landesfürsten selbst konzediert waren : in Streitig- 
keiten wegen der Vogteien und der Immunitätsgerichtsbarkeiten 
wurde nie die ausschließliche Zuständigkeit der landesfürstlichen 
Gerichte bezweifelt: Erweisungen von Vogtfreiheit, Klagen der 
Klöster wegen ÜbergriflFen der Untervögte u. a., kamen meist vor 
dem Landesfürsten selbst, im Landtaiding, Hoftaiding oder Hof- 
Berichte zur Austragung. 1) Das gleiche war der Fall bei den 
zahlreichen Kampetenzabgrenzungen zwischen geistlichen 
Immunitätsherren und Landrichtern, sowie Eingriffen Dritter in 
das Immunitätsgebiet. 2) Klagen des Klerus, die aber auch un- 
-mittelbar dartun, wie sehr die Stimmung in den höheren Schichten 
der Bevölkerung gegen die geistlichen Immunitäten gerichtet war, 
namentlich seitdem die Zersplitterung der Landgerichte mit der 
allmählichen Verleihung des Blutbannes an zahlreiche Klöster^) 

zwischen Neuberg und St. Lamprecht, Or. Steiermark. Landesarchiv. — 
1340 Albrecht II. zwischen Admont und Gaming; Wichner „Admont" 3, 
275 f. — 1342 Neuberg und St. Lamprecht, Muchar 6, 295. — 1357 Hei- 
lingenkreuz und Augustiner von Baden, FRA. II./16, 232. etc. 

M Z. B. 1235 0. Ö. U.-B. 3, 34. — 1251 ebenda p. 178. — 1260 FRA. 
I1./39, 151 f. — 1267 ebenda p. 157. — 1263 Wichner „Admont" 2, 345. 
— 1264 Muchar 5, 307. — 1281 U.-B. v. St. Polten 1, 145. — 1334 FRA. 
II./IO, 249. — 1365 Lichnoswky 4, Nr. 683. — 1412 Stülz „Wilhering** 
p. 599 f. etc. 

2) z. B. 1269 FRA. 1I./39, 159 f. — 1280 0. ö. ü.-ß 3, 520. — 1283 
FRA. IL/11, 232. — 1288 0. Ö. U.-B. 4, 81. — 1290 FRA. II./16, 262 f. — 
13?7 FRA. II./39, 218. — 1333 0. Ö. U.-B. 6, 93 f. — 1342 FRA. II./39, 
231. — 1358 Ö. ö. U.-B. 7, 578. — 1375 (Stadt Wien und Schottenkloster) 
FRA. I[./I8, 360. — 1404 v. Krones „Beitr. z. K. steierm. Gesch.-qu." 30, 
116, Nr. 445. — 1406 Mon. Boica 4, 179 etc. 

8) Der Irüheste mir bekannte Fall für ein landsässiges Kloster betrifft 
Heiligenkreuz. Herzog Friedrich III. bestätigt ihm am 20./4. 1316 für 
genannte Güter, daß „iudex provincialis, quem abbas et fratres dicti mona- 
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immer mehr fortschritt. Seit Budolf IV. scheint sogar eine foim- 
liche Anzeigepflicht der Klöster bei Verletzung ihrer Rechte 
statuiert worden zu sein,*) — eine Mittelstufe also zwischen der 
ursprünglichen Freiheit des Verletzten, die Klage anzustrengen, 
und dem Einschreiten des Gerichtes von Amtswegen, das ja im 
späteren Mittelalter in Strafsachen häufiger wird. 2) 

Bei dieser allseitigen ürteilsberechtigung des landesfürstlichen 
Gerichtes war es endlich, sobald sich die Landesgewalt über die 
Temporalien überhaupt ein Aufsicbtsrecht vindizierte, begreiflich, 
wenn die Klöster und der Klerus selbst in prinzipiellen welt- 
lichen Fragen um Bechtsweisungen und oberstrichter- 
liche Normierungen von Gewohnheitsrechten sich an 
den Lande&herrn, nicht an das Synodalgericht wandten : so ist der 
von König Budolf bestätigte Spruch des Hoftaidings,^) die Vogtei 
über an Klöster gestiftete Güter falle nach dem Aussterben der 
Stifterfamilie an den Landesfürsten, so auch die unter Albrechts L 
Voröitz im Landtaiding getroffene Entscheidung, Prälaten und 
Pröpste dürfen ohne Zustimmung ihrer Konvente Besitzungen des 
Klosters nicht veräußern,^) zu erklären. 

Wir kommen zu jenen Materien, in denen die Kirchen- 
gewalt ohne Bücksicht auf den Stand der Parteien, 



stet'ii elegerintf qui hanno utitui\ mortis tantummodo exercendi iudicia in 
praefatis v Ulis et Omnibus monasteril praediis plenariam habeat potestatem^ (Ko- 
pie H.-H.-St.-A.) ; die Mandats vom selben Tage an den Richter von Eggen- 
burg, das Kloster an dem dem Herzog bewiesenen ius mortis itidicia exer- 
cendi nicht zu hindern, in den BL f. L.-k. N.-Ö. 35 (1901), p. 133, desgleichen 
an Heinrich v. Walsee und den Richter von Krems, Or. H.-H.-St.-A. S. 
ferner, die Verleihungen v. J. 1328 und 1331 für einzelne Güter Heiligen- 
kreuz' FRA. II./I6, 123 f. und 143 f. — 1331 für Garsten, 0. Ö. Ü.-B. 6, 
9 f. — 1346 für Gaming, 0. Ö. U.-B. 6^ 565 und Steyerer „Commentari pro 
higtoria Alberti IL", p. 54 f. — 1448 für Melk, Schwind-Dopsch p. 365 f. 
etc. cf. im allgemeinen Hasenöhrl „Österr. Landesrecht" p. l78 f. 

») 1363 für St. Florian „wid welcher probst uns daz versweigtet und es 
nicht an uns bringet, den suUen und wellen wir darumb pezzern**, 0. 0. U.-B. 8, 
146; ebenso 1372, ebenda p. 620. 

*) R. Schröder „Deutsche Rechtsgeschichte" 3. A. p. 758. 

8) Schwind-Dopsch p. 122. 

4) 1283 auf Anfrage des Klosters Aldersbach, Mon. Boica 5, 389. — 
Eine gleiche Entscheidung hatte schon 1262 Wernhard von Schaunberg in 
seinem Landgerichte auf Frage des Abtes von Wilhering gefällt; Stük 
„Wilhering" p. 531 f., Nr. 54. 
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also auch ohne Ausnahme über alle Laien, die ausschließliche 
Gerichtsbarkeit beanspruchte; unter den hierunter fallen- 
den Kriminalsachen zunächst das crimen haereticae 
pravitatis. H. Haupt i) betont die auffallende Erscheinung, daß 
Tom 12. bis 16. Jahrhunderte gerade der Süden Deutschlands 
stets am heftigsten von der Bewegung gegen das katholische 
Dogma und die katholische Hierarchie erzitterte ; Schwaben, Bayern 
und Österreich ist der eigenste Boden der Waldenser,^) eine un- 
unterbrochene ßeihe von Verfolgungen und Autodafes, zu denen 
entsprechend der Forderung der Kirche das Landesfürstentum zur 
Vollstreckung der Urteile des geistlichen Gerichts das brachium 
saeculare lieh, zieht sich seit Leopold IL, der als Ketzerrichter 
eine gewisse Berühmtheit hatte, hin. Wohl möglich, daß gerade 
unter den Herzögen, deren Verhältnis zur Kirche ein gespanntes 
war, vornehmlich Friedrich ü. und ßudolf IV., eine Ermattung 
der weltlichen Gewalt in der Verfolgung nicht zufällig eintrat ;ä) 
Otakar erwirbt sich wegen eifriger Förderung der Inquisition das 
Lob Alexanders IV., im Einverständnis mit Friedrich dem Schönen 
ernennt Bernhard von Passau 1308 — 1311 seine Inquisitoren, 
Albrecht IlL beruft selbst den mährischen Inquisitor Heinrich 
von Olmötz nach Österreich, der berüchtigte Cölestiner Petrus for- 
dert 1395 die österreichischen Landesfürsten zur Unterdrückung 
der Kirchenfeinde auf; Folge dessen die furchtbaren Strafgerichte 
von 1266, 1311, 1336 f. und namentlich der Neunzigerjahre in 
Steier, dem Mittelpunkte des österreichischen Waldensertums, so- 
wie das Ketzermundat der Herzöge Wilhelm und Albrecht IV. 
vom Mai 1397, das die Festnahme aller Häretiker und aller des 



») H. Haupt „Ein Beghardenprozeß in Eichstädt v. J. 1381" in 
„Zeitschr. f. Kirchengeschichte" 5, 487 ff. 

») S. fürs Folgende H. Haupt „Waldensertum und Inquisition im 
südwestlichen Deutschland" in „Deutsche Zeitschr. für Geschichtswissen- 
schaft" 1 und 3 ; derselbe „Husitische Propaganda in Deutschland" im „Hi- 
storischen Taschenbuch f. 1888" ; Präger „Beiträge z. Gesch. d. Waldenser" 
in den Abhandl. d. bayer. Akad. d. Wiss., histor. CL, 13: llwof „Die Wal- 
denser in Österreich" in der „Öst.-Ung. Revue" 12, 81 ff. und die ältere 
Arbeit von G. Frieß „Patarener, Begharden und Waldenser in Österreich" 
in „österr. Vierteljahrsschrift f. kathol. Theologie** 11. 

^) Genaueres bei J. Ficker „Die gesetzliche Einführung der Todes- 
strafe für Ketzerei", M. J. ö. G. 1, 179 ft*. 

D p s c h : Forschungen 1 . 8 
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Widerstandes gegen die Inquisition Verdächtigen befahl. All dies 
Beweise für die Ansicht, das Landesfürstentum habe sich in Öster- 
reich auf die Unterstützung der kirchlichen Autorität durch die 
weltliche Gewalt, die Vollstreckung der urteile jener beschränkt, i) 
In der Begel wohl ; aber bedeutet es nicht eine Gleichstellung der 
Kompetenz des geistlichen und weltlichen Gerichts zur Urteils- 
sprechung über Häresie, eine Zuweisung der ketzerischen Geist- 
lichen vor ersteres, der ketzerischen Laien vor letzteres, wenn 
Albrecht V. 1418 befiehlt, die von den Husiten Jn priester und 
in layen gestalf^ gesandten Boten zu fangen und zu ^antworten 
geistleichen oder weltleichen gerichJt, zudem sy denn nach irem 
wesen gehorent ;'^ ^) da doch auch das Wiener Stadtgericht direkt 
in die geistliche Sphäre mit selbständigem Verhöre und Glaubens- 
prüfung von Ketzern eingriflF, wie solche 1421 bekennen „da wir 
in der stat ze Wienn von unziemlicher red wegenj die wir getan 
haben für Russen und gelaubig redhalter des Wiklefen gelaubens 
verdacht und in venkchnuss gehalden und in dem glauben ver^ 
sucht sein^^) Doch liegt in diesen Fällen sicher nicht die Ab- 
sicht einer Beschränkung des geistlichen Gerichtes vor, es ist nur 
wieder ein Ausfluß der nunmehr schon stark betonten Pflicht des 
Landesfürsten, dem Glauben Schutz zu bieten, wie sie 1421 auch 
Albrecht V. veranlaßte, zur Bewahrung der Wiener Universität 
vor dem Husitismus für alle Augehörigen derselben die Ablegung 
eines Eides auf ihre Kechtgläubigkeit anzuordnen.*) 

Mit eigenen, teilweise beschränkenden Verordnungen griff die 
weltliche Gewalt gegenüber der Blasphemie und andern causae 
mixti fori^ bei denen nach der Forderung Gregors IX. die Staats- 
gewalt gleichfalls nur die Exekution des kirchlichen Spruches haben 
sollte,*^) ein. Die österreichischen Stadtrechte setzen wie viele 
ßeichsstädte^) für Gotteslästerung, ohne die Kirchengewalt 

•) S. V. Luschin „Gerichtswesen" p. 265 ; cf. Friedberg „De finium . . 
iudicio" p. 91. — S. auch die Aufforderung Klemens' V. an den Herzog 
von Österreich 1308, die Templer als verdächtig der Häresie zu fangen und 
den Ordinarien oder den Inquisitoren auszuliefern: Dudik A. ö. G. 15, 199, 
Beilage 1. 

2) V. Hormayr „Wien" 2, XCVII f. 

3) ebenda 2, XCV f. 

*) Haupt „Husitische Propaganda" a. a. 0. p. 245. 
6) cf. Hinschius „Kirchenrecht" V./l, 318. 
6) Friedberg a. a. 0. p. 94. 
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zu erwähnen, die weltliche Strafe (Ausreißen oder AbscHneiden 
der ZuDge) fest.^) Das Gleiche gilt vom Meineide;^) fQr das 
Verbrechen des Wuchers findet sich wenigstens im Wiener Stadt- 
rechtsbuche in dem speziellen Falle, daß der Besitzer eines unter 
dem pactum antichreticum verliehenen Pfandes dasselbe nach Ge- 
winn eines der Pfandsumme entsprechenden Nutzens aus dem Pfand- 
objekte zurückhält, die Zuständigkeit des geistlichen Gerichtes 
festgesetzt; 3) Rudolf IV., der auch sonst dem geistlichen Gerichte 
das Urteil in rein kirchlichen Sachen verboten zu haben scheint,^) 
suchte das kanonische Wucherverbot für sich zu umgehen, indem 
er in dem falschen Maius sich die Erlaubnis zur Haltung von 
publici usurarii^ also zur Erteilung des Wucherprivilegs an christ- 
liche Pfandleiher, statuierte. 5) — Bekanntlich wurde die kirchliche 
Gerichtsbarkeit (das Sendgericht des Pfarrers«) über das Verbrechen 
des Ehebruches, die in den älteren Stadtrecht^n ausschließlich 
anerkannt ist,') im Stadtrechte Albrechts II. für Wien v. J. 1340 
auf das Vergelien eines verheirateten Mannes mit einer ledigen 



i) Wien 1221, Tomaschek „Rechte und Freiheiten" 1, 12. Art. 15. — 
Wien 1244, ebenda p. 28, Art. 15. — Wien 1278, ebenda p. 47, Art. 39. — 
Wien 1340, ebenda p. 110, Art. 46. — Krems 1305 I., Strobl „Krems und 
Stein" Realschul-Prögr. Krems 1881, p. 50, Art, .38. — Kompilation des 
Wiener-Neustädter Stadtrechts v. J. 1276—77, Winter A. ö. G. 60, 217 f., 
Kap. 38. 

*) Wien 1221, Tomaschek 1, 12, Art. 14. — Wien 1244, ebenda p. 28, 
Art. 14. — Wien 1278, ebenda 47, Art. 38. — Wien 1340, ebenda p. 110, 
Art 48. — Krems 1305 I., Strobl a. a. 0. p. 50, § 37. — Parallelen für 
nichtösterreichische Städte s. bei Friedberg p. 96 f., Anm. 8. 

8) Edid. Schuster p. 131, Art. 146. 

4) S. Beschwerde des Prälaten von Herzogenburg za. v. J. 1366: et 
super aliquibus effectibus ad altius trihunal spectantibus se fernere necnon audacter 
intromittens qtutsi tantum super tnanifestis actibys et ad forum suum spectantibus 
directo iudicio renuit iudicare; Notizenblatt 1, 208. 

5) A. ö. G. 8, 113; § 14. cf. R. Schröder „Deutsche Rechtsgeschichte" 
3. Aufl. p. 588. — Durch Karls IV. Verbot wurde dies allerdings illu- 
sorisch; s. S. Steinherz „Karl IV. und die österr. Freiheitsbriefe" M. J. 
ö. G. 9, 72 und 77, Nr. 9. 

6) Hinschius a. a. 0. V./!, 435, Anm. 1. 

7) Wiener Handschrift des Stadtrechts v. J. 1221, Tomaschek 1, 14, 
Art. 28. — Wien 1244, ebenda p. 30, § 28. — Wien 1278 L, ebenda p. 49, 
§ 57. — Krems 1305 IL, Strobl a. a. 0. p. 61, § 37. — Wiener-Neustädter 
Stadtrechtskompilation v. J. 1276—77, A. ö. G. 60, 262 f.. Kap. 89. 

8* 
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Frau beschränkt, während das schwerere Vergehen eines ver- 
heirateten Mannes mit einer Ehefrau dem Stadtrichter zugewiesen 
wurde, der beide Teile durch Pfahlung zu bestrafen hat;i) aber 
auch die Verantwortung des Ehemannes, der seine ehebrecherische 
Frau und ihren Mitschuldigen tötete, sollte vor dem Stadtrichter 
erfolgen.^) Stuprum, dessen Bestrafung die Kirche gleichfalls 
allein beanspruchte, ») wird desgleichen zuerst in diesem Stadtrechte^ 
wenn es von einem Knechte wider Willen des Herrn mit der 
Tochter desselben erfolgte, mit weltlicher Strafe belegt.*) Endlich 
hat sich auch noch eine Konkurrenz des weltlichen Forums bei 
Verfälschung von Maß und Gewicht frühzeitig ausgebil- 
det, indem in den Städten die Bestrafung hiefQr den Stadtrichtern 
zugeteilt wurde, s) 

Was die Zivilsachen betrifft, in denen die Kirche sich 
alleinige Kompetenz vindizierte, so werden wir auf Testamente ß) 
und fromme Stiftungen, bezüglich derer das kirchliche Ge- 
richt namentlich durch das Interesse der Städte an Eiuschränkung^ 
der Güter der toten Hand alteriert wurde, noch zurückkommen» 
Die causae miserabilium personarum^ der Witwen, Waisen 
und Armen, wurden nicht allein durch Übertragung der Polizei- 
gewalt über die Bettler an den städtischen Sterzermeister, ') son- 

1) Tomaschek ], 115, § 73. cf. v. Luschin a. a. 0. p. 266, im all- 
gemeinen Friedberg p. 104 f. Wie H. Bennecke „Die Btrafrechtliche Lehre 
vom Ehebrüche in ihrer hist.-dogm. Beziehung" Marburg 1884 p. 135 f. 
nachweist, Jiegt hierin auch eine Aufgabe des altgermanischen Begrifi'ea 
des Ehebruches (Beischlaf mit einer fremden Ehefrau) zugunsten des 
kanonischen Rechts, das als Ehebruch das Vergehen des Verheirateten, oh 
Mann oder Frau, mit einem andern als seinem Ehegatten und das des Un- 
verheirateten mit einem fremden Ehegatten auffaßt. 

«) Tomaschek I, 115. § 73. cf. Hinschius a. a. 0. V./l, 315 f. 

3) Hinschius p. 316 f. 

4) Wien 1340, Tomaschek 1, 108, Art. 31. 

ö) Wien 1221, ebenda p. 13. § 26. — Wien 1278 L, ebenda p. 49,. 
§ 55. — Wien 1278 IL, p. 56, § 32. — Krems 1305 1 , Strobl p. 52, § 54. 
— cf. Hinschius V./l, 323 und G. Küntzel „Verwaltung des Maß- und Ge> 
wichtswesens in Deutschland während d. M.-A.** in Schmoller 's „For- 
schungen** XIIL, 2. Heft, p. 86 ff. über das Zurücktreten der Sendgerichte 
seit dem 13. Jahrhunderte. 

c) Eine Entscheidung Herzog Ottos in einem Testamentsstreite v. J.. 
1331, s. z. B. Qu, z. G. Wiens II./L Nr. 136. 

') v. Luschin p. 233 und 266 und E. Werunsky „Österr. Reichs- und 
Rechtsgeschichte** p. 212. 



Digitized by VjOOQIC 



— 117 — 

dem Weit mehr noch durch erb- und yermögensrechtliclie Bestioi- 
mungen in den Stadtrechten rlicksichtlich der Witwen, i) sowie 
durch Ausübung des Schutzes der Witwen durch die Stadtbehor« 
den^) dem geistlichen Forum teilweise entzogen; das steiermär- 
kische Landrecht aus der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
weist ausdrücklich Witwen, Waisen unter zwölf Jahren, ebenso 
wie Kleriker an, mit einem Vorsprech vor dem weltlichen Ge- 
richte Recht zu suchen und zu geben. 9) Dasselbe Bechtsbuch läßt 
aber die Entscheidung über uneheliche Geburt und 
Legitimität der Kinder „den Pfaffen".*) Von zivilen 
Eheangelegenheiten wurden die causae dotis — das beweisen 
die Klagen der Konzilien &) — häufig vor die staatlichen Gerichts- 
behörden gezogen; ein direkter verordnungsmäßiger Eingriff in 
die kirchliche Judikatur ist es, wenn die Stadtrechte seit dem 
Wiener Rudolfinum v. J. 1278 falschlich erhobene Klagen wegen 
Bruches des Eheversprechens vor das Stadtgericht verweisen, ß) Für 
die dem geistlichen Rechte auf Stadtgebiet noch reservierten Fälle 
setzte schon das Wiener Recht v. J. 1221 die Zeugenpflicht der 
Genannten und die Berechtigung des Stadtrichters^ dieselben even- 
tuell zur Erfüllung dieser Pflicht zu zwingen, fjpst.^) 

Es hängt wohl mit der frühzeitigen Radizierung der kirch- 
lichen Zehnten auf Grund und Boden, dem Übergange zahlreicher 

*) Wien 1221, Tomaschek 1, 12, § 18. — Wien 1244, ebenda p. 29, 
§ 18. — Wien 1278 1., ebenda p. 48, § 45. — Wien 1278 IL, p. 55, § 25. 

— Wien 1296, p. 74, § 33. — Wien 1340, p. 111, § 52. — Krems 1305 L, 
Strobl p. 50, § 44; II., ebenda p. 59, § 30. 

£) Wien 1278 I., Tomaschek 1, 48, § 46. 

») „Steiermärkisclies Landesrecht", her. von F. Bischoff, Graz 18Z6, 
p. 91, Art. 35. 

*) Ebenda p. 171, Art. 243. 

*) Klage des Propstes von St. Andrä auf dem Salzburger Konzile v. J. 
1456, Dahlham „Concilia Salisburg" p. 233.; cf. Luschin p. 265, Anm. 491. 

— Concil. Salisburg. 1490, Dahlham p. 254 und 263. — Concil. Frising. 
1440, Meichelbeck „Historia Frising." IL/2, 253 ff. cf. Friedberg a. a. 0. 
p. 120 f 

«) Wien 1278 L, Tomaschek 1, 55, § 26. — Wien 1296, ebenda p. 73, 
§ 26. — Krems 1305 IL, Strobl p. 58, § 24. 

») Wien 1221, Tomaschek 1, 12, § 17. — Wien 1278 L, ebenda p. 48, 
§ 44. — Wien I3i0, ebenda p. 110, § 50; cf. H. M. Schuster in „Geschichte 
der Stadt Wien" 1, 361. — Krems 1305 L, Strobl p. 50, § 43. — Wiener- 
Neustädter Kompilation, Winter A. ö. G. 60, 250, Kap. 73. 
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Zehuten durch Belehnuug, Verpfändung u. a. in Laienhände zu- 
sammen, wenn, wie im ganzen Reiche, in Lübeck wie in Bayern, i) 
auch in den altösterreichischen Erblanden die geistliche Juris- 
diktion in Zehntsachen vielfache Eingriffe der weltlichen 
Gewalt erlitt. Der Übergang zu einer konkurrierenden weltlichen 
Gerichtsbarkeit bietet wieder dasselbe Bild, das wir schon mehr- 
mals beobachten konnten: in der Babenbergerzeit die Erschei- 
nung, daß der Erzbischof von Salzburg und der Herzog gemein- 
sam Zehntstreitigkeiten — meist auf friedlichem Wege — bei- 
legen, 2) und unter Otakar erweist zum erstenmale vor dem Land- 
taiding eine kirchliche Korporation ihr Recht auf Zehnten. 3) Auch 
hier wieder die Klöster selbst, die ihrerseits zuerst wegen Zehnt- 
gachen vor dem landesfiirstlichen Gerichte klagen und so selbst 
das kirchliche Gesetz verletzen;*) so schwankend war schon 1272 
die Rechtsanschauung in dieser Frage der Kompetenz, daß vor 
dem Landrichter, Marschall und Landschreiber in Steier, nicht vor 
dem Synodalgerichte, die Weisung erteilt werden mußte, jeder 
Bischof könne alle Zehntstreitigkeiten seines Sprengeis selbst 
richten! 5) Tatsächlich gibt seit Otakar das Landesfiirstentum den 
Anspruch auf ein^ konkurrierende Jurisdiktion in Zehntangelegen- 
heiten, vorausgesetzt, daß sie freiwillig vor sein Gericht ge- 
bracht werden, nicht mehr auf,^) da eben die geistlichen Institute 
so vielfach, statt ihre Gewalt- und Entwährungsklagen wegen 
Zehnten vor den Diözesan zu bringen, die Entscheidimg durch 
landesfürstliche Delegierte') oder die ordentlichen Gerichte vor- 



*) cf. Friedberg a. a. 0. p. 129 f., Anni. 2 und 3, sowie für Bayera 
Rosenthal „Geschichte des Gerichtswesens und der Verwaltungsorganisation 
Baierns" p. 39. 

*) 1213 laden beide die streitenden Parteien (Admont und einen Edeln 
von Mureck) vor sich und bewegen sie zum Kompromiß ; v. Zahn „Steierm. 
U.-B." 2, 186. — Ebenso 1231, ebenda p. 385. — 1240 bestätigen beide ge- 
meinsam den Vergleich zwischen dem Bischöfe von Seckau und einem 
Stubenberger, ebenda p. 494 f. 

3) 1259 das Kapitel von Passau, Mon. Boica 29./2, 133 f. 

*) 1265 und 1269 Admont, Wichner „Admont" 2, 351 und 359. 

5) V. Krones „Verfassung und Verwaltung Steiera" 1, Anh. Nr. 131. 

^) s. z. B. 1280, FRA. II./33, 105. 

7) Z. B. 1^38 0. Ö. U.-B. 6, 279 f. — 1347, A. ö. G. 9, 330. 
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zogen. 1) Man sieht, in allen Punkten wieder die gleiche Ent- 
wicklung; auch, -so viel wir sehen, die ersten Zehntklagen, die 
zwischen zwei geistlichen Gegnern vor dem weltlichen Forum aus- 
getragen wurden, kamen durch freiwilliges Anbringen derselben 
dahin; 2) noch Leopold IV. und Friedrich von Tirol, die gewiß 
energisch die landesfürstlichen Kechte vertraten, wahrten die Zu- 
ständigkeit der kirchlichen Behörden für Zehntsachen, und wieder 
dringt erst mit König Friedrich IV. die Landesgewalt mit Bewußt- 
sein ihrerseits ohne freiwillige Anbringung einer Klage seitens 
einer Partei gegen die kirchliche Zehntenjurisdiktion vor : er ladet 
nicht allein auf die Klage von St. Paul den Propst von St. Andrä 
im Lavanttale wegen eines Zehntkonfliktes vor sich, 3) so daß letz- 
terer sich an den Salzburger Offizial wegen der Zitation vor das 
y, forum vetitum'^ wenden muß*) und das erzbischöfliche Gericht 
den Abt exkommuniziert ;ö) er gebietet sogar seinem Pfleger zu 
Gösting, dem Bischöfe von Freising und dem Abte von Admont 
einen Vergleichstag zu setzen oder den Zehntstreit vor ihn und 
den Landeshauptmann zu bringen,**) er verbietet endlich — so klagt 

») Hoftaiding: 1346 (Melk Kläger), Qu. z. G. Wiens Il./l Nr. 3G3. 
— 1350 FRA. 11./51, 452. — 1351 (ööttweig Kläger), ebenda p. 460. — 
1356 (Gröttweig Kläger), ebenda p. 491. — 1357(St. Polten und Sfc. Florian 
Kläger), U.-B. von Sfc. Polten 1, 475. - 1372 (Waldliausen Kläger), 0. Ö. 
U.-B. 8, 592 f. — Herzogliches Hofgericht: 1359 (Stift und Stadt 
Klosterneuburg) FRA. H./IO, 390 f. - 1362 (St. Polten und St. Florian 
Kläger ; Rudolf zieht zur Entscheidung „Juristen und geistlich rechtmeister*^ 
zu). U.-B. V. St. Polten 1, 551 f. — 1497 (Herzogenburg Kläger), Faigl 
„U.-B. V. Herzogenburg" p. 362 f. 

'") Herzogen bürg und Säusenstein 1401 vor dem land marschallischen 
Gerichte, Faigl a. a. 0. p. 358. — 1388 wird der Propst von St. Stephan 
in Wien von der Exkommunikation und das Kapitel von der Suspension 
absolviert, in die sie verfallen, da sie das Kloster Admont wegen Verwei- 
gerung der von Rudolf IV. dem letzteren oktroyierten Käselieferung „vor 
ein verbotenes Forum gezogen und die an den heiligen Stuhl eingelegte 
Appellation mißachtet hatt-»n" ; Qu. z. G. Wiens L/4 Nr. 3597. — Eine ganz 
analoge Streitigkeit des Kapitels mit Kremsmünster entscheidet 1413 Al- 
brecht wieder im Hofgerichte! Ebenda Nr. 3691. 

3) 1438, Chmel „Materialien" I /l, 31, Nr. 207; s. auch Lichnowsky 5, 
Nr. 4150, 4208. 

<) 1440, Chmel „Geschichte Friedrichs IV." 1, 625. 

ß) cf. B. SchroU „Kurze Geschichte des Benediktiner-Stiftes St. Paul** 
„Carinthia" 1876, p. 99. 

<*) Wichner „Admont" 3, 457. 
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jener Propst von St. Andrä 1456 auf dem Salzburger Konzil — <,^) 
daß Kleriker Laien wegen Zehnten vors kirchliche Forum ziehen. 

Hand in Hand mit dieser Entwicklung einer landesherrlichen 
Jurisdiktion in Zehntsacheu geht die Ausbildung eiu es herzoglichen 
Aufsichtsrechtes über das kirchliche Zehntwesen überhaupt: An- 
weisungen des Herzogs an die Klosterholden zur ZehnÜeistung 
an die Kloster,^) zahlreiche Schutzbriefe in Zehntangelegenheiten 3) 
u. ä. machen dies unzweifelhaft. 

Wenn auch die Fortschritte der landesfürstlichen Qerichts- 
gewalt inPatronatssachen schwächer sind als in Zehntfragen, 
so läßt sich doch von einer «regelmäßigen Entscheidung des Fa- 
tronatsstreites vor dem kirchlichen Forum**) wenigstens für die 
mit Otakar beginnende Epoche der Landesherrlichkeit nicht mehr 
sprechen. Es ist doch sehr charakteristisch für Otakars allseitige 
Förderung der herzoglichen Qerichtshoheit, daß unter ihm an- 
scheinend zuerst, zwar nicht das ordentliche Gericht, das noch 
nicht hiefür kompetent war, wohl aber, wie so häufig, in seinem 
Auftrage delegierte Richter Fatronatsstreitigkeiten zwischen Laien 
entscheiden ;S) selbst der Bischof von Passau muß vor auditores 
ad hoc specialiter deptUati des Königs sein Kollationsrecht einer 
Kirche erweisen. ß) Albrecht 1. emanzipierte sich in einem ihn 
selbst betreflfenden Falle vom Gerichte des Diözesans und setzte 
eine gemischte Kommission, bestehend aus einem Kleriker und 
einem Laien, ein.^) Kam eine Fatronatsklage vors landesfürst- 

*) Dahlham „Concilia Salisburg.« p. 234; cf. v. Luschin „Gerichts- 
wesen" p. 267. 

«) Z. B, 1404, V. Krones „Beitr. z. K. steierm. G.-qu.« 30, 115, Nr. 440. 

— 1407 Keiblinger „Melk« II./l, 482. — 1424, ebenda 1, 502. etc. 

8) Z. B. 1388, Lichnowsky 4, Nr. 2120. — 1410, Muchar „Geschichte 
Steiermark^" 7, 112. — 1437, v. Wretschko „Marschallamt« Anhang IV, 
Nr. 34. etc. 

*) So L. Wahrmund „Kirchenpatronatsrecht in Österreich" J, 74 f. 

ö) 1259, FRA. II./1, 47 f.; cf. A. Bopsch „österr. Landesrecht" p. 80. 

— Es ist schon fast überflüssig zu bemerken, daß sich auch in Fatronats- 
streitigkeiten gemeinsame Besiegiungen des Erzbischofes und des Her- 
zogs (z. B. 1204 „Steierm. Ü.-B." 2, J12) und Bestätigungen des Landes- 
fürsten über derartige schiedsrichterliche Entscheidungen (z. B. 1232, 
ebenda 2, 394) in der Babenbergerzeit finden. 

«) 1270, Mon. Boica 29./2, 495 f. 

^) 1293 in seinem Patronatsstreite mit Waldhausen, 0. Ö. Ü.-B. 4, 
188 f. 
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liehe Geriebt, — wenn eine Partei geistlieh war, seheint dies erst 
seit Albrecht IL ab und zu geschehen zu sein, — so erfolgte die 
Entscheidung anscheinend stets anter Vorsitz des Herzogs selbst^) 
In solchen Fällen mußte sich notwendig auch ein Übergriff ins 
innerste kirchliche Gebiet ergeben, wenn im Zusammenhange mit 
dem Patronatsrechte das Urteil auch die Abhaltung von ewigen 
Messen, die Pfründe des Priesters, Abgrenzung der Seelsorgerechte 
u. a. berührte.2) Eine feste Ausbildung des weltlichen Forums 
als .konkurrierender Behörde für Patronatssachen hat sich jedoch 
in der hier betrachteten Periode noch nicht ergeben, s) wie denn 
auch die Konzilien des späteren Mittelalters, so sehr sie die Miß- 
bräuche der Patrone verdammen, diesen Punkt nicht tangieren. 



Gewissermaßen die Kulmination der Bestrebungen, den exemten 
Gerichtsstand der Kleriker wenigstens in weltlichen Dingen zu be- 
seitigen, bildet die Tendenz des Landesfürstentums, die Kirchen- 
obern selbst, die Bischöfe, zu zwingen, vor dem lande s fürs t- 
lichen Gerichte Eecht zu suchen und sich auf Klagen zu ver- 
antworten. Dabei kombiniert sich das Vordringen gegen den 
kanonischen Gerichtsstand, der ja für die Bischöfe der Metropolitan, 
für den letzteren die römische Kurie war, mit dem gegen das 
königliche Hofgericht, dem die meisten als Beichsfürsten unter- 
standen. 

Wieder müssen wir auf Otakar als Inaugurator zurückgreifen : 
bereits ist unter ihm der Gerichtsstand der jüugerenSu f f r a g a n e 
Salzburgs, vornehmlich Seckaus, konstant der vor weltlichem, 
herzoglichem, Gerichte in weltlichen Angelegenheiten: im steier- 
märkischen Landtaiding wird 1268 die Bechis Weisung gegeben, 
daß die vom Erzbischofe Ulrich geschehenen widerrechtlichen Ver- 
äußerungen von Gütern des Bistums Seckau ungiltig seien, ^) der 



>) Z. B. 1337 (Hoftaiding) FRA. 1I./51, 369. — 1416 (herzogl. Hof- 
gericht), v. Wretscliko ^Marschallamt**, Anh. IV., Nr. 26. — 1416 (herzogl. 
Hofjgericht), ebenda Nr. 27 ff. 

<) S. z. B. die Entscheidung zwischen Stift und Stadt Klosterneuburg 
V. J. 13i4, FRA. II./10, 301 f. 

«) S. die zahlreichen Urteile geistlicher Gerichte bei Wahrinnnd a. a. 0. 

*) 1268, V. Krofles „Verf. u. Verw. Steiers« J, 545, Nr. 96. 
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Bischof erscheint selbst im Landtaiding, ohne Widerspruch zu er- 
heben, als Kläger wie als Geklagter;^) das frühzeitige Eintreten 
des Seckauers in den Herrenstand konnte dies nur befordern. Sein 
stillschweigender Verzicht auf die immunitas personalis wurde wie 
gewöhnlich dadurch gelohnt, daß ihm als Geklagtem der persön- 
liche Gerichtsstand vor dem Herzoge oder von diesem delegierten 
Eichtern, als Kläger in der Landschranne die Stellvertretung durch 
einen Anwalt gewährt wurde ;2) ähnlich später Gurk.^) 

. Ich habe bereits einmal betont, wie das offizielle Zugeständnis 
der auswärtigen Kirchenfürsten, namentlich des Passauers 
und Salzburgers, sie unterstünden der Gerichtsbarkeit des 
Landesfürsten bei Streitfallen mit dessen Untertanen, nicht 
allein einem Verzicht auf das Privilegium fori, sondern auch einen 
bedeutenden Schritt zur Anerkennung der Landsässigkeit ihrer En- 
klaven involviert. So gefestigt dieser weltliche Gerichtsstand des 
Passauers und Freisingers, ja des Salzburgers selbst, unter der 
machtvollen Regierung Otakars geschienen hatte,*) nach seinem 



') Schoa 1245 zieht ihn der Landschreiber der Steiermark zur Ver- 
antwortung, v. Zahn „Steierm. U.-B.** 2, 555. — Z. B. 1294 der Bischof 
als Kläger, v. Krones „Beitr. z. K. steierm, G.-qu." 30, 27, Nr. 50. etc. 

') 1399, V. Krones „Beiträge- p. .106, Nr. 396. 

3) 1460, Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 22, 45. — - Eine Vorladung des Gur- 
kers vor 's Hoftaiding v. J. 1387 s. Lichnowsky 4. Nr. 2114. — Am 5./8 
1440 gebietet Friedrich IV. auf eine Klage des Propstes von Gurk hin dem 
Bischöfe, Bedrückungen der Leute und Güter des Propstes durch die bi- 
schöflichen Beamten nicht zuzulassen, und erklärt, er wolle Bischof und 
Propät in Graz verhören und zwischen ihnen entscheiden (Kopie, Archiv 
d.. Kärntüer Gesch. -Ver. in Klagenfurt) ; ein weiterer Beweis für die be- 
sprochene Verwaltungsgerichtspflege gegenüber den bischöflichen Ver- 
waltungsorganen. 

•*) Der Passauer und Freisinger bringen bereits unter Otakar 
Klagen vor dem Landesfürsten, Freising soger vor den obern Landrichtern 
an (1252 0. Ö. Ü.-B 3. 192. — 1256 FR A. II./31, 191 f. - 1280 0. Ö. U.-B. 
3, 514); Otakar wendet sein Belegationssystem gegen den Freisinger aber 
selbst bei Streitigkeiten, wo der Bischof keine Klage erhoben, an (1266 
FRA. II./31, 282 f. — 1267, ebenda p. 288 f. — 1269, 1270, ebenda p. 301, 
312. - cf. Hasenöhrl „Landesrecht" p. 168 f. und Dopsch „Landrecht** 
p. 70 f. : ferner S. Adler „Zur Rechtsgeschichte des adeligen Grundbesitzes 
in Österreich** p. 29 f. und v. Zahn in M. A. Beckers „Hernstein** III./2, 
441 f über den Streit des Freisingers mit Euphemia von Pottendorf) 5 
Rechtserweisungen beider Bischöfe wegen liegender Güter oder Vogteien 
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Sturze erhob der Episkopat, die veränderte Situation und die Zwangs- 
lage König Eudolfs ausnützend, energisch wieder die alte For- 
derung nach aus&chließlich geistlichem Gerichtsstande, und tat- 
sächlich scheint Rudolf unter den andern Compensationen für die 
Belehnung seiner Söhne auch die Zusicherung gegeben zu haben, 
der Klerus dürfe vor weltlichem Gerichte nicht geklagt werden; 
es kann sich nur um letztere Konzession gehandelt haben, da ja 
in der Praxis das Eecht des weltlichen Gerichtes, über Klagen de» 
Klerus gegen Laien zu richten, nicht mehr bestritten wurde. i) Ein 
Konflikt des Bischofs von Freising mit einem Kremser Bürger 
gab den Anstoß: der Bischof hatt« denselben vor dem Land- 
taiding wegen liegenden Gutes geklagt ;*) als aber auch der Bürger 
eine Gegenklage wegen rückständiger Zahlung einbrachte und der 
Landrichter den Bischof Konrad zum nächsten Gerichtstage vor 
den König lud, beschwerte sich dieser bei seinem Metropolitan, 
und Erzbischof Friedrich rief dem Könige sein Versprechen ins 
Gedächtnis mit dem Verlangen, er solle den Klerus nicht vors 
weltliche Gericht ziehen lassen, da jeder Kläger vor ihm sein 
Recht finde. 3) Die Bedeutung dieses Falles geht über die eines 
einfachen Kompetenzkonfliktes des kirchlichen und staatlichen 
Forums hinaus: es ist der letzte energische Widerstand, den die 



finden gleichfalls vor dem Landesfürsten oder seinen Delegierten, nament- 
lich dem Landschreiber, der auch die Besitzeinweisung zu vollziehen hat 
(Belege bei Dops^h M. J. ö. G. 18, 270, 28 >, 283), statt (1270, Passau, Mon. 
Boica 29./2, 495 f. — 1253, Freising, FRA. II./31, 164 f. - 1267, freising 
FRA. 11./3I, 287 f.). — Vorladungen des Erzbischofs von Salzburg in 
ßesitzstreitigkeiten mit herzoglichen Untertanen treten gleichfalls vereinzelt 
wenigstens schon unter Otakar und Albrecht I. auf. (Z. B. ] 265, v. Krones „Verf. 
UQd Verw. Sbeiers" l, Anh. Nr. ül. — 1286, Wichncr „Admont" 2, 419» 
cf. Dopsch p. 306. cf. auch Redlich Reg. Imp. Vl/I, Nr. 1084, 1125, 1241.) 

*) Der Erzbischof erinnert Rudolf (s. Anm. 3) au processum nosirum 
cwam vestra celsitudine nuper Viennae habitum super cleri libertate a vestris 
predecessoribus iradita et cmfirmata. 

i) 1277, FRA. 11/31, 363. 

s) FRA. II./31, 363 f., Redlich Reg. Imp. II./l Nr. 804. — ^aUencius 
exorantes, quatentis vestra non patiatur magestas regalis, quod contra ecclesiastice 
Jibertatis Privilegium, sicut prediximus, iam dudum obtentum prelibatus dominus 
episcopus et alii stii cottfratres cum eorum clero trahantur ad iudicium seculare, 
maxime cum iidem oint parati respondere coram nobis et nos simus etiam pa- 
rati cuillbet querelcmtl de ipsis facere iusticie complementum. 
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flalzburgischen Sufiragane als einzelne kirchliche Funktionäre gegen 
die Verletzung ihres kanonischen Gerichtsstandes durch das öster- 
reichische Landesförstentum erheben. Denn nicht genug, daß jener 
Bischof Konrad wenige Wochen später einen Prokurator ^agendi 
et defendendi'^ ernennt i) und der Streit trotz seines Protestes 
nicht vor dem Metropolitan, sondern durch Vermittlung des 
Königs zur Austragung kommt, ^) schon 1312 gibt Bischof Gott- 
fried von Freising das kanonische Privileg tatsächlich auf, indem 
er einen ständigen Sachwalter zu seiner und seines Gotteshauses 
Vertretung vor Herzog Friedrichs Landtaidingen, Hoftaidiugen und 
anderen Gerichten fdr alle Klagen und Verantwortungen um Gut 
und Leute bestellt. ») Seitdem blieb die Zuständigkeit der landes- 
fQrstlichen Gerichte über den Freisinger unbestritten,^) und nur 
für die bischöflichen Gebiete in Krain und der windischen Mark 
verleiht 1397 Herzog Wilhelm dem Bischöfe die Gnade, daß Nie- 
mand ihn oder seine Untertanen wegen Sachen, die ihn und seine 
Herrschaft angehen, vor die Schranne nach Laibach laden solle, 
außer mit Willen des Bischofs selbst. 0) Ebenso wenig vermochte 
der Bischof von Passau seinen kanonischen Gerichtsstand aufrecht 
zu erhalten; während der Freisinger wenigstens durch Stellung 
eines Prokurators daa> kanonische Verbot zu umgehen suchte, mußte 
er schon 1346 als Vergünstigung Albrechts 11. annehmen, daß alle 
Klagen gegen ihn um unbewegliches und bewegliches Gut, wie um 
Schuld, nur vor dem Herzoge selbst oder von diesem abgeordneten 
Richtern angebracht werden sollten*/) so parallel verlief dieser 
ganze Prozeß in Bayern, daß König Ludwig 1343 das persönliche 



•) Ebenda p. 367 f. 

2) Ebenda p. 372, 

f^ FRA. 11/35, 65, Nr. 489. — - 1322 ernennt auch der Dechant und 
das Kapitel einen Prokurator agendi, deffendendi, litetn contestandi, interlocu- 
toriam am lociUorias ac diffinitivam sententiam aiMliendi coram quocumque 
iudice ecclesiastico vel civili*^; ebenda p. 127. 

*) Z B. 1335 und 1338 (Hoftaiding) FRA. II./35, 244 und 267 f. u. ö. 
— 1442 (Landschranne), Wichner „Admont** 3, 457. etc. 

s) Meichelbeck „Historia Frising.** II. /2, 212. 

6) Mon. Boica 28./2, 433. — Erneuerungen von 13S7, ebenda 30./2, 
279. — 1372, ebenda p. 302. — 1471, ebenda 31./2, 513. — Der Passauer 
vor dem Landesfürsten z. B. 1352, 0. Ö, U.-B. 7, 281 f. — 1446, Notizen- 
blatt 1, 256 reg. und 4, 110 f. 



Digitized by VjOOQIC 



— 125 — 

Erscheinen des Passaaers auf Streitigkeiten um Qrund und Boden 
beschranken konnte. *) 

In den Versuchen, den Metropolitan selbst, den Erzbischof 
von Salzburg, in Prozessen mit herzoglichen Landesinsassen zum 
Erscheinen vor den Landschrannen zu zwingen, jßndet die letzte 
Episode in der Ausbreitung der . landesherrlichen Gerichtsbarkeit 
über den Klerus ihren Ausdruck ; sie setzen erst ein, als die Diözesane 
sich schon sämtlich unterworfen hatten : da laden Ernst, Eriedrich 
von Tirol und Friedrich IV. wiederholt den Erzbischof vor, der nie 
erscheint;^) da verbietet Kaiser Sigmund selbst auf des Salzburgera 
Klage, man lade ihn trotz seiner Bereitwilligkeit, sich wegen lie- 
genden und fahrenden Quts und anderen weltlichen Sachen vor 
seinen Bäten oder dem Kaiser zu verantworten, in eigener Person 
vor die Landschranne und weise bei Nichterscheinen sein Besitztum 
den Anklägern zu, jede Zitation des Metropoliten : wolle er sich um 
Grund und Boden in den Landschrannen verantworten, so solle er 
dies durch einen Anwalt tuo.^) Und dieser letzte große persön- 
liche Kampf der obersten Träger der geistlichen und weltlichen 
Untergewalt endet mit dem Siege der Landesgewalt, trotz des Ein- 
schreitens der Kurie selbst,*) da der Erzbischof wie 1427,*) so 
1458*) selbst die Befreiung vom persönlichen Erscheinen, die bloße 



>) MoD. Boica 30.|2, 177. — Ähnlich Herzog Heinrich 1406 fürs Passauer 
Kapitel, ebenda 31./2, 64. 

«) 1421, 1422, Muchar „Gesch. Steiermarks" 7, 229 undChmel „Gesch. 
Friedrichs IV." 1, 26 f. — 1425, Chmel ebenda 1, 517 ft. — S. Beschwerden 
Salzburgs gegen Ernst v. J. 1423, ebenda p. 459; cf. F. M. Mayer „Ab- 
dankung Erzb. Beruh, v. Salzb.", A. ö. G. 55, 172 f. 

• «) Chmel a. a. 0. 1, 296, Altmann „Reg. Sigmunds" Nr. 11904 ff. — 
1446 weigert sich der Vertreter des Erzbischofs einem Schiedsgerichte 
zwischen seinem Herrn und den Apfaltrern Rede zu stehen, da man jenen 
als Reichsfürsten vor den König hätte laden sollen, wo ihm das Recht 
stets oö'en stehe; Notizenblatt 3, 328. 

*j S. am Schlüsse dieses Kapitels. 

5) Chmel a. a. 0. 1, 29 f.; s. ferner Lichnowsky 5, Nr. 3725. 

6) Juvavia p. 391 ; Chmel „Regesten Friedrichs III.** Nr. 3639. — 
Gegen diese Verpflichtung des persönlichen Erscheinens war der 
Hauptwiderstand gerichtet: 1444 erklärt Erzbischof Friedrich, erst in letzter 
Zeit — früher nie — werde der Erzbischof persönlich vorgeladen, obwohl 
„doch der von Salzburg willig ist, sich durch sein viczdotn und anweld 
in den landschrannen zu verantworten umb sach, dye des gotshaus Salz- 
burg grünt und poden bef*uren in demselben land gelegen, und das auch ein 
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Tertretimg durch einen Anwalt, mit schweren Konzessionen erkaufen 
muß. Damit hatte das Landesfdrstentum die letzten beengenden 
Schranken der immunitas personalis, soweit sie dem Staatsinteresse 
hinderlich waren, hinweggeräumt. 

Ein Produkt erst jener Erhöhung der Pflichten und Rechte 
des Staates im spätem Mittelalter ist der Beginn einer staat- 
lichen Kontrole über die Anwendung kirchlicher 
Strafmittel, die auftretende Erkenntnis, daß vornehmlich die 
Exkommunikation wegen ihrer bürgerlichen Folgen staatlicher 
Prüfung unterworfen, ein Rekurs an den Landesfürsten gegen un- 
rechtmäßige Yerhängung statthaft sei. Hatte schon Albrecht I. 
seine Person vor jeder Exkommunikation durch Abgesandte der 
Kurie auf fünf Jahre durch päpstliches Indult geschützt, i) die 
Kleriker, die das über sein Gebiet verhängte Interdikt nicht brechen 
wollten, ihrer Beuefizien beraubt^), und war eine solche auch über 
die andern Landesfürsten Österreichs trotz aller EiugrifFe in die 
Freiheit der Kirche nur äußerst selten, so über Albrecht III. und 
Ernst, verhängt worden, so tritt nunmehr Kaiser Friedrich III. 
auch zum Schutze seiner Untertanen in gleicher Richtung auf. Wie 
andere Laudesfürsten ihren Behörden die Prüfung geistlicher Straf- 
sentenzen anordneten, 3) so gebietet auch Friedrich, geistliche 
Ladungen in weltlichen Sachen „abzuthun^^^) und fordert beispiels- 
weise auch die Aufhebung der Exkommuuikation des Abtes von 
St. Paul vom Metropolitan;^) so ordnet er den Offizialen die Ab- 
solution von exkommunizierten in Staatsgeschäften Abwesenden 

viczedom sein und seines gotsJiaus notdurft in den landschrannen zu recht auch 
färb ringen muge^ als dann von alter herkamen ist."- Chmsl „Habsburg. 
Excurse", Sitz.-ber. d. Wr. Akad. 8, 72 f. 

•) 1290, Kaltenbrunnner „Mitt. a. d. Vatikan. Arch." 1, 379, Nr. 371. 
Schon am 23 /8. 1289 knüpft übrigens Nikolaus V. die Verhängung von 
Bann und Interdikt durch den Erzbischof von Salzburg über die terra und 
Mniversitas ducatus Austrie et Stirie an sein Spezialmandat (Or. H.-H. St.-A.), 
und Albrecht fordert 1297 die Aufhebung und appelliert gegen den Me- 
tropolitan nach Rom; Lichnowsky 2. B. Nr. 6 und Nr. 63. 

'^) Kaltenbrunner a. a. 0. p. 478 ff., Nr. 476 (Zitation nach Rom 1297.) 

3) cf. Friedberg „Grenzen von Staat und Kirche" 1, 61 f. E. Eichmann 
„Der Recursus ab abusu" in Gierke*s „Untersuchungen** 66. Heft konnte 
leider nicht mehr benützt werden. 

4) Ebenda p. 112. 

*) 1440, B. SchroU „Kurze Geschichte von St. Paul** „Carinthia** 
1876, p. 99. 
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an^j und befiehlt dem Bischöfe von Passau, er solle den Pfarrer von 
Enns die Stadt wegen eines Zehentstreites nicht „mit dem sacra- 
ment und andern pfarrliche^i rechten phrengen^^ und durch Ent- 
ziehung derselben beschweren lassen ; wolle derselbe das Interdikt 
nicht aufheben, so habe er, der Kaiser, einer Kommission, darunter 
dem Passauer Offizial, seinem Obristkämmerer und Hubmeister, 
sowie ,^andern unsern Doctores unserer Juristenschul zu Wienn^^ 
Verhör und Entscheidung der Sache befohlen. 2) Gleicherweise 
fordert auch Maximilian I. die Aufhebung der Suspension und Ex- 
kommunikation des Abtes von Göttweig und seiner Leute durch 
den Passauer für fünf Monate cum reincidentia,^) Von Friedrichs 
Vorgehen war es nar noch ein Schritt zum Verbote der Publikation 
päpstlicher Exkommunikationsbullen durch Max I.*) 

Da die Kirchengewalt wegen der daraus erwachsenden Min- 
derung des Gerichtsstandes der Kleriker eine Scheidung 
desselben nach Spiritualien und Temporalien nicht vollzog, 
griff die Landesgewalt gerade in diesem Kardinalpunkte ein: dieser 
Art ist die Verordnung Herzog Wilhelms v. J. 1399,^) die Prä- 
laten und der übrige Klerus in Krain und der windischen Mark 
sollen in allen geistlichen Sachen vor dem Patriarchen und seinen 
Vertretern, in weltlichen Dingen vor der Hofschranne zu Recht 
stehen, und zwar als Beklagte je nach dem Werte des Klageobjektes 
in eigener Person oder durch einen Konventualen, bezw. einen 
andern Priester, vertreten ; desgleichen die landesfürstlichen Statute, 
die die Zuständigkeit geistlichen und weltlichen Gerichtes über die 
Laien deutlich zu scheiden und zu fixieren suchen: der bekannte 
Vergleich Friedrichs von Tirol mit dem Bischöfe von Konstanz 
V. J. 1407, daß vor geistlichem Gerichte keine Klagen gegen Laien 
um Erb und Eigen, sonderti nur um Ehe-, Zehnt- und Schuld- 
sachen ,,und gemeinlich um all Sachen, die von gesetzt wegen der 
recht für geistlich gericht gehören^^^^) angenommen werden sollen, und 

1) Friedberg a. a. 0. 1, 112. 

2) 1450, A. ö. G. 27, 115 f. — Hieher gehören wohl auch die, ebenda 
p. 131 f., zu 1480 gesetzten Mandate an den Passauer, die Ladungen der 
Ennser wegen der Zehnten vor geistliches Gericht abzutun. 

») 1497 und- 1498, FRA. li./55, 415 f. und 333. 
*) cf. Huber-Dopsch wÖsterr. Reichsgeschichte" p. 86. 
6) Schwind-Dopsch p. 288. 

0) Schwind-Dopsch p. 202 f. — Eine Einschränkung der ÜbergritFe 
geistlicher delegierter Richter verfügte der Bischof von Konstanz aus 
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das Statut Herzog Leopolds IV. v. J. 1404 für Tirol, das die Kom- 
petenz des kirchliehen Forums über Laien anf Zehnt, Seelgerate 
und Ehesachen beschränkte, i) sowie endlich das Verbot Friedrichs IV. 
V. J. 1444, Eämtner vor geistliches Recht zu laden „umb sacken, die 
gebühren vor unser oder unsern anwälden zu verantwortten^ J) 
Kaiser Sigmund selbst, der noch 1417 auf Ansuchen des Kapitels 
von Passau verbietet, die Mitglieder desselben wegen liegenden 
Gutes, Schulden oder wegen ihrer Diener vor's weltliche Forum 
zu ziehen, 8) verordnet 1418 für „Bischoff, Prelaten und and^ 
geistlich personen^ der Erzdiözese Salzburg das Klagerecht der 
Laien und die persönliche Verantwortungspflicht der Kleriker in 
den nach der Lage der Güter, Gülten . . zuständigen Landgerichten.^) 
So wurde selbst von der höchsten Stelle des Beiches aus die Nichtig- 
keit des Privilegium fori ausgesprochen. 

Zugleich erzeugte der neue Druck neue Beaktion: die bit- 
tern Anklagen Salzburgs gegen Erzherz(«g Ernst y. J. 1423, daß 
„Suffraganien^ Äebt, Propst, Prelat und pfaffhait von des hertzogen 
haubtleuten in Steyr in die Lanndsschrang geladen werden und 
müssen sich daselbs mit ir selbs leib vor weltlichen recht ver- 
antworten . . . /^^) die Intervention Martins V.,^) die Bannung 

eigener Initiative schon 1375; s. „Archiv für kathol Kirchenrechfc" 81, 
(1901), p. 585 tf. 

i) V. Luschin „Gerichtswesen" p. 272. 

4 Ebenda p. 272. 

8) Mon. Boica 31./2, 147 f.; Altmann „Reg. Sigmunds** Nr. 2743. 

<) Friedberg „Grenzen** 1, 111 f.; cf. auch Rosenthal a. a. 0. p. 37. 

*) Chmel „Gesch. Friedrichs IV.** 1, 459, Beilage 2. 

") Befehl an die Bischöfe von Eichstädt, Regensburg und Agram vom 
17./7. 1423, Ernst zu ermahnen, und wenn dies keinen Erfolg habe, durch 
Strafen von der Unterdrückung der Geistlichkeit abzubringen. Unter den 
Beschwerden Eberhards führt Martin an, daß Ernst ^Uhe^-tatem ecclesioisti- 
cam sie enervare contendit, quod in terris predictis eiusdem dum de ipaius volun- 
täte idem archiepiscopus necnon prelati, etiam episcopi et ecclesiastice persone, 
etiam super realibus actiunibus indifferenter^ omisso ecclesiastico iudice, etiam 
personaliter citantur et trahuntur ad forum seculare et laicalia iudicia 
velut meri laici etiam in causis et actionibus dumtaxat, in quibus est iu- 
dex ecclesiasticus adeundus, subire coguntur; wenn der Erzbischof oder 
andere Kleriker sich dagegen sträuben, weist der weltliche Richter bei 
Realklagen dem Kläger ihren Besitz zu, und diese Okkupation des Kirchen- 
gutes durch die Laien dauert so lange, bis der Geistliche sich unterwirft. 
Or. H.-H.-St.-A. 
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Ernsts, ^) die Drohung des Basler Konzils mit den schwersten Kircheu- 
strafen im Jahre 1439 2) auf die drängenden Hilferufe der Erzbischöfe 
Eberhard und Johann hin, sprechen deutlich genug. Trotz der 
Willfährigkeit ihrer einzelnen Vertreter, s) wich die Kirche in ihrer 
Gesamtheit von ihrem starren Konservativismus nicht einen Fuß 
breit zurück: die Konzilien wiederholen stets unter Androhung 
der Exkommunikation das Verbot an die Laien und weltlichen 
Behörden, Kleriker vor ihr weltliches Gericht zu ziehen und ihre 
Güter zu arrestieren, sowie an die Kleriker, daselbst z.u erscheinen;'*) 
weiters das Verbot, Kleriker zu zwingen, Laien vor dem welt- 
lichen Forum zu klagen ;ö) Laien zu hindern, Geistliche vor dem 
kirchlichen Gerichte zc belangen;«) Zitationen der kirchlichen Ge- 
richte durch Gefangennahme der Boten und Spoliierung der Briefe 



1) s. Altmann „Reg. Sigmunds" Nr. 5600. 

«) Befehl des Basler Konzils vom 9./10. 1439, mit geistlichen Strafen 
die Kirchenfreiheit zu wahren, Or. H.-H -St.-A. Die darin zitierten Klagen 
Erzbischof Johanns decken sich inhaltlich völlig mit denen Eberhards vom 
Jahre 1423. 

8) Einer der hartnäckigsten Prälaten ist der Propst von Maria-Wörth, 
der noch 1434, vor die Landschranne nach St. Veit zitiert, sich zu er- 
scheinen weigert und ans Basler Konzil appelliert „quia clerici n<m apectant 
ad forum vestrum*" (sc. saeculare); Chmel „Geschichte Friedr. IV." 1, 113. 

4) Concil, Salisburg. 1418, Dahlham p. 177 und 183. — Concil Fri- 
sing. 1440, Meichelbeck „Historia Frising." II /2, 255. — Klage des Propstes 
von St. Andrä 1456, Dahlham p. 233. — Concil. Salisb. 1490, ebenda 
p. 253, 263. — Analog Concil. Leodiense 1287, Hartzheim „Conc. Germ." 
3, 710; Magdeb. 1266, 3, 804; Aschaff. 1292, 4, 15; Colon. 1306, 4, 32; 
Trevir. 1310, 4, 151: Mogunt. 1310, 4, 184; Olomuc. 1318, 4, 272; ültraject. 
1352, 4, 362; Synod. Prägens. 1355, 4, 387; Concil. Magdeburg. 1370, 4, 
419 f. etc. Sehr instruktiv ist der Beschluß der Passauer Diözesansynode 
V. J. 1437 : fuit tarnen praeterea per dominos deputatos consuUive concltisum, 
quod eccleaiasticae personae ut rei de cetero et in antea nequaquam et prae- 
sertim actionibus personalibus debeant stare neque in foro vetito comparere; 
quod 8i inviti traherentur, ex tunc occasionem et matenam certiorem haberent 
querelandij maxime si exinde ipsi aut eorum beneficia damnum incurrerent 
et iacturam; Heller in „Zeitschrift für kathol. Theologie" 14(1891) p. 550. 

6) Concil. Trevir. 1227, Hartzheim 3, 533. ~ Colon. 1266, 3, 621. — 
Monaster. 1279, 3, 652. — Trevir. 1310, 4, 137. 

«) Concil. Leodiense 1287, 3, 708. — Würzburger Nationalkonzil 1287, 
3, 733. 

D p s c h : Forschungen 1. 9 
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zu vereiteln;*) endlich in richtiger Erkenntnis der Gefährlichkeit 
solcher Falle das Verbot an die Kleriker, geistliche Gegner vors 
Säkolargericht zu laden.^) Das einzige Entgegenkommen war das 
wiederholte Mandat an die geistlichen Bichter, die Laien in causis 
mere prophanis nicht vor ihren Bichterstuhl zu fordern, „ne ob 
hoc saeculare forum enervetur;'^ ^) eine Bestimmung, die auch von 
Clemens VH 1380*) und von Johann XXHI. 1415^) den Habs- 
burgern außer für den Fall der Bechtsverweigerung durch den 
weltlichen Bichter neuerlich zugestanden wurde. 

Halten wir nun noch hinzu, daß Nikolaus Y. selbst die kirch- 
liche Strafgewalt in den Dienst der Staatsgewalt stellt, indem er 
1452 die Aufständischen in Österreich mit dem Banne bedroht, 
wenn sie nicht zum Gehorsame gegen Kaiser Friedrich III. zu- 
rückkehren ;6) daß er weiters zum Schutze von Friedrichs landes- 
fürstlicher Gewalt selbst die immunitas ecclesiastica des Klerus 
zurückstellt, da er ihm gestattet, ohne kirchliche Zensuren fürch- 
ten zu müssen, die seiner Yormundschafb über Ladislaus sich wider- 
setzenden Kleriker während der nächsten vier Jahre gefangen zu 
nehmen, einzukerkern und ihre Güter zu arrestieren;^) konnte es 
da noch mehr als einen schwächlichen Versuch, veraltetes Büst- 
zeug hervorzuholen, bedeuten, wenn 1455 Calixtus III.^) gegen- 
über den längst eingebürgerten Bechtsverhältnissen auf die stän- 
dige Klage über Vorladung des Erzbischofs, seiner Suffragane, 
Prälaten und Kleriker vor die Landschrannen die Konstitutionen 



1) Concil. Salisburg. 1418, Dahlham p. 176 f. — Concil. Salisburg. 
1420, ebenda p. 201. — Analog Concil. Colon. 1266, Hartzheim 3, 623; 
Monaster. 1279, 3, 652; ültraject. 1291, 4, 5; AschafF. 1292, 4, 13; 
Mogunt. 1300, 4, 184 ; Trevir. 1310, 4, 139 ; Magdeburg. 1370, 4, 418 f. 

2) Concil. Salisburg. 1386 und 1418, Dahlham p. 453 f. und 176; cf. 
Concil. Colon. 1266, Hartzheim 3, 622. 

8) Archidiac.-Synode Friesach 1337, Dahlham p. 156. — ConCÜ. Frising. 
1440, Meichelbeck II./2, 254. — Concil. Salisburg. 1490, Dahlham p. 253 f. 
— cf. Concil. Mogunt. 1261, Hartzheim 3, 600; Colon. 1266, 3, 622; Mogunt. 
1300, 4, 184; Synod. Prägens. 1355, 4, 389. 

*) *) Diese Erlässe haben die Habsburger allerdings nur für Tirol 
und die Vorlande erhnlten: F. Kurz „Österreich unter Albrecht III.« 1, 
Beilage Nr. 40, Lichnowsky 4. Nr. 1493 ff. und Schwind-Dopsch p. 314 f. 

ö) Chmel „Materialien*» 2, 4 ff- 

7) 1452, Chmel a. a. 0. p. 2. 

8) Notizenblatt 4, 230 ff. 
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Kaiser Friedrichs II. erneuert, die den gänzlich exemten Gerichts- 
stand des Klerus reichsrechtlich garantiert hatten, und — wie die 
Formel lautet — allen, selbst „wenn sie herzogliche Gewalt haben*, 
die Belangung von Geistlichen vor dem weltlichen Forum unter- 
sagte? 

IV. Außerordentliche Besteuerung der Gfeistlichkeit; Steuer- 
pflicht derselben in den Städten. 

Der auf kanonischen und reichsgesetzlichen Grundsätzen ba- 
sierende Anspruch des Klerus auf Steuerfreiheit seiner Person und 
Einkünfte, sowie des gesamten Kirchengutes gelangte in den Ter- 
ritorien nie zu voller rechtlicher Geltung; das Prinzip selbst wurde 
stets nur von der einen der beteiligten Parteien, dem Klerus, ver- 
fochten, vom Landesfürstentum in unsern Territorien nicht ge- 
nerell als Grundsatz und auch praktisch gegenüber der einzelnen 
privilegierten Korporation oder Person nicht für die Dauer aner- 
kannt. Unter solchen Umständen läßt sich von einer „prin- 
zipiellen Steuerfreiheit* 1) schlechthin nur mit Beschrän- 
kung auf den Standpunkt des kanonischen und des Beichsrechtes, 
nicht des Landesrechtes sprechen, das die vollständige Geltend- 
machung des Beichsrechtes verhinderte und faktisch dasselbe nicht 
anerkannte. 

Im Bechtsleben unserer Territorien erhielt sich vielmehr eine 
tatsächliche Steuerfreiheit nur für die Einkünfte der 
Kleriker und die geistlichen Eigenbaugüter, nicht des ganzen 
Kirchengutes, und auch da nur gegenüber den ordentlichen Steuern; 
nur zeitweise, nicht ausnahmslos, zeigt weiters eine Einholung 
des päpstlichen Konsenses für außerordentliche Bentensteuern des 
Klerus eine auf die Person der Geistlichen beschränkte 
grundsätzliche Annahme ihres kanonischen Vorrechtes durch 
das Landesfiirstentum. Der ordentlichen Steuer aber waren in 
Österreich die Hintersassen der unter landesfürstlicher Vogtei 
stehenden Klöster und Kirchen, 2) ebenso wie die Hintersassen der 



1) Z. B. F. Kogler „Das landesfOratliclie Steuerwesen in Tirol'' I. A. 
ö. G. 90, 555, 561. 

2) V. Luschin „österr. Reichsgeschichte** p. 208 faßt die Sache so 
genauer als Werunsky p. 132. 

9* 
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laDdesiürstlichen Domänen, die Städte und Juden von Anfang aa 
faktisch unterworfen; ob man nun die Steuerbefreiungen als Be- 
weise der prinzipiellen Steuerpflicfat oder als neue Bestätigungeu 
eines bestehenden Hechtes auffassen soll,^) ist gegenüber dieser 
tatsächlichen Steuerpfiicht des Eirchengutes irrelevant. Unter dem 
Gesichtspunkte des Territorialrechtes existiert demnach für den 
kirchlichen Grundbesitz nur eine prinzipielle Forde- 
rung, die Ton Seiten des Staates nicht oder nur unter dem 
Drucke kirchlicher Zwangsmittel, wib von Albrecht III., unfrei- 
willig für kurze Zeit anerkannt wurde. 

Dies also die Lösung jener Frage nach der prinzipiellen Steuer- 
freiheit für die älteren habsburgischen Territorien: zeitweilige 
prinzipielle Anerkennung der Steuerfreiheit für die Person der 
Kleriker und ihr Einkommen, keine gruudsätzliche Annahme der 
Steuerfreiheit des Eirchengutes durch die Landesgewalt. 

Es muß aber auch hervorgehobeu werden, daß die Eirche 
selbst — unbeschadet ihrer prinzipiellen Anschauungen über die 
Staudesvorrechte der Geistlichkeit und die Freiheit des Kirchen- 
besitzes — im praktischen Lebeu, wie vornehmlich die Haltung 
der Eonzilien zeigt, sich weder gegen die öffentlichen Leistungen 
des Marchfutters, dir Landpfennige ^ und des Burgwerks, 2) noch 
gegen die regelmäßige Jahressteuer ihrer Hintersassen wandte; 
sie kämpfte im wesentlichen nur gegen die taÜiae illicitae und 
die serviiia indehita, sie beschränkte ihre grundsätzliche Forderung 
der Steuerfreiheit, der immunitas ecclesiastica im engern Sinne^ 
auf den Widerstand gegen die außerordentlichen, zur „gewohnten* 
Steuer in besonderen Fällen noch hinzu beanspruchten Steuern^ 
und da wieder trat sie weniger gegen die außerordentliche Be- 
steuerung ihrer Holden, als gegen die Rentensteuern und die Be- 
steuerung der klerikalen Eigengüter auf. 3) 



>) Kogler a. a. 0. p. 554 f. 

') Über diese s. A. Dopsch „Beiträge z. Gesch. d. Finanz Verwaltung 
Österr. im 13. Jahrb.«, M. J. ö. G. 18, 238 ff. 

■) Für die Dotationsgüter der Kirchen stellt schon das Baumgarten- 
berger Formelbuch prinzipielle völlige Steuerfreiheit auf, FRA. U./25, 61 : 
Solent ecclesie dotari aliquilms pcssessionibm et illa possessio vocatur dos eede^ 
sie et debet esse libe^'a, sictU ecclesia libei^a est, ita ut nemo debeat inde accipere 
steuras vel alias exactiones, quocumque nomine censeantur. 
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Und noch ein anderes, gegen das die Kirche kämpft: diese 
außerordentlichen Steuerleistangen hatte selbst das dritte und vierte 
Laterankonzil y. J. 1179 und 1215^) für den Fall besonderer Not 
und Zustimmung des Bischofs und des Klerus der Staatsgewalt 
zugestanden, jede ohne diese Einwilligung erfolgende Besteuerung 
des Kirchengutes aber strenge verboten; Bonifaz^ VIII. Bulle 
Clerids laico.% mit der er das Erfordernis päpstlicher Autorität 
für Steuerleistung des Klerus ins kanonische Becht brachte, wandte 
sich- femer nur gegen die außerordentlichen Steuern und zwar 
speziell gegen die eigenmächtige, von der Kirchengewalt unab- 
hängige Auflage und Einhebung derselben durch die Staatsgewalt.^) 
Es ist aus diesen Erwägungen ersichtlich, daß eines der wesent- 
lichsten Momente in der Entwicklung der staatlichen Steuerhoheit 
über die Person und Güter des Klerus die Beseitigung des 
kanonisch notwendigen Konsenses der oberkirchlichen 
Autoritäten, der Bischöfe, bezw. der Kurie zur Erhebung 
außerordentlicher Steuern ist. 3) 

Gleich die erste außerordentliche Steuer in Österreich, die be- 
kannte allgemeine Grundsteuer Herzog Friedrichs II. v. J. 1236,*) 
ist der Ausfluß eines Prinzips, das ja auch bezüglich der Heer- 
folge galt, daß nämlich in des Landes Not „in ioto prindpatu'^ 
jeder, wes Standes er sei, zur Hilfe, in einem Falle mit den 
WaflTen, im andern mit materiellen Leistungen, dem Landesfürsten 
gebunden sei. Dieses Motiv der Hilfe in des Landes Not^) be- 
gründet also auch die Steuerpflicht des Kirchengutes und steht 
als Rechtstitel direkt den Satzungen des kanonischen Rechtes ent- 
gegen, da die mit der Bewilligung außerordentlicher Auflagen 
notwendig verbundene Prüfung durch die kirchlichen Oberen, ob 
wirklich eine Notlage des Landes vorliege, mit dem Standpunkte 



1) cf. A. Gottlob „Die päpstlichen Kreuzzugssteuern des 13. Jahrh." 
Heiligenstadt 1892, p. 14 f. 

2) cf. Gottlob a. a. 0. p. 145 ff. 

8) Dieses Moment will ich besonders berücksichtigen, während ich 
für die ordentliche Steuer des Kirchengutes, mit Ausnahme der in den 
Städten erhobenen, und für die steuertechnische Seite der außerordent- 
lichen Steuern auf Werunsky p. 132 ft'. verweise. 

*) Contin. Sancruc. IL, Mon. Germ. SS. 9, 638; cf. Dopsch „Beiträge** 
M. J. ö. G. 18, 243; Werunsky p. 135. 

ß) cf. Ad. Wagner „Finanzwissenschaft" 3. (1889) p. 61. 
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einer starken Landesgewalt nicht vereinbar war. Es ist nicht 
anzunehmen, daß Friedrich II. fQr die Erhebung jener Grundsteuer 
vom Kirchengute die Einwilligung der Diozesane einholte; eben- 
sowenig Otakar; nur als eine Scheu vor gänzlicher Durchbrechung 
des kanonischen Privilegs und als tatsächliche Einschränkung des^ 
selben auf die persönlichen Einkünfte der Geistlichen möchte ich 
es auffassen, wenn er zum erstenmale die später so häufige^) Er- 
laubnis der ßepartierung einer in Landesnot dem Kloster Zwettl 
auferlegten bestimmten Summe auf die Klosterleute gibt; 2) und 
selbst das ist nur die Ausnahme : Admont muß eine solche Summe 
1271 durch eine fromme Spende aufbringen.^) Man sieht also, 
von einer prinzipiellen und generellen Anerkennung selbst för die 
Einkünfte des landsässigen Klerus durch Otakar keine Spur. Dem- 
gegenüber bedeutet es nun unzweifelhaft einen Bückschritt, daß 
König Eudolf, um die Gunst der Kirchenfürsten nicht zu ver- 
scherzen, 1277 bei Erhebung einer außerordentlichen Grundsteuer 
dem Erzbischofe von Salzburg und den Bischöfen von Bamberg, 
Begensburg, Passau, Chiemsee und Seckau die ünpräjudizierlich- 
keit der Auflage auf die Holden ihrer Dominicalgüter und der 
Güter der unter ihrer Jurisdiktion in den babenbergischen Erb- 
landen liegenden Klöster und Kirchen zusicherte, damit die 
Leistung dieses suhsidium tolerabile nicht Anlaß zur Wiederholung 
gebe;*) denn eine Einwilligung der Kirchenfürsten wäre vom 



») Z. B. 1316 für Reun, Sctwind-Dopsch p. 167; cf. v. Luschin 
„Österr. Reichsgesch." p. 208, Anm. 6. 

2) 1267: 81 vero nos aliquam summam eisdem frcUribus pro nostra ter- 
rarum necessitate duximus impunendantj ipsi fratres hanc a suis hominibus 
(febehunt colUgere et per se, quibtis iussimus, assignare; FRA. 1I./3., 160. 

8) 1271, Wichner „Admont" 2, 362 f.: ^quam pecuniam cum plurimis 
rebus inclito regi Bohemie dare modis omnibus cogebamur."' 

*) Die chronikalischen Nachrichten Mon. Germ. SS. 9, 648, 653 
und 657; der Schadlosbrief Schwind-Dopsch p. 110 ff. — Ich möchte nicht 
mit 0. Redlich „Rudolf v. Habsburg" p. 355 die Erhebung des subsidiutn 
tolerabile von der außerordentlichen Grundsteuer scheiden. Daß jenes stU>- 
sidium gleichfalls eine Grundsteuer war, geht aus der Angabe des Steuer- 
objektes hervor ; man müßte nun erstens, wie Redlich selbst erwähnt, eine 
doppelte Belastung des Kirchenbesitzes für Österreich annehmen; ferner 
spricht das von Redlich angezogene Schreiben über die Einhebung der 
geistlichen Kriegshilfe selbst von einer stiura generalis, ein Ausdruck, der 
von einer nur von den geistlichen Holden erhobenen Abgabe nicht ange- 



Digitized by VjOOQIC 



— 135 . — 

Standpunkte der früheren Landesfürsten aus nur bezüglich der 
bischöflichen Güter nötig gewesen; aus Oportunitatsgründen hat 
Sudolf die eigenmächtige außerordeotliche Besteuerung des Kirchen- 
gutes überhaupt als Verbrechen gegen die immunitas ecclesiü' 
stica erklärt und sich sogar herbeigelassen, bevor er seinen Sohn- 
Albrecht als Beichsverweser in Österreich und Steier einsetzte, den 
einzelnen Klöstern ihre Beiträge zu jener Steuer zu ersetzen ;i) das 
Bild, das wir daraus gewinneu, wird Tollständig, wenn wir uns 
erinnern, daß er auch den privilegierten Gerichtsstand des Klerus 
wiederherzustellen versprach. Seine Nachkommen aber schlössen 
sich in der Ausübung der Steuerhoheit gegenüber der Kirche nicht 
an ihn, sondern an Otakar an. 

Finanzielle Begabung, ein ausgesprochenes Organisationstalent 
war der habsburgischen Familie eigen ; Budolf selbst hat in seinen 
Stamrobesitzuugen die Steuersätze der ordentlichen Steuer prin- 
zipiell veränderlich erhalten und allenthalben erhöht, die Steuer- 
umlage neu organisiert; 2) die habsburgischen Herzöge häufen in 
den babenbergischen Landen die außerordentlichen Steuern des 



wendet werden könnte. Daß „den Untertanen der eximierten bischöflichen 
Kirchen jene landesfürstliche Steuer nicht auferlegt werden konnte", hindert 
auch nicht, die „Kriegshilfe** mit der außerordentlichen Steuer, soweit sie 
geistlichen Grundbesitz betraf, zu identifizieren. Denn dem Umstände, 
daß die Zustimmung der Bischöfe zu außerordentlicher Besteuerung ihrer 
Besitzungen rechtlich erforderlich gewesen wäre, wurde Rudolf ja eben 
durch Versicherung der Schadlosigkeit für den Dominikalbesitz derselben 
gerecht. 

1) Contin. Zwetl. 111. zu 1280, Mon. Germ. SS. 9, 657, Redlich 
Reg. Imp. VI./l. Nr. 1251»: Rudolf us rex Rotnanorum divina inspiratione 
compunctus exactiones, quibus ecclesias religiosorum per Äustriam aggravarat, 
Bingulas iussit eomputari et refudit, in quantum potuit, religiosos 
9ibi complacando. Daß er den steirischen Klöstern denselben Ersatz ge- 
währte, beweist die Zuweisung von Einkünften aus dem Marchfutter, 
Vogtrecht u. a. auf zehn Jahre 1280 an die Propstei Seckau wegen der 
„ehemals aufgelegten großen Abgaben** ; Redlich Nr. 1199, cf „Stud. u. 
Mitt. a. d. Bened. u. Zisterz -0.** 12, 234. 

i) S. Schweizer „Geschichte der habsburgischen Vogtsteuern** im „Jahr- 
buch f. Schweiz. Geschichte** 8, 143; die Bemerkungen von E. Baasch 
„Die Steuer im Herzogtum Bayern**, Dissextat. Marburg 1888, p. 18 f., 
Anm. 87, über die Identifizierung der Vogvsteuer im habsburgischen Urbar 
mit der ordentlichen Steuer, und namentlich 0. Redlich „Rudolf v. Habs- 
burg** p. 581 ff. 
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landsässigen Klerus so sehr und wenden zugleich ganz im Gegen- 
sätze zu Budolf ein solches Zwangsverfahren an, daß an eine Zu-* 
Stimmung der Diözesane zur Erhebung nicht zu denken ist. Im 
Gegenteile, gleich Albrecht I. zwingt die Geistlichkeit, die noch 
'an Rudolfs Versprechen festhielt, zu verzweifelter Gegenwehr: 
wenn der österreichische und steirische Klerus ihn anfleht, die 
Privilegien, die sein Vater erteilt, sich vor Augen zu halten und 
die ihnen auferlegten coUectae et actiones nachzulassen, damit sie 
sich nicht gezwungen sähen, nach Born zu appellieren;^) wenn 
ferner 1286 der Bischof von Passau zufolge Auftrags des Metro- 
politen den Klerus seines Sprengeis zur Provinzialsynode nach 
Salzburg einberuft, da die bisher bewahrte immunitas ecdesiastica 
nun durch Abgaben und Lasten an die Laiengewalt vernichtet, 
die Kirche „von einer Freien zur Sklavin, von einer Herrin zur 
Magd gemacht, ihr Buhm zur Schande geworden sei,* 2) so be- 
leuchtet dies wohl neuerdings das Charakterbild Albrechts I. als 
eines der schneidigsten Verfechter der landesherrlichen Machtvoll- 
kommenheit. 3) 

Die Bulle clericis laicos, deren Publikation in der Salzburger 
und Passauer Diözese noch erweisbar ist,*) knüpfte, wie erwähnt, 
allerdings die Erhebung außerordentlicher Steuern vom Klerus an 
die Bewilligung des päpstlichen Stuhles ; zugleich fiel aber dadurch 
auch kanonischrechtlich das Erfordernis des Konsenses der Bischöfe, 
zu dessen Einholung die Landesfürsten bisher vom kirchlichen 
Stand/^nnkte aus verpflichtet waren, hinweg; inaoferne also be- 
deutete jene Bulle sogar eine Erleichterung der Besteuerung des 
Klerus. In vieler Fällen wandten denn auch die Landesherren 
von nun an das System an, mit Umgehung des Episkopats sich 



») Anfang 1287, Schweizer M. J. ö. G. 2,256; Redlich Reg. Imp. 
Vl./l, Nr. 2059; hängt mit dem Proteste des Würzburger Nationalkonzils 
zusammen. 

2) 0. Ö. U.-B. 3, 46 f. 

8) A. Dopsch „Bedeutung Albrechts I. für die Landeshoheit** Bl. f. 
L.-k. N.-Ö 27, (1873), p. 246 f. — S. ferner die Vorladung Albrechts 1297 nach 
Rom, da ihn der Erzbischof von Salzburg wegen Forderung von coUectae, 
angariae et perangariae geklagt; Kaltenbrunner „Mitt. a. d. vatik. Arch," 1, 
478 ff., Nr. 476. 

*) 0. Ö. Ü.-B. 4, 235 ff. ; neuerlich eingeschärft durch das Salzburger 
Provinzialkonzil v. J. 1310, Dahlham „Concil. Salisb.** p. X5. 
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direkt an den Papst um Bewilligung außerordentlicher Auflagen 
von den Einkünften der Geistlichkeit zu wenden. So scheint Bo- 
nifaz YIIL und dann Benedikt XL schon Albrecht I. die Ein- 
hebung des zehnten Teiles der Einkünfte des ganzen Klerus in 
seinen Ländern zugestanden zu haben, i) Sollte es nun aber ein 
Zufall sein, daß wir bei den immer häufiger werdenden außer- 
ordentlichen Steuern des Klerus und des Kirchengutes, die sich als 
Grund-, Weinberg-, Kopf- und Renteusteuern qualifizieren, 2) ein 
einzigesmal den Papst, 1325/26 Johann XXII. an Herzog Leopold 
zum Kampfe gegen Ludwig den Bayern zuerst für zwei, dann für 
drei Jahre den Zehnten der geistlichen Einkünfte zuweisen sehen. 3) 
Es geht doch daraus hervor, daß das Landesfürstentum das liegende 
Kirchengut ganz eigeumächtig besteuerte, für Auflagen auf die Eiu- 
künfte der Geistlichkeit aber sogar zwei Wege eiuschlug, indem 
es Eentensteuern selbständig erhob, außerdem aber sich solche 
auch noch mit päpstlicher Autorisation geben ließ. Wie stark 
der päpstliche Einfluß ausgenützt wurde, ersieht man schon daraus, 
daß 1345 sogar die Herzogin Johanna von Klemens VL den Zehnten 
vom ganzen Klerus in Österreich, Steier und Kärnten sich erbat. 



') S. die allerdings sehr getrübten Nachrichten der kompilatorischen 
„Chronica Romana *• bei Wattenbach „Iter Austrianum", A. ö. G. 14, 12 f.: 
„Item Bonif actus predictus Alberto duci(!) Austrie voluit complacere, stbi dana 
omnes decimas in suis districtibus ab universo clero*^, mit der unwahrschein- 
lichen Einreihung zur Zeit der Gefangennahme Bonifaz' durch Philipp IV., 
und „Benedictus . . similiter Alberto duci Atistrie • . dedit decimas clericorum 
tarn parvas quam magnas in omnibus suis terris^ ; überdies bei beiden Nach- 
richten die Angabe, wunder barer weise sei gerade am Tage vor der Bullierung 
des apostolischen Privilegs Bonifaz VIII. gefangengenommen, bezw. Benedikt 
gestorben, et sie iUud nefas, quod spiritualia in manus laycorum volebat tra- 
didissCf fuit auxüiante deo impeditum! 

2) 1315, 1316, 1336, 1337, 1339, 1352, 1353, 1355, Belege bei A. Huber 
„Geschichte Österreichs" 2, 401, Anm. 1. — Über den Charakter dieser 
Steuern s. v. Luschin „österr. Reichsgesch." p. 209 und Werunsky „Österr. 
Reichs- u. Rechtsgesch.** p. 136. 

3) 1325 bewilligt ihm Johann XXII. eine decima biennalis (Dudik, A. 
ö. G. 15, 192, Nr, 36) ; dann verschiebt er die Verlautbarung „quia 
foraan clervs murmurarei*^ (ebenda Nr. 37), und erteilt am 24./1. 1326 die 
Anweisung zur Ablieferung des dreijährigen Zehntens in Österreich und 
Steier an Leopold (Starzer „Reg. z. Gesch. d. Klöster Nieder-Österreichs", 
BL f. L.-k. N.-ö 28 (1894), p. 478= Dudik Nr. 38; cf. auch Contin. Zwetl. 
III., Mon. Germ. SS. 9, 
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und ihre Bitte nur wegen der Unzalässigkeit, mulierem tantam 
perquirere auctorüatem, nicht erfÖUt wurde.') 

Während die Herzöge Heinrich and Otto von Bayern wegen 
der Klanensteuer, die sie in den Diözesen Salzbnrg, Begensburg, 
Freising, Passau und Ghiemsee auf alles Groß- und Kleinvieh des 
Klerus und der Kirchenleute legten, in den Bann, ihre Länder ins 
Interdikt fielen, der Bischof von Begensburg selbst wegen seines 
Zögerus, dasselbe zu verkünden, exkommuniziert wurde und die 
Herzöge 1323 das prinzipielle ,Pfaflfenfreitum* anzuerkennen ge- 
zwungen wurden,^) konnten die Habsburger dank ihrer klugen 
Politik, zeitweise die Autorisation der Kurie einzuholen, vor Bu- 
dolf IV. ungehindert die Geistlichkeit besteuern. Und doch wird 
der Druck dieser außerordentlichen Auflagen durch manche hie- 
durch veranlasste Verpfändung von Klostergut ersichtlich. 3) 

Budolfe IV. auswärtige Politik, sein starkes Gefühl für äußer- 
liche Pracht und glänzendes Auftreten erklären auch die ungemeine 
Höhe seiner Auflagen, sowie die entscheidende Wendung, die gerade 
seit ihm das Institut der außerordentlichen Steuern selbat nahm. 
Die Leistungen des Klerus in Österreich, Steier und Kärnten er- 
reichten die enorme Höhe von 70.000 Pfund,*) Herzogenburg 
allein*) mußte pro avena (Marchfdtter) 100 Pfund, für die außer- 
ordentlichen Auflagen 150 Pfund, für die Heeresauslagen ebensoviel 



») Ann. Zweti., Mon. Germ. SS 9, 683. 

2) Über die Klauensteuer s. Hoffmann „Geshichte der direkten Steuern 
in Bayern" in Schmollers „Staats- und sozialwiss. Forschungen*» IV,/5, 
6 f. und Baasch a. a. 0. p. 47. — Beschwerde des Erzbischofs Konrad 
über die Herzöge in Rom vom 12./3 1309, Gr. H.-H.-St.-A. — Die Appel- 
lation Bischofs Nikolaus IV. von Regensburg v. J. 1322 bei Ried „Cod. dipl. 
Ratisbon." 2, 797 f. — Das Versprechen der Herzöge v. J. 1323, weder 
wegen Ritterschaft, Heerfahrt, noch Heirat irgend eine (außerordentliche) 
Steuer vom Klerus zu erheben, in Mon. Boica 30./2, 98 f.; cf. auch F. 
Kogler a. a. 0. p. 555. — Schadlosbriefe für Freising 1367 bei Meichelbeck 
„Histor. Frising.« TI./l., 161; für Passau 1377, Hund-Gewold „Metropolis 
Salisb." 1, 271 f. — Eine Erneuerung des Freiheitsbriefes König Lud- 
wigs i. J. 1365 durch Herzog Albrecht von Niederbayern publizierte Necker- 
mann im „Archiv f. kathol. Kirchenrecht** 80 (1900), p. 621 ff. 

3) Z. B. 1355 Göttweig, FRA. II./51 , 484. 

<) Ann. Matseenses, Mon. Germ. SS 9, 831 ad a. 1363 ; cf. A. Huber 
„Rudolf IV.« p. 100 f. 

5) Beschwerde des Propstes Nikolaus von Herzogenburg, Notizenblatt 
1, 208. 



Digitized by VjOOQIC 



— 139 — 

zahlen und wurde außerdem durch wiederholte Nächtiguug Rudolfs 
und seines Heeres ausgesogen. Die Klage des Propstes, das Patri- 
monium Christi werde in militare Stipendium verdreht, die bekannte 
Bezeichnung Rudolfs als „devastator^ und „persecutor cleri^^ als 
„secundus Pharao^, ^) werden unter dem Gesichtspunkte der Kirche 
nur zu begreiflich ; zu all' dem kamen noch die früher erwähnten 
Natural- und Geldleistungen, die Rudolf eigenmächtig vielen Klöstern 
für das KoUegiatstift zu St. Stephan auferlegte;*) jener certus census, 
über den der Bischof von Passau sich in Rom beklagte. ») Das 
ünterscheidendste gegenüber seinen Vorgängern ist jedoch, daß 
Rudolf seine außerordentlichen Steuern gegen das ausdrück« 
liehe Verbot des Papstes erhob und sich auch an die Bann- 
drohung desselben nicht kehrte.*) Zugleich setzte er zuerst ver- 
fassungsmäßig das Recht des ältesten Landesfürsten auf Er- 
hebung einer „gemainen 1 an dstewr und helffe von unsern geist- 
lichen und weltlichen undertanen'^ , ,,von krieges oder anderr erherr 
und redlicher sach wegen^ fest^) : seitdem verschwindet der auCer- 
ordentliche Charakter dieser Steuer mehr und mehr; von einer Er- 
hebung nur bei Landesnot |und in dringenden Fällen ist keine 
Rede mehr, als 1370 die Herzöge Albrecht und Leopold die ganze 
Verwaltung und Einnahme ihrer Länder auf vier Jahre an einige 
ihrer Beamten und einen Wiener Banquier übertragen; da er- 



>) Ann. Matseenses a. a. 0. 

*) S. oben p. 28. — St. Polten muCte sogar direkt an den Herzog 
ein Zehntel seines Weinzehents abliefern; Ü.-B. von St. Polten 1, 551 f. 

8) Mon. Boica 30./2, 270 ff. 

*) Ann. Matseenses: contempsit mandcUum dotnini apostoUci Urbam 
papae V. 

*) Schwind-Dopsch p. 235, Hausvertrag v. J. 1364. — Eine Besteuerung 
der Holden des Adels ist jedoch vor Eintritt der späteren landständischen 
„allgemeinen Landsteuer n** nicht nachzuweisen; der Name „ge- 
meine Landsteuer" für die hier festgesetzten landesfürstlichen Auflagen 
kann nur die Heranziehung aller vier der Besteuerung des Landesherrn 
auch ohne ihre Bewilligung unterworfenen Gruppen, des Klerus, der Städte» 
Domanialholden und Juden, bezeichnen. Zu beachten ist aber, daß Rudolf 
derartige Auflagen schon auf Grund der landesherrlichen Stellung, nicht 
eines speziellen Rechtstitels gegenüber den einzelnen Gruppen, fordert, so 
daß sie insoferne schon denselben Charakter haben wie die landständischen 
„allgemeinen Landsteuem'* ; über letztere vgl. \. Below „Landständische 
Verfassung von Jülich und Berg" 2, 36. 
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scheinen „alle steur und lelien und allerlei/ vordrang und auf sieg 
auf alle unsere land und leute, pf äffen, geistlich und weltlich, layen^ 
Christen und Juden ze slahen und ze setzen^' ^) wenigstens de facto 
schon als feste Einnahmen, der Charakter der Außerordentlichkeit 
dadurch, daß ihre Auflage dem « Gefallen^ ^) des Ausschusses anheim- 
gestellt wird, sehr in den Hintergrund gerückt. 

Ein deutlicher Niederschlag der Tatsache, daß diese Steuern 
allmählich zur konstanten Einnahmsquelle werden, ist 
es, wenn schon 1356 in den Statuten der Propstei Ardagger fest- 
gesetzt wird, daß die Vikare alle j,steuras, taxationes seu colUctas 
principales vel eius legatorum seu episcqpales^^ mit Propst und Ka- 
pitel zu tragen haben, und jedem dieser drei Teile ein Drittel als 
Leistung bestimmt wird; 3) wenn ferner landsässige Kirchen selbst 
wiederholt nicht für einen bestimmten Fall, sondern für jede Even- 
tualität einer außerordentlichen Hilfe an den Landesherrn auf ein- 
zelne Höfe oder Grundstücke eine genau fixierte Summe veran- 
schlagen. Desgleichen die gelegentliche Erwähnung von „gewönd- 
liehen''' derartigen Steuern im Gegensatze zu ausnehmend hohen 
Anschlägen ;*) endlich die seit Albrecht 11. stärker hervortretenden 
Befreiungen einzelner Klöster von aller Steuer und Forderung, die 
auferlegt werden könnte, auf Lebenszeit des Landesherrn oder eine 
bestimmte Zahl von Jahren, 5) sowie die gelegentliche Fixierung 

i) Schwind-Dopsch p. 251. 

*) y^wie und tcenn in das geveUet nach im treuen,"^ 

8) Art. VI. „De stiura«, A. ö. G. 46, 507 f. 

*) Z. B. 1369 Göttweig y,wir stillen auch noch unser gotshaus von den 
vorgenannten Gütern dhein stewr nicht nemen nur alain, ob daz wer, daz der 
hertzog ein genta ine stewr auf unser holden legt, so sol der hof , . 40 Pfd, 
ze stewr geben"" ; FRA. II./51, 589 f. — 1399 Heiligenkreuz: Revers des 
Inhabers der Klostermühle zu Baden: „und wenn das auch ist, daz ein ge- 
wöndleich stewr auf daz egenant chloster geslagen wiert, si sey geystleich 
oder welüeichy so sull wir . . nur sechtzig Wienner phenning ze stewr geben und 
nicht mer""; FRA. II./16, 397. An die ordentliche Steuer ist bei dieser 
^gewöhnlichen Steuer" nicht zu denken. 

^) 29./4 1357 Befreiung der Holden der Allerheiligenkapelle in "Wien 
ytvon allen übergriffen, ungelten, stewren und diensten, die wir oder unser 
nachkomen und erben von andern puergern, lantsaezzen, leuten und holden in 
den vorgenanten unser n steten und landen gewonlich und ungewonlich nemen 
oder iemer genemen mochten''; Kopie H.-H.-St.-A., Qu. z. G. Wiens 1./4. 
Nr. 3506. — 1359 Befreiung von Gaming von „aller f orderung, steur,.'', 
die in den Herzogtümern Österreich und Steier „in der gemain oder be- 
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des Steuerbeitrages eines kirchlichen Institutes durch den Landes-^ 
forsten auf eine Summe für alle einzelnen Anschläge, i) AIP diese 
Momente lassen erkennen, wie die außerordentlichen Auflagen sich 
allmählich einbürgerten und zur fast regelmäßigen Belastung auch 
des Landesklerus wurden. 

Durch das Aufkommen der Landtage als offizielle Yertretangs- 
form der Landstände am Beginne des 15. Jahrhunderts erhielten 
die im Prälatenstande yertretenen Bischöfe und Prälaten doch nur 
Sicherheit gegen willkürlichen Steueranschlag bei Bewilligung einer 
allgemeinen Landessteuer; so 1402 zur Abhaltung des Gereums 
und Bezahlung der Söldner,*) bei den Landfriedenssteuem,^) all- 
gemeinen Kriegssteuern,*) allgemeinen Hilfen zur Erhaltung und 



sunder ioelicherlay wuerd aufgesatzt, obhald andern chloestern unser vorge- 
sprochen herczogtuem iren leuten und guetern geschaeh aufzulegen** ; 
Or. H.-H.-St.-A. — 1374 Befreiung von St. Paul auf vier Jahre von „steueren 
und andrer vordrung und aufsetze wegen, die wir datzwischen tuen 
werden*"; Or. H.-H.-St-A., Regest FRA. II./39, 253. — 1374 Freuden- 
thal auf Lebenszeit Albrechts IIL, „Mitt. d. Mus.-Ver. f. Krain« XIII./2. 
65, Nr. 61. — Ebenso 1374 für Gairach, Pusch u. Fröhlich „Diplom. 
Sacra duc. Styriae** 2, 151. — 1433 Befreiung Pletriachs von „Schatzsteuer 
und Aufsatzung»*, Lichnowsky 5., Nr. 3220. — 1441 befreit Friedrich IV. 
ein Kloster y^von der hilff und stewr, so dann weilent unser vordern Üblicher 
gedechtnuss und wir von notdurfft wegen uns, unser lannd und leute an*^ 
treffend, gemainklich auf alle chloester, prelaten und geistlich in 
unserm lande Steyer gewont sein ze legen"". Chmel „Reg. Friedrichs III.«,. 
Nr. 376. 

1) Z. B. 1477 für Spital a. P., von jedem 1000 im Steueranschlage^ 
wenn derselbe auf die ob- und unterennsischen Prälaten gelegt wird, nur 
10 fl., wenn auf die Prälaten ob der Enns allein, 20 fl. geben zu sollen; 
Chmel a. a, 0. Nr. 7165. 

*) cf. Werunsky p. 137. Dazu vergl. Kalendar. Zwetl. Mon. Germ, 
SS. 9, 696. 

») Z. B. die ^gemaine hUff an unser landschaff^ v. J. 1412, Notizen-^ 
blatt 6, 495 f. und die Zahlungsaufforderung an Prälaten und Bürgerschaft 
unter und ob der Enns, A. ö. G. 31, 305. 

*) Z. B. 1404 eine allgemeine Vermögenssteuer, vom Pfd. 12 d., „Kleine- 
Klosterneu b. Chron.« A. 9. G. 7, 237. — 1410, v. Krones „Beitr z. K. 
steierm. G.-qu." 30, 134, Nr. 525, „nac/i rath der herrn, räthe, ritter und 
knechte** eine „gemaine hilfe und Steuer"* auf Prälaten, Pfaffheit, geistliche 
und weltliche, Städte und Märkte in Österreich ob und unter der Enns; 
in unsern Territorien ist es ein Ausnahmsfall, daß die Prälaten zur Be- 
willigung der allgemeinen Landsteuer nicht zugezogen wurden, während 
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Besoldung der angeworbenen Trappen, Einlösung Terpföndeter 
Domanialgüter,!) Tilgung von Schulden des LandesfÖrsten,*) Be- 
zahlung You Kriegsentschädigungen ^) u. a. Bechnen wir zu dieser 
Oruppe noch die Tom Beichstage 1427 und 1429 ausgeschriebenen 
Eeichskriegssteuern.*) Daneben steht aber einerseits die überwie- 
gende Masse der vom Landesherrn selbständig ohne Bewilligung 
des Prälatenstandes in Fällen besonderen Finanzbedarfes, bei Ver- 
heiratung der Prinzessinen,^) zur Deckung der Kriegserforder- 

z. B. in Jülich die Regel die Bewilligung nur durch die Räte, Ritterschaft 
und Städte ißt; v. Below „Landst. Verfiwsung" Ill./I, 83. — 1421 Wein- 
gartensteuer; ^Kl. Korneub. Chron,** a. a. 0. p. 246, cf. G. Frieß „Herzog 
Albrecht V. und die Hussiten«, Gymn.-Progr. Seitenstetten 1883, p. 19 f. 
— Landessteuern gegen die Hussiten v. J. 1426, 1427, 1428, 1429, 1431, 
1433, 1435, 1436, bei Frieß p. 48, 53, 59, 61, 64, 69, 73 f., 75. 

») Belege bei Werunsky p. 137. — Zur Parallele für all' diese Fälle 
s. V. Below a. a. 0. Ill./l, 61 ff. 

s) Z. B. 1478 Notizenblatt 2, 362. 

8) Z. B. 1478 an Ungarn, FRA. II./55, 126 und 127. 

<) S. über dieselben Frieß a. a. 0., p. 54 f. und Werunsky p. 146 f. 

*) Schon Werunsky p. 136 bemerkt, daß diese Heiratssteuer 
1443 als in Steier, Kärnten und Krain für Klerus, Städte und Urbarleute 
herkömmlich bezeichnet wird ; nachweisbar ist sie wohl erst 1446|7 bei Ver- 
mählung der Erzherzogin Katharina (s. den Anschlag auf diese Gruppen in 
Steier, Kärnten und Krain mit detaillierter Angabe der Quoten der ein- 
zelnen Steuerpflichtigen bei Chmel „Materialien** I./I, 66 ff.; ferner das 
Mandat an den Propst von Seckau bei v. Luschin „Veröffentl. d. histor. 
Landesk. f. Steiermark** VIII, Nr. 89 f; ferner daselbst Nr. 88; auch B. 
Schroli «St/ Maria in Grifental** im „Arch. f. vaterl. Gesch. u. Topogr.« 
16, 52, und „Milstadt-, ebenda 17, 47). — Ein zweiter Fall v. J. 1448: 
Anschlag auf Prälaten und Prälatinnen in Österreich unter und ob der 
Enns mit Erlaubnis der Repartierung auf die Hintersassen : Chmel „Denk- 
schriften d. Wr. Akad.« 2, 390, Anm. 3. Dabei wird erwähnt, die Prä- 
laten hätten diese Auflage „tinns zu gefallen und dem landt zu häff'' be- 
willigt und der Bischof von Passau um Anweisung an die Weltpriester- 
schaft in Österreich ersucht, daß diese den Anschlag leiste, also ein Vor- 
gang, der sonst nur bei den allgemeinen Landsteuern erweislich ist und 
es wahrscheinlich macht, daß wir es hier vielmehr mit einer solchen zu 
tun haben. — Keine Spur von einer Bewilligung findet sich wieder 1456 
bei der von Ladislaus ausgeschriebenen Heiratssteuer; Keiblinger „Melk** 
1, 588. — Die grundsätzlich verschiedene Stellung der Herzöge von Bayern 
zum Anspruch der Kirche auf Steuerfreiheit beweist der Befehl Ludwigs 
von Bayern v. J. 1475, die von der „ffetneinen landschaft*" bewilligte Hei- 
ratssteuer in Anbetracht der Freiheit der Geistlichkeit von deren Gütern 
und Zinsen nicht zu erheben; Ried „Cod. dipl. Ratisb.** 2, 1053. 
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nisse, 1) vom Klerus allein oder in GeoieiDSchaft mit den landesfürst- 
lichen Städten, Märkten und Juden geforderten Hilfeleistungen in den 
kürzesten Zeitintervallen. Keineswegs ist jedoch in unsern Terri- 
torien eine Teilung zu beobachten, derart, daß nur die Besteuerung 
der geistlichen Orundholden der landständischen Bewilligung unter- 
liegt, die Besteuerung der geistlichen Einkünfte außer die Kom- 
petenz des Landtages fällt: 2) die Landstände bewilligen auch 
Bentensteuern der Prälaten und der Laipriesterschaft, der Landes- 
herr erhebt auch eigenmächtig Grundsteuern vom Klerus. Als 1463 
der österreichische Landtag fordert, „das khain stetm-, noch gewaUigs 
anlehen auf gemaine lanndschaft an vergunnen und wülen gemainer 
lanndschaft angeschlagen noch vurgenomen werd, weder in der 
gemain noch in sunder hait auf geistleich noch weltleich'* 
und Schadlosbriefe für „alle vier stendt'^ verlangt, erklärte sich 



«) Z. B. 1381 werden auf Goß 400 Pfd. angeschlagen ; „Steierm. Gesch.- 
Blätter« 5, 9. — 1390 Auflage auf Prälaten, Pfarrer, Bürger und Juden 
für den Schweizerkrieg; Ann. Mellic, Mon. Germ. SS. 9. 514, cf. No- 
tizenbl. 9, 231. — 1399, Wichner „Admont" 3, 395. — 1409, „Pfeffen- 
steuer" in Steiermark; „Mitt. d histor. Ver. f. Steierm.« 25, 29. — 1417 
(Rechnungslegung des Hubmeisters) liefern die außerordenthchen Steuern 
der Klöster, SiÄdte, Märkte und Juden 197 297 Pfd.; Lichnowsky 5. Nr. 1692. 

— 1421/2: Darlehen von 60.000 Dukaten von Prälaten und Städten; „KL 
Klosterneub. Chr.« a. a. 0. — 1424 Auflage auf Prälaten und Städte, 
Klosterneuburg zahlt 2000 fl.; „Kl. Klosterneub. Chr.« p. 428, cf. Frieß 
a. a. 0. p. 30. — 1426 medii fructus et aliquid plus von Prälaten und Lai- 
priestern; Contin. Claustroneob. V, Mon. Germ. SS. 9, 739; die Summen 
bei Werunskyp. 146. Daß diese Steuer auf Prälaten, Weltklerus, Städte 
und Märkte gelegt wurde, erhellt aus der Quittung für Göttweig, FRA. 
11/52, 209 f. — 1433 Anschlag auf Klerus {tcucando saeculares et reguläres) 
und Städte, Frieß p. 72; auf Göttweig entfielen 900 fl., FRA. II./52, 256. 

— Für Kaiser Friedrichs Zeit erwähne ich z. B. : 1458 Kriegssteucr von 
Goß 800 fl., Chmel „Regesten Friedrichs ill.« Nr. 3669. — Anschlag auf 
Milstadt 1463, bei B. SchroU a. a. 0. 17, 52 f. ■— St. Florian 1467 f., 
Stülz „St. Florian« p. 60 f. — („Anschlag zu Feld« v. J. 1469 auf die 
„Priesterschaft enhalb des Semmering« und „in der obern Steiermark, so 
dem Tumbbrost zu Salzczburg zugehört«, Chmel a. a. 0. Nr. 5597 und 
5642; die Quoten einzelner Klöster ebenda Nr. 5715, 5778, 5782, 83, 94, 
9797, 99. — 1477 FRA. I1./55, 100, 106, 121. — 1478 Notizenblatt 2, 95 
und 1040 etc. Auf Vollständigkeit macht diese Zusammenstellung keinen 
Anspruch. 

i) So in Jülich und Berg, v. Below a. a. 0. III/2, 8, lll./l, 2; 
ni./2, 156. 
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Friedrich nur zur Ausstellung solcher „versorg nuss^'^ für den Adel 
bereit. 1) Jetzt erst bildet sich auch, wie wir gesehen, in Öster- 
reich die Anschauung klar heraus, „Prälatengut sei herzogliches 
Kammergut^ ; sie tritt nun als aushilfsweiser Rechtstitel auf für 
außerordentliche Auflagen, zu denen sich die Landesherren aus dem 
Titel der Landesnot jedoch schon seit Herzog Friedrich II. berechtigt 
hielten. 2) 

Die dritte Gruppe der außerordentlichen Lasten der Geist- 
lichkeit bilden endlich die yornehmlich zur Zeit der Husitenkriege 
und des erhöhten im Dienste der Kirche erforderlichen Aufwandes 
von der Kurie und dem Basler Konzil dem Landesherrn bewilligten 
Einhebungen eines Teiles der kirchlichen Einkünfte, gewöhnlich 
des Zehntels. 3) Drei Faktoren also vereinen sich, die Steuerkraft 
der Kirche dem Landesiuteresse, das ja in den meisten Fällen auch 
das ihre war, dienstbar zu machen : der Landesfürst, die Landstände 
und die Kurie selbst. 

Friedrichs III. Regierung bildet bekanntlich den Abschluß der 
ersten Periode der österreichischen Steuergeschichte. Als die mar- 
kantesten Fragen greife ich die nach der Steuerbewilligung seitens 
der Diözesane und nach der Ausdehnung der Steuerpflicht auf die 
Bischöfe und ihre Gebiete zunächst heraus: Friedrich verschaffte 
einem seit zwei Jahrhunderten geübten und zum Gewohnheitsrechte 
gewordenen Brauche die kirchliche Sanktion, indem er sich und 
seinen Nachfolgern von Nikolaus V. 1452 das Recht verleihen 
ließ, auch ohne Zustimmung der Diözesane bei Verheiratung der 



») „Copeybuch- der Stadt Wien, FRA. II /7, 386. 

*) Demnach ist die Behauptung schlechthin, die österreichischen Her- 
zöge hätten die Prälatengüter als Kammergüter angesehen (Huber „Ru- 
dolf IV." p. 117, Anm. 2; Werunsky p. 136; F. Kogler a. a. 0. p. 556) 
nicht richtig. 

8) Martin V. 1422, zweijähriger Zehent, Lichnowsky 5. Nr. 2073. — 
1434 Konzil von Basel, halber Zehent, F. Kurz, „Österreich unter K. Al- 
brecht II." 2, 240 und Beilage Nr. 27, sowie Zeibig in den Sitz.-Ber. 
d. Wr. Akad. 8, 526 und FRA. U./52, 265. — Ebenso 1435 Eugen IT., 
Lichnowsky 5. Nr. 3381. Über einen Konflikt Albrechts V. mit Erzbischof 
Johann von Salzburg, der ihm den Zehnten der Kirchenprovinz Salzburg 
nicht ausliefern wollte, s. Lichnowsky 5. Nr. 3758 und 3775. — Die späteren 
Bewilligungen des Zehntens von der Geistlichkeit des Reiches : 1452, Chmel 
„Materialien« 2, 10 f.; 1455 ebenda p. 88; 1469 Chmel „Regesten Fried- 
richs III." Nr. 5608 etc. 
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Prinzessinnen nnd in dringender Not von der erbläodisclien Geist* 
liehkeit Steuern und Hilfsgelder im gewohnten Ausmaße zu er- 
heben, i) Nur die Eigengüter^) und — wenigstens beanspruchen 
die Prälaten dies — die notwendigsten Einkünfte des land- 
sässigen Ordens- und Weltklerus waren unter Friedrich III. von 
den landständischen und landesfurätlichen Steueransehlägen noch 
frei;') die auswärtigen, nicht im Landtage vertretenen, Prä- 
laten werden bei allgemeinen Landstenern mit Rentensteuern 
belastet;*) aber auch auf dieörundholdeu Bambergs in Kirch- 
dorf legt schon Albrecht V. einen Anschlag zur Aufbringung der 
Kriegskosten gegen die Husiten.*) 

Sofern also bischöfliche Besitzungen iu Österreich die Stellung 
von „Gästegütern* hatten, war den Bischöfen nicht die verfassungs- 
mäßige Berechtigung einer Bewilligung oder eines Einspruches 
eingeräumt; anders die im Landtage sitz- und stimmberechtigten 
Kirchenfdrsten : bei ihnen war dag Moment der Freiwilligkeit ihrer 
Beiträge in noch erhöhterem Maße herrschend als bei der Steuer- 
bewilligung der Stände überhaupt; sie fühlen sich offenbar nicht 
als Vertreter des Landes, sondern ihres eigenen Besitzes allein. 
Daher die Erklärung der Bischöfe von Freising uud Passau auf 
dem niederösterreichischen Landtage v. J. 1442, sie hätten bisher 
nur auf Bitten des Landesfürsten in des Landes Not ohne recht- 



») Schwind-Dopsch p. 367. Wenn Friedrich angibt, bisher seien solche 
Auflagen ^de diocesanorutn locorum consensu"^ erhoben worden, entspricht 
dies den Tatsachen wohl nicht, wie wir sahen ; seit K. Rudolf läßt sich für 
die altösterreichischen Er blande eine solche Bewilligung, wie sie 1408 von 
Bischof Hartmann von Chur für Tirol eingeholt wurde (Schwind-Dopsch 
p. 309), nicht nachweisen. 

«) Z. B. beschwert sich Göttweig 1450 über einen Anschlag auf seine 
inkorporierten Kirchen „von des vergangen velds wegen, nachdem . . vormalen^ 
wenn sölh gemain ansleg auf die priestefschaft und kirchen im lannd sein he- 
schehen, kein anslag darauf sei getan worden*" ; FRA. 11/52, 426. 

8) Genaue Ausführung nach den Landtagen von 1442, 1462, 1463 und 
1478 bei Werunsky p. 141 f. 

*) Werunsky p. 142. — S. das Rentenverzeichnis der salzburgischen 
Besitzungen in Nieder Österreich v. J. 1452, Notizenblatt 3, 479: ^ver- 
mercht das angebm der guU und rennt, was mein herr von Salzburg , . zu 
Österreich hvd; davon die lantsehaft vermaint ze haben die steivr von 20 Pfd. 
werdt 1 Pfd. den.**; eine öprocentige Rentensteuer. 

5) 1431, Lichnowsky 5. Nr. 2975. 

D p s c h : Forschungen 1. 10 
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liehe Verpflichtung von ihren Benten gesteuert und ihre Holden 
besteuern lassen, während ihre EigeobaugQter überhaupt steuerfrei 
seien. 1) Ähnlich in Steier, Kärnten und Krain: Gurk allerdings 
erliegt, wie der landesfärstlichen Schirmvogtei, so auch der Steuer- 
pflicht sehr frühzeitig; eben wieder Eudolf IV. verleiht seinen Be- 
sitzungen Freiheit von aller Steuer und verspricht, wenn er eine 
Hilfe des Bistums bedürfe, jedesmal nur nach Bedarf eine billige 
Forderung an den Bischof zu richten; 2) also wieder gnadenweise 
Befreiung von Forderungen, zu deren Erhebung er nicht berechtigt 
war. Aber der Erzbischof von Salzburg, die Bischöfe von Bamberg 
und Freising halten sich frei vom Zwange des Beisteuerns: er und 
seine Vorfahren, erklärt jener i. J. 1444®), seien von ihren Gütern 
und Gülten in Steier, Kärnten und Krain „allzeit willig gewesen^ 
in allen gemaynen landes notdurfften hüf und beistand ze tun^'', und 
auf seine Beschwerde, seine Leute würden im Anschlage, in den er 
sich auf Bitten des Kaisers j,aus guttem willen^' ergeben, bedrückt, 
befiehlt Friedrich selbst den Prälaten und dem Adel von Kärnten 
noch 1492, die salzburgischen Leute im Anschlage gütlich zu halten, 
damit sie künftig im Anschlage desto williger seien ;^) die Landschaft 
Kärnten und noch Kaiser Maximilian stellen dem Bamberger, da 
er trotz der Beichsfreiheit seiner Kärntner Besitzungen sich zu 
einem Beistande zu den allgemeinen Landessteuern bereit erklärt 
hatte, Schadlosbriefe aus,^) und der Freisinger verweigert mit Be- 
rufung auf seine Stellung als Eeichsfürst 1490 strikte die Leistung 
einer solchen landständischen Steuer. 6) Also tatsächlich tragen die 
reichsunmittelbaren Bischöfe in der Begel zur Steuer bei, rechtlich 
verpflichtet sind sie dazu noch nicht; diese prinzipielle Steuerfreiheit 
der reichsbischöflichen Besitzungen überdauerte bekanntlich das 
Mittelalter weit; 7) ihr Kechtsgrund ist aber, das tritt klar zutage, 



') KoUar „Analecta Vindobon.*» 2, 1094, cf. Werunsky p. 141. 

«) 27./10. 1361, Kopie Archiv des Kärntn. Gesch.-Ver. in Klagenfurt. 

8) Chmel „Habsburg. Exkurse", Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 8, 72 f. 

*) 31 ./7. 1492, Or. Archiv d. Kärntn. Gesch.-Ver. Klagenfurt. 

6) 1484 die Landschaft, Schwind-Dopsch p. 410 f.; 1493 Max, Lünig 
„Reichs- Archiv*» 17», 111. 

•) „Beitr. z. K. steierm. Gesck-qu." 15, 60. 

') Z. B. Schadlosbrief Ferdinands I. v. 5. 1542, Lünig „Spicil. Eccles.« 
2, 120. 
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längst nicht mehr das kanonische Vorrecht des Klerus, sondern 
nur noch die exterritoriale Stellung ihrer Eigentümer. 

Zur Eintreibung rückständiger Steuern des Klerus droht 
Friedrich III. wiederholt ein Zwangsverfahren an, das in seiner 
prinzipiellen Schärfe dem Vorgehen des Markgrafen Albrecht Achilles 
von Brandenburg bei Verweigerung der Pfaffensteuer durch die 
fränkische Geistlichkeit gleichkommt.^) Für Albrecht V., der bei 
der Vorenthaltung der Husitensteuer durch den Erzbischof von 
Salzburg dessen Güter ^,iw Österreich gelegen . . sich von des ege- 
nannten gelts wegen . . underwunden hat'', ^)wax noch die Bewilligang 
durch das Konzil Kechtstitel zu solchem Verfahren. Friedrich aber 
droht, da Kloster Kenn einen landes fürstlichen Anschlag nicht 
zahlt, mit Zwispilde (Verdoppelung der rückständigen Summe) und 
Hinsenden seiner Dienstleute auf des Gotteshauses Gut, bis der 
zweifache Anschlag eingebracht sei;*) er befiehlt seinem Haupt- 
mann in Steier, diejenigen von den steierischen Ständen, ob Prä- 
laten, Adelige, Städte oder ürbarleute, die das Wochengeld zur 
Aushaltung des Kriegsvolkes nicht zahlen, vorzuladen und „daz 
du . . , gen in furderlich recht ergeen lassest''^) Ein Beweis auch, daß 
der Landesherr die Steuerjurisdiktion über die säumigen Zahler bei 
landständischen Steuern, wie bei landesfdrstlichen Anschlägen sich 
selbst oder seinen delegierten Bichtern reservierte ; eine Kommission 
aus Landtagsmitgliedern, wie in Bayern,^) ist als kompetentes 
Forum für Steuersachen in unsern Territorien in dieser Periode 
nicht zu erweisen. 

Eine eigene Art von außerordentlichen Hilfen, neben den eigent- 
lichen Steuern der geistlichen Grundbesitzer sind die zur Anwerbung 
von Söldnern auf sie gelegten Anschläge in Fällen, wo die Bischöfe 
und Stifter der schon im zweiten Landrechte^) begründeten Ver- 



•) S. W. Böhm „Die Pfatfensfceuer von 1480/1.** Progr. d. Sophieen- 
schule in Berlin 1882. 

>) Schiedsprnch vom 13./8. 1437, Or. H.-H.-St.-A. ; Regest Lichnowsky 
5. Nr. 3758. 

•) 1472, Gasparitz „Renn im 15. und zu Beginn des 16. Jahrhunderts** 
^Mitt. d. histor. Ver. f. Steierm.** 45, 108 f. 

^) 1478, Notizenblatt 2, 348, Nr. 461. 

*) Rosenthal „Gerichtswesen und Verwaltungsorganisation Baj erns** 1, 
407; in Jülich ausnahmsweise der Landtag selbst, v. Below a. a. 0. 1II./2, 121. 

«) § 54, Schwind-Dopsch p. 103. 

10* 
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pflichtung zur Stellung ihrer Beiterkontingente nicht nachkommen 
konnten oder derselben Tom Landtage gegen eine entsprechende 
Geldhilfe überhoben wurden ;i) also Ablösungen der mili- 
tärischenVerp flichtungen. Solchen Geldleistungen wurden 
auf Verlangen der Stande auch die geistlichen , Gäste '^ anstatt der 
Stellung Yon Beisingen und der beim Aufgebote auf sie entfallenden 
Anzahl Grundholden mitunter unterworfen;*) insoferne erhalten 
diese Auflagen einen ähnlichen Charakter wie das Marchfutter. 

Unter Kudolf IV. begegnet weiters eine eigentümliche, ört- 
lich begrenzte ausserordentliche Auflage: bekanntlich blieb auch 
nach Umwandlung des Burgwerks in eine jährliche Geldleistung 
die allgemeine Pflicht aller geistlichen und weltlichen Grundherren 
bestehen, bei drängender Gefahr ihre Grundholden zu Frohn- 
diensten bei landesfürstlichen, bezw. auf seinen Befehl geschehenden 
Befestigungen und Arbeiten anzuhalten ;8) Budolf aber befiehlt 
sogar seinem Pfleger zu Freistadt, bei einem gewöhnlichen Baue 
auf alle Höfe, Hüben und Lehen im Umkreise des Landgerichtes^ 
ob sie Herren, Bittern, Knechten, Äbten, Pröpsten oder Äbtis- 
sinnen gehören, ausnahmslos eine Steuer zu legen und die sich 
Weigernden zur Zahlung zu zwingen.^) Eine Steuerforderung, deren 
spezieller Bechtsgrund demnach nicht wie sonst in der zwingenden 
Not, sondern im Burgbanne des Landesherrn liegt. 

Aus ersteretu Grunde aber schrieben die Landesfürsten dem 
Klerus zu all' dem noch die Verpflichtung zur Leistung von Geld- 

1) Eine solche Ablösung scheint auch 1426 vorzuliegen : Beschluß dea 
von den Ständen gewählten Ausschusses ; „sie sollen zu der latidtoöhr haben 
ain ganz jar, die Herren und ritter 1000 pferdt, die priesterschaft 1500 pferdt, 
zuletzt am geU die prdaüen gaben 32.000 fl., die laypriester gaben 11.000 /?.* 
„Kl. Klostern. Chron.;** A. ö. G. 7, 249; cf. W. Erben „Das Aufgebot 
Albrechts V.«* M. J, ö. G. 23, 259, der auch beweist, daß die bekannte zu 
1426 angesetzte Aufgebotsordnung (Schwind-Dopsch p. 323 fF.) zum 28./4* 
1431 einzureihen ist. — S. ferner 1469, Chmel „Reg. Friedrichs III.«* 
Nr. 5565; 1476 Schwind-Dopsch p. 406. 

>) Belege bei Werunsky p. 156 f. und 159. 

«) Werunsky p. 160, S. Adler „Zur Rechtsgesch. d. adligen Grund- 
besitzes" p. 138, Anm. 3. — Z. B. 1376 Lichnowsky 4. Nr. 1297; 1416 
„Diplomatar. Labac." in „Mitt. d. histor. Ver. für Kraiii" 1885, Nr. 25; 
1440 FRA. II./52, 327; 1475 „Diplom. Labac.»* Nr. 56; 1482, Kurz „österr. 
unter K. Friedrich IV." 2, 271 f., Nr. 50; weitere Beispiele bei Werunsky 
a. a. 0. 

*) 1363, 0. Ö. Ü.-B. 8, 144 f. 
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Vorschüssen zu; Zwangsdarlehen, wie sie Albrecht Y. einhob, 
der eine beim Kapitel von St. Stephan zu Wien hinterlegte Summe 
zur SoldzahluDg gegen die Husiten unter Versprechen der Schadlos- 
haltung an sich nimmt, i) und Friedrich IIL, der von Göttweig 
zur Bezahlung der Schulden seines verstorbenen Bruders Albrecht YL 
ein Darlehen von 600 fl. fordert und erhält.*) 

Daß man endlich im Yolke auch die Einführung der indirekten 
Verbrauchssteuer von den Getrau ken, des üngelds, das wie ander- 
wärts 3) auch in Österreich vor der Ausdehnung auf das Terri- 
torium durch Rudolf IV. i. J. 1359 sich schon in Städten findet,*) 
als ebenso schwere Last wie die direkten Leistungen betrachtete 
und ungeachtet der Verschiedenheit in der Person der Steuerzahler 
das Gleichartige, den Druck auf die Steuerträger, richtig empfand, 
drückt sich in der Aufforderung des Suchenwirts an die Herzöge 
aus, das üngeld von den Weinen aufzuheben, da Gott nicht zwei 
Zehnten geschaffen habe.^) 

t) 1428, Qu. z. G. Wiens I./4., Nr. 3754. 

2) 1464, FRA. IL/52, 594 f. 

») V. Below in der „Histor. Zeitschr.** 75, 432 f. 

*) cf. V. Lnschin „österr. Reichsgesch.*» p. 210. Werunsky p. 148 
nimmt an, es sei schon 1332 nicht auf die Städte beschränkt gewesen« 
Doch ist es nicht gewiß, ob das 1332 erwähnte ungeltum per Austriam über- 
haupt eine indirekte Verbrauchssteuer bezeichnet; sicherer ist dies 1351, 
als Albrecht II. der Stadt Wien erlaubt, „einen ungelt aufzesetzen und ze 
legen auf wein wid auf getraid"" (Tomaschek „Rechte und Freiheiten« 1, 
127, Nr. 46); andererseits scheint bei der Befreiung der Leute der Aller- 
heiligenkapelle in Wien, „von allen übet^griffenj ungeUen, steueren und dien- 
sten"^ (in Wien und allen Städten und Landen 1357 durch Albrecht II., 
Qu. z. G. Wiens I./4. Nr. 3506) üngeld vielmehr noch im Sinne von Un- 
recht (Schmeller „Bayr. Wörterbuch** 1, 907 ; cf. auch Zeumer „Städtesteuern»» 
p. 91 f.) gebraucht zu sein. Keinesfalls ist erweisbar, daß das Ungold schon 
vor 1359 auch auf den Grundherrschaften der Prälaten und Pfarrer er- 
hoben wurde, wie Werunsky a. a. 0. meint. — Bezüglich der Einführung 
des landesförstlichen Ungeldes in den bischöflichen Städten 
. war deren größere oder geringere Selbständigkeit maßgebend : so wurde in 
der passauischen Stadt St. Polten das üngeld schon unter Rudolf IV. selbst 
erhoben (Ü.-B. v. St. Polten 1, 621) ; von der freisingischen Stadt Wölz 
dagegen wird erst 1474 üngeld eingehoben, „ain neuung"-^ der der Bischof 
nicht zu widersprechen wagt („Beitr. z. K. steierm. G.-qu.** 15, 50). 

*) Edid. Primisser p. 86; cf. auch v. Luschin „Wiens Münzwesen, 
Handel u. Verkehr im späteren M.-A'" (S.-A. aus „Gesch. d. St. Wien** IL, 
Wien 1902) p. 56. 
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Obzwar die Geschichte des älteren Eatasterweseus 
in Österreich mit der Frage der Kirchensteuern nur in losem 
Zusammenhange steht, gehe ich doch kurz darauf ein, da dieselbe 
bisher wenig Beachtung gefunden hat. Man^) ist von den land- 
ständischen Katastern,, deren erste Spuren in Steiermark und Kärnten 
1495^), in Niederösterreich vermutlich 1502, sicher 1513 und 1515^) 
auftreten, wie von etwas Neuem ausgegangen. Ihre Vorläufer sind 
die zwecks außerordentlicher Anschläge des LandesfQrsten, nicht 
landständißcher Steuern, angelegten Verzeichnisse; die Verfassung 
solcher läßt sich weit zurQckverfolgen : die Veranschlagung der 
Grundsteuer mit der Auflegung eines gewissen Steuersatzes auf die 
Hube « . als Steuereinheit, vor allem aber die Abschätzung des Er- 
trages der Weingärten und die Erhebung eines gewissen Prozent- 
satzes Yon demselben^) hatte eine Begistrierung des Grundbesitzes 
und des darauf entfallenden Steuerbetrages unbedingt erforderlich. 
Eine Vorstellung von derartigen Aufzeichnungen gibt uns ein Ver- 
merk eines Göttweiger Urbars, anscheinend eine Abschrift der be- 
hördlichen Begistrierung und Abschätzung der Weingärten a. d. J. 
1353:^) es enthält eine Anfühmng derselben im Einzelnen mit 
Angabe des Schätzungswertes ihres Ertrages und der an den Landes- 
försten hievon abzuliefernden Summe. Es waren yermutlich Ein» 
zelaufzeichnungen fQr den Besitz der einzelnen Steuerzahler. An- 
dererseits wissen wir, daß schon das Verzeichnis des Steueran- 
schlages König Budolfs vom Jahre 1277 noch 1280 als Grundlage 
für seine Bückzahluug der einzelnen Beiträge diente;^) ebenso 

1) S. Adler „Das Gült buch von Nieder- und Oberösterreich und seine 
Funktion in der ständischen Verfassung" Unger-Festschrift 1898 und M. 
Vancsa „Die ältesten Steuerbekenntnisse der Stände in Österreich unter 
der Enns" M. J. ö. G., 6. Erg.-Band p. 459 ft. 

*) V. Luschin „Reichsgeschichte" p. 279. 

») Vancsa a. a. 0. p. 462, 

*) 1315 „de reditihus religiosorum et de vineis tarn religkaorum, quam 
civium et dliorutn taxatis, prout valere potet'ant;** Contin. Zwetl. HI., Mon. 
Germ. SS. 9, 666. — 1337 „aesiimato valore vtnearum'', Ann. Mellic, ebenda 
p. 512. — „Vineas singulatim taxans secundum montium et locorum quaU- 
tatem'', Ann. Zwetl., ebenda p. 683. 

5) FRA. II./51, 475 f.: taxate sunt omnes vinee, primo scriptae, 
postea taxate, nominatim de X tdlentia unum. — Herr Professor Dr. Dopsch 
hat mich auf diesen wichtigen Vermerk aufmerksam gemacht. 

«) Rudolfua . . computana exactioneSy quibus ecdesias religiosorum aggra- 
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werden wohl auch jene Begistrierungen und Abschätznugen des 
Einzelbesitzes aufbewahrt worden sein; denn es fällt das Moment 
weg, welches die Anlage von landständischen Katastern lauge Zeit 
hinderte, die Bückstelluug der dort von den Einzelnen selbsi^e- 
lieferten Einbekenntuisse des Besitzes an die Eigentümer.^) Wenn 
also die letzten Steueranscbläge, sowie die Besitz- und Schätzungs- 
verzeichnisse aufbewahrt wurden, liegt die Annahme von Katastern 
in der Art der späteren Gültbücher und ihre Verwendung fär den 
nächsten außerordentlichen Steueranschlag bereits nahe. Einen 
Foiiischritt in Hinsicht jener Verzeichnisse sehen wir 1365: 2) die 
Nachricht j,dominu8 Albertus dux Äustrie res singulas et universa 
bona necnon reditus omnium claustrorum, parrochiarum de- 
scribi iussit et secundum singulorum valetudinem exaccionem 
magnam . . . imponens, quod exinde universorum colonis grande gra- 
tarnen oriatur, zeigt, daß Albrecht U« nicht allein den Bealitäten- 
besitz, sondern schon die grundherrlicheu Einkünfte registrieren 
heß, so daß wir hier schon das deutliche Vorbild der landstän- 
dischen Gülteneinlagen des Gültbuches vor uns hätten. Bleibt 
für diese Zeit noch immer ein leiser Zweifel, ob wir es mit Steuer- 
katastern, nicht bloß mit Verzeichnissen für den Zweck der ein- 
zelnen Auflage, einer für den einzelnen Fall vorgenommenen und 
verwendeten Bedaktion der über den Besitz der Steuerpflichtigen 
angelegten Spezialregister zu tun haben, so schwindet dieser wohl 
1422^): ,fdesselben jars Hess herczog Albrecht alle tveingartwerch im 



varat, singulas iussit computari et refudit; Contin. Zwetl. 111. a. a. 0. p. 657; 
cf. oben p. 135. 

•) Vancsa a. a. 0. p. 459, Anm. 2. 

«) Contin. Novimont. Mon. Germ. SS. 9, 676. 

«) „Kleine Klostern. Chronik", A. ö. Gr. 7, 246. — G. Friess a. a. 0. 
p. 19 vermengt mit Unrecht die beiden Nachrichten der Kl. Klost. Chr., 
deren erste auf eine landatändische Steuer v. J. 1421 sich bezieht, wie der 
bei Friess erwähnte Schadlosbrief beweist, während die zweite Weingarten- 
steuer ein selbständiger Anschlag des LandesfQrsten war. Letzteres erhellt 
aus der Angabe über die an den Hof abgelieferten Einbekenntuisse ; denn 
da die Stände die Aufsicht über die Einhebung der von ihnen bewilhgteu 
Steuern selbst durch verordnete Mitglieder führten (cf. Werunsky p. 143), 
so hätten sie doch wohl eine Ablieferung der für die Ermittlung der 
Steuerschuldigkeit dienenden Einbekenntuisse an den Hof nicht geduldet. 
— Wenige Jahre nur jünger (1429) ist das von einer geistlichen Kommis- 
sion auf Befehl Bischof Leonhards von Passau zum Zwecke einer dem 
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landt beschreiben gmtlichen und weltlichen letUen und man muest 
auch des alles schätzen und die register gen hof sendten'^'. Also 
die Yon den Steuerpflichtigen selbst, yermutlich mit Interyentioa 
der landesfärstlichen Organe, neuerdings angefertigten Weingarten« 
Verzeichnisse und Selbsteinschatznngen werden alle dem Herzoge ein- 
gesandt und bildeten dann am Hofe offenbar wie die späteren «Ein- 
lagen* des ständischen Gültbuches mit den letzten Ansehlägen den 
landesfQrstlichen Steuerkataster; daß die Stände dann hievon das 
Muster für die landständischen Steuern genommen, ist mehr als 
wahrscheinlich. 

Die prinzipielle Stellung der Kirche gegenüber den finaa- 
ziellen Ansprüchen des Landesherrn ist die gleiche, die tatsäch- 
liche Opposition eine noch schärfere als die gegen die Einschränkung 
des geistlichen Gerichtes erhobene. Die bekannte Exkommunikation 
Albrechts lU. wegen Einhebung eines subsidium pecuniale von den 
Kirchengütern,!) der energische Protest des Konzils von Salzburg 
V. J. 1386, das die Kirchenstrafen der invasores, occupatores und 
detentores ecclesiarum bonorum auf alle erstreckt, die die Freiheit 
der Kirche durch Erpressung von Steuern und Abgaben verletzen, 
und durch allgemeine Neupublikation der Bulle clerids laicos wenig- 
stens das päpstliche SteuerbewiUigungsrecht zu retten suchte,^) die 
mächtige Erhebung des Klerus unter der Führung des ganzen 
Episkopats in den Jahren 1418 — 1424 geben wieder dasselbe Bil^. 
Gegen den Steuerdruck richten sich die Erneuerung der Bestim« 
mungen des vierten Laterankonzils und der Confoederatio cum 
principibus ecclesiasticis, sowie der Konstitutionen Karls IV. auf 
Bitten Salzburgs, Passaus und Freisings,^) die Salzburger Synode 

Herzoge zugestandenen Husitenkriegssteuer angelegte nvegistrum eteurarum 
omnium prelcUorum ctc dericorum totius diocesis Patavienais saUem in terris 
et dominio AiMtrie commorantium** bei P. Schmieder „Matriciila episcop. 
Passav.« Beilage 2. p. 67 f. 

i) 1391, Kurz „Österreich unter Albrecht UL" 2, Beilage Nr. 78, 
p. 282 ff. 

») Dahlham p. 532, 533. 

8) 4./8. 1409, Alexander V. für Salzburg, Or. H.-H.-St.-A. — 1417, 
Martin V. für Freising gegen die tcUliae et gabeUae et allae exactiones ittici- 
tae; Meichelbeck „Histor. Frising." 11./1, 190 f. — Ebenso 1418 für Passau, 
Mon. Boica 31./2, 155 ff. — Ebenso 1433 das Basler Konzil für Freising, 
Meichelbeck II./1, 214 ff.; 1434 für Baumgartenberg, Kurz „Beiträge« 3, 
445 ft*.; 1435, für Uöttweig, FRA. II./52, 271 etc. 
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y. J. 1418 kämpft yergeblich gegen ihn.^) Die Einung des Metro^ 
politen mit seinen Suffraganen y. J. 1419 ad recuperandam im* 
munüatem ecdesiasticam,^) die Anklagen Salzburgs gegen Ernst, 3) 
die Drohung Martins Y.^) mit dem Interdikt in den Jahren 1423 
und 1424 bezeichnen den letzten verspäteten Versuch, den prin- 
zipiellen Anspruch des Klerus auf Steuerfreiheit gegen ein über- 
mächtiges Landesfürstentum noch durchzusetzen. Zur Zeit, als 
Nikolaus V. die außerordentlichen Kirchensteuern des Landesherm 
für alle Zukunft sicherte und dem Widerstände des Episkopats die 
Spitze abbrach, wie unter der weiteren Eegierung Friedrichs IlL 
wagt die Geistlichkeit naturgemäß keine offene Auflehnung mehr, 
nur ihre passive Opposition läßt nicht nach: da klagt 1452^) ein 
Anonymus über die unerschwinglichen Kriegssteuern, die nicht nur 
die Auslagen fürs Heer, sondern auch die verlorenen Schlachten 
decken müssen; da beschwert sich 1456^) der Klerus von ünter- 
steier bitter über die variae et continuae exactiones des Kaisers, 
die die Kirche in Knechtschaft bringen und ruft die Hilfe des 
Erzbischofes an; denn leichter sei Spoliation zu ertragen, da die 
cessatio a divinis den Spoliierenden treffe^ als diese unaufhörlichen 
Steuern ! 



Aus dieser ausgedehnten Ausübung des landesherrlichen Steuer- 
rechts über Klerus und Kir3hengut ergab sich notwendig das In- 
teresse der Landesfürsten, eine Schwächung der Steuerkraft der- 
selben durch andere Faktoren zu unterbinden. '') Es kam einerseits 

1) Dahlham p. 188 ; cf. Steinwenter A. ö. G. 58, 470. 

«) Mon. Boica 31./2, 162 f. 

«) 1423, Chmel „Gesch. Friedrichs IV. ♦♦ 1, 460; ferner die daraufhin 
ergangene Bulle Martins vom 17./7. 1423 (ür. H.-H.-St.-A. ; Reg. Lich- 
nowsky 5. Nr. 2130) : y^gravem exctctionem, steuram ab eo nuncupatam, ipsis 
pf'oekUis aeu clero absque dicte aedis (sc. apostolicae) licentia contra 
canonici sancHanes propria voluntate imposuit** 

*) Lichnowsky 5. Nr. 2130, Publication daselbst Nr. 2173. — Über 
das Eingreifen König Sigmunds s. Stein wenter p. 471 f. 

6) Dahlham p. 226. 

ö) Dahlham p. 236. — S. ferner Concil. Salisburg. 1420, ebenda p. 202. 
und Concil. Frising. 1440, Meichelbeck 1I./2, 260 (Verbot, die Kirchen den 
Xiaien tributär zu machen.) 

') Das gleiche Interesse hatte das Papsttum für sein Steuerrecht; 
8. Gottlob a. a. 0. p. 39. 
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darauf an^ den landsässigen Klerus an übergroßer Belastung seiner 
Hintersassen als der Hauptsteuerträger für landesfürstliche Auf- 
lagen zu hindern, anderseits die Autoritäten, denen ein selbst- 
ständiges Becht zu Kirchensteuern zukam, zur Ausübung desselben 
an die landesherrliche Zustimmung zu binden. 

Die Stiftsvogtei war wohl der ursprüngliche Keehtstitel zur 
frühzeitigen Realisierung der ersten dieser Bestrebungen ; die Habs- 
burger geben — ganz abgesehen von der Erlaubnis zur Kepar- 
tierung landesfürstlicher Steuern — ihre Bewilligung, *) daß Klöster 
auf ihre Grundholden eine Steuer zu eigenem Nutzen auflegen 
dürfen; sie verbieten auch die Forderung solcher Steuern außer 
dem census soHtus von fremden Holden 2) und die übermäßige Be- 
lastung der eigenen Hintersassen s) durch die geistlichen ürund- 
herren. Auch dieses Vorgehen ist dem der bayerischen Herzöge 
ganz parallel*.) 

Zur gefährlichen Konkurrenz wurde unter den Abgaben des 
Ländesklerus an den Diözesan weniger die regelmäßige Leistung 
des Cathedraticum^ noch die Verpflichtung des Klerus in den Diö- 
zesen Passau und Salzburg, das ganze, bezw. halbe Einkommen 
des ersten Jahres aus den der Kollation des Erzbischofs, bezw. 
Bischofs zustehenden vakanten Bentfizien dem Baue und der Er- 
haltung der Domkirche zuzuwenden, 5) als vielmehr die außer- 



>) 1337 erlaubt Herzog Otto Reun ^ettwivil ze legen und ein hüff von 
in ze nemen zu einem gemainen nutz nach des goUhaus notdurfft"', Lichnowsky 
3. Nr. 1125. — 15./8. 1414, Heiligenkreuz: „item pitten unr, daz eur fürstl. 
gnad uns verheng, von unser leuten zu nimen ain mSsleichlich stewr mit euren 
acheinpoten imevessen^ ; Or. H.-H.-St.-A. 

2) Z. B. 1327 Melk „cum nos eorundem bonorum advocati simuslegi- 
timi^; 0. Ö. Ü.-B. 5, 480, ebenso 1337, ebenda 6, 245 f. 

8) Z. B. 1393 verbietet Albrecht III. eine unrechtmäßige Beschwerung 
der Pfarrleute zu Spital a. P. durch den Pfarrer; A. ö. G. 72, 263, Nr. 188. 
— 1482 verbietet Friedrich III. der Äbtissin von Goß die starke Belastung 
ihrer Holden mit dem Vogtrecht; „Mitt. d. histor. Ver. f. Steierm.« 23, 
114. etc. 

4) S. Urkunden von 1325, Mon. Boica 4, 164; 1339 ebenda 10, 96; 
1366, ebenda 10, 512. 

6) Für Salzburg s. Doppler „Die ältesten Orig.-L'rk.«, Mitt. d. Gesch. 
f. Salzb. L.-k." 10, Nr. 15, 27, 30, 32, 50; 12, Nr. 149; 13, Nr. 61, 120, 131, 
158, 177. — Für Passau: Synod. Patav. 1284 bei Hartzheim „Concilia 
Germ.« 3, 682. 



Digitized by VjOOQIC 



— 155 — 

ordentlicbe Leistung des mbsidium charitativum^) Das Verbot 
der Einhebung desselben durch den Diözesan wird zunächst nur 
ausnahmsweise, so von Albrecht I. gegenüber Salzburg, 2) als Zwangs- 
maßregel bei Streitigkeiten des Landesherm mit den Eircbenobern 
angewendet; Ende des 14. Jahrhunderts ist dann ein förmliches 
auch Yon den Bischöfen in praxi anerkanntes Konsensrecht des 
Landesfürsten zu jeder derartigen Besteuerung des Landesklerus 
durch den Diözesan entwickelt. Darauf basierend , erlaubt* 1395 
Herzog Albrecht III. dem Bischöfe Georg von Passaiu, eine Steuer 
Yom ganzen Klerus und allen Klöstern seiner Diözese zu erheben,^) 
der Diözesan und der Landesherr erteilen unter ausdrücklichem 
Hinweise auf diese Erlaubnis den Auftrag zur Verteilung und Ein- 
hebung dieser Steuer,^) der Landesfürst gestattet den Klöstern die 
Bepartierung auf die Hintersassen,^) und Herzog und Bischof 
sichern sich gemeinsam vor der päpstlichen Exkommunikation 
wegen des vom Herzoge an seine Beamten erteilten Befehls zur 
Eintreibung dieser Steuer,^) Solcher Art war wohl auch die ^ami- 
cabilis compositio^^ der Herzöge Wilhelm und Albrecht i. J. 1400 
,,propter exactionem ab episcopo Pataviensi impositam^^.'^) 

In der landsässigen Geistlichkeit selbst bestand eine lebhafte 
Strömung gegen diese Auflagen der Bischöfe; diese veranlaßte ander- 
seits wieder die Herzöge, sich zu Schützern der Diözesanrechte 
aufzuwerfen und derart das selbständige Steuerrecht derselben umso 
gewisser zu brechen. Wie denn Albrecht III. und IV. einen hef- 
tigen Konflikt zwischen dem Bischöfe von Fassau und dem Propste 



») cf. Gottlob a. a. 0. p. 40. 

«) S. die Vorladung Albrechts nach Rom durch Bonifaz VIII. 1297; 
Kaltenbrunner „Mitt. a. dem Vatikan. Archiv" 1 , 478 f., Nr. 476. 

8) 1395, Ann. Mellic, Mon. Germ. SS. 9, 514: „Episcopus Pataviensis 
impetravit a papa Bonifacio medios fructus , , , annuente sibi duce Al- 
berto'', und Qu. z. Gesch. Wiens I./2, Nr. 21(9. 

*) FRA. II./51, 760 f. und 762. 

6) Ebenda p. 761. 

«) Indult Bonifaz' IX. vom 25. Jänner 1396, Or. H.-H.-St.-A. 

') Ph. Hueber „Austria ex archivis Melliceneibus illustrata" 1, 95. 
-r- Dem Bischöfe von Konstanz bewilligt Herzog Wilhelm 1406/7 die Er- 
hebung einer demselben vom Papste zugestandenen Steuer vom Klerus 
seiner Diözese fQr seine Länder sogar nur gegen Abtretung der Hälfte 
dieser Kollekte, unter Versprechen der Reziprozität ! Lichnowsky 5, Nr. 804 
834, 977. 
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von St Stephan zu Gunsten des ersteren beilegen, i) Wilhelm und 
Albrecht IV. den gleichen Streit des Fassauers mit den Zisterzienser- 
äbten und Melk durch Schiedspruch applanieren müssen;^) auch 
dem Säkularklerns in Österreich ob und unter der Enns muß Al- 
brecht y. 1438 die Zahlung der von ihm als ,pHerr und Landes* 
fürst in Österreich^ dem Bischöfe bewilligten Hilfe gebieten 3) und 
Friedrich 111. Prälaten und Priestern die Leistung des subsidium 
charitativum an den von ihm oktroyierten Kardinal Georg Häsler 
,fiei/ Vermeidung unnser straf und ungnad^' befehlen, ja der Letztere 
muß die. Drohung hinzufägen, er werde den ungehorsam an Leib 
und Gut der sich Weigernden ahndend) Also ein ausgesprochenes 
Aufsichtsrecht und Ausdehnung der landesfQrstlichen Polizeigewalt 
über diese interne geistliche Angelegenheit. 

Die Kehrseite des Konsensrechtes, ein Vetorecht des Lan- 
desherm gegenüber den außerordentlichen Besteuerungen der Geist- 
lichkeit durch den Diözesan, tritt als Endentwicklung unter Frie- 
drich lU. charakteristisdi mit der Motivierung zutage, daß es j,uns 
als landesfürsten zu unser land notdurften zugehoret und gehuretj 
von in und andern unsern prelaten, so des not ist, steur zu nemenJ* ^) 
Man sieht, der Sieg der staatlichen Gewalt über die Hauptträger 
der Kirchengewalt in der Frage der Kirchenbesteuerang war hie- 
mit ein vollständiger. 

Aus der erwähnten Politik der Habsburger, durch zeitweiliges 
Einholen der päpstlichen Genehmigung zu Kirchensteuern eine 
scheinbare Anerkennung des päpstlichen AUeinbesteuerungsrechtes 
zu geben und dasselbe für sich so sehr auszunützen, daß sie schließ- 



>) 1396, Mon. Boica 30./2, 451 f. Die Entscheidung erfolgt im Hof- 
gerichte des Herzogs in Gegenwart des Bischofs! — J401 Qu. z. Gesch. 
Wiens L/4. Nr. 4018. 

2) A. ö. G. 2, 419 f. 

») Mon. Boica 31./ >, 330. Der Befehl des Basler Konzils p. 340 f. — 
cf. auch Chmel in den „Denkschriften« d. Wr. Akad. 2, 328, Anm. 1. 

*) 1481. FRA. 1I./55, 192 f. 

*) 1446 gegen den Erzbischof von Salzburg zu Gunsten Admonts, 
Schwind-Dopsch p. 363. — Ähnlich 1447 für Michelbeuern, Chmel „Reg. 
Friedrichs III.", Nr. 2271. — 1450 für die Kapläne in Tulln gegen den 
Passauer; Kerschbaumer „Tulla" Krems 1874, Nr. 538. — 1468 Passau— 
St Florian, Kurz „Österreich unter Friedrich IV." 2, Beilage 37, p. 245 f. 
— Ein ähnlicher Fall in Bayern ischon 1349, Mon. Boica 12, 190 f. 
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lieh durch die generelle Erlaubnis zur Besteuerung von Klerus 
und Kirchengut eine auch vom kirchlichen Standpunkte unanfecht- 
bare rechtliche Grundlage erhielten, erklärt es sich, daß sie ander- 
seits dem Papsttum bei Ausübung der Kirchenbezehntung nicht 
so entgegentraten,!) wie es ihr eigenes Steuerinteresse verlangt 
hätte. ^) Von einem konsequenten Abschlüsse ihres Landesklerus, 
Yon einer Prüfung auch nur der Vollmachten der mit Einhebung 
der Zehnten-, Legaten- und Prokurationsgelder Betrauten durch 
die staatliche Gewalt ist vor dem 16. Jahrhunderte s) keine Bede. 
Nur als Kampfmittel in Konfliktszeiten mit der Kurie oder den 
Metropoliten, wie durch Otakar im Kampfe mit Salzburg*) und 
Albrecht 11. im Streite mit Aquileja,*) fanden landesfürstliche Ver- 
bote der päpstlichen Zehntsammlungen und Prokuratorensteuern 
statt. Ein anderer Faktor ist hierin der Landesgewalt voraus- 
gegangen: die zunächst Getroffenen, die Bischöfe und der Landes- 
klerus selbst. Den Diözesanen wird eine Art Plazet gegenüber 
den Abgesandten der Kurie zur Pflicht gemacht, da die deutschen 
Konzilien immer wieder verbieten, päpstliche Briefe mit Steuer^ 
forderungen, Beneflzien Verleihungen u. a. ohne Approbation und 
Vidimus des Diözesans oder seines Offizials — angeblich wegen 
der vielen Fälschungen — anzunehmen ;6) ein derartiger Fall ver- 



«) Die Städte gehen hierin dem Landesfürstentum voran: z. B. 1484 
gestattet die Stadt Graz die Einhebung des Kreuzzugszehnten nur gegeik 
das Versprechen, die von den Bürgern gelieferten Summen sollen, wenn 
sie nicht wirklich gegen die Türken in Verwendung kommen, dem Baue 
der Kirchen in der Stadt zugewendet werden ; Gottlob „Aus der camera apo- 
stolica des 15. Jahrhunderts«, Innsbruck 1889. p. 208. 

ä) Ähnlich in Bayern; s. S. Riezler „Geschichte Bayerns** 3, 815. 

») S. auch Hinschius „Kirchenrecht** 1, 524. 

<) S. z. B. „Wiener Briefsammlung** („Mitt. a. d. Vatikan. Arch.** 11.) 
p. 33; femer „Baumgartenberger Formelbuch**, FRA. II./25, 329 f. 

*) Bericht des Patriarchen an Köaig Ludwig von Ungarn 1361, FRA. 
I[./40, 150 f. : „immo eis inhibetur, ne decimas papales et procurationes lega* 
forum apostolice sedi's, ut moris est, aoherent, stib pena et in penam dupV, — 
— In Tirol verbietet 1407 auch Herzog Friedrich die von Gregor XII. ge- 
forderte Beisteuer der Geistlichkeit; Friedberg in „Zeitschrift f. Kirchen- 
recht** 8 (1869), p. 292. 

«) Z. B. Concil. Mogunt. 1300, Hartzheim 4, 216; Synod. Prägens. 
1355, 4, 400; Conc. Colon. 1353, 4, 472; Syn. v. Eichstädt 1283, „Histor. 
Jahrbuch** 11, 297. — ürban VI. hat diese Forderung dann den Prälaten 
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aalaßte schon 1261 die meisten Klöster und den ganzen mitbe- 
troffenen Klerus der Passauer Diözese, gegen Prokuratoren, die 
keine Beglaubigung vorweisen konnten, sich nach Rom zu wenden, i) 
Der Protest des Würzburger Nationalkonzils gegen die Prokura- 
torensammlungen fand auch in unsern Territorien lebhaften Wieder- 
hall in der Appellation des Erzbischofs von Salzburg und seiner 
sämtlichen Suffragane gegen den Legaten Johann von Tusculum,^) 
und gleichen Protest legten 1 290 niederösterreichische Klöster gegen 
den Generalkollektor Theodorish von Orvieto ein.») Die Habs- 
burger dagegen legten den großen Zehentsammlungen Martins IV.,*) 
Johanns XXIII.«^) kein Hindernis in den Weg, obwohl ihre Zu- 
stimmung anscheinend nur bei Besteuerung ihrer Hofgeistlichkeit 
von den päpstlichen Emissären eingeholt wurde. ^) 



In den landesfdrstlichen Städten trat der prinzipiellen For- 
derung des Klerus nach Steuerfreiheit die weltliche Gewalt mit der 
Forderung der Teilnahme an den öffentlichen Lasten in zweifacher 
Person entgegen: in der des Landesfiirstentums, das hiemit ebenso 
sehr sein eigenes Interesse wie das der Bürger vertrat, und in der 



«einer Obödienz bewilligt; doch wurde ihnen dieses Recht wieder ge- 
nommen; Hinschius a. a. 0. 3, 751, Anm. 4. 

1) FRA. 11./ 1., 160 f. — Bezeichnend ist auch der Verkauf einiger 
Besitzungen durch den Abt von Mariazell 1283 ^corde mölesto, quamvis in- 
i)üi . . cum decimarum exactio statuta olitn per Universum clerum a sede apo* 
stoUca nos angiaret fortiter et urgeret^ ; FRA. II./ll., 233. 

2) 6/2. 1288, Vollmacht zur Verfolgung der bereits eingereichten Ap- 
pellation supef* immoderata procuratione imponta per dominum Johannem 
Tusculanum episcoptmt, apostohlice sedis legatum in provincia Salzhurgensi , . 
ad petendam remissionem itUoleräbiVs procurationis iam imposite ; Or. H.- 
H.-St..A. 

3) Melk, Seitenstetten, Göttweig, Mariazell, St. Polten ; Kaltenbrunner 
„Mitt. a. d. Vatikan. Arch.« 1, 412, Anm., cf. Gottlob „Kreuzzugssteuern ♦* 
p. 105. 

*) S. .W. Hauthaler „Liber decJmationis v. 1285", Programm Borro- 
mäum Salzburg 1887, p. 4 und Beilage Nr. 5. 

6) S- G. Schmid „Zur Gesch. v. Salzburg u. Tirol während des großen 
Schismas« in „Rom. Quartalschrift« 12, 426 f. 

ß) 1252 bezeichnet Herzogin Margaretha es als inconveniens^ daß 
die Legatensteuer von ihren Kaplänen ohne ihre und ihres Gemahls Zu- 
stimmung erhoben werde; Sitz.-Ber. d. Wr. Akad, 10, 236. 
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der Stadt selbst, ^) für die ja jede Entziehung steuerbarer Objekte 
eine entsprechende Mehrbelastung der bürgerlichen Bealitäteu be- 
deutete, sobald die jährliche Steuer von den Städten als pauscha-* 
lierte Gesamtsteuer erhoben und von der Bürgerschaft selbst um- 
gelegt wurde. Der Umstand, daß Befreiungen geistlicher Häuser 
Yon allen städtischen Lasten durch den österreichischen Landes- 
fursten schon seit der letzten Babenbergerzeit — das erste mir 
bekannte Beispiel ist die Privilegierung des Heiligenkreuzerhofes 
in Wien 1209 durch Leopold VI.«) — auftreten, läßt wohl er- 
kennen, daß die Herzöge jenen Anspruch auch für ihre Stadtge- 
biete mindestens seit der Wende des 12. und 13. Jahrhunderts 
prinzipiell nicht anerkannten, vielmehr von Fall zu Fall an den 
Spezialtitel des landesherrlichen Zugeständnisses banden. 3) Ander- 
seits treten sie doch lange Zeit nicht mit positiven beschränkenden 
Verordnungen auf, obwohl die Geistlichkeit den Standpunkt fest- 
hielt, daß auch lEdle Neuerwerbungen zu den tatsächlich freien 
Gründen in den Städten eo ipso des Privilegs der Steuerfreiheit teilhaft 
werden, sowie daß alle auf diesen Gründen seßhaften Leute, selbst 
bei Handels- und Gewerbebetrieb, von den städtischen Lasten exi- 
miert seien. ^) Begreiflich, daß demnach der nächst interessierte 
Faktor, die Städte, zuerst aus eigenem Antriebe dem entgegentrat, 
so daß schon König Budolf auf Klage Zwettls den Bürgern von 
Eggenburg verbieten muß, die Klosterleute mit Auflagen und Steuern 
zu beschweren.^) Einzelne geistliche Stadtherren, wie der Bischof 
von Freising, selbst haben in unsem Territorien früher als der 
Landesherr aus volkswirtschaftlichen Bücksichten vertragsmäßig 
ihre Bürger gegen diese Zersetzung des städtischen Gemeinwesens 



*) Im Allgemeinen s. 0. Gierke „Deutsches Genossenschaftsrecht** 1, 
331 f.; 2, 700. 

2) Qu. z. G. Wiens I/l Nr. 856. 

«) Solche Befreiungen : 1239 Deutschorden in Wien für seine Lebens- 
mittel und Einkünfte; Schwind-Dopsch p. 83. — 1252 Reun in Graz und 
Wiener-Neustadt, v. Krones «Verf. u. Verw. v. Steier" 1. Anh. Nr. 34. — 
1259 Minoriten zu Judenburg ; Lambacher „österr. Interregnum**, p. 44 f. — 
1270 Heiligenkreuz-Bruck FRA. II./11, l7l. — 1276 FRA. ll./l, 182 f. etc. 

*) cf. K. Zeumer „Die deutschen Städtesteuern** in Schmollers „Staats- 
und sozialwiss. Forsch,** I./2, 72 f. 

6) 1279 und 1280, FRA. II./3, 202, Reg. Imp. VI./l. Nr. 1187, 1189. 
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geschützt: Bischof Konrad bestimmt 1273^) für das Admonterhaus 
in Waidhofen a. d« Y., der Inquilinns desselben oder das Kloster 
selbst müsse die j,steurae vel census, que pro communi necessitate 
predicti fori nostri et pro reparatione pontium vel viarum et aHa- 
rum necessitatnm ingruentium pro tempore necessarie fuet^int^^, mit 
den Bürgern tragen. Die imperative Heranziehung des Klerus zu 
den Städtesteuem ist erst eine Teilerscheinung des ausgebildeten 
Steuersystems der Habsburger; ich fasse mich unter Hinweis auf 
V. Myrbach2) und Bruder ^^ kurz; es siud wie in allen deutschen 
Eeichs- und Landesstädten*) im wesentlichen drei Prinzipien, ein 
„Mitleiden*, wie man die Gesamtheit der materiellen Pflichten 
nannte, der Geistlichkeit zu erzielen. Entweder wird bestimmt, 
der weltliche Bewirtschafter des Klosterhauses habe mitzuleiden, 
meist Dur für den Fall, daß er selbst Handel oder Gewerbe treibt 
oder Wein schenkt; oder allgemein für Kleriker und Laien, Teil- 
nahme am Handel und den Vorteilen der Stadt verpflichte auch 
zur Teilnahme an ihren Lasten; oder endlich die weiteste For- 
derung, alle Einwohner und Eingesessenen seien zur Leistung der 
städtischen Verpflichtungen gebunden. Eine Folge des ümstandes, 
daß letztere Forderung nicht zum vollen Erfolge kam, ist, wie 
V. Myrbach erwiesen, die Verwandlung des auf den Hausbesitz 
fallenden Teiles der Siadtsteuer in eine Beallast, bei der dem Hause 
selbst als integrierendem Teile der Stadt, ohne Rücksicht auf die 
Person des Besitzers, die Steuerpflicht zufällt: ein Grundsatz, der 
wenigstens geeignet war, eine Vermehrung der eximierten Häuser 
durch neuen Erwerb seitens des Klerus zu hindern, s) 

Vereinzelt begegnet der Grundsatz, der hospes oder inquilinus 
des Hauses habe die bürgerlichen Lasten mitzutragen, schon unter 



») FRA. II./3 1,318; ebenso 1277 für eine Hofstatt Seitenstettens, ebda, 
p. 376: Befreiung von Steuern, hüs solum exceptis^ que predicti opidi nostri 
in Waidhoven vel civium nostrorutn ibidem utilitatem communem respicere vide- 
buntur. In beiden Fällen also die Mitleidenspflicht auf die vom Stadtherm 
zu Nutzen der Stadt ausgeschriebenen Steuern beschränkt. 

2) „Die Besteuerung der Gebäude und Wohnungen in Österreich«* in 
„Zeitschr. f. d. gesamte Staatswissenschaft", 40, 546 ff, 

8) A. Bruder „Studien über die Finanzpolitik Herzog Rudolfs IV."- 
Innsbruck 1886, p. 47 ff., p. 107 ff. 

*) Friedberg „De finium . . iudicio" p. 199, Bruder p. 49. 

ö) V. Myrbach p. 561. 
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Otakar^/) selbst wenn die Steuerfreiheit der familia^ der eigent- 
lichen Stiftsleute, anerkannt wurde, 2) wie' es 1285 Wiener-Neustadt 
gegenüber dem Heiligkreuzerhofe tat, wurde dieser Vorbehalt ge- 
macht; 3) auch in vielen Steuerbefreiungen der Zeit vor Rudolf IV. 
findet sich der Satz, der Wirt des Hauses müsse mit der Stadt 
dienen, vornehmlich, falls es ein Bürger oder Handelsmann sei ;*) 
nur selten wurde auch der Wirt, den ein Kloster hinsetzte, jeder 
Mitleidenspflicht ausdrücklich enthoben, 5) so daß er trotzdem der 
städtischen Vorteile teilhaft werden sollte. Jenes Prinzip der 
Dienstpflicht des weltlichen Inwohners als das mildeste ist auch 
das einzige, das einzelne Klöster bei Verleihung ihrer Häuser zu 
Burgrecht selbst am frühesten, so Klosterneuburg für seine Häuser 
in Enns und St. Polten, sowohl für die außerordentlichen landesr 
fürstlichen Städtesteuern, als die zum eigenen Nutzen von der 
Stadt eingehobenen Steuern freiwillig anerkannten, ß) 

Weit schärfer ist schon die Bestimmung Herzog Albrechts 
für Steier v. J. 1287, jeder, also Kleriker oder Laie, der Handel 
und Gewerbe treibe und mit den Bürgern Gewinn, Nutzen und 



') 127(^ für das Haus des Salzburger Kapitels in Linz, 0. ö, U.-B. 3, 
435 f. 

2) Zeumer a. a. 0. p. 78. 

3) 1285, FRA. 1I./11, 242 f. und 1301, FRA. 11./6, 6. 

*) Z. B. 22./ 1. 1329, Herzog Friedrich für das Haus des Klosters Reun 
in Brück a. M., Kopie Steierm. Landesarchiv. — 1334 Albrecht IL für 
Aspach-Krems, Mon. Boica 5, 181. — 31./10. 1338, Herzog Otto -Reun- Voits- 
berg, Kopie Steierm. Landesarchiv; cf. \. Myrbach p. 564. — 1339, Al- 
hrecht IL für Chiemsee-Krems, Mon. Boica 2, 407 f. — Dieselbe Bestimmung 
treifen geistliche Stadtherren in den habsburgischen Territorien : z. B. 1329, 
Salzburg-Studenitz-Pettau; Muchar „Geschichte Steiermarks" 6, 248, cf. 
V. Myrbach p. 563. — 23./2. 1346, Regensburg-Gaming-Pöchlarn, jedoch 
nur bei großer Not der Bürger oder „Landesurleug" ; Or. H.-H.-St.-A. 

5) 1327, 1335 und 1351, Albrecht IL für Mauerbach- Wien ; Qu. z. G. 
Wiens I./3. Nr. 2971, 3020 und 3105.— 1331 derselbe Neuberg- Wien, Kopie 
Steierm. Landesarchiv ; cf. v. Myrbach p. 564. — Ebenso 5./6. 1345, Ör. 
ebenda. 

ö) 1309 (Enns) y^swenne ein steur auf die stat wirt geleit ze Ens'' ; 1314 
(St. Polten): y,8ckol es auch verantworten und verwesen mit allen stewrn, die 
durch notdurfft der stat von der gemain daraufgeleget und gevodert werden*" ; 
FRA. 1I./10, 118 und 145. — Ebenso 1319, M. Fischer „Merkwürdige Schick- 
sale von Kloster neuburg" 2, 350 f. 

D p s c h : Forschungen 1. 1 1 
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Becht teile, sei auch ihren Lasten unterworfen, i) Sie wird häufig 
promiscue mit der gänzlichen Aufhebung aller Steuerfreiheiten 
getroffen, und es bleibt der Grundsatz, „dass die mit der Stadt 
arbeiten, auch mit der Stadt leiden,'^ neben der gänzlichen Negie- 
rung aller Exemptionen das allgemeinste Prinzip. 2) 

Jene Präventivmaßregeln zu Gunsten der Städte, die Anschau- 
ung, vorher steuerpflichtige Güter müßten beim Übergange in 
andere (speziell in geistliche) Hände diese Steuerpflicht auch weiter 
behalten, wurde im Reiche zuerst von König Kudolf mit größerer 
Konsequenz vertreten;*) wenn nun auch dieser Satz „res transit 
cum onere suo* in den habsburgischen Territorien erst in der Ver- 
ordnung Albrechts 11. für Steier v. J. 1355 zum erstenmale als 
allgemein verpflichtende Vorschrift mit lokaler Geltungskraft er- 
scheint,^) so ist doch seine praktische Anwendung, wie ja auch 
aus den auf gleichem Prinzipe beruhenden Amortisationsgesetzen 
erhellt, auch in Österreich bedeutend älter: schon 1318 erklärt 
sich z. B. Kloster Lambach vor Friedrich dem Schönen bereit, 
von einem neu erworbenen Hause in Krems ^allen den dienst zu 
tuen, als untzher gewonhait ist gewesen^ '^^) und 1324 freit Al- 
brecht U. dem 'Bistume Passau ein neu gewonnenes Hans in Stein 
nur unter der Bedingung, daß der früher steuerfreie Chorherrnhof 
daselbst wie die Bürgerhäuser steuern solle ;6) auch die Vorschrift 
König Heinrichs von Böhmen-Kärnten, künftig dürfe in Laibach 
niemand ein Haus erwerben, der nicht davon wie die andern 



') 0. ö. u.-B. 4, ee f. 

«) Verordnungen für Linz 1336, 0. Ö. Ü.-B. 6, 220. Dann die bei Bruder 
p. 109 angegebenen für Freistadt 1367, Klosfcerneuburg 1372, Wien 1389 
und 1391, Graz 1393 und Wels 1408. Dazu weiters 1403 für Krems (A. 
Rauch „Scriptores rerum Austriacarum" 3., 370) und Erlaß Erzherzog 
Ernsts v. J. 1418 für alle Städte und Märkte der Steiermark (v. Luschin 
in „Veröff. d. bist. Landes-Komm. f. Steier m." 8, Nr. 61), Ähnlich im Stadt- 
rechte Albrechts III. für Bleiburg v. 15./11. 1370 (Or. Archiv d. Kämt. 
Gesch.-Ver. in Klagenfurt) : jeder, der Haus und Hof im Stadtfrieden hat 
und maut- und zollfrei sein Korn aus- und einführt, solle mit den Bür- 
gern „alle dienst, stewr und pezzerung geben^, ausgenommen privilegierte 
Herren und edle Leute. 

8) Zeumer a. a. 0. p. 79 tf. ; 0. Redlich „Rudolf v. Habsburg** p. 495 f. 

*) 0. Ö. U.-B. 7, 425. 

6) 0. Ö. U.-B. 5, 217. 

«) Mon. Boica 30./i, 110 f. 
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Bürger dienen wolle, ^) wurde von Herzog Otto erneuert,*) — 
Beweise genug, daß jene Verordnung für Steier kein neues Prinzip 
inaugurierte. 

Das gleiche gilt auch von der härtesten der sozialpolitischen 
Verfügungen Rudolfs IV., der vollständigen Aufhebung aller Steuer- 
befreiungen in einer Beihe von Städten; wir können ihre Vor- 
läufer bis in die erste Habsburger Zeit nachweisen : das Stadtrecht 
Friedrichs d. Seh. für Korneuburg v. J. 1311 erneuert bereits die 
Satzung: „das kaiti freies haus in der stat ze Neunburg markt- 
halben ligen sol^ es sulle dienen mit der andern burger heuser und 
auch mit den burgern davon stewrn geben \'^^) im Stadtrechte von 
Judenburg v. J. 1337 ist die allgemeine Steuerpflicht aller im 
Burgfrieden Ansässigen statuiert,*) und im Klagenfurter Stadt- 
rechte V. J. 1338 werden nur die Steuerfreiheiten der Adligen 
von der Aufhebung ausgenommen.^) Ferner die schon in der 
ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts häufige Fixierung des Beitrages 
einzelner geistlicher Realitäten zur ordentlichen Stadtsteuer auf 
eine bestimmte Summe statt der darauf entfallenden Quote, ß) so- 
wie die durch Richter und Rat selbst ohne Ingerenz des Landes- 
fürsten erteilten Befreiungen, ') die man gewiß nicht als Aner- 
kennung der prinzipiellen Steuerfreiheit geistlicher Besitzungen 
aufl^assen wird: all dies spricht für eine vielfache tatsächliche 
Steuerleistung und gegen die Behauptung: „in den landesfürst- 



*) „Diplomat. Labac.** Nr. 1, in „Mitt. d. histor. Ver. f. Krain" 10. 

2) 1336, ebenda Nr. 2. 

8) G. Winter, A. ö. G. 63, 291. 

*) „Steierm. Geschichtsblätter" 2, 172. 

6) Chmel „österr. Geschichtsforscher" 1, 209. 

6) 1326 Lambach-Krems, 0. Ö. U.-B. 5, 459 f. — 1327 Baumgarten- 
berg-Krems, ebenda p. 477 f. — 133i Aspach-Krems, Mon. Boica 5, 181. 
— 1338 St. Paul-Marburg, FRA. 1I./39, 229 f. — 1339 Chiemsee-Krems, 
Mon. Boica 2, 407 f. 

7) 1284 Admont-Leoben, Wichner „Admont-* 2, 411 f. — 1286 Gött- 
weig-Wien, FRA. II./51,183. — 1298 Dominikanerinnen TuUn-TuUn, Kersch- 
baumer „Tulln" Nr. 114. — 1356 befreit die Stadt Enna einen Kaplan ^egen 
jährliche Abgabe von 1 Pfd. von jeder Leistung ; doch muß er von seinem 
Erbgute, das nicht zum Altar gehört und auch nicht davon stammt, . mit 
den Bürgern leiden; A. ö. G. 27, 79. 

ir 
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licheii. Städten Österreichs genossen Kirchen, Klöster und Frei4 
gründe Steuerfreiheit/ ^) 

Das Gesetz Rudolfs IV. vom 20. Juli 1361,^) mit dem alle 
Steuerbefreiungen in Wien aufgehoben und die Abgabenfreiheit 
der Kloster in der Stadt und den Vorstädten auf die eigentlichen 
Kirchengebäude beschränkt wurde, war demnach die Übertragung 
eines anderweitig schon geltenden Rechtes auf Wien, dem bald 
auch Wiener-Neustadt, 3) Brück a. d. Leitba^) und Tulln,^) Grazß) 
und Brück a. d. Mur^) folgten. Diese Maßregeln sind nur mar- 
kante Glieder in der langen Kette der anscheinend schon vor 
Friedrich d. Seh. beginnenden und das ganze 14. und 15. Jabr-t 
hundert durchziehenden gleichartigen Verordnungen, die allmählich 
für die meisten Städte erlassen wurden.^) 



Bruder p. 51. 

*) Schwind-Dopscli p. 204; cf. Bruder p. 52. 
8) Winter A. ö. G. GO, 108, Nr. 41. 
*) Bl. f. L.-k. N.-Ö. 34 (1900), p. 197. 
ö) Kerschbaumer „Tulln" Nr. 323. 

«) Wartinger „Privilegien von Graz»* 1835, p. 9; die Geistlichkeit wird 
nicht ausdrücklich erwähnt. 

7) „Steierm. Geschieh tshlätter" 4, 183. 

8) Einige führt schon Bruder p. 108 f. an ; meine Zusammenstellung 
strebt keine Vollständigkeit an: 1367 und 1370, Laibach, „Mitt. des hist, 
Ver. f. Krain" 10 (Diplom. Labac), Nr. 6 und 8. ~ 1372 und 1380, Steier; 
Winter „Urkundl. Beiträge**, Innsbruck 1877, p. 91 und Pritz „Geschichte 
des Landes ob der Enns" 1, 703, Nr. 190. — 1393 Graz, v. Krones „Beitr. 
z. K. steierm. G.-qu." 30, 97, Nr. 349. — 1389 Eggenburg, Bl. f. L.-k. 
N.-Ö. 35 (1901), p. 139. — 1393, Graz, Judenburg, Voitsberg, Kindberg, 
Mürzzuschlag, Knittelfeld, Rottenmann, Leoben und Brück a. M. ; v. Krones 
a. a. 0. Nr. 352. — 1398 Kindberg. „Mitt. d. bist. Ver. f. Steierm." 12, 13. 

— 1399, Voitsberg, v. Krones a. a. 0. p. 106, Nr. 394. — 1399, Drosen- 
dorf, BL f. L.-k. N.-Ö. 15 (1881), p. 376. — 19./6. 1403, St. Veit in Kärnten, 
Or. Archiv d. Kärntner Gesch.-Ver. in Klagenfurt. — 1404, Wels, Kur^ 
„Militärverfassung Österreichs** p. 428 f. — 1411, Rottenmann, v. Krones 
p. 136, Nr. 533. — 1443, Wiener-Neustadt ; Winter „ürk. Beitr.** p. 102.— 
1461, Laibach, „Diplom. Labac.** a. a. 0. Nr. 44 und Chmel „Regesten 
Friedrichs III.** Nr. 3851. — 1468, Krems, ebenda Nr. 5479. — 1472, Möd- 
ling, Bl. f. L.-k. N.-Ö. 23 (1889), p. 357. — 1478, Rottenmann (zwangs- 
weise Eintreibung), A. ö. G. 3, 149, Nr. 194. — 1478, Stein, Notizenbl. 2, 
367. — 1480, Baden, H. RoUett „Beiträge zur Chronik der btadt Baden** 1 
(2. Aufl. 1902s p. 35. — 1481, Mödling. Bl. f. L.-k. N.-Ö. 23(1889), p. 358 

— 1491, Wels, V. Myrbach a. a. 0. p. 575. 
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Man sagt gewöhnlicli, die wiederholte Erneuerung dieser Ver- 
ordnungen «ei ein Beweis für das geringe Durchdringen in die 
Praxis; in erster Linie tan sie wohl dar, daß der Grundsatz der 
Yerpflichtung des Klerus, zu den öffentlichen Lasten beizutragen, 
zu einem Prinzipe des Landesstaatsrechtes wird,^) daß eine Ver- 
allgemeinerung dieser Rechtsnorm vom einzelnen lokalen Geltungs- 
gebiete auf das Territorium sich bildet; zuzugeben ist, daß viel- 
fach die alten Steuerprivilegien, trotz ihrer formellen üngiltigkwt, 
praktische Geltung ungeachtet des Widerstandes der Bürgerschaft 
behielten; 2) unzweifelhaft ist ferner, daß mit dem Erstarken der 
ständischen Macht bereits im 15. Jahrhunderte der Anspruch der 
höheren Standesklassen auf ausnahmslose Freiheit ihres städtischen 
Grandbesitzes auftritt und sich im 16. Jahrhunderte mehr und 
mehr durchsetzt; 3) die Frage ist jedoch, ob das Landesfürstentum 
seit dem energischen Eingreifen Rudolfs IV. den scharfen Vorwurf 
der Inkonsequenz, der „Freigebigkeit in Exemptionsprivilegien ",*) 
yerdient, und ob es nicht vielmehr erst die revolutionäre Haltung 
der Stadt Wien, die dadurch verschuldete Schwächung der städti- 
schen Autonomie und die Vollentwickluug ständischer Macht in 
Österreich seit Ferdinand I. ist, die jenen prinzipiellen Wechsel 
in der Haltung des Landesfürstentums hervorrief. Und dafür kann 
den Maßstab nur die relativ geringe Anzahl von Freibriefen geben, 
die den Klöstern für ihren städtischen Besitz seit den Derogationen 
RudoUs IV., dem deutlichen Wendepunkte in der ganzen Steuer- 
politik der Herzöge gegenüber dem städtischen Kirchengute, bis 



. ' 1) Ein einzigesmal, so viel ich sehe, wird — 1428 für Enns — der 
Grundsatz, wer Erb oder Fahrhabe in der Stadt habe, inüsge mit ihr steuern» 
mit Vorbehalt der Gnaden geistlicher Personen erlassen; A, ö, G..27, 111 f. 

«) Daher die Anordnung der Reformation der steirischien Landhand- 
feste V. J. 1447, daß die Häuser und Güter der Prälaten, Herren und Ritter 
pind Knechte in Städten und Märkten, auf denen weder landesfürstlicher 
Grunddienst, noch Steuer lastet, auch in Zukunft hievon frei sein sollen. 
(V. Myrbach p. 573.) .Darin liegt schon der notgedrungene Verzicht auf 
die ausnahmslose Steuerpflicht aller kirchlichen und adeligen Besitzungen, 
wie sie doch im Allgemeinen vom Landesfürstentum während des 15. Jahr- 
tunderts noch gefordert wurde. 

8) V. Myrbach p. 572 f. 

*) So V. Myrbach p. 570. . ' . . 
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zu jener Zeit Yerli^en wurden, i) Und daß tatsächlich die Idee, 
daß ^ein Beeht und eine Pflicht im Stadtgebiete herrsche ^,s) für 
ein Jahrhundert wenigstens sich kräftig ins Leben setzte, dafür 
sprechen die Zugeständnisse der Klöster, von neu erworbenen 
städtischen fiealitäten mitzuleiden, 3) die Festsetzung dieser Bedin- 
gung durch den Verkäufer,*) die Einbeziehung aller Kleriker und 
Laien in die Weinsteuer der Stadt Wien i. J. 1383,^) und die 
Tatsache, daß an den verschiedensten Orten der Stadtrat nur gegen 
die Verpflichtung des Steuertragens den Übergang von städtischen 
Häusern an den Klerus bewilligt und bestätigt.^) 

Schon zeigen aber anderseits die seit der Mitte des 15. Jahr- 
hunderts aiiftretenden Befreiungen von allen bürgerlichen Leistun- 
gen durch die Stadt, gewährt gegen Erlegung einer einmaligen 
Abfindungssumme 7) oder gegen Zahlung eines festen Jahresbetrages, ^) 
daß die Bürgerschaft selbst die UnerfüUbarkeit ihrer Ansprüche 
einzusehen beginnt. Sie beschränkte sich nunmehr darauf, der 
weiteren Ausbreitung des tatsächlich steuerfreien Besitzes durch 
Anmaßung oder Neuerwerb von Grundstücken einen Halt zu 



i) 1363, Enns; 0. Ö. U.-B. 8, 136 f. — 1364, Wien, Qu. z. G. Wiens 
I./3. Nr. 3232. — 1368, Wien, Lichnowsky 4, DCCCV , Nr. 886t>. — 1373, 
Wien, ebenda 4. Nr. 1119. — 1395, Linz, ebenda 4. Nr. 2455. — 1399, 
Wr. -Neustadt ebenda 5. Nr. 373. — 1407, Wiener-Neustadt, v. Krones a. 
a. 0. p. 122, Nr. 467. — 1423, BL f. L.-k. N.-Ö. 28 (1894), p. 186. — 1447, 
Wien, Qu. z. G. Wiens I./3. Nr. 2392. — 1459, Enns, A. ö. G. 27, 121. — 
1478, Marburg, Notizenblatt 2, 45 reg. 

2) Gierke „Genossenschaf tsrecht" 1, 332. 

«) Z. B. 136S, Neuberg-Pfaffstetten, FRA.II./I6, 287. — 1453, Gasparitz 
^Reun" in „Mitt. d. histor. Ver. f. Steierm.** 45, 121 (Brück a. M.) und 1473 
(Wien), ebenda p. 122. • 

*) Z. B. 1377 (Wien), Qu. z. G. Wiens I./4. Nr. 3579; 1383, ebenda 
Nr. 3604; 1435, ebenda II./2. Nr. 2536. 

5) „Das jar schlueg man ein steur auf die wein in der Stadt Wienn, auf 
yegleich fueter ein pkunt und auf ein dreyling 6 ß pf.^ euch ueberhueb man 
nyemandj tceder Pf^ff^, münich noch mmen, ritter noch knecht, noch des her- 
zogs hof gesinf^'y Appendix zu Gregor Hagen, Pez „Seriptores'* 1, 1161. ■ 

«) 2. B. 1436, Herzogenburg-Eggenburg; Faigl „U.-B. v. Herzogenb.'' 
p. 429 f. — 1444, Reun-Uadkersburg ; Gasparitz a. a. 0. p. 123 und 157. 

') Z. B. Wien: 145) und 1465; Qu. z. G. Wiens I./4. Nr. 3830, 3831 
und 1/2. Nr. 1879. 

8) Z. B. 1438, ebenda II./2. Nr. 2676 und 1469, I./4. Nr. 3879. 
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setzen; uud darin liegt auch der eigentliche Grand des bekannten 
Abkommens der Stadt Wien mit den drei obem Ständen aus dem 
Jahre 1522.0 



Y. Beschränkung des kirchlichen Immobilarerirerbs, 

Imortisationsgesetze. Oeistliche G^randgerichto in den 

Städten. Burg- und GrandrechtsablSsnngen. 

Der Abschluß des Kirchenvermögens vom Güterverkehre, die 
Sonderstellung desselben vom wirtschaftlichen Leben des Volkes 
und die daraus erwachsende Unmöglichkeit gesunder ökonomischer 
Terhältnisse in der Gesellschaft, vermittelt vornehmlich durch das 
kanonische Verbot der Veräußerung von Kirchengut und die in- 
folge der geistlichen Gerichtsbarkeit über Testamentssachen unge- 
mein geforderte Erwerbsfreiheit der Kirche; auf der andern Seite 
der Anspruch der Kirche auf Steuerfreiheit und die hieraus sich 
ergebende Schädigung der Landesgewalt durch die Minderung der 
Steuerkraft des Landes, — also volks- und staatswirtschaftliche 
Momente zwangen die verschiedenen betroffenen Faktoren im Terri- 
torium, namentlich wieder Bürgertum und Landesfürstentum, aller- 
orts zur Beschränkung oder zum gänzlichen Verbote des Erwerbs 
liegender Güter durch die tote Hand.*) 

In erhöhtem Maße hatten jene Bedenken volkswirtschaftlicher 
Natur beim Gütererwerbe kirchlicher Korporationen Berechtigung; 3) 
gegen die Klöster, den Begularklerus richtet sich daher stets die 
Hanptopposition. Man hat wohl in den zahlreichen noch vor Be- 
stand von Amortisationsgesetzen auftretenden Bewilligungen oder 
Bestätigungen der Obrigkeit für Erwerbungen kirchlicher Institute 
oder einzelner Kleriker auf eine rechtliche Notwendigkeit ersterer 
in früher Zeit geschlossen ;^) allein das wesentliche Moment ist in 



') S. V. Myrbach p. 572 über dasselbe. 

2) cf. W. Kahl „Die deutschen Amortisationsgesetze«, Tübingen 1879, 
p. 4—43. 

8) Kahl p. 5. 

*) So Friedberg „De finium . . iudicio" p. 191 und Kahl p. 67 f. — 
Dem gegenüber betont bereits G. v. Below „Die städtische Verwaltung des 
Mittelalters" in „Histor. Zeitschr.- 75, 455, Anm. 1, das Vorwalten des 
Rechtsschutzes bei den landesfürstlichen Bestätigungen des 13. Jahrh. — 
S. auch oben p. 88 f. 
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den meisten Fällen das der Sicherung des Erwerbes, i) nicht das 
der RechtsschaflFung ; das erhellt schon aus den zahlreichen Er- 
werbungen, die die Kirche ohne jede Ingerenz des Laudesfürsten 
oder seiuer Organe machte. Rechtlich erforderlich war in dieser 
Hinsicht die Zustimmung des ersteren ursprünglich nur bei Zu- 
wendung von Ministerialengütern seitens seiner Ministerialen, bezw 
seiner Passivlehen seitens der von ihm Beliehenen. Den steierischer 
Ministerialen hatte jedoch bereits die Georgenberger Handfeste von 
Jahre 1186 die Erlaubnis zu Schenkungen an die Laudesklöster. 
falls sie Konversen werden wollen und die Zustimmung des Her- 
zogs im einzelnen Falle einholen, generell gewährt,^) und der letsste 
Traungauer hatte die Errichtung von Kirchen auf eigenem Grunde 
und Schenkungen an die betreffende Pfarrkirche sogar ohne Vor- 
behalt seiner speziellen Erlaubnis gestattet. 3) Chärakteristischer- 
weise findet sich nun in einer deutschen 'Bearbeitung der Hand- 
feste aus den Jahren 1239 — 1251 die uneingeschränkte Lizenz für 
ftlle Dienstniannen, den erwähnten Klöstern „nach gevellichkeit 
meines urbar s^^ zu schenken.*) Also deutlich der Versuch, die ein- 
zige Schranke kirchlichen Erwerbs zu beseitigen, mag er vom 
Landesklerus oder den Dienstmannen, die sieh in der Sorge für 
ihr Seelenheil nicht behindert sehen wollten, ausgegangen sein. 
Das Landesfürstentum hat sicher diese Minderung seiner Rechte 
der Kirche nicht konzediert. Denn noch Herzog Friedrich II. selbst 
gestattet wiederholt nur Schenkungen bis zu einer gewissen Wert- 
grenze seitens seiner Ministerialen an die steirischen Landesklöster, 5) 
und in der Mehrzahl der mit völuntas oder <issefi$us äes Itajxies- 
fürsten erfolgenden Dotationen^) war unzweifelhaft, wenn dies auch 

1) Z. B. Bestätigungen 1207 für Seitz „ut quietius ac securiUB collata 
possideant'' (v. Zahn „Steierm. U.-B." 2, 134) und 1224 für Viktring: „ut 
factum hoc i^tum et inconvukum perseveret*^ (ebenda p. 302); ähnliche 
Formeln häufig. 

2) Schwind-Dopsch p. 21. ^ 

3) V. Luschin in „Beitr. z. K. steierm. G.-qu." 9, 131 i • 

*) A. Schulte in M. J. ö. G. 7, 316 ff, der auch die Benützung der 
Handfeste Kaiser Friedrichs II. v. J. 1237 nachweist. 

5) Z. B. 123a für Stainz, „Steierm. U.-B.« 2, 409. — Spezialbe Billi- 
gungen zu Schenkungen, Verkäufen . . der Ministerialen und homines des 
Landesherrn an Seckäu v. J. 1234 und 1239, ebenda p. 415 4ind 486c 
- 8) Z. ß.- 1268, Heiligenkreuz, FRA/ ll./M, 1^8. — Ähnlich 1276 ein 
Kauf Bischof Konrads von Freisiag „accedente ad hoc nostra (sc. Otdkari) 
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nicht immer sicher zu konstatieren ist, jener Rechtstitel des Her- 
zogs maßgebend. Anderseits finden aber doch auch schon vor 
Erlassung von Araortisationsgesetzen ab und zu Schenkungen oder 
Verkäufe von Immobilien, die ausdrücklich als freies Eigen oder 
proprietas behandelt werden, cum consensu oder conscientia des 
Herzogs statt. ^) Wie wir sahen, hat sich ferner ein Konsensrecht 
des Landesfürsten als Stiftsvogtes zu den Immobiliarveränderungen 
der bevogteten Stifter frühzeitig herausgebildet. Halten wir beides 
nun in Zusammenbang mit einer andern Tatsache. 

Die Ausbildung des landesfürstlichen Beamtentums, die ja in 
engster Verbindung mit der Ausbildung der Landeshoheit selbst 
steht, ^) bot ein wirksames Mittel zur Vertretung der Interessen 
des Ländesherm an größeren Veränderungen der Besitzverhältnisse 
im Territorium. Wir wissen, daß im 13. Jahrhunderte die Zu- 
ziehung speziell der Landschreiber als Zeugen zu zahlreichen Im- 
mobiliargeschäften namentlich des Klerus nicht nur dem privaten 
Verhältnisse zur Partei, für die der Landschreiber die Bürgschaft 
übernahm, sondern weit mehr dem amtlichen Charakter, nach dem 
er über die finanziellen Eechte des Landesfürslen zu wachen hatte, 
entspringt. 3) Obbligatorisch war jedoch diese Zuziehung des Land- 
schreibers ebensowenig wie der seit Mitte des 13. Jahrhunderts 
wiederholt zu beobachtende Vorgang, daß Schenkungen an Klöster 
im Landtaiding unter Vorsitz des Landeshauptmanns oder der Land- 
richter bestätigt werden.*) Die gleiche Wirksamkeit, wie sie der 

licenaia pariter et consensu'' ; FRA. I1./31, 336* — Als bereits im Vorhin- 
ein erteilten lehensherriichen. Konsens möchte ich es auch noch auffassen^ 
wenn 1281 König Rudolf dem Nonnenkloster in Tulln aus besonderer 
Gnade die Erlaubnis erteilt, landesfürstliche Lehen bis zu 100 Pfd. Wert 
licite et libere . . sice per testamenta, sive alio aquirendi iusto modo au er- 
werben; A. Kerschbaumer „Tulln" p. 323, Nr. 19. 

») Z. B. 1285, Klosterneuburg, FRA. II./IO, 32 f. — 1291 Minnbach, 
Chmel „Österr. Geschichtsforscher« II'/3, 57 1! 

8) A. Dopsch „Beitr. z. Finanzgeschichte** M. J. ö. G. 18, 334. 

8) Dopsch, ebenda p. 251 ff., Belege daselbst. Für Steiermark zahl- 
reiche Fälle bei v. Lu«chin „Materialien z. Gesch. d. Landschreiberamtes*» 
in „Veröifentl. d. bist. Landes-Komm. f. Steierm." 8. — Für Krain: 1319, 
„Mitt. d. Mus.-Ver. f. Krain** XIII., 2. und 3. Heft, p. 49, Nr. 19 und p. 51, 
Nr. 22. 

*) Z. B. 1249, 50, 54, Grazer Landschranne; v. Krones „Verf. u. Verw* 
V. Steierm." 1, Anh. Nr. 12, Nr. 18, Nr. 42. — 126*3, Landtaiding in 
Klosterneuburg; „U.-ß. v. St. Polten" 1, 91 f. 
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Landschreiber in Öäterreich entfaltete, läßt sich auch bei dem 
Hubmeister, der ja auch sonst dessen Funktionen übernahm, i) 
wenigstens für die erste Zeit dieses Amtes verfolgCD ;2) es scheint 
jedoch nicht, daß in Österreich unter der Enns und Steier- 
mark die Zuziehung der Beamten bei Immobiliargeschäften auf 
dem flachen Lande zu einer Verpflichtung des Klerus erwachsen 
sei. Anders in Österreich ob der Enns: hier tritt auch weiterhin 
eine fast regelmäßige Teilnahme der landesfürstlichen Beamten an 
den Besitzveränderungen vornehmlich der Klöster, vor allem am 
Erwerbe von liegenden Gütern und Gülten, zutage, die jene des 
Landschreibers noch bei weitem übertriflFt und derart den Eindruck 
einer pflichtgemäßen Amtswaltung macht. Diese Teilnahme äußert 
sich als eigene Beurkundung oder Besiegeluug, Bestätigung oder 
Zeugenschaft des Beamten; die Verpflichtung fällt einerseits dem 
Hauptmann ob der Enns zu, 3) anderseits — und dies ist die Kegel — 
dem Landrichter ob der Enns^) sowohl, wie den Landrichtern in 
den herzoglichen Landgerichten Eiedmark^,) Machland, ß) Wachsen- 
berg, ') Schlierbach^) . ., je nach der Lage des betreflfenden Gutes. 
Der Zusammenhang dieser Tätigkeit der oberösterreichischen Land- 
richter mit der Gerichtsordnung Albrechts L v. J. 1299 liegt nahe. 
Eine Beaufsichtigung des Immobiliarerwerbs des Klerus, — das 
läßt sich als sicheres Kesultat feststellen, — vonseiten des Landes- 



») Dopsch p. 336, Werunsky p. 95. 

») Z. B. 1302, Qu. z. G. Wiens I./l., Nr. 744. — 1304, FRA. ir./18, 
114 f. — 1305, Qu. z. G. Wiens L/2., Nr 1550. — 1306, 1307, 1309, 1311, 
1312, 1314: Qu. z. G. Wiens I./l., Nr. 881; I./l., Nr. 882, 883; I./l., Nr. 754; 
I./L, Nr. 755; I./l., Nr. 886; I./2., Nr. 1561, etc. 

8) Z. B. für St. Florian, Wilhering, Gleink, Baumgartenberg, Schliersee» 
Pulgarn: 0. Ö. U.-B. 6, 521, 533 f. — 7, 141 f., 150 f., 154 f., 157, 158, 169 f., 
176 f., 201 f., 206 f., 242 f., 335. — 8, 4, 64, 75, 124, 252 f., 317 f., 437, 468 f. 

*) 0. Ö. U.-B. 4, 267, :^34, 340 f., 388, 391 f., 396 f., 414 f., 520, 546 f., 
547 f. — 5, 175, 185, 257, 261 f., 386 f., 424, 457 f., 467 t., 580 f. — • 6, 85 f., 
88, 115 f., 119 f., 188, 196 f., 201 f. — 7, 45. — Bis ins vierte Dezennium 
des 14. Jahrhunderts ist er zugleich Landeshauptmann; cf. Werunsky 
p. 243. 

*) 0. Ö. U.-B. 7, 199, 486 f., 697. 

«) 0. Ö. U.-B. 6, 412 f., 417 f., 477 f., 531 f. — 7, 37, 41, 105, 240» 
278 f., 382 f., 443 f., 454 f., 474, 513. — 8, 605. 

') 0. Ö. U.-B. 7, 304 f., 411. ~ 8, 185 f., 686 f. 

8) 0, Ö. U.-B. 8, 255 f., 324 f., 467 f, 570 f., 574 f., 580 f., 760. 
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fürsteutums, aasgeübt durch seine richterlichen und Finanzorgane, 
hat sich also frühzeitig entwickelt; Prohibitivmaßregeln gegen diesen 
Erwerb bilden dann die nächste Stufe. 

Gesetze, welche entweder von den Städten selbst oder von den 
Stadtherren für erstere erlassen, den Erwerb von liegenden Gütern 
durch die Geistlichkeit nur unter sehr erschwerten Bedingungen 
gestatteten oder gänzlich verboten, gehen überall, in Italieu und 
Prankreich 1) wie im Reiche 2) den Itir ein ganzes Territorium er- 
teilten Amortisationsgesetzen zeitlich voraus;^) mochten sie nun 
den Laien die Übertragung, dem Klerus den Empfang untersagen 
oder anordnen, daß durch testamentarische Verfügungen gewonnener 
Besitz inner Jahres&ist von einem geistlichen Erwerber wieder ver- 
äußert werden müsse.'*) Diese Priorität der städtischen vor den 
territorialen Am ortisationsgesetzen tritt auch in den älteren 
habsbui^ischen Erbländern zutage ; aber auch überhaupt der erste 
Angriff geht wie bezüglich der Städtesteuem des Klerus, so auch 
gegen das gemeinschädliche Anwachsen des Besitzes der toten 
Hand nicht vom Landesherm, sondern von der auf Wahrung ihrer 
Steuerkraft bedachten Bürgerschaft selbst aus: schon 1269 muß 
Otakar der Stadt Judenburg verbieten, den Bischof von Seckau 
unter dem nichtigen Verwände, Kirchen und Prälaten dürften 
Häuser und Gründe in Städten und Märkten nach Burgrecht 
nicht besitzeu, in seinen Liegenschaften im Burgfrieden zu be- 
lästigen I^) 



1) Bruder a. a. 0. p. 54. 

«) Zahlreiche Fälle bei Kabl a. a. 0. p. 50 tf. und Bruder p. 55 ff. 
Über die Amortisationagesetze der Luxemburger in Schlesien s. noch Leh- 
mann „Staat und Kirche in Schlesien«, „Histor. Zeitschr.** 50, 196. — 
Eines der frühesten städt. Amortisationsgesetze erwähnt H. v. Voltelini 
„Beik. z. G. Tirols** in „Zeitschr. d. Ferdinandeums** 33, 64. Anm., näm- 
lich das von Riva v. J. 1272, das verbietet, ohne Zustimmung des Podestä 
und Rates unbewegliches Gut an Kirchen und Kleriker zu verkaufen. — 
VgL femer bei Keutgen „Urk. z. städt. Verf.-gesch.« p. 472 das Verbot 
des Erzbischofs von Mainz für Erfurt v. J. 1273 und das Bürgerstatut 
V. J. 1281 ; femer die Verordnungen der Stadträte von Hannover v, J. 1307 
und Hamburg, ebenda p. 295 und 297. 

8) cf. G. V. Below „Landständ. Verfassung** 2, 40, Anm. 145, und „Hist; 
Zeitschr.- 75, 454. 

*) cf. Kahl und Bruder a. a. 0. 

f') V. Krones „Verf. u. Verw. d. Steiermark«* 1, Anh. Nr. 98. 
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Man erkennt, daß weh das Landesfürstentum gegenüber dem 
Streten der Bürger nach Beschränkung des kirchlichen Erwerbs 
noch ablehnend verhält; es tritt nun doch als bezeichnende Er- 
gänzung zu der bekauuten, schon in ihren Stammbesitzungen be- 
tätigten Finanzpolitik der Habsburger hinzu, daß unter ihnen erst 
cBe landesfürstlichen Amortisationsprivilegien einsetzen, wie sie ja 
König Rudolf und König Albrecht 1. auch im Eeiche zu Gunsten 
der Städte wiederholt erlie/5en. *) Eine gewisse Beschränkung kirch-» 
liehen Immobiliargewinnes lag ja allerdings schon in den Bestim- 
mungen, wie sie Otakar 1270 und König Rudolf neuerdings 1276 
für TuUn trafen, liegendes Gut im Burgfrieden dürfe nur an 
dauernd daselbst Ansässige verkauft werden. 2) Im zweiten Albrech- 
tinum aber für Wien, dessen Existenz doch äußerst wahrscheinlich 
ist, 3) dürfte :schon die im Stadtrechte Eudolfd III. für Krems und 
Stein V. J. 1305*) und im Wiener Stadtrechte Albrechts 11. v. J. 
1340^) erhaltene Verordnung zuerst erlassen worden sein: Zuwen- 



1) Zeumer „Städtesteuern" a. a. 0. p. 80; Bruder p. 55; Redlich 
^Rudolf V. Habsburg" p. 495. 

«) A. Kerschbaumer „Gesch. d. Stadt TuUn^ Anh. p. 315, Nr. 3 und 
O. Winter „Urk. Beitr." Nr. 10, Art. 11. 

8) H. M. Schuster 's Hypothese (^G-esch. d. Stadt Wien" herausg, y. 
^Wiener Altertumsverein", nam. J, 336; cf» auch M. Vancaa, ebenda 2, 
506, Anni. U), König Rudolf habe nach den Wiener Privilegien v. J. 1278, 
die vom Stadtrate zurückgewiesen worden seien, zwei neue Stadtrech ts- 
urkuaden, vermutlich zwischen Juni und Juli 1281 erlassen — mit er- 
weiterten Rechten — die dann 1288 aufgehoben worden seien - und d^ren 
eines die Grundlage des Albrechtinums v. J. 1296 für Wien, das andere 
4ie des Erems-Steiner Rechtes v. .J. 1305 gebildet habe, scheitert m. E. 
schon an der Un Wahrscheinlichkeit, daß ein aufgehobeneis Stadtrecht Mutter- 
recht, eingezogene Privilegien die Vorlage für die späteren Privilegien 
anderer Städte geworden seien. Vgl. auch die Einwände H. V. VoltelinTs 
in M. J. ö. .G. 21, 372 und 0. RedUch's „Rud. v, Habsb." p. 751 gegen 
Schusters Hypothese über die Privilegien von 1278. — An der AnsicM 
Tomaschek's (Sitz.-Ber. d. Wr, Akad. 83, nam. p. 344 tf.) und K. Rieger's 
{„Beitrage z. Kritik der beiden Wiener Stadtrechtsprivilegien" Wien 1879, 
nam. p. 31) von einem ^M^eiteu verlorenen Wiener Albrechtinum ist fest- 
sSahalten; die zeitlichen Grenzen für dieses können nur 1288 (der Verzicht 
Wiens auf die rudolfinischen Privilegien) und 1302 sein (nachweisbares 
Bestehen des Wiener Amortisationsgesetzes). 

*) Strobl „Krems und Stein" Realschulprogr. Krems 1881^, p. 51, 
Art. 40. . : : 

5) Tomaschek „Rebhte und Freiheiten" 1, ,111, Art. ^4. 
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düngen innerhalb des Stadtgebietes liegender Immobilien an Klöster^ 
sei es unter Lebenden oder testamentarisch, müssen vor dem Rate 
oder den Genannten geschehen; das Kloster hat das Gut binnen 
Jahresfrist an einen steuerzahlenden Bürger zu verkaufen, widrigen- 
falls die Stadt es zu eigenem Nutzen einziehen kann. Gleichzeitig 
wurde die Vergabung von Erbgut durch Gelübde unmündiger 
Kinder auf den FaU eingeschränkt, daß sich das Kind ins Kloster 
begebe, und auch dafür Abschluß vor dem Rate statuiert. 

Und kraftvoll führte die Stadtvertretung iu Wien das Amorti- 
sationsgesetz, das konsequent durchgesetzt eine wahre Umwälzung 
des wirtschaftlichen Lebens mit sich bringen mußte, unter Rudolf III. 
durch; bereita geht sogar die Praxis über die Grenze des Be- 
willigten hinaus: während die Statute nur von unentgeltlichen Zu-. 
Wendungen sprechen, >) hielten sich die Bürger bei entgeltlichem 
Erwerbe der Klöster zu gleichem Vorgehen für berechtigt: 1302 
muß der Abt von Lilienfeld versprechen, ein dem Kloster ver- 
machtes Haus in Wien, da Bürgermeister und Rat das Vermächtnis^ 
als contra iura civitatis nicht zulassen wollen, nach dem Anfalle 
desselben an einen Bürger, der mit der Stadt leidet, zu verkaufen, 
bei Strafe der Einziehung durch die Stadt, 2) und 1303 „erlauben*^ 
dieselben dem Kloster Zwettl „mit unser Gunst und gutem Willen*,, 
ein neugekauftes Haus ewig zu besitzen, doch durch keinen Zubau zu 
erweitern ;ä) dasselbe Kloster wird durch die Bürger zum Verkaute 
des Kaplanhauses bei der Katharinenkapelle „gezwungen**, da sie 
den Besitz nicht gestatten wollen.*) Aber schon nicht mehr Wien 
allein ; nach dem Rate der Wiener Bürger wendet Herzog Rudolf IIL 
i. J. 1302 die gleichen Erwerbsbeschränkungen (Verkauf binnen 
Jahr und Tag, ne nobis et civibus Lintzensibus in exhibendis obse- 
quiis debitis et consuetis fiant onerosa) bei dem Vermächtnis von 
Immobilien in Linz, Klosterneuburg und Krems durch einen Linzer 



*) nDaz dhain man oder vrou, . . . chainem chloster geh weder hei tV 
lebendigem leih oder nach ir tod*^. 

'-') Qu. z. G. Wiens 1/1. Nr. 878; cf. Schuster a. a. 0. 2, 360, Anm. 3. 

8) FRA. II./3, 270; Qu. z. G. Wiens 1/1. Nr. 745. — Beurkundungen 
und Bestätigungen des Stadtrates über aus ^ehafter Not** geschehene 
Realitätenverkäufe an Klöster: z. B. 1298, FRA. II./51, 226; 1327 Qu. z. 
G. Wiens I./l. Nr. 772. 

*) FRA. II./3, 265. 
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Bürger an Kloster Wilhering an.i) Wien war eben vor 1305 an- 
scheinend die einzige landesfürstliche Stadt, die ein eigenes Amor* 
tisationsstatut hatte ; schon dient aber ihr Recht Rudolf III. als Muster 
zu gleichem Einschreiten in andern Städten. 

Nicht genug damit ; nicht der einzelnen Stadt nur oder einer 
Mehrheit von Städten, nein, den ganzen Territorien, soweit die 
Macht des Landesherrn reichte und der Griff der toten Hand den 
freien Güterverkehr unterband, sollte frisch pulsierendes Leben ein- 
geimpft, überall im Interesse der Allgemeinheit einer unfruchtbaren 
Yermögenshäufung feste Grenzen gesetzt werden. Darauf zielt 
Rudolfs IIL allgemeines Verbot, kein Kleriker, ob Regular- 
oder Säkulargeistlicher, dürfe ohne seine Erlaubnis Realitäten oder 
Einkünfte in seinen Ländern entgeltlich oder unentgeltlich er- 
werben.^) Kein anderes Landesfürstentnm hat so frühzeitig ein 



1) 0. Ö. U.-B. 4, 408 f.; Stülz „Wilhering" p. 591 zum Jahre 1362. 
— Bruder p. 62 hat sich durch Stülz verleiten lassen, ein Amortisations- 
fltatut Rudolfs III. y. J. 1362 für Linz anzunehmen. 

«) Das Zwettler Stiftangsbuch erzählt (FRA. II./2, 336 f.), daß im 
Zwettler Flecken Neusiedel bei Krems das Klostor Aldersbach ein Häuschen 
erworben und dasselbe durch Zubauten erweitert habe, „m qua constructhne 
grave scandalum intet' lat/cos est exortum. Na m eodem anno dux Austrie 
penitua inhibuerat comminandOf ne que vis persona religiosa 
ßibi redditus aut possessiones sine suo scitu aut licentia com- 
pararet, Unde factum est, quod dominus Wolfget'us de Dahsperch ad 
iussum domini Rudolf i tunc temporis ducis Austrie se de eadem 
grangia intromisit, — Die genaue zeitliche Fixierung dieser bisher unbe- 
achteten Nachricht (z. B. Bruder findet 1308 die ersten Zeugnisse eines 
allgemeinen Amortisationsgesetzes; im Allgemeinen herrscht in der Lite- 
ratur seit Berchtold die unrichtige Ansicht von einem 1311 erlassenen 
österreichischen Amortisationsgesetze) macht Schwierigkeiten : die nächste 
vorhergehende datierte Urkunde rührt vom Jahre 1 289 und in dieses Jahr 
versetzt denn auch die „Kirchliche Topographie" 3. Band der 2. Ab- 
teilung, p. 40 die Verordnung; die zwischenstehenden Bemerkungen und 
die Erwähnung Rudolfs III. machen dies unmöglich. Einen Anhaltspunkt 
könnte ein Nachweis Wolfgers von Diichsberg, den ich i. J. 1300 (0. ö. 
TJ.-B. 4, 368; cf. Strnadt „Peuerbach" p. 342) zuerst urkundlich belegen 
kann, als landesfürstlicher Beamter, etwa als Inhaber des Landgerichtes, 
geben; ein solcher ist mir leider nicht gelungen. Es bleiben demnach 
als Zeitgrenzen nur einerseits der Regierungsantritt Rudolfs III. (21. No- 
vember 1298) und Ende 1302 oder Beginn des Jahres 1303; in 
letzteren Termin möchte ich die Verordnung verlegen, da sich früher 
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tlerart radikales Mittel verfügt. Ebenbürtig geht so Rudolf III. 
dem genialen ßudolf IV. voraus, die gleiche tiefe Erkenntnis volks- 
wirtschaftlicher Notwendigkeiten beseelte auch ihn. Kein Wider- 
spruch konnte ihn von der Verfolgung des als richtig erkannten 
Zieles abbringen : Engelszell scheint sich widersetzt zu haben, 
Rudolf ließ durch den Hofinarschall alles Gut des Klosters ^in 
Österreich besetzen und gab es 1303 nur unter der Bedingung 
frei, daß die Mönche künftig ohne seine Erlaubnis nichts mehr 
im Lande kaufen würden, i) Die Klagen des Autors des Zwettler 
Stiftungsbuches geben ein anschauliches Bild von der Durchfüh- 
rung dieser Maßregeln, und wie die meistinteressierten kleineren 
Städte sich dieselben zu Nutze machten: die Bürger von Eggen- 
burg verhinderten die Erweiterung des Klosterspeichers in der Stadt, 
veranlaßten den Verkauf testamentarisch dem Kloster vermachter 
Liegenschaften, besteuerten die Klosterholden und rissen die Kloster- 
mühle nieder; 2) eine Hube Zwettls iu Langenlois, deren Besitz 
die Babenberger dem Kloster bestätigt hatten, wurde von Wolfger 
von Dachsberg male alienatum et duci Austrie Rudolf o assig natum ;^) 
derselbe sequestrierte auf Befehl Rudolfs den neu erbauten Speicher 
des Klosters Aldersbach bei Krems ;^) Rechtsüberschreitungen, wie 
sie jedes so tief einschneidende Gesetz zur Folge haben mußte. 
Wenigstens für die nächste Zeit war ein festes System kirchlichen 
Gütererwerbs die nächste Wirkung dieser Verordnung, eine wei- 
tere Vermehrung des Kirchenvermögens der landesfürstlichen Ge- 
nehmigung unterworfen: das erhellt aus Fällen, in denen Rudolf III. 
und Friedrich d. Seh. in den Jahren 1303, 1306, 1308 und 1311 
Klöstern den Besitz oder neue Erwerbungen und Ankauf liegen- 
den Gutes unter der mehr minder typischen Formel gestatten:^) 

keine Spuren eines allgemeinen Amortisationsgesetzes erweisen lassen. Dies 
auch die Antwort auf eine von G. v. Below „Histor. Zeitschr.** 58, 152, 
Anm. aufgeworfene Frage. 

») 3. März 1303; 0. Ö. U.-ß. 6, 603. 

2) Lib. fund. Zwetl., FRA. U./3, 471. 
• 8) Ebenda, p. 558. 

*) Ebenda p. 336 f. — S. oben p. 174, Anm. 2. 

^) 1303, Engelszell, 0. Ö. U.-B. 6, 604. — 1./5. 1303, Lilienfeld, An- 
hang, Beilage Nr. II. — 8./5. 1303, Ebersberg, ebenda, Beilage Nr. III. — 
29./5. 1306, Lilienfeld, ebenda, Beilage Nr. IV. — 1308, Aldersbach. „Reg. 
Boica" 5, 133, Lichnowsky 2. Nr. 597. — 1311, Hohenfurt, FRA. 11/23, 
63. — 1311, Engelszell, 0. Ö. U.-B. 6, 611 f. 
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^statuto nostro, quo cavetur et inhibetur, ne derlei religiosi vel ec- 
clesiasticae personae (exnunc inantea) praeter nostrßm licenciam 
possessiones et redditus in terris nostris debeant comparare, ali'- 
quatenus non obstante;* aus Fällen, in denen der Landesfürst 
Klöstern Käufe von Weinbergen, Gülten u. a. y,de favore et gratia 
specialis erlaubt, i) seine Einwilligung zur Schenkung oder zum 
Verkauf freien Eigens an geistliche Korporationen gibt; 8) endlich 
aus dem wiederholt auftretenden Zusätze, die einmalige Bewilli- 
gung solle kein Recht zu solchem Erwerbe fdr die Zukunft geben; 3) 
auch die einfachen Bestätigungen des Landesherrn für neuen Im- 
mobiliargewinn der Klöster haben jetzt wohl nicht mehr allein 
die Bedeutung des Rechtsschutzes, sondern ein wesentlich kon- 
stitutives Moment. 

Wir kehren zu den speziellen städtischen Araortisations- 
gesetzen zurück : in Städten, die noch kein derartiges Statut hatten, 
schafft sich die Bürgerschaft doch auf eigene Faust gleiches Recht^ 
wie in Enns, wo 1309 St. Florian ein durch Schenkung erhaltenes 
Haus auf Veranlassung der Bürger gegen einen jährlichen Zins 
einem steuerzahlenden Bürger zu ewigem Besitze übergibt.*) Li 
Wien, wo das Amortisationsstatut ununterbrochen in Rechtskraft 
bliebt) und 1340 erneuert wurde, *^) verfügte Albrecht IL 1350 
indirekt eine weitere Erschwerung der kirchlichen Güterhäufung 
durch die Verordnung, niemand dürfe sein von Großeltern und 
Eltern anererbtes Gut an jemand andern als seine Nachkommen 
und nächsten Erben vermachen oder sonstwie denselben entziehen, 



1) 1307, Friedrich d. Seh. für Kremsmünster, 0. Ö. U.-B. 5, 610. 

2) 15./6. 1310, für Lilienfeld und Zwettl, Kopie H.-H.-St.-A., Reg. Lieh- 
nowsky 3. Nr. 80. — l./ll. 1311, Lilienfeld, „mit unsern gueten willen und 
gunsf", Or. H.-H.-St.-A. — 12./3. 1314, Dominikanerinnen in Graz, und 
12./9. 1320, „rechtes und freies eigen"" ; Kopieen, Steierm. Landesarchiv. 

8) Z. B. 1303 und 1311, Engelszeil, 0. Ö. Ü.-B. 6, 604 und 612. 

*) 0. Ö. Ü.-B. 5, 22 f. 

5) Z, B. 1327 erlaubt der Richter, Bürgermeister und Rat dem Kloster 
St. Lamprecht, eine Hofstatt anzukaufen, doch müsse es dafür eine andere 
angegebene Hofstatt veräußern; Qu. z. G. Wiens I./1. Nr. 894. 

ß) Kahl „Amortisationsgesetze" p. 226 irrt, wenn er bereits diesem 
Privileg für Wien die Einschränkung des geistlichen Mobiliarerwerb» 
zuschreibt; auch das Amortisationsgesetz Maria Theresias v. J. 1771 (ebenda 
p. 228) nimmt dies mit Unrecht an. 
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außer wenn er vor dem Bäte ehafte Not beweise.^) Das sozial- 
politische Prinzip seiner Vorgänger hat Rudolf IV. zu Gunsten 
seiner Lieblingsstiftung, der Propstei zu St. Stephan, und der Al- 
brechts IL, der Earthause Gaming^ durchbrochen, indem er Ver- 
kauf und Entfremdungen aller Dotationsgüter der ersteren verbot 2) 
und den Häusern der letzteren in Wien, Ybs und Stein freie wei- 
tere Erwerbsfähigkeit zugestand, s) Ein Mangel an Eonsequenz, 
wenn es sich um die eigenen Stiftungen handelte, der bei allen 
Herzögen zutage tritt. 

Andererseits erhellt wohl aus der Eontiiiuität der städtischen 
Amortisationsgesetze seit Albrecht L, daß die Stellung der die 
gleiche Materie betreffenden Gesetze Rudolfs IV. vom Jahre 1361, 
wie sie uns für Wien,*) Wiener-Neustadt, 0) Tulln^) und Brück 
a. d. Leitha') erhalten sind, keine so exorbitante und aus der 
Entwicklung heraustretende ist, als man häufig annimmt: Rudolf IV. 
hat nie ein allgemeines Amortisationsgesetz wie Rudolf III. er- 
lassen ; sein Gesetz tritt nur zu Gunsten der Bürgerschaft ein und 
greift nicht wie jenes auch den entgeltlichen Erwerb des Elerus 
au, trotzdem in praxi dies schon vielfach der Fall gewesen; viel- 
mehr entspricht sein Ausdruck „ Geschäft '^ genau der schon seit 
dem Albrechtinum eingeschränkten unentgeltlichen Zuwendung bei 
Lebzeiten oder durch letzt willige Verfügung; mag man ihn auch 
in seiner Allgemeinheit als Zuwendung von Mobilien und Im- 
mobilien fassen, 8) während die früheren städtischen Amortisations- 
statute nur von liegendem Gute sprechen, so konnte die harte 



') Tomaschek „Rechte und Freiheiten« ], 123. 

«) Lichnowsky 4. Nr. 58. 

») Lichnowsky 4. Nr. 96. — Dagegen muß z. B. Zwettl zum Kaufe 
eines Hauses in Wien die herzogliche Erlaubnis einholen ; Qu. z. G. Wiens, 
I./l. Nr. 800. 

4) Schwind-Dopsch p. 204. 

6) Winter, A. ö. G. 60, 108. 

6) Kerschbaumer „TuUn" Anh. Nr. 323. 

') Kretachmayr „archival. Beitr. z. Gesch. n.-ö. Städte", Bl. f. L.-k. 
N.-Ö. 34 (1900), p. 196 f. — Die von Kretschmayr noch erwähnten Be- 
stimmungen für Graz und Brück a. d. Mur betreffen die Stadtsteuer, nicht 
Amortisation. 

8) So Berchtold „Landeshoheit in Österreich" p. 209. — v. Luschin 
^Gerichtswesen« p. 271. — Bruder p. 62. 

D p s c h : Forschungen 1. 12 
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Bestimmung des Weiterverkaufes binnen Jahr und Tag ja doch 
nur auf die. letzteren (die „erbgueter'^) Anwendung finden; die 
einzig bedeutende Neuerung ist, daß nicht allein Regulär-, son- 
dern auch Säkularkleriker diesem Uesetze unterworfen wurden und 
daß nun eine größere Anzahl von Städten das Statut erhielten. 
Dagegen wurde — und dies ist besonders zu betonen — anschei- 
nend als Bekompensatiun bewilligt, daß der Abschluß der ,, Ge- 
schäfte^ nicht ausschließlich vor zwei Genannten erfolgen mußt^e, 
sondern auch zwei unbescholtene Männer genügten, i) — eine Er- 
leichterung, die die Ausdehnung einer solchen Bestimmung aaf 
jederlei „Geschäft* erst ermöglichte. 

Auch Rudolfs IV. Nachfolger trafen keine allgemeinen Amorti- 
sationsverfügungen mehr; Rudolfs HL Gesetz war, so scheint es, 
nach kaum einem Dezennium außer Übung gekommen und fand 
keine Erneuerung mehr. Nur an den Amortisationsbestimmungen 
fär die Städte, und zwar mit Beschränkung auf Immobilien, hielten 
die Landesherren fest trotz der Opposition der Kirche, die gegen 
die Gesetze, welche den Laien Vermächtnisse von liegenden Gütern 
und Rechten an die Kirche verbieten und Legate nur bis zu einem 
gewissen Werte zulassen, mit aller Schärfe kämpfte.^) Ich erwähne 
nur die bekannten Verordnungen Albrechts IIL für Steier 1372, 
für Krems 1385 und das Wiener-Neustädter Stadtrecht vom Jahre 
1443;^) Friedrich IV. sah so genau auf die Einhaltung dieses 



i) cf. Schuster a. a. 0. 2, 427, der jedoch mit unrecht nur (unent- 
geltliche) Zuwendung unter Lebenden, nicht auch letztwillige unter „Ge- 
schäft" versteht. 

») Concil. Salisburg. 1418 und 1420, Dahlham p. 181 und 199. — 
Analog Concil. AschaflPenb. 1292, Hartzheim 4, 9; Colon. 1310, 4, 118; 
Camerac. 1324, 4, 365; Synod. Prägens. 1355, 4, 391 und 396. 

») 1372, 0. ö. U.-B. 8, 629. — 1385, Winter „Ürk.-Beitr." p. 91. — 
1443, ebenda p. 101. cf. Bruder p. 115 f. — Ferner die Bestätigung 
der Verordnung Rudolfs IV. für Brück a. d. Leitha durch Albrecht III. 
i. J. 1384, Kretschmayr a. a. 0. p. 200. — In Wien verkauft 1377 das 
Kloster Mahrenberg ein ihm durch Vermächtnis zugefallenes Haus weiter ; 
Qu. z. G. Wiens II./I. Nr. 917. — 1397 verspricht St. Dorothea in Wien, 
binnen zehn Jahren ein neuerworbenes Haus an einen Bürger zu veräußern, 
der mit der Stadt dient und leidet; ebenda, I./4. Nr. 3633. — 1483 gelobt 
das Kloster Maria-Zeil dem Bürgermeister und Rat von Wien, ein ihm 
vermachtes Haus binnen Jahresfrist an einen Bürger zu verkaufen ; v. Hor- 
mayr „Wien** 7, Ü.-B. p. CCXXXVII. — Zur Analogie vgl. das Amortisa- 
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PriDzips, daß er beispielsweise 1434 das Vermächtnis eines Lai- 
bacher Bürgers ans Kloster Freudnitz nur teilweise bestätigte, den 
Übergang der Güter, die im Burgfrieden von Städten und Märk- 
ten lagen, an das Kloster nicht gestattete. 



Nicht mit Unrecht hat mau Rudolf IV. in seinem Verhältnis 
zur Kirchengewalt mit Kaiser Josef II. verglichen ; und doch, man 
ist gewöhnt, damit die Vorstellung von ebenso tief einschneiden- 
den und großzügigen, als überhasteten, der Entwicklungsstufe ihrer 
Zeit nicht angemessenen und darum kurzlebigen Maßregeln zu 
verbinden ; trifft das aber bei Eudoli so ganz zu ? Wir haben zu 
zeigen versucht, daß bei Heranziehung des Kirchengutes zur Steuer- 
pflicht der Bürgerschaft, bei Einengung kirchlicher Vermögens- 
anhäufung sein Vorgehen durchaus nicht unvermittelt dasteht, daß 
in letzterer Hinsicht lange vor ihm weit schärfere landesherrliche 
Verfügungen erflossen sind, daß seine Verordnungen mitten in 
einer Reihe ähnlich gearteter stehen und das Prinzip mit seinem 
Leben nicht sein Ende fand. Was teilweise seine Vorfahren vor- 
gebildet, teilweise das nach Alleinherrschaft im Stadtgebiete rin- 
gende Erbbürgertum aus eigener Kraft in der Praxis schon durch- 
gesetzt, das ist auch der Kern all seiner berühmten Gesetze, da- 
ran knüpfen sie, das Bestehende formell-rechtlich fundierend und 
weiterbildend, an. 

Der allgemeine Teil der älteren städtischen Amortisations- 
statute, Abschluß jedes Geschäftes vor dem Rate oder den Ge- 
nannten, berührt sich aufs engste mit der Gegnerschaft der Erb- 
geschlechter gegen die geistlichen Grundherrschaften in 
den Städten und die unbehinderte Ausübung der Immunitäts- 
und Hofgerichtsbarkeit durch diese „Enklaven innerhalb der Stadt*. i) 

tionsgesetz gegen die Juden in Rottenmann, Judenburg, Leoben, Kindberg, 
Mürzzuschlag und Knittelfeld, das ihnen befiehlt, ihre Güter wie die Christen 
2u versteuern oder inner Jahresfrist an einen Christen zu verkaufen; 
Muchar „Gesch. Steiermarks" 7, 56 f., Lichnowsky 5. Nr. 38. — Über Er- 
werbsbeschrftnkungen des Adels vgl. Bruder p. 116. 

*) Vgl. nam. G. v. Below „Der Ursprung der deutschen Stadtver- 
fassung** 1892, p. 120 f. — Für Wien ist die Begabung der meisten dieser 
Frohnhöfe mit Immunitätsgerichtsbarkeit nachweisbar. Zu unterscheiden 
sind von den Insassen derselben die aus auswärtigen Frohnhöfen in die 
Stadt strömenden Unfreien ; cf. v. Below p, 122. 

12* 
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Ihr Korporationsgeist mit seinem ausgesprochenen Streben nach 
Ausschließung aller fremden Elemente wandte sich nicht allein 
gegen die (niedere) Kriminalgerichtsbarkeit der Klöster auf ihrem 
innerhalb des Burgfriedens gelegenen Eigen, so daß der Landes- 
herr wiederholt die Immunitatsgerichte gegen die Übergriffe der 
Bürger schützen mußte ;i) vor allem war die zivile Gerichtsbarkeit 
der geistlichen Grundherren, und zwar jene öflFentlich-rechtlichen 
Ursprungs, wie die Gerichtsbarkeit unter dem Dachtropfen, dem 
vereinten Angriffe der Bürgerschaft und des Landesfürstentums, 
das jenem schrittweise nachgeben mußte, ausgesetzt. Beide Kom- 
petenzen der Grundherrschaft sind jedoch scharf von der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit derselben zu trennen :») die Ziviljuris- 
diktion über die Bürger, die in einem dinglichen Verhältnis zu 
einem Kloster standen, war für Wien schon durch das Badolfinum 
V. J. 1278 und das Albrechtinum v. J. 1296, die das Stadtgericht 



') Niedere Kriminalgerichtsbarkeit hatten in Wien das Schottenkloster 
und das Deutschordenshaus, wozu unter Otakar der Freisingerhof (1256, 
FRA. n./31, 180; bestätigt 1305, ebenda 1I./35, 22), unter Albrecht I. die 
Höfe von Heiligenkreuz (auch in Wiener-Neustadt, Brück a. d. M. und 
Marcheck, 1286, FRA. II./ll, 252 f.), unter Rudolf III. die Hofkapelle 
(1298, Chmel „österr. Geschichtsforscher« 2, 306), unter Rudolf IV. 
St. Stephan und die Universität kamen, u. a. (cf. Tomaschek „Rechte und 
Freiheiten", Einleitung, 1, 73) für ihre Inwohner und Holden. Die Über- 
griffe der Städte erhellen für Wien aus der Entscheidung Albrechts 111. 
V. J. 1375 zwischen der Stadt und dem Sehottenkloster, die ersterer nur 
das Blutgericht zusprach (Tomaschek 1, 187; cf. Hasenöhrl „Österr. Landes- 
recht" 191 und Bruder p. 110). Bei andern Städten läßt sich speziell 
noch das Bestreben der Bürgerschaft verfolgen, die Kompetenz der klöster- 
lichen Immunitätsgerichte außerhalb derStadt für Bürger überhaupt 
zu beseitigen: daher die herzoglichen Befehle, die Klosterholden, außer 
bei Rechtsverweigerung durch den Abt oder dessen Amtmann, in Sachen, 
die vor der Stadt geschehen sind, nicht vor's Stadtgericht zu ziehen» 
(1356 au alle Städte und Märkte, 0, Ö. Ü.-B. 7, 434 f. — 1362 an Enns, 
Wels, Steier und Gmunden, ebenda 8, 63. — 1384 an Gmunden, A. ö. Gr. 
82, 255, Nr. 46). Eine Ausnahme demgegenüber ist es, wenn 1318 Herzog 
Friedrich d. Seh. den Mürzzuschlager und Radkersburger Bürgern, ohne 
auf das forum rel zu achten, erlaubt, in ihren Schuldklagen fremde Holden 
vor's städtische Gericht zu ziehen. („Steierm. Geschieh tsblätter« 2, 48 
und 48 f.) 

«) Bruder p. 46 f. und 110 f. führt diese Trennung doch zu wenig 
durch. 
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ald ausschließliche Personalinstanz der Bürger erklärten,^) deu 
Grandherren entzogen; ja nach dem Wiener Stadtrechtsbache ^) 
war in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts den geistlichen 
Orundgerichten in Wien ohne Ausnahme die Gerichtsbarkeit über 
Grundrecht, und zwar, wie sich aus der Allgemeinheit der Be- 
stimmung schließen läßt, sowohl der Bürger als sogar der eigenen 
Graudholden im Bargfrieden, also das wichtigste Korrelat des 
Hofrechtes, das Urteil über die aus dem dinglichei^ Verhältnisse 
sich ergebenden Beziehungen, genommen; für das Burgrecht auf 
Realitäten im Burgfrieden (d. h. „in der_ stat und aussen um die 
staf^y im Gegensatze zum j,geu^^) war schon zu dieser Zeit, also 
jedenfalls bedeutend vor 1360, neben dem Stadtgerichte nur die 
Kompetenz des Schottenabtes und einiger anderer Grundherren 
mit eigenem Gerichte noch gewahrt.*) Vergleichen wir nun mit 
dieser privaten Bechtskodifikation, was uns die urkundlichen Quel- 
len über das Bechtsleben zeigen, so sehen wir tatsächlich fast 
ausnahmslos Streitigkeiten wegen in der Stadt selbst gelegener 
Realitäten und Reallasten, sowohl Burg- als Grundrecht, vom 
Stadt- oder teilweise vom Schottenrichter entschieden;*) die weitere 
Forderung des Stadtrechtsbuches, auch das ,um die Stadt*' gelegene 

<) S. oben p. 104 f. 

«) Edid. Schuster p. 119 f., Art. 126. cf. oben p. 103 f. und v. Luschin 
„Gerichtswesen" p. 217. 

») cf. R. Sohm „Entstehung des deutschen Städte wesens" p. 24 f. 
Anm. 34. 

*) Edid. Schuster a. a. 0., Arf. 126. cf. v. Luschin a. a. 0. p. 217 
und Sohm a. a. 0. p. 62 und 75 f. 

6) Wien, Stadtgericht: z. ß. 1315, FR A. IL/ 10, 149 f. ,,und sollm 
auch mr umb rfcw vorgenante gruntrecht anderswo nindert ze recht aten danne 
nur in der schranne vor dem statrichter ze Wtenn und vor ander nieman,'*, — 
1327, Qu. z. G. Wiens IL/1. Nr. 102 und I./2. Nr. 1269. — 1328, ebenda 
II./1. Nr. 109. — 1335, FRA. IL/51, 365. — 1347, Qu. z. G. Wiens IL/1. 
Nr. 316. — 1352, „Ü.-B. v. St. Polten" 1, 433. — 1362, FRA. IL/i6, 269 f. 

— 1364 Qu. z. G. Wiens l./l. Nr. 804. — 1366, ebenda I./l. Nr. 930. — 
1368, ebenda I./1. Nr. 932 und L/2. Nr. 1676. — 1381, Mon. Boica 30./2, 
359 f. — 13S5, FRA. IL/18, 402 f. — 1436, Qu. z. G. Wiens IL/2. Nr. 2568. 
1437, ebenda Nr. 2616 etc. — Schotten: Z. B. 1317, FRA. II./18, 157 f. 

— 1340, ebenda p. 218 f. etc. — Man darf sich durch die groCe Anzahl 
grundgerichtlicher Urteile in Wien nicht täuschen lassen, da sie meisten- 
teils Realitäten oder Reallasten außerhalb des Burgfriedens oder wenigstens 
außerhalb der Stadtmauern betreffen. 
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Borgrecht, das mit der Stadt yersteuert wird, solle vor dem Stadt* 
richter verantwortet werden, i) ging allerdings nicht in ErfüUnng. 
Ich habe wieder Wien herausgegriffen, dessen Becht gerade 
im 14. Jahrhundert durch Übertragung auf andere Städte, ja durch 
Eindringen selbst ins flache Land, zur Bildung eines einheitlichen 
Territorialrechtes beizutragen beginnt.^) Nachdem also allen geist- 
lichen Orundherren in Wien die wichtigste Befugnis, die Ent- 
scheidung in Grundzinssachen, und mit wenigen Ausnahmen auch 
in Burgrechtssadien schon so bedeutend gemindert worden war, 
war es nur eine konsequente Fortbildung eines schon stark zur 
Geltung gebrachten Prinzips, wenn Budolf IV. überhaupt eine 
vollständige Einheitlichkeit des Gerichtswesens innerhalb des Burg- 
friedens durchzufuhren suchte und am 20. Juli 1361 in Wien uod 
seinen Vorstädten') und einigen andern Städten^) alle Sonder- 
gerichte der Pfaffen ujid Laien aufhob. Nur die niedere Eriminal- 
gerichtsbarkeit — gleichzeit^ wurden ja mit wenigen Ausnahmen 
auch die Freiuugen in Wien aufgehoben —% die Gerichtsbarkeit 
unter dem Dachtropfen über die Nichtbürger auf den kirchlichen 
Realitäten und die' außerstreitige Gerichtsbarkeit der Grundherren 
wären dadurch hart getroffen worden. Diese Abschaffung der 
grundherrlichen Gerichte vermochte allerdings selbst Rudolf nicht 
zu erreichen, die Preihäuser blieben bestehen,^) aber die Jurisdiktion 

A. a. 0., Art. 119. 

«) S. die Besprecliung von H. M. Schusters „Rechtsleben der Stadt 
Wien" durch R. Sohm in der Savigny sehen „Zeitschr. f. Rechtsgesch.", 
German. Abt. 32, 432. 

3) Schwind-Bopsch p. 205. 

4) Die meisten bei Bruder p. 45 für andere Städte angegebenen Ver- 
ordnungen betreffen nur die außersfcreitige (ierichtsbarkeit. Der Fall von 
Villach gehört überhaupt nicht hieher, da Villach keine landesfOrstliche, 
sondern bambergische Stadt war. Nachweisbar ist der gleiche Erlaß wie 
für Wien nur für Wiener-Neustadt, Tulln und Brück a. d. Leitha; s. die 
Zitate oben p. 177. 

^) Schwind-Dopsch p. 205. — Eine ähnliche, mildere Maßregel Al- 
brechts III. V. J. 1378 für Radker8burgs.,„Steierm. Geschichtsblätter" 6,59. 

6.) cf. Bruder p. 110 f. — Die Entscheidung Albrechts V. v. J. 1417, 
in Streitigkeiten über Burg-, Berg-, und Grundrecht des Stiftes mit der 
Stadt Klosterneuburg hätten die Amtsleute des Stiftes zu ui-teilen TA, ö. 
G. 7, 332), möchte ich solange nicht als Beweis hiefür anführen, als nicht 
bekannt ist, ob für die Stadt Klosterneuburg gleichfalls die Aufhebung 
aller Sondergerichte verfügt wurde. 
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über Bealitäten, Benteu und Zinse war und blieb jenen fast durch- 
wegs genommen. 

Die Bestimmung der ersten Stadtrechte bereits, alle Immo- 
bilien betreffenden Rechtsgeschäfte, als Schenkung, Kauf, Verkauf, 
Verpfandung . ., müssen vor zwei Genannten geschehen, i) war wohl 
geeignet, ein einseitiges Vorgehen der Grundherren bei solchen 
Akten zu yerhindern. Das Beurkundungsgeschäft aber 
wurde davon nicht berührt; erst der in allen Städten eintretende 
Dmschwuog im Friyaturkundenwesen hat hierin eine Wandlung 
herbeigeführt: die Tatsache, daß Richter und Rat, später Bürger- 
meister und Bat zu öffentlichen TJrkundspersonen werden, die durch 
Anhängen ihres Siegels an Beurkundungen fremder Rechtsgeschäfte 
oder durch selbständige Beurkundung in fremder Sache der Privat-^ 
Urkunde eine öffentlich-rechtliche Beglaubigung, die Beweiskraft 
der Eönigsurkunde geben. 2) Naturgemäß mußte dieser Wert der 
Batsurkunde ihre Anwendung yomehmlich an Orten, wo wie in 
unseren Städten die kirchlichen öffentlichen Urkundsbehörden, die 
Offizialate, gar nicht vorkommen oder — in Wien — nur geringe 
Bedeutung haben, in Rechtsgeschäften nicht allein zwischen Bür- 
gern, sondern auch zwischen geistlichen Korporationen oder Ele- 
rikeru einerseits, Bürgern andererseits erheblich steigern. Diese 
Entwicklung fallt in uosem landesfürstlichen Städten später als 
in den Reichsstädten, im Allgemeinen in die letzten Dezennien 
des 13. Jahrhunderts, die erste Habsburgerzeit, Ungemein scharf 
charakterisiert diese Wandlung eine Bemerkung des Zwettler Stif- 
tungsbuches zum Jahre 1310: cives enim Wiennenses hanc hahent 
consuetudinem, ut pro quacumque causa suum Privilegium cum sigülo 
civitatis porrexerint^ contra idem Privilegium de cetero nulla admit* 
tatur querimonia.^) 

Seit jener Zeit tritt nicht allein in Wien, sondern auch in den 
kleineren Städten, wie Tulln, Linz, Enns, Wiener-Neustadt, bei sehr 
vielen Verkäufeu, Schenkungen . . von Immobilien im weiteren 



») Wien 1221, Tomaschek a. a. 0. 1, 12, Art. 17. —Wien 1244, ebd. 
p. 28. — Wien 1278, 1340 etc. — Wiener-Neustädter Kompilation, A. ö. ü. 
60, 248 f. Art. 73. 

*) cf. A. Schulte, Einleitung zum 3. Band d. Straßburger Ü.-B. p. 14 ff. 
und H. Breßlau „Handbuch der Urkundenlehre" 1, 638 ff. 

8) FRA. II./3, 573. 
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Sinne (Realitäten, Renten, Zinsen)^) auch an den Klerus ^ogar 
vielfach selbständige Beurkundung der erwähnten Behörden ein«^) 
Der Autor des Wiener Stadtrechtsbuches erkennt allerdings noch 
die Gültverträge, Berg-, Burg- und Grundrecht, den Grundherrn 
zur alleinigen Vollziehung, ohne Bürgermeister und Rat zu er- 
wähnen, zu;^) aber selbst bei dieser Art von Verträgen bildet sich, 
wie erwähnt, gewohnheitsmäßig knge vor Rudolf IV. eine Mit- 
wirkung der letzteren entweder als Zeugenschaft beim Rechts- 
geschäfte selbst oder bei der Beurkundung in vielen Fällen aus;^) 
nach dem Stadtrechte der liechtensteinischen Stadt Murau v. J. 
1298 soll Burgrecht sogar ausschließlich mit des Richters Hand 
verkauft werden.^) Trotzdem gelang es dem Stadtregimente weder, 
die alleinige ürkundsbehörde selbst nur fdr den Realitäten verkehr 
zu werden, noch die Zuziehung der Genannten als obligatorisch 
für alle Immobiliarveränderungen der geistlichen Grundherren durch- 
zusetzen; Veräußerungen zinspflichtiger Grundstücke oder Renten 
in der Stadt mit Händen der Grund- oder Burgherren ohne Inter- 



i) cf. Heusler „Institutionen des deutschen Privatrechts« 1, 338. 

8) Z. B, schon 1264 Schenkung eines Hauses in Wien durch einen 
Bürger an HeiHgenkreuz, besiegelt von ihm und den civea Wienn^; FRA. 
1I./11, 309. — 12 — , Siegel der Stadt Wien bei einem Gültentausch des 
Niklasklosters ; Qu. z. G. Wiens 1/3. Nr. 2821. — 1276, eine Beurkundung 
durch den Kämmerer, Landschreiber, den Richter und die universitas ctvium 
civitatis Wtennensis; v. Hormayr „Wien" 6, U.-B. p. VI. ~ 1296, Qu. z. 
G. Wiens I./l. Nr. 872. — 1297, FRA. II./6, 256 f. — 1298, FRA. II./8, 348. 
— 1319, „Ü.-B. V. St. Polten'' 1, 245 f. — 1327, Q. z. G. Wiens l./l. Nr. 772 
etc. Tulln: z. B. Beurkundung durch Richter und Rat 1286, Kersch- 
baumer „Tulln" Nr. 62, weiters Nr. 79, Nr. 123. — 1288, Richter, Bürger- 
meister und Rat: „wwrf ist der chauf vor uns rechts und redleich geschehen 
mit purchherren hand^ ; FRA. IL/1, 236 f. — Linz: 1291, 0. Ö. U.-B. 4, 
153. — Ybs: 1330, FRA. IL/35, 188 f. — Enns 1294, Bestätigung eines 
Verkaufs an St. Florian „quia idem molendinum in districtu nostre videtur 
positum communitatis'' , auf Bitte des Verkäufers; 0. ö. Ü.-B. 4, 204 f. — 
Brück a. d. Leitha: 1308, „U.-B. v. St. Polten« 1, 223. — Wiener- 
Neustadt: 1296, FRA. IL/U, 283 f und 286 f. — Eggenburg: 1318, 
FRA. n./3, 640 f. — Klosterneuburg: 1327, FRA. IL/IO, 228 f. — S. 
ferner unten bei „Testamente". 

«) Edid. Schuster, Art. 120, 125, 133. 

*) S. etwa noch : 1318 (Hörn), FRA. IL/6, 239 f. — 1318 (Ybs), Wichner 
„Admont" 3, 232 f. — 1319 (Wien) FRA. II./16, 406 f. etc. 

*) „Steierm. Geschichtsblätter" 4, 261 f. 
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vention der Geuanntou, Besiegelungen oder Beurkundungen solcher 
Rechtsakte treten in Wien nicht allein beim Schottenabte, sondern 
auch dem Abte von Eeiligenkreuz, Prior von Mauerbach u. a. 
wiederholt vor Rudolf IV. auf.^) Diesen schwankenden Rechts- 
verhältnissen wollte nun Rudolf durch Aufhebung der ganzen frei- 
willigen Gerichtsbarkeit derjenigen Grundherren, welche dieselbe 
nur gewohnheitsrechtlich besaßeu, für Immobilien aller Art, wie 
für Mobilien in den Städten ein Ende machen ;«) man muß jedoch 
festhalten, daß, wie erwähnt, durch die frühern Stadtrechte und 
noch mehr gewohnheitsmäßig sowohl die selbständige Vollziehung 
dieser Rechtsakte, wie die Ausstellung der Beweisurkunden über 
dieselben ohnedies schon sehr eingeschränkt war. Das wesentlich 
Neue dieser Verordnung liegt darin, daß die Mitwirkung der 
Grundherrschaften, vor allem die Ausstellung der Urkunden, aber 
auch die Rechtsakte ^mit Händen* des Grundherrn nunmehr ge- 
setzlich verboten und alle Funktionen dem Stadtrate zugewiesen 
wurden. 

Es ist nur in sehr beschränktem Maße richtig, von einem 
Mißerfolge dieser Maßregel zu sprechen. 3) Das Verbot der Schad- 
losklausel bei Besiegelung der Grundbriefe durch die Grundherren 
i. J. 1366*) und die Anlegung der städtischen Grundbücher und 
Satzbücher seit 1368 und 1388 in WienS) ist allein ein Beweis 
dagegen ; vor allem aber ein Umstand, den uns das reiche Wiener 
Quellenmaterial lehrt: weitaus die überwiegende Masse des kirch- 
lichen Vermögen sverkehrs in Wien, mag der Klerus der empfan- 



») Z. B. die bei Schuster „Stadtrechts buch** p. 136 f. zitierten Falle; 
femer Qu. z. G. Wiens 1I./1. Nr. 220, 236, 243, 400, 497. — Notizenblatt 9, 
151 f. etc. 

») Für Wien 2. August 1360, Tomaschek 1, 149 f. — Für Enus, 
Wiener-Neustadt, Krems etc. s. unten bei „Grundrechtsablösung**. — cf. 
Bruder p. 43 f, der jedoch p. 44 mit Unrecht zweifelhaft läßt, ob nur die 
im gewohnheitsrechtlichen Besitze der freiwilligen Gerichtsbarkeit befind- 
lichen Grundherren derselben beraubt wurden, oder alle. Darüber s. schon 
Schuster „Stadtrechtsbuch" p. 30 und Schalk „Zur Finanzverwaltung Wiens 
am Ende des 14. Jahrhunderts**, Bl. f. L.-k. N.-ö. 17 (1883;, p. 16. 

8) So Bruder p. 63, 65 und Werunsky p. 75. 

*) Tomaschek 1, 162. 

6) Schalk a. a. 0. p. 17 f ; Schuster in „Geschichte der Stadt Wien** 2, 
384; Staub „Grundbücher der Stadt Wien** (Qu. z. G. Wiens lll./l.), 
p. XV. f. 
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gende oder der vergebende Teil sein, geschieht in der Folgezeit mit 
Händen des Bürgermeisters und Bates oder wenigstens unter Zeugen- 
schaft derselben und mit Grundsiegel der Stadt Wien^). Selbst 
bei grundherrlichen Rechtsakten des Schottenstiftes, das seine außer- 
streitige Gerichtsbarkeit behielt,«) werden nunmehr öfters der Bürger- 
meister und Bäte oder doch zwei unbescholtene Bürger als Zeugen 
beigezogeD;^) eine Ausnahmsstellung in dieser Hinsicht nahm auch 
das KoUegiatstift zu St. Stephan ein ;*) wenn bei andern Klöstern, 
wie Altenburg, ö), dem Niklas-^) und dem Himmelpfortkloster,') 
diese Seite der grundherrlichen Gerichtsbarkeit wieder auflebt, so 
geschieht es doch nur in ganz vereinzelten Fällen und betrifift 
meistenteils um die Stadt gelegene Immobilien. 

Der Stadtrat selbst wahrte energisch sein Recht: auf Klage 
der Stadt entscheidet 1417 Albrecht V., da der Prior von Gaming 
einen Zubau des Gamingerhofes zu Grundzins vergeben und ,,die 
sach mit des gotshauss insigel verttigen woW, ,,das derselb kauff 
und die handlang mit der stat gruntinsigel sol geverttigt werden 
nach laut des hriefs, den dieselb unser stat von weilent herczog Bu- 
dolffen darüber haP\^) und noch 1494 bittet die Stadt, Maximilian 

•) Z. B. (von 1361 an): Qu. z. G. Wiens II /l. Nr. 582, 617. — I./2. 
Nr. 1673, 1679. — II./l. Nr. 700, 756, 774, 784, 786, 873. — v. Hormayr 
^Wien" 7, CCXXXVl. — Qu. z. G. Wiens I./2. Nr. 2165. — lL/1. Nr. 1084,. 
112», 1122, 1222, 1307, 1323, 1390, 1424, 1463, 1522, 1542, 1550, 1562, 1579, 
1592, 1651, 1788, 1868. — I1./2. Nr. 2317. — 1/4. Nr. 3631. — I./l. Nr. 57. 
— I./4. Nr. 4046, 4065 etc. 

«) S. die Entscheidung Albrechts V, v. J. 143S zwischen der Stadt 
Wien und dem Schottenstifte, Tomaschek 2, 40. — Über die Grundbücher 
der Schotten s. Schalk a. a. 0. p. 16. 

3) Z. B. 1367, Notizen blatt 4, 433 (Bürgermeister und ein Ratsherr als 
Mitsiegler). — 1369, FRA. II./18, 331 f. (zwei Bürger als Mitsiegler) etc. 

4) Z. B. gleich 1363, Qu. z. G. Wiens II./1. Nr. 618. 
ö) z. B. 1377, ebenda II./1. Nr. 921, Nr. 949. 

«) Z. B. 1400, ebenda II./l. Nr. 1477. 

7) Z. B. 1380 und 1389, a. a. 0. II./l. Nr. 994 und 1182. 

8) 21. /3. 1417, Or. H.-H.-St.*A. ; Regest. Qu. z. G. Wiens I./4. Nr. 4449. 
t— S. auch den Befehl Albrechts VI. v. F. 1444 an die Prälaten und Edel- 
leute, ihren Amtleuten im Burgfrieden von Tulln die Fertigungen zu 
untersagen; Bruder p. 111. — Friedrich III. weicht dann doch von diesem 
Prinzip ab, wenn er 1451 Hainburg Grundbuch und Verwendung des Stadt- 
siegels als Grund buchsiegel nur mit Vorbehalt der Rechte der geistlichen 
und weltlichen Grundherren bewilligt; Jahrbuch d. V. f. L.-k. N.-Ö. 1 (1902) 
p. 337, Nr. 33. 
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möge die Fertigung derer, die in der Stadt Grundbücher führen, 
abstellen. 1) Erst die Brechung der Autonomie Wiens am Beginne 
des 16. Jahrhunderts hat offenbar auch diese grundherrlichen An- 
sprüche in größerem Maße sich erheben lassen; im Ganzen kann 
man wohl sagen, mit glücklichem Erfolge hatte hier das Laudes- 
fürstentum als Gesetz gegeben, was ähnlich ein Jahrhundert später 
durch die «Eeformation Kaiser Sigmunds^ eine Forderung der 
breiten Volksmassen wurde : daß die Besiegeluug von Urkunden in 
fremder Sache durch geistliche Personen oder Korporationen abge^ 
stellt werden müsse.*) 



Eine Hauptquelle des kirchlichen Vermögenserwerbes, die Te- 
stamente und frommen Stiftungen, möchte ich noch be- 
rühren* wegen der Schädigung der erbberechtigten Hinterbliebenen 
zwang beispielsweise die Stadt Stfaßburg schon 1283 die Mino- 
riten zu dem Versprechen, Niemanden auf dem Totenbette zur Ver- 
machung von Eigen mit Hintansetzung der Erbeu zu bewegen. ^) 
Zu solch radikalen Maßregeln griff man in unsern Territorien nicht; 
die Amortisationsstatute hatten da ein gutes Präventivmittel ge- 
schaffen: ihre Satzung, daß auch alle unentgeltlicheh Zuwendungen 
an die Kirche, zunächst nur an den Regukrklerus und von Im- 
mobilien, dann auch an Säculare und von Mobilien, inter vivos 
und in causa mortis, vor dem Eate oder den Genannten, später 
wenigstens vor zwei unbescholtenen Bürgern geschehen sollten, 
wurde in der Praxis tatsächlich im weitesten umfange eingehalten. 
Vermächtnisse an Klöster wurden in einzelnen Fällen schon 
in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts,^) als noch keine recht- 
liche Notwendigkeit dazu vorlag, &) ausnahmslos aber seit dem Be- 



') Tomaschek 2, 11 7, Nr. 73, cf. Bruder p. 111. 

») Köhne „Reform K. Sigmunds" in „Zeitschr. f. Sozial- u. Wirtschafts- 
geschichte" 6, 374 f. 

3) Keutgen „Urk. z. städt. Verf -Gesch." p. 474. 

-•) Z. B. 1282, Krems, 0. Ö. U.-B. 3, 554 f. — 1287, Wien, FRA. II./3, 
334. — 1289, Wien, FRA. II./ll, 320 und II./18, 82 f. — 1296, Wien, Qu. 
z. G. Wiens I./3, Nr. 2891. 

• ^) Kahl „Amortisationsgesetze" p. 46, Anm. 68, schreibt diesen Fällen 
irrtümlich schon eine gesetzliche Norm als Grundlage zu. 
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ginne des 14. Jahrhunderts, als die allgemeine Beschränkung des 
kirchlichen Immobiliarerwerbs und zugleich die Erweiterung der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit des Stadtrates eintrat, yom Richter oder 
Bürgermeister und Rat der Städte besiegelt, bestätigt oder wenig- 
stens unter Zeugnis der Genannten abgeschlossen ; ^) ebenso inter- 
venierten diese in der Regel in den speziellen Fällen der Stiftung 
von Seelgeräten, ewigen Messen und Jahrtagen in den Städten, 
und zwar sowohl mit Realitäten als Gülten; in den kleineren 
Städten hatte dieselbe Funktion auch der Burggraf.^) 

Die natürlidie Begleiterscheinung war, daß die kanonische 
Form des Testamentes überhaupt, der Abschluß vor dem Pfarrer 
und zwei Zeugen, 3) fast ganz abkam, die öffentliche Beglaubigung 
der Testamente mehr und mehr an die Stadt übergieng. Es lassen 
sich im wesentlichen zwei Arten dieser öffentlichen Beglaubigung 
in Wien während des 14. und 15. Jahrunderts unterscheiden: schon 
das Baumgartenberger Formelbuch bringt das Muster eines ,jpubli- 
cum instrumentum^^j eines vom Bürgermeister (Richter) und Rate 
der Stadt Wien beurkundeten und mit dem Stadtsiegel versehenen 
Testaments, und vergleicht mit Recht die Stadtbehörde in dieser 
Beziehung dem „puhlicm tahdlio'^ oder „Notar Langobardiens'^ 
und „Tusciens^^.^) Doch war dieser Fall der seltenere ;5) in der 
Regel wurde die öffentliche Beglaubigung den Testamenten durch 



>) Z. B. 1304 (Stein), FRA. 1I./51, 240. — 1361, FRA. II./IO, 400. — 
1384, Qu. z. G. Wiens n./l. Nr. 1073. — 1407, ebenda L/4. Nr. 4305 etc. 

«) Z. B. Yps, 0. Ö. Ü.-B. 4, 494 f. — Stein ebenda 5, 50 und 527. — 
Zwettl, K. Uhlirz „Bas Archiv der Stadt Zwettl", Zwettl 1895, p. 13 f., 
Nr. 2 und 3. — Ferner Qu. z. G. Wiens I./1. Nr. 758; 0. ö. U.-B. 7, 
705 und 720 f.; 0. ö. U.-B. 8, 170 f.; Qu. z. G. Wiens I./1. Nr. 40; 0. Ö. 
Ü.-B. 8, 386 („nach rath det' hurger^ des raths und def geschwamen zu Frei- 
stadt^); Qu. z. G.Wiens II./1. Nr. 800, 981, 1510, 1539. — Jahrtagstiftungen 
zu St. Stephan in Wien mit Grundsiegel der Stadt : ebenda I./4. Nr. 3885, 
3891, 4034 etc. 

8) Nur ausnahmsweise erscheint z. B, 1328 der zuständige Pfarrer 
unter den Sieglern des Testaments, daneben aber doch der Bürgermeister 
und einige Bürger; Qu. z. G. Wiens 11/ 1. Nr. 105.. 

4) FRA. II./25, QQ. 

ö) Z. B. 1356, Q. z. G. Wiens II./l. Nr. 491 ; 1400, ebenda I./4. 
Nr. 3648. 
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Zuziehung zweier Mitglieder des Sates,^) des Bürgermeisters, Stadt- 
Schreibers oder eines Ratsherrn und eines Bürgers,*) also wenigstens 
eines Vertreters der Stadtbehörde, als Testamentszeugen und Siegler 
gegeben. Bald ziehen selbst Kleriker zu ihren Testamenten nicht mehr 
allein den Passauer Offizial, sondern auch Bürgermeister und Bürger 
zu; 3) naturgemäß bildete sich derart auch eine Kompetenz des 
Stadtgerichtes in Testamentsachen heraus. Die Anlegung der Wiener 
„Geschäftsbücher* (vor 1378)*) zur amtlichen Eintragung von 
Testamenten, ^Geschäften* . ., bezeichnet dann die völlige Ent- 
ziehung der bürgerlichen Testamente aus der einseitigen Beein- 
flussung durch den Klerus. 



Wenige Worte noch über die Ablösungsgesetze ßudolfs IV., 
die den Bürgern die Beseitigung ihrer Belastung mit Burg- und 
Grandrechtszinsen ermöglichen und hiemit einerseits durch Schwä- 
chung des finanziellen Übergewichtes des Klerus, vornehmlich der 
Klöster, die Hebung des bürgerlichen Wohlstandes, andererseits 
durch Unterwerfung dieser Zinsen und Beuten unter die landes- 
fürstliche Besteuerung eine Steigerung der finanziellen Erträgnisse 
für den Herzog mit sich bringen sollten. Bruder hat dem finan- 
ziellen Charakter dieser Verordnungen und ihrer Durchführung 
eine eingehende Darstellung gewidmet ;ö) ich will nur versuchen, 
auf Grund des teilweise ihm noch unzugänglichen, teilweise von 



») Z. B. 1354, ebenda ll./l. Nr. 458; 1376, Nr. 467, Nr. 889; 13S5, 
Nr. 1096; J394, ebenda 1./4. Nr. 4009; 1403, ebenda IL/1. Nr. 1530 ; 1433^ 
ebenda I./3. Nr. 2352 etc. 

^) Z. B. 1360, a. a. 0. 11./ 1. Nr. 548; 1380, Nr. 983; 1386, Nr. 1103; 
1398, Nr. 1403; 1399, Nr. 1441; 1402, Nr. 1508; 1405, Nr. 1615, Nr. 1632; 
1408, Nr. 1727; 1411, Nr. 1845 etc. 

») Z. B. 1369, ebenda Nr. 765. 

*) Ebenda l./l. Nr. 1010. cf. Schuster in „Gesch. der Stadt Wien"- 
2, 381.' — Ähnlich sind die Verhältnisse am Beginne des 15. Jahr- 
hunderts in Wiener-Neustadt ; cf. Staub „Die Bürgertestamente der Wiener- 
Neustädter Ratsprotokolle**, Bl. 1. L.-k. N.-Ö. 29 (1895), p. 464. 

5) Über Burg- und Grundrecht s/Heß ia den Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 
11, 761 ff.: A. Huber „Rudolf IV. - p. 119 ff.; Bruder p. 15 ff. und 69 ff. 
Daselbst p. 24 ff. auch über die Ausdrücke „Burgrecht, Grundrecht, Über- 
zins" speziell in den österreichischen Rechtsquellen. 
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ihm nicht beachteten Materials einige Korrekturen und Ergän- 
zungen derselben zu geben. 

Eine vollständige Neuerung war nur die obligatorische An- 
ordnung einer allgemeinen Ablösung der Grundzinse, die ja mit 
dem besprochenen Vorgehen Rudolfs gegen die Grundgerichte im 
engen Zusammenhange steht und auch die Burgrechtsablösung erst 
gänzlich von dem guten Willen der Grundherreu unabhängig 
machte. 1) Anders die Mobilisierung der gekauften Renten: 2) diese 
stellt sich nun als das Ergebnis einer Entwicklung dar, die in 
ihren Anfangen noch ins 13. Jahrhundert zurückreicht. Nicht nur 
,,hie und da finden sich ia der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
VereinbaruDgen bezüglich der Ablösung** 3) von Burgrecht; die 
Fälle, namentlich in den letzten Dezennien vor Rudolfs IV. Ver- 
ordnung, sind außerordeutlich zahlreich, in denen — allerdings 
als Vergünstigung für den Einzelfall*) — ^ teils gleich beim Renten- 
kaufe vom Rentenpflichtigen die Möglichkeit der Ablösung durch 
eine andere gleichwertige Rente ausbedungen oder nachher mit 
Einwilligung des Bezugsberechtigten ein solcher Rententausch voll- 
zogen wird,^) teils der Verkäufer sich beim Verkaufe (der Stifter 
bei der Stiftung) der Rente den Rückkauf vorbehält oder der 
Rentenkäufer die völlige Ablösung eines bereits bestehenden Über- 
zinses durch ein entsprechendes Kapital gestattet oder endlich 
überhaupt ein Wiederkauf der Rente seitens des Verkäufers statt- 
findet, ß) Bevor noch landesfürstliche Verordnungen eingriflen, hat 



i) cf. Bruder p. 44. 

2) Ich gebrauche den Ausdruck „Rentenkauf** als allgemein üb- 
lichen, obwohl er zu eng ist; s. Heusler „Institutionen** 1, 356. 

8) So Bruder p. 34 und 85. 

*) cf, Heusler a, a. 0. 1, 357. 

*) Z. B. 1295 (Wien), Qu. z. G. Wiens I./3. Nr. 2885. — 1307 (Wien), 
FUA. II./18, 120 f., Nr. 101 und 102; 1324, ebenda p. 172. — 1315 (Krems- 
Stein), Mon. Boica 30./2., 67 f. — 1316 (Wien), Qu. z. G. Wiens I./2. 
Nr. 1564. -- 1322 (Klosterneuburg), FRA. n./16, 82, und 1344 (Pfaffstetten), 
ebd. p. 190. — 1340 (Wien), FRA. n-/l8, 226 f., Nr. 199. — 1343 (Wien), Heß 
a. a. 0. p. 790, Beil. Nr. 8. — 1348 (Gumpoldskirchen), FRA. II./16, 
204 f. etc. 

6) Z. B. Wien; 1297, FRA. II./I8, 93; 1304, Qu. z. G. Wiens I./2. 
Nr. 1546; 1315, FRA. I1./I8, 148, Nr. 126; 1316, Qu. z. G. Wiens I./2. 
Nr. 1564; 13*^.2, FRA. 11/16, 84; 1327, Qu. z. G. Wiens I./2. Nr. 1582. — 
Aus den Jahren 1340—1360: Qu. z. G. Wiens ll.ll. Nr. 238, 239, 408, 415, 
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sich die Bürgerschaft in manchen Orten selbständig gegen den 
Sentenkauf durch geistliche Korporationen und die Ewigkeit der 
Benten gewendet, wie denn beispielsweise die Dotninikaneriunen 
in Tulln sich schon 1298 verpflichten müssen, ohne der Bürger 
Willen und Erlaubnis kein Burgrecht mehr in der Stadt zu kaufen ; ^) 
uud 1332 schlössen die Bürger von Füratenfeld mit der Johanniter- 
komturei einen Vertrag : y,w(i8 auch hinach zu der pfarr bürg- 
rechtens durch gott von geschafften und andern Sachen gehen wird, 
das sollen si inner jares frist oder darnach, wan man das kaufen 
wil, ze kaufen geben nach biit erbar burger rath, wer das von im 
kaufen wil, der daselbst burger ist,*^ ^) Es ist ferner erwiesen, daß 
die Festsetzung des Achtfachen der jährlichen Bente als Ablösungs- 
summe dem Bentenpreise, wie er in der letzten Zeit vor Budolfs IV. 
Verordnungen galt, ungefähr entsprach. 3) Auch der Landesfürst 
selbst, Friedrich d. Seh., hatte schon 1327 den Wiener-Neustädter 
Bürgern die Ablösung der Überzinse im Burgfrieden, allerdings 
um den Kaufpreis, gestattet.*) Und noch ein Umstand, uuf den 
im allgemeiuen schon Kahl bezüglich der Amortisationsgesetze 
aufmerksam macht: die geistlichen Fürsten selbst erkennen auch 
iu unseren Territorien die Notwendigkeit solcher Schutzmaßregeln 
zu Gunsten des steuerkräftigen Bürgerstandes : im passauischen 
St. Polten soll nach dem Stadtrechte Bischof Albrechts 11. vom 
Jahre 1338 das Burgrecht vom Eigen, dessen Grundherr der Bischof 
ist, um das Zehnfache abgelöst werden,^) und das Beeht der salz- 
burgischen Stadt Pettau v. J. 1376, das aber die Bechtszustände 
vom Anfange des 14. Jahrhunderts zeigt, unterscheidet: ^zins- 
gelt^ der ab ze losen isf^ vom „ewigen Zinsgelt* und setzt für 

416, 452, 456, 488, 503, 545; ebenda I./3. Nr. 3076, 3084, 3090, 3190; ebd. 
1./4. Nr. 4119; Mon. Boica 30./2, 176 f.; FRA. 1I./18, 249, Nr. 221 und 
p. 272, Nr. 242; FRA. II./21, 237, Nr. 248; Heß a. a. 0. p. 792, Nr. 12. — 
Klosterneuburg: 1309, FRA. II. 1 10, 116 f.; 1347, ebenda p. 317; 13i8, 
Heß p. 791 f., Nr. 11. — Baden: 1343, FRA. U./16, 183 f. — S. weiters: 
FRA. II./10. 156 und 165; I1./16, 200 etc. 

«) FRA. II./I, 282 f. 

«) C. A. Cäsar ^Annales ducatus Styriae" 3, 683, Beilage 3. 

») Belege bei Huber „Rudolf IV. p. 122. — S. ferner Huber in M. 
J. ö. G. 7, 184 gegen Bruder, der eine übermä']ige Begünstigung der Renten- 
pflichtigen sieht. 

4) Winter, A. ö. G. 60. 105, Nr. 28; cf. Bruder p. 38. 

6) Winter, Bl. f. L.-k. N.-Ö. 17 (1883), p. 479. 
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ersteres die gleiche Süekkaufssumme wie der Passauer fest. ^) Also 
selbst die yielberufene Tatsache, daß Budolf lY. nicht den Kauf- 
preis, sondern eine ein- für allemal fixierte Summe, das Achtfache, 
für den Bückkauf der Beuten festsetzte, steht als kein Novum da. 
Seine Burgrechtsverordnungen, 8) in ihren Hauptbestiramungen 
schon vorher yielfach in Übung und in den zahlreichen früheren 
Ablösungen begründet, bilden einen wesentlichen Fortschritt viel- 
mehr nur dadurch, daß sie die Ablösung ohne Ausnahme ver- 
fügten, den Verlust der Ablösungssumme für die Bentenberech- 
tigten, welche die Ablösung verweigerten, statuierten und die 
Beuten vor und nach dem Bückkaufe der Besteuerung unterwarfeu. 
Dagegen kamen, vne erwähnt, die Gesetze über Ablösung der 
Grundzinse,^) eine der bedeutungsvollsten Emanationen der groß- 
zügigen rudolfinischen Sozialpolitik, gänzlich unvorbereitet« 

Drangen beide Maßregeln nun auch in der Praxis durch oder 
muß man der verbreiteten Ansicht von ihrem geringen Erfolge 
beitreten? Die Verordnung über Ablösung der Grundzinse trat 
nie so recht ins Leben und geriet nach wenigen Jahren fast voll- 
kommen in Vergessenheit;*) nicht so die Verordnungen über Burg- 
rechtsablösungen. Der zwangsweise Bückkauf aller Uberzinse kam 
allerdings zum Teile auch durch die Befreiungen, die Budolf IV. 



«) Herausgeg. v. Bischoff in den Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 113, 724, 
Art. 81 ; cf. daselbst p. 700. 

») Für Wien, -28. Juni 1360, Tomaschek „Rechte und Freiheiten" 1, 
145 f. — Krems-Stein, Strobl a. a. 0. p. 62 f. — Enns, 0. Ö. U.-B. 7, 714 f. 
^ Klosterneuburg, A. ö. U. 7, 317. ~ Wels, 0. Ö. U -B. 7, 717. — Steier, 
ebenda 7, 710. — Marburg, „Steierm. Geschiehtsblätter« 4, 179 f. — TuUn, 
Kerschbaumer „Tulln" Nr. 321. — Wiener-Neustadt, Qu. z. G.Wiens L/2. 
Nr. 1659. 

8) Für Wien, 2. August 1360, Tomaschek 1, 149 f. — Krems-Stein, 
Strobl a. a. 0. p. 63. — Enns, 0. Ö. Ü.-B. 7, 712 ff. — Wiener-Neustadt, 
A. ö. G. 60, 108, Nr. 39. — Tulln, Kerschbaumer a. a. 0. Nr. 322. — Wels, 
0. Ö. U.-B. 7, 714. — Klosterneuburg A. ö. G. 7, 318 f. cf. auch 
Bruder p. 45. 

*) Grundrechtsablösungen sind nur in der ersten Zeit nach den Ver- 
ordnungen häufiger: z. B. aus den Jahren 1361 — 1371: 0. ö. U.-B. 8, 8 
und 35; FRA. II.|I8, 313 f.; Qu. z. G. Wiens: I./l. Nr. 924, 929, 1004; 
I./2. Nr. 1677, 1690, 2152; I./3. Nr. 3193, 3194, 3195, 3202; I./4. Nr. 4000. 
— Über die spätere starke Belastung der Wiener Häuser mit Grundrecht 
an Klöster s. z. B. 1450, Notizenblatt 2, 325. 
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selbst und seine Nachfolger bewilligten, i) zum Teile durch die 
ojBFenbar ablehnende Haltung eines Teiles der Bürgerschaft nicht 
zustande. Allein man darf nicht übersehen, daß von den von 
Bruder mitgeteilten doktrinären Gutachten aus dem Ende des 
14. Jahrhunderts 2) das Eeuter'sche einen ausgesprochen kirchlichen 
Standpunkt einnimmt, das Langenstein'sche zum guten Teile auf 
jenem basiert und beide, indem sie das Burgrechtsgesetz Kudolfs 
durchaus verwerfen und jede Ablösbarkeit von Stiftuugen ablehnen, 
sich auf die formalen, demselben entgegenstehenden Sätze des 
kanonischen Kechtes, viel weniger auf volkswirtschaftliche Momente 
stützen, übrigens Langenstein selbst seine Unkenntnis der ört- 
lichen Verhältnisse zugibt; beide sind von einem durch juridisch- 
formale Prinzipien von vornherein gegebenen Standpunkte aus 
geschrieben. Der Vorschlag der Stadt Wien 3) aber wandte sich 
doch hauptsächlich gegen den von Kudolf festgesetzten Zinsfaß 
für die Burgrechtsablösung, da uatürlich bei dem Sinken des Geld- 
wertes das Achtfache als beständiger Normalpreis mit der Zeit zu 
gering erscheinen mußte und im einzelnen Falle auch noch lokale 
und zeitliche Umstände zur Bewertung der Beute nötig waren; 
deshalb plädierte die Stadt für die Festsetzung der Kaufsumme als 
Rückkaufsumme, hielt aber ebenso wie Albrecht V. in seinem da- 
raufhin an Martin V. gerichteten Schreiben*) — er setzte für Wien 
das Zwölffache fest — an dem wichtigsten Prinzipe, der ausnahms- 



») Für Klosterneuburg, Engelszeil, das Spital zu Talln, die Pfarrer 
von Tulln und Hainburg s. Bruder p. 68 f. Dazu kommen noch: 1367 
für den Kaplan zu üttenheim in Wien, Burg- und Grundrechtsstiftungen 
seiner Kapelle sollen nur mit seinem und seiner Nachfolger Willen abge- 
löst werden; Qu. z. G. Wiens ll./l. Nr. 709. — Weiters U./ll. 1370 für 
Burg- und Grundrechte Kloster Viktrings in Marburg ; Or. Archiv d. Kämt. 
Gesch.- Ver. in Klagenfurt. — 1375 für die herzogen burgischen Grund- und 
Burgrechte in Tulln; Faigl ^Ü.-B. v. Herzogenburg" p. 275. — 1372 für 
eine Gülte Altenburgs in Wien, bestätigt 1401 und 1415; FRA. II./21, 
260, 286 und 306. — 1414 für eine Burgrechtsstiftung bei der St Jörgen- 
kapelle auf dem Kahlenberg; Qu. z. G. Wiens I./4. Nr. 4395. — 1427 für 
Burg- und Grundrecht Baumgartenbergs in Krems und Stein ; Notizenblatt 3, 
382. — 1454 für den Reunerhof in Wiener-Neustadt; Gasparitz in „Mitt. 
d. histor. Ver. f. Steiermark" 45, 121 etc. 

2) p. 70 ff. 

s) Tomaschek 1, 147; cf. Bruder p. 93 f. 

4) Tomaschek p. 148, Bruder p. 94. 

D p s c h : Forschungen 1 . 13 
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losen Rückkaufsmöglichkeit, fest. Die Größe des Eückkaufspreises 
ist das minder Wesentliche; wie denn Albrecht V. 1422 den- 
selben in einem Falle in Wien um ein Pfiind höher als den Kauf- 
preis, ungeachtet des Gesetzes Eudolfs IV. über das Achtfache, 
bestimmt,^) Friedrich Y. 1435 für alle Zinse in Graz das Zwölf- 
fache als Ablösungssumme, für nichtbeßtiftete Häuser als Verfalls- 
termin nicht mehr eiu, sondern zwei Jahre festsetzt und weitere 
Belastung der Häuser verbietet.^) Die dauernde Errungenschaft 
aber seit Rudolf IV. war, daß es dem Rentenpflichtigen nun jeder- 
zeit freistand, die Überzinse abzulösen contradictione qualibet non 
ohstante, wie Albrecht V. selbst erklärte; 3) und daß mindestens in 
Wien die Bürger trotz der Gegenwehr des Klerus, die sich charak- 
teristisch in der kurzsichtigen Bezeichnung Rudolfs IV. als eines 
Verwüsters der ewigen Messen durch den Mattseer Annalisten 
ausdrückt,*) allseitigen Gebrauch von dieser Wohltat machten, das 
erhellt aus den zahllosen „nach dem Gebote Herzog Rudolfs* ge- 
schehenen Burgrechtsablösungen der Folgezeit,^) sowie aus dem 
Umstände, daß neue Rentenkäufe nunmehr meist mit der Klausel 
des Rückkaufsrechtes geschahen. ß) Stand es ja doch dem Bürger- 
meister und Rate auch später zu, wenn der Rentenkäufer die Ab- 
lösung des Burgrechts verweigerte, den Verpflichteten der Renten- 
zahlung zu überheben und die Ablösungssumme beim Grundbuche 
zu hinterlegen. Die tatsächliche Belastung der Häuser in Wien*^) 



i) Qu. z. G. Wiens I./4, Nr. 4519. 

2) Wartinger „Privilegien von Graz" p. 32 f.; erneuert 1448, ebenda 
p. 43 f. 

8) Schreiben an Martin V., Tomaschek 1, 148. 

*) Mon. Germ. SS. 9, 832. — cf. auch Qu. z. G. Wiens I./2. Nr. 1821 
die Klage der Dominikanerinnen v. Tulln. 

6) Qu. z. G. Wiens I./1. Nr. 936, 939, 1010: I./2. Nr. 1659, 1699; 1./3. 
Nr. 3196, 3203, 3204, 3236, 3243, 3360, 3369, 3382 ; I./4. Nr. 3603, 4223, 
4231, 4240, 4335, 4384, 4399; n./l. und II./2., Register sub „ßurgrechts- 
ablösung" von ll./l. Nr. 550 an. — Ferner z. B. FRA. U./16, 346 f. ; il./18, 
416 f.; II./21, 320 etc. 

6) Z. B. Qu. z. G. Wiens n./l. Nr. 572, 931 ; I /2. Nr. 1681 ; I./4. 
Nr. 3611^ 3684, 3689, 4173; II./2. Nr. 2212, 2213, 2216, 2228, 2253, 2285, 
2329, 2341, 2410, 2432, 2507. Ferner Heß a. a. 0. p. 785 f., Beilage 1 und 
13; FRA. II./10, 443 f.; 11/18, 425 f. etc. 

7) Z. B. 1366, Qu. z. G. Wiens II./l. Nr. 662; 1369, ebenda Nr. 760; 
1404, FRA. II./l 6, 486 f. — Sogar bei Verweigerung der Grundrechts- 
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mit Burgrecht blieb ja gewiß noch immer eine große, wie die 
Beschwerde v. J. 1494^) dartut; aber ein Mittel gegen den wirt- 
schaftlichen Druck der Klöster und des Weltklerus, der Haupt- 
stützen dieser Burgrechtsbelaätung in den Städten, war durch die 
Beseitigung der Ewigkeit gekaufter Benten doch gegeben.^) Was 
sich Tou jenem Gesetze nicht gehalten hatte, die Auikündigungs« 
pficht des Bentenpflichtigen, hatte Bürgerschaft und Landen 
fürstentum selbst fallen gelassen, das Aufkündigungsrecht blieb 
der dauernde Gewinn. 



Tl. Bas landesffirstUche Spolienrecht. 

Eine Einziehung des beweglichen Nachlasses konnten die Lan- 
desfürsten zufolge der Eigenart der Episkopalverhältnisse in den 
altösterreichischen Landen höchstens gegenüber jenen Bischöfen 
versuchen, die durch die Lage ihres Sprengeis oder durch persön- 
liche Verpflichtungen in größerer Abhängigkeit von ihnen standen. 
Bei den reichsunmittelbaren Bischöfen war eine Ausübung des 
Spolienrechtes Ton vornherein ausgeschlossen; aber auch gegen^ 
über den nichtreichsunmittelbaren kam es zu keiner Ausbildung 
eines förmlichen Bechtsanspruches, wie ihn der deutsche König 
geübt hatte, 8) sondern nur zu abusiven Versuchen: so „teilten* 
die Herzöge Albrecht II. und Otto 1338 nach dem Tode des Bi- 
schofs Heinrich von Lavant „dessen Güter in Wien",*) so zog 1433 
Herzog Friedrich d. j. einen Teil des beweglichen Nachlasses Bi- 
schof Gregors von Piben unter allerlei Vor wänden ein,^) und ließ 



ablösung machte 1413 der Wiener Stadtrat noch von jenem Privileg Ru- 
dolfs gegenüber dem Schottenkloster Gebrauch, indem er die Ablösungs- 
summe der Stadt verfallen und das Haus des Grundzinses ledig erklärte ; 
Qu. z. G. Wiens 1./4. Nr. 4028. 

'j Tomaschek 2, 117. 

«) Geringer als bei Wien scheint der Erfolg bei den oberöaterreichischett 
Städten gewesen zu sein, s. die Klage derselben v. J. 1415 über die vielen 
Überzinse und die drohende Verödung im Falle der Nichtaldösung der- 
selben, A. ö. G. 31, 308. 

») J. Berchtold „Landeshoheit in Deutschland" 1, 65 ff. 

*) Johann v. Viktring, Böhmer Fontes Rer. Germ. 1, 432; cf Earlm. 
Tangl „Reihe der Bischöfe von Lavant", Klagenturfc 1841, p. 110. 

6) Chmel „Materialien" I./2, 26 und „Geschichte Friedrichs IV.** 1, 
135 f. 

13* 
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1485 Kaiser Friedrich 111. die Kleinodien und das Silbergeschirr 
des verstorbenen Bischofs von Forli durch die Stadt Wien ver- 
münzen und zur Stadtverteidigung verwenden ;i) auch die um- 
fassenden Sicherungsmaßregeln, die 1426 der Bischof von Seckau 
för seinen Nachlaß traf,*) sind aus der Sorge vor Spoliierung zu 
erklären. 3) 

Dagegen beanspruchte der Landesfürst als integrierendes Recht 
der Landesherrschaft, nicht auf Grund von speziellen Rechtstiteln, 
gleich den vom Königtume übernommenen Regalien*) auch das 
prinzipielle ius exuviarum nicht nur an seinen Patronats- oder 
Vogteikirchen, sondern nach allen Klostervorständen und Bene- 
fiziaten in den ganzen Territorien. Den gleichen Anspruch er- 
hoben auch die privaten Vögte und Patrone bezüglich der an ihren 
Kirchen angestellten Geistlichen, und vielfach spoliierten auch die 
landesfürstlichen Beamten und unter vögte zu eigenem Vorteile, s) 
Tatsächlich bildete derart das Spolienrecht bezüglich des beweg- 
lichen, das Wartrecht bezüglich des unbeweglichen Nachlasses der 
Kleriker das Haupthindernis der Testierfreiheit derselben in unsern 
Territorien. 6) Gegen das erstere trat schon Otakar durch seine 



1) Bl. f. L.-k. N.-Ö. 14 (1880), p. 444. 

2) Ghmel „Geschichte Friedrichs IV." 1, 554, Beil. 18; cf. oben p. 65, 
8) Dagegen weist die Nachricht der von Hauthaler „Neues Archiv** 18» 

676 herausgegebenen Notae Seccovienses ad. a. 1414 ^post cuius (sc. des 
Bischofs Sigmar von Hollneck) mortem eiua consanguinei sunt mala infam ia 
respersi propter ablationem plurium verum pertinentium ad episcopatum Secco- 
viensem"' wohl auf eine Intestaterbfolge der Verwandten hin. 

-*) cf. auch R. Eisenberg „Das Spolienrecht am Nachlaß der Geist- 
lichkeit . . bis Friedrich II." Dissert. Marburg 1896, p. 96 f. 

ö) H. Singer „Histor. Studien über die Erbenfolge nach kathol. Welt- 
geistlichen in Österreich-Ungarn", Erlangen 1883, p. 5 f.; Fried berg „De 
finium — iudicio" p. 222 f. 

«) Wenn Singer p. 4, p. 11 f. behauptet, sie seien das einzige Hin- 
dernis gewesen, so ist dies nicht richtig ; denn die von ihm geleugnete (p. 13) 
Beschränkung der Dispositionsfreiheit durch den Ordinarius tritt tatsächlich 
zutage bei Ordens- und Weltgeistlichen: s. z.B. 1330 die Dispositions- 
erlaubnis des Bischofs von Passau für's Kapitel von Matsee bezüglich des 
Intestatnachlasses der Kanoniker, FRA. II./49, 127 und die Testierlizenz und 
Erlaubnis zur Intestaterbfolge der Verwandten für seinen Wiener Offizial 
1396, Qu. z. G. Wiens II./l. Nr. 1338. 
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Verbote der Jahre 1261^) und 1266 2) für Österreich ob und unter 
der Enns, den Nachlaß Ton Prälaten, Pfarrern . . . einzuziehen, auf 
und setzte die Strafe des offenen Raubes und Friedensbruches auf 
die Spoliation; allein umsonst, auch das gleiche Verbot, das AI-* 
brecht 1. auf Bitten des Passauer Kapitels an seine Offiziale er- 
ließ, s) hatte keinen Erfolg; Beamte, Vögte und Patrone spoliierten 
weiter. Nur das Eine blieb von Otakar bis Erzherzog Ernst kon- 
stant, daß die Landesfürsten trotz prinzipiellen Festhaltens an ihrem 
eigenen Spolienrechte dasselbe tatsächlich nicht ausübten^) und den 
andern Faktoren die Ausübung gleichfalls untersagten, ohne frei- 
lich völlig damit durchzudringen. Ich verweise für diese Behauptung 
auf die Verordnung Albrechts II. für die Kirchen des Klosters 
Studenitz v. J. 1345,^) die analogen Verfügungen a. d. J. 1387 
für die Benefiziaten der Diözesen Brixen und Trient,^) 1387 für 
die der Dechantei Lambach der Passauer Diözese, 7) sowie 1399 
für die Geistlichkeit des Salzburger Sprengeis in Kärnten ») und 
den Klerus des Bistums Seckau;») verbunden ist mit diesen Spo- 
liierungs verboten stets die Erlaubnis an den Kleriker zu testieren, 
an die Verwandten, auch das Intestaterbe anzutreten, und das Gebot 
der Befriedigung der Gläubiger; all' dies als Konzessionen des 
Landesherrn. Erst Ernst der Eiserne, der ja auch sonst die landes- 
förstlichen Prärogativen gegenüber der Kirche wieder aufs schärfste 
vertrat, wich allein von dieser Haltung des Landesförstentums ab : 
^ wenn ein Abt oder Prälat mit Tod abgeht, so schafft der Herzog 



<) Mon. Boica 28./!., 381 f. 

'') 0. Ö. U.-B. 3, 344. 

») Pez „Thesaur. Nov. Anect." VI./II. Nr. 17—20, p. 168 ff.; cf. Singer 
p. 6 f. — Analoge Verbote der Herzöge von Bayern an ihre Amtleute aus 
den Jahren 1295, 1311, 1317, 1322, 1382 s. Ried. „Cod. dipl. Rati&b.** 1, 
690 f. — O. ö. U.-B. 4, 335 f. — „Quellen u. Erört. z. baier. Gesch." 6, 
188. — Mon. Boica 15, 38 f. — Ebenda 10, 335 £ — Ried 2, 800 f. — 
Mon. Boica 10, 345. 

*) Singer trennt dies nicht genügend. 

6) Lichnowsky 3. Nr. 1399. 

«) Trient, ebenda 4. Nr. 2043; Brixen, Schwind-Dopsch p. 278 f. 

') 24./7. 1388, inseriert in 27./2. 1426, Or. H.-H. St.-A. Die Pfaffheit 
hatte sich über die „Anfäll und leidung** seitens der weltlichen Richter, 
Beamten . . . beklagt, 

8) 29./1. [1399, Kopie, Archiv, d. Kärntn. Gesch.- Ver. in Klagenfurt. 

») Lichnowsky 5. Nr. 315. 
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seinen Anw^älten, isich des Klosters, darin der Prälat gestorben, 
und aller fahrenden Habe, Kleinodien und Bereitschaft zu seinen 
Händen zu unterwinden ", so klagt Salzburg gegen ihn.i) Und 
doch hat er nur die grundsätzlichen Ansprüche aller Herzöge auf 
das Spolienrecht in die Tat umgesetzt, denn die erwähnten Be- 
freiungen für einzelne Diözesen waren nur gnadenweise geschehen, 
Privilegierung einzelaer Pfarreien erfolgte auch im 15. Jahrhunderte 
stets gegen Zusicherung von Jahrtagen an den Landesfürsten oder 
bestimmter Bekognitionsleistungen beim Tode desBenefiziaten,^) und 
letztwiUige Verfügungen der Kleriker über ihre bewegliche Habe be- 
durften rechtlich der Einwilligung des Landesherrn, der oft nur 
durch besonderen Gnadenakt von dieser Verpflichtung befreite. 3) 
Erst Friedrich III. gab endlich 1443 der ganzen Priesterschaft 
Steiermarks völlige Dispositionsfreiheit und daran ^knüpft die Ent- 



1) Chmel „Geschichte Friedrichs IV." 1, .459, Beilage 2. Noch be- 
zeichnender ist die in der Interdiktsdrohung Martins V. vom 17./7. 1423 
angeführte Beschwerde Salzburgs : et dum prelatus aliquia aut plehanus, rector 
beneficiatus aut alia quevis ecclesiastica pei'sona condito testamento vel ab in- 
iestato decedit, nonnunquam capitanei, castellani, potestateSj iudices et precones 
ceterique officiales ducis pvefaii possessionem ecdesie vel beneficU per obitum 
huiusmodt ecdesiasthe persona vacantis manu potenti vhlenter invadunt et occU' 
pant relictaque bona defuncti detinent nee ipsius eeclesiam seu beneßcii posaes* 
sionem successori dimittunt^ nisi eisdem bonis sui predecessoris, Ulis saltem, quae 
sibi alias iure debentur, prius renuntiet et nihilominus pro huiusmodi posses' 
sione habenda solvat ipsis occupatoribus aliquam pecunie quantitatem seu etiam 
iUis de assertis sumptibus excessivis et voluntariis per ipsos occupatores tem" 
pwe occupationis huiusmodi, ut pretenditur, factis satisfaciant iuxta votum, 
Or. H.-H.-St.-A. 

*) S. die erwähnten Privilegien ; ferner 1408 fdr die Pfarrer der 
Propstei Eberndorf; Abgabe von 1 Wiaterpelz und 2 Paar Filzschuhen 
gder 1 Pfd. Pf. bei jedem Tod falle an den Herzog als Vogt; B. SchroU 
„Ürk.-Reg. des Augu8fc,-St, Ilberndorf", Klagoafurt 1870, p. 48, Nr. 44. — 
142^, Pfarrer des Dekanats Lambach; Lichnowsky 5. Nr. 2406. — 1437» 
Pfarrer des Klosters Mahrenberg in Traberg; Chmel „Materialien" L/2, 6. 
— 1437, Pfarrer in Weitra, bestätigt 1459; Chmel „Regesten Friedrichs III." 
Nr. 3738. — 1456, Pfarre Berchtoldsdorf, Chmel „Materialien« 2, 103. — 
S. auch 1414, PfaiTer und Vikare von Admont>; Wichner „Admont" 4, 659. 

3) S. vorige Anmerkung; ferner die Bewilligungen v. J. 1424, Qu. z» 
G. Wiens 1/4. Nr. 4533; 1425, ebenda I./3. Nr. 2346; 1429, Lichnowsky 5.: 
Nr. 2828; 1437, ebenda Nr. 3735; 1443, FRA. II./52, 376 f.; 14ß0, Chmel 
^Regesten Friedrichs 111.", Nr, 3807. -^ cf. auch Friedberg „d§ finium 
. . iudicio^ p. 224. 
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Wicklung des Rechtes an, welches für die Intestaterbfolge nach 
Weltgeistlichen in den zur Salzburger Metropole gehörenden Lan- 
desteilen Innerösterreiclis maßgebend ward**.i) Unter Ferdinand I. 
nahm dann das ins exuviarum^ nachdem es Jahrhunderte von 
der Landesgewalt im Prinzipe behauptet, praktisch fast ausschließlich 
von den Organen des Landesfiirsten und den Vögten und Patronen 
gegen seinen Willen geübt, von der Kirchengewalt aufs heftigste 
bekämpft^) bestanden hatte, auch in Österreich sein Ende.») 



YIL Einfluß des Landesfiirsten auf die Besetzung der 
Klrehenäniter; Aufsicht über die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens. 

Zunächst war es wohl nur das praktische Motiv, den Ereis 
der vielen Petenten zu befriedigen, das den Herzog veranlaßte, 
über seinen Besitzstand an Patronatskircheu hinaus Einfluß aut 
die Besetzung anderer kirchlicher Benefizien zu suchen ; dazu kam 
bald auch das politische Motiv, zu den bedeutenderen Pfründen*) 
nur eijae ^persona grata gelangen zu lassen. 

Das Jus primarum precum, das Recht, einmal uach dem 
primus introitus von jedeoi zur Verleihung von Benefizien und 
Pfründen oder zur sonstigen Verfügung über solche berechtigten 
Stifte oder Kloster im dominium die Übertragung einer Pfründe 
auf eine vom Landesfürsten bezeichnete Person oder die Aufnahme 
derselben als Kanoniker, Mönch oder Nonne zu verlangen, s) tritt 

») Singer p. 21. 

2) Die Zitate aus den Konzilien von 1267 — 1490 bei Singer, p. 8 ff. 
Außerdem noch die Vollmacht des Basler Konzils v. J. 1436 für die Visi- 
tatoren, sie sollen dafür sorgen, daß Laien nach dem Tode von Geistlichen 
nicht unter dem Vorwande des Patronats ihre Habe widerrechtlich in 
Besitz nehmen ; Zeibig, Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 8, 575, Beilage 29. Ferner 
die Statuten der Passauer Diözesansynode v. J. 1437 gegen die Anmaßung, 
daß einzelne Beamte nach dem Tode von Klerikern „eorundem bona ausu 
sacrüego invadere et dotes depräedare^ wollen ; ^Zeitschr. f. kathol. Theo- 
logie" 14, 549. 

») Singer p. 13. 

<) Über den Einfluß auf die Besetzung der Bischofsstühle s. oben p. 30 ff. 

ö) Nach der Definition der pteces primariae des deutschen Königs bei 
Hinschius „Kirchenrecht" 2, 639 f. 
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ebenso wie das ius exuviarum erst, als Berechtigung des Landes- 
fiirsten auf, als er seine anderen speziellen Gerechtsame schon 
lange unter dem höhern Titel der Landeshoheit, ausübte; nicht 
der Amtsgewalt, sondern der Landesherrlichkeit selbst erst verdankt 
auch diese Befugnis ihren Ursprung. 

Eine Vorbereitung derselben aber haben wir zweifellos in den 
Bitten und Empfehlungen zu sehen, die die Landesfursten schon 
seit Albrecht L an einzelne Klöster um Verleihung einer Patro- 
natskirche^) oder einer Stiftspfründe 2) an ihre Schützlinge richteten; 
die Betonung des himmlischen Lohnes, der freien Gewährung lassen 
den Charakter der unverbindlichen Bitte noch deutlich hervor- 
treten. Vielleicht war es für die Ausbildung der letzteren zu 
einem herzoglichen Rechte der preces primariae nicht ohne Ein- 
fluß, daß — wie andere Kirchenfttrsten^) — der Bischof von Passau 
ein gleiches Recht auch gegenüber den österreichischen Klöstern 
seiner Diözese schon vor dem Landesfürsten ausübte;*) den end- 
giltigen Anstoß hat aber schließlich jedenfalls Friedrichs des Schönen 
Regierung gegeben, dem als deutschem Könige das Recht der ersten 
Bitte zustand und von dem es auf den Herzog, da man offenbar 
wegen der Vereinigung beider Gewalten in einer Familie den eigent- 
lichen Rechtstitel zur Ausübung übersah, übergieng : deutlich zeigt 
das Lieinandergreifen der alten Berechtigung des Königs und der 
sich entwickelnden neuen des Herzogs, sowie die Unklarheit, die 
in Österreich selbst bald nach Friedrichs Tode über den Rechts- 
grund seiner preces primariae eintrat, ein Fall aus dem Jahre 
1345,^) in dem ein Wiener Bürger die Verleihung einer offenbar 
erst jetzt vakant gewordenen Chorpfründe des Klosters Ardagger 
„durich der ersten pet willen meines genedigen heren hertzog(!) 
Fridreichs von Osterreich und auch durch meins genedigen hern 
hertzog Albrecht pet willen^^ bezeugt. Daß Rudolf IV. seine 



1) Z. B. Albrecht I., „Formelbuch Albrechts I.", A. ö. G. 2, 251* — 
1330 Lichnowsky 3. Nr. 221. — 1348, 0. Ö. Ü.-B, 7, 79. 

») Z. B. Herzog Otto d. Fr, ersucht Zwettl um Aufnahme des A. von 
Tulln als Konventsbruder; A. ö. G. 2, 268 f. 

8) cf. Friedberg „de finium . . . iudicio'' p. 182, Anm. 3. 

*) Z. B. 1320 (Lambach), 0. Ö. U.-B. 5, 268; 1355 (Seitenstetten), 
FRA. 11/33, 28 i f., Nr. 214. 

6) Friess „Ardagger- A. ö. G. 46, 501 f., Beilage 39. 
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preces primariae an das Kapitel von Gurk i. J. 1359^) — es ist 
dies der älteste mir bekannte Fall der Ausübung durch einen der 
habsburgischen Landesfürsten — ex antiqua et approbata consue- 
ttidine richtet, gibt keinen Beweis für ein höheres Alter dieses 
herzoglichen Rechtes, da ähnliche Formeln in allen preces der 
deutschen Könige, Landesfürsten und Bischöfe erscheinen; schon 
ist ferner unter Rudolf der Charakter der freiwilligen Gewährung 
verschwunden und durch das „cum in nostri assumpti regiminis 
exordio quaelibet ecclesia in nostre ditionis diatrictibus constituta 
super provisione tmius persone primicias precum nostrarum , , ad- 
mittere teneatu r'^ die rechtliche Verpflichtung zur Folgeleistung 
ausgedrückt. Herzog Leopold IIL, bekanntlich eine der Haupt- 
stützen des Gegenpapstes Klemens VII., nützte dieses Verhältnis 
zu verschiedenen kirchenpolitischen Erwerbungen aus ; so ließ er 
sich denn auch nach der Realteilung von Neuberg das bisher nur 
gewobnheitsrechtlich bestandene ius primarum precum i. J. 1380 
von Klemens VII. 2) auf den Rechtstitel päpstlicher Verleihung be- 
gründen und seinen Prezisten sogar den Vorrang vor den vom 
Papste Providierten oder mit Exspektativen Beteilten gewähren. 
Auf Leopolds IV. Bitte bestätigte dann auch Bonifaz IX., indem 
^r nur das Vorzugsrecht der Kardinäle und Kommensalen wahrte, 
den Herzögen jenes Recht. 3) 

Inzwischen hatte aber das landesfürstliche Recht der ersten 
Bitte noch eine Erweiterung erfahren: den Anspruch der öster- 
reichischen Herzoginnen auf Ausübung des gleichen Rechtes bei 
der Geburt des ersten Sohnes;*) seit Beatrix von Nürnberg, der 



*) 25./2. 1359, Kopie, Archiv des Kämt. Gesch.- Ver. in Klagenfurt; 
Auszug bei Marian-Wendt „Austria sacra" 5, 238. 

«) Anhang, Beilage Nr. V. cf. N. Valois „Le grand schisme en 
Allemagne de 1378—1380" in „Rom. Quartalschrift" 7, 143. 

8) Schwind-Dopsch p. 286 f. 

*) Die österreichischen Herzoginnen waren nicht, wie gewöhnlich be- 
hauptet wird (HinschiuB 2, 642; Friedberg a. a. 0. p. 183, u. a.) die ein- 
zigen Landesfürstinnen, denen die preces primariae zustanden. Die Her- 
zoginnen von Bayern beanspruchten das gleiche Recht: 1364 befiehlt 
Herzog Stephan d. J. seinem Landrichter zu Weilhart und Braunau, Hein- 
rich dem Pellheimer die erste vakante Pfründe auf dem Chore zu Öttingen 
zu reichen „ron der ersten bett wegen, die ihm unser liebe frau und gemahl 
um die erste pfriendt, die ledig ward auf dem chor zu ÖitingsUf gegeben hat"". 
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Gemahlin Albrechts IU.,0 blieb auch dieser Brauch, ohne sich 
auf ein päpstliches Indult stützen zu können, in Übung, ^) eine 
oflFensicht liehe Nachahmung des Rechtes der Kaiserinnen. 3) 

Wie häufig überhaupt von den Herzögen und Herzoginnen 
Bitten, deren Erfüllung die Adressaten faktisch nicht verweigern 
konnten, gestellt wurden, läßt sich schon daraus schließen, daß 
Albrecht III. i. J. 1380 gnadenweise die Zahl der Mitglieder der 
Propstei St. Polten auf vierundzwanzig beschränkt und die Zu- 
sicherung gibt, der Propst sei bei Vakanzen nicht zur Erfüllung 
von Bitten der Herzogin und anderer um Aufnahmen verpflichtet.^) 
Rechnen wir dazu die Kleriker, welche „illicita sibi favores et 
suffragia'^ der weltlichen . Herren der Salzburger Erzdiözese er- 
warben und in Benefizien und Dignitäten sich drängten, 0) ferner 
die bekannte Ausnutzung der Kurie durch Friedrich III., die 
ihm ohne Rücksicht auf die Konkordate mit der deutschen Nation 
1446 von Eugen IV. die Nominatiousbefugnis für hundert Bene- 
fizien an Kathedral- und Kollegiatkirchen in seinen Erblandeu,^) 
1473 von Sixtus IV. das gleiche Indult, 7) 1474») und 1475») 
das Präsentationsrecht für dreihundert Benefizien im ganzen 
Reiche verschafifle! Unmittelbar tritt dem gegenüber ans Licht, 
wie Salzburg das Gefahrdrohende der Fridericianischen Politik 
durchschaute: Papst Nikolaus V. muß 1452 die Einhaltung des 



(v. Hoheneck „Die löbl. Herren Stände des Ertz-Herfczogthums Österreich 
ob der Ennß" Passau 1727, 1, 353). Allerdings ist aus diesem einzelnen 
Falle nicht ersichtlich, bei welchem Anlasse dieselben erste Bitten erhoben. 

M 1377 an Götfcweig, FRA. I1./51, 641 t. — An Herzogenburg, Faigl 
„U.-ß. V. Herzogenburg" p. 284 f. — Pfründen an Wiener Kirchen : 1377, 
Senckenberg „Selecta iuris" 4, 278; 1378, Qu. z. G. Wiens I./3., Nr. 3352. 

•) Z. B. Preces primariae der Herzoginnen: 1408, FRA. 1I./34, 45Ö f.; 
1416, Lichnowsky 5. Nr. 1620. — Der Herzöge: 1411 ebenda Nr. 1216; 
1435, Chmel „Geschichte Friedrichs IV." 1, 258 etc. 

«) Hinschius „Kirchenrecht" 2, 641. 

n U.-B. V. Si Polten 2, 228 f. 

ö) Gegen diese gebietet Bonifaz IX. am 3/9. 1397 auf Klage des 
Metropoliten das Vorgehen mit kirchlichen Strafen. Or. H.-H.-St.-A, 

«) Chmel „Materialien" I./2, 192 f. ... 

') Monum. Habsburg. 1, 3l8 if. — • F. M. Mayer A. ö. G. 55, 174 ver- 
wechselt dieses Indult mit dem für die dreihundert Benefizien v. J. 1474. 

8) Monum. Habsburg. 1, 333. 

®) Ebenda p. 354 ff. (heneficia in Germania consistentia). 
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Konkordats mit der deutschen Nation, da der Erzbischof sich be- 
schwert, es werde demselben in den nichtpäpstlichen Monaten 
durch päpstliche Indulte derogiert, zu Gunsten der ordentlichen 
KoUatoren der Erzdiözese neuerdings verheißen ;i) Erzbischof Sigmund 
läßt sich von Nikolaus V. und Calixtus III. sein Kollationsrecht auf die 
Pfarre Matray, die an der Grenze des erzbischöflichen und des 
Gebietes » einiger weltlicher, seinen Vorgängern feindlichen Herren 
liegt,* gegenüber allen etwaigen Reservationen, Indulten und 
primär iae preces bestätigen, 2) und Calixtus IIL gibt dem Metro- 
politen das Becht, das Statut des Legaten Nikolaus, alle Beligio- 
sen, die nicht binnen Jahr und Tag eine Regularobservanz ange- 
nommen hätten, seien zu Ordensdignitäten unfähig, zu mildern: 
denn eine Verödung der Klöster sei sonst zu fürchten, da die 
potentia saecularis^ die principes illarum partium sich bei der Be- 
setzung der Dignitäten mit Gewalt den Ordinarien widersetzen I^) 
Man wird nicht zweifeln, daß aus drei Quellen, dem landesfürst- 
lichen Patronatsrechte, der päpstlichen Autorität und der tatsäch- 
lichen Macht dem Landesförsten die Möglichkeit offen stand, bei 
allen Benefizien seine Kandidaten durchzusetzen.^) 



Bei der Bedeutung der Landesklöster als wirtschaftlicher und 
politischer Faktoren, bei dem steten Wettstreit des Landesfürsten- 
tums mit dem Episkopat war es ein vitales Interesse des ersteren, 
an der Spitze der Landesstifter verläßliche Personen zu wissen. 
Als Stiftsvogt hatte er wohl, wenn auch nicht de iure^ so doch 
de facto^ bei der Wahl oder Resignation des Klostervorstandea 



•) Notizenblatt 4, 1 f. 

*) 1455. ebenda 4, 37. 

3) Ebenda p. 251 f. (v. J. 1455). 

-*) Wie skrupellos vorgegangen wurde, erhellt daraus, daß Erzherzog 
Ernst als Vormund Albrechts V» dem Bischöfe von Passau auf die Pfarre 
St. Valentin bei Uroß-Russbach einen elfjährigen Knaben präsentierte ; der 
Bischof investierte ihn tatsächlich, Johann XXIU. aber entfernte ihn aus 
der Pfarre — um ihm nach wenigen Jahren die Irregularität zu beseitigen 
(G. Schmid „Zur Gesch. Salzburgs und Tirols während des großen Schis- 
mas" in „Rom. Quartalschrift" 12, 432). Auf Empfehlung Friedrichs III. 
verleiht 1445 das Basler Konzil die Propstei St. Stephan in Wien dem 
vierzehnjährigen Kanoniker von Passau, Grafen Albert von Passau; (Qu. 
z. G. Wiens 1./4., Nr. 3815). 
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mitzusprechen: so erfolgt nach der Resignation des Abtes Kon- 
rad III. von Melk die Postulation seines Nachfolgers vor den an- 
wesenden Benediktineräbteu und dem Herzoge, die Akten, 
unterfertigt von den Äbten und Leopold VI. als Vogt des Klosters, 
werden nach Kom gesandt und Honorius III. bestätigt 1224 diese 
Postulation. 1) Die Wahl landesfiirstlicher Beamten, Sekretäre , . 
zu Äbten einzelner Klöster erweckt gleichfalls die Vermutung von 
Wahlbeeiüflußungen;2) noch liegen aber dabei keine offenen Ein- 
griffe in das Wahlrecht der Konvente, keine Oktroyierungen vor. 
Anders bei Rudolf IV.: die Anklage, die der Matseer Annalist 
gegen ihn erhebt: idem voluit in dominio suo cenobiis prelatos in- 
stituere et destiiuere,^) tritt erst ins rechte Licht, wenn wir er- 
wägen, daß er Admont zu dem Versprt^chen bewegt, es werde nie 
mehr einen neuerwählten Abt dem Metropoliten zur Bestätigung 
präsentieren, es sei denn in Gegenwart eines Boten des ältesten 
Herzogs als obersten Vogtes, der gemeinsam mit den Abgesandten 
des Konvents die Bestätigung erbitten solle;*) man sieht, wie 
Rudolf an die Beiordnung von landesfürstlichen Kommissären, 
zwar nicht zur Wahl selbst, aber zur Konfirmation des gewählten 
und designierten Klostervorst^ndes durch den kompetenten Kirchen- 
obern dachte. 

Noch mehr, schon jetzt, in der zweiten Hälfte des 14. Jahr- 
hunderts, erhebt sich der Anspruch des Landesherrn^ gegebenen- 
falls aus eigener Macht und ohne Rücksicht auf die Satzungen 
des kanonischen Rechts die Vorstände der Landesklöster 
ein- und abzusetzen: als 1378 nach dem Tode des Abtes 
Friedrich von Melk Herzog Albrecht III. dem Melker Konvent den 
Prior Siegfried Hagenauer gegen aller Widerspruch zum Abte auf- 



1) Starzer ^ Regesten z. Gesch. nieder-österr. Klöster", Bl. f. L.-k. 
N.-Ö. 28, (1894), p. 189. — Auf die Teilnahme des Stiftsvogtes an der 
Abtsernennung durch den Mutterabt ist wohl auch die Nachricht der 
Contin. Novimont., Mon. Germ., SS. 9, 670, zurückzuführen, Herzog Otto 
habe sich i. J. 1333 nach dem Tode des ersten Abtes seiner Stiftung 
Neuberg zugleich mit dem Abte des Mutterklosters Heiligenkreuz, dem 
Visitator, hinbegeben et dominum Simonem communi contensu elegertmt. 

») Z. B. 1295 der Sekretär Albrechts 1. gewählt zum Abte von Heiligen» 
kreuz; Contin. Vindob., Mon. Germ., SS. 9, 718, 

8) Mon. Germ., SS. 9, 832. 

*) 22./5. 1360. Or. H.-H.^t..A.; ct. Wichner „Admont- 3, 61. 
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zwingt, wendet sich wenigstens eine Pai*tei nach Rom, das schwer 
verletzte Recht der Wahlfreiheit zu wahren;') und doch wieder* 
holt sich der gleiche Vorgang 1385, die Oktroyierung eines Pro- 
fessen zum Abte von Seitenstetten durch Albrecht III. 2) 

Die Entscheidung strittiger Wahlen, die ürteilsfällung bei 
Doppel wählen in Klöstern schreibt der Landesfürst seiner Kom- 
petenz zu : 1401 unterwerfen sich die Gegenäbte von St. Paul, der 
vom Erzbischofe Abgesetzte und der von demselben Ernannte, dem 
Schiedspruche Herzog Wilhelms, der seinerseits statt des kom- 
petenten kirchlichen Forums den Verzicht und die Entschädigung 
beider, sowie die Vornahme einer Neuwahl anordnet; 3) 1405 aber 
zitiert Wilhelm aus eigener Autorität die beiden Gewählten von 
Sittich, Albert und Peter, obwohl das Ordenskapitel bereits den 
Streit entschieden. Albert resigniert und nur nachträglich wieder 
opponiert hatte, vor sich nach Wien; nach heftigem Widerstände 
Wilhelms setzt es der Mutterabt (Reun) durch, daß die Sache vor 
der , Meisterschaft* des Cistercienserordens entschieden werde, so 
daß der Orden bei seinen Rechten und Freiheiten bleibe; trotz- 
dem läßt der Herzog sich von Albert bewegen, ihn ungeachtet 
des Urteils des Ordenskapitels, ungeachtet seiner Resignation, wieder 
einzusetzen und an Herzog Ernst als Verweser in Laibach den 
Einführungsbefehl zu erlassen ; das Siegel des Konvents hatte der 
Hauptmann in Kärnten in Verwahrung genommen, derart war die 
Rechts- und Handlungsfähigkeit desselben suspendiert; und als- 
sich der so oktroyierte Abt die ärgsten Übergriffe erlaubt, kommt 
die Sache wieder vor den Herzog, auf seinen Befehl muß Albert 
neuerdings abdanken!^) Der eigentlichste Inhalt des landesherx*- 



i) Ann. Mellicenaes, Mon. Germ. SS. 9, 513 f. : a duce Alberto coram 
conventu in refectorio eligitur quasi omnibus non faventibus; cf. Keiblinger 
„Melk" 1, 452, Anm. 2. 

*) Von Keiblinger irrig zu 1394 gesetzt; s. Marian-Wendt „Austria. 
Sacra" 8, 259 und G. Friess in Seb. Brunner 's „Benediktinerbuch" p. 436. 

3) FRA. IL/39, 297 f. — Die Darstellung von B. Sqhroll in „Kurze 
Gesch. von St. Paul" Carinthia 1876 p. 94 und in Brunners „Benediktiner- 
buch" p. 306 spricht irrtümlich von einer Absetzung der Gegenäbte durch 
Wilhelm. 

-*) Eine ausführliche Darstellung des ganzen Streites gibt W. Milko- 
wicz „Die lÜöster in Krain", A. ö. G. 74, 325 f, — S. femer Gasparitz. 
„Reun im 15. und zu Beo^inn des 16. Jahrh." in „Mitfc. d. bist. Ver. für 
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lieben Kirchenregiraents, die Pflicht des Staatsoberhauptes, Sorge 
zu tragen, daß die Kirche keinen Schaden leide, und die erhöhte 
Auffassuug von der Friedensschutzpflicht des Staates, die auch 
gegen die Kirche zu erfüllen ist, all dies tritt uns, wenn auch 
mißbraucht, in diesem Sitticher Falle plastisch entgegen. 

Und dann die illegalen Eingriffe Ernsts in die Wahlfreiheit 
der Konvente: ihn* trifft der Vorwurf Salzburgs, ein vom Kon- 
vente gewählter und vom Erzbischole bestätigter Abt oder anderer 
Prälat werde vom Herzoge nur gegen Zahlung einer Geldsumme 
zur Leitung des Klosters zugelassen, i) gegen ihn wenden sich 
offenbar auch die Salzburger Provinzialkonzilien der Jahre 1418 
und 1420, wenn sie die Exkommunikation über die „mächtigen 
Laien* verhängen, die bei Doppel wählen oder Institutionen in 
vakanten Bistümern, Prälaturen und Benefizien sich vom Minder- 
berechtigten durch Versprechungen zur Hilfe bewegen lassen, bei 
Vakanzen Bewaffnete senden und nur nach Empfang des klingen- 
den Lohnes den Gewählten in die Gewere lassen.^) 

Ich habe mehrmals auf das sich entwickelnde Obereigentum 
des Landesfürs teil am Kirchengute hingewiesen; eine Äußerung 
desselben, begründet durch die finanziellen Ansprüche des Landes- 
herrn, im allgemeinen wieder ein Zeichen der erwähnten Verän- 
derung des Staatsgedankens ist die seit Ende des 14. Jahrhun- 
derts bei schlechter Vermögensverwaltung der Klostervorstände oder 
überhaupt bei wirtschaftlichem Mißstande der geistlichen Institute 
verfügte Einsetzung von landesfürstlichen Kommissären zur 
Temporalienverwaltung: schon früher werden wohl gelegent- 
lich geistliche Vorsteher anderer Ordensgemeinden zu Aufsehern über 
die Kechnungen eines nicht dem gleichen Ordeusverbande ange- 
hörigen Institutes vom Landesherrn eingesetzt;^) 1375 in Melk,^) 

Steierin.** 45, 172 ff. und P. Radiez „Die Gegenäbte Albert und Peter von 
Sittich 1404—1414% Wien 1865, p. 130—146. 

») Za. 1423, Chmel „Gescb. Friedrichs IV.** 1, 459, Beilage I. 

2) Dahlham „Concilia Salisburg.« p. 179, 180, 203. 

8) Z. B. 1343 der Propst von Klosterneuburg und der Abt von Heiligen- 
kreuz über das Spital vor dem Widmertore zu Wien ; Zeibig, A. ö. G. 7, 255. 

*) So ist wohl die Nachricht der Annal. Mellic, Mon. Germ. SS. 9, 
513, aufzufassen: eodem anno itos et monasterium nostrum in manus laicorunif 
scilicet ducis Alberti, devoluti sumus. An die Eventualität, daß sich Albrecht III. 
zum Kommendeabte erklärt habe (Keiblinger „Melk** 1 , 449) ist wohl nicht 
zu denken. 
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1415 (?) in Kremsrntiüster^) uud 1416 itn Scliottenkloster in 
Wien 2) übertragen die Herzöge zuerst landesfürstlichen welt- 
lichen Anwälten die gesamte Administration der Klostertempo- 
ralien wegen der Verschuldung der Stifter und der Unfähig- 
keit der Vorstände, der Mißwirtschaft abzuhelfen. Die gleichen 
Mißstände zeitigten im Prämonstratenserstifte Schlägl 1408 ein 
Verhältnis, das beispiellos, ein abstruser Ausnahmsfall, dem kano- 
nischen Eechte geradezu Hohn sprechend, doch das prägnanteste 
Bild der ganzen Zeitlage gibt: das Stift war gänzlich zerrüttet in 
der geistlichen und weltlichen Administration, ein neuer Propst, 
Martin I., war vom Konvent erwählt, von der Kurie bestätigt 
worden; die Herzöge und der Hauptmann ob der Eons, Kein- 
precht von Walsee, forderten nun von Martin das eidliche Ver- 
sprechen, die päpstlichen Bullen und Prozeßinstrumente bei ßein- 
precht zu deponieren, dann gelobte der neue Propst, die Propstei 
in geistlichen und weltlichen Sachen ehrbar zu verwesen und 
^gueter wirt* sein zu wollen; ein oder zwei Jahre habe der Lan- 
deshauptmann Macht, ihn „in der Wirtschaft in Geistlichem und 
Weltlichem zu versuchen ; * bewähre er sich, so solle man ihn im 
Besitze der Propstei lassen, „pflege er der Wirteschaft nicht,* dann 
solle der Hauptmann ihn absetzen und über die Propstei nach 
seinem Gutdünken verfügen; zum Schlüsse ein förmliches iura- 
mentum oboedientiae^ der Eid gegenüber dem Landesherrn, stets 
seinen Nutzen zu fördern, seinem Schaden zu wehren, und Ein- 
setzung von Bürgen für die Einhaltung des Schwures.^) Prälaten- 
einsetzung auf Probezeit, die Dauer der Amtsführung abhängig 
vom Gutdünken der Staatsgewalt, ob der Propst die Eignung in 
spiritualibus et i^mporalibus habe, der Klostervorstand auf Wider- 
ruf bestellter Beamter des Staates! 



») Marian- Wandt „Austria sacra« 7, 124 bringen die Nachricht von 
der Administratian des Hauptnianns ob der Enns, Andreas Hörleinsberger, 
die vier oder fünf Jahre dauerte, zwischen 1405 und 141), die „Kirch- 
liche Topographie**, 3. Abteilung 2. Band, p. 82 und Keiblinger „Melk** 1, 
450, Anm. 2 zu 1415. 

2) 8. Hiuswirth ^ Abriß einer Geschichte der Bened.- Abtei zu den 
Schotten in Wien**, Wien 1858, p. 25. 

8) Zwei ürr. vom 5./6. und 10./6. 1408, H.-H.-St.-A. ; Regest, bei Lich- 
nowsky 5. Nr. 1027; cf. auch Strnadt „Landgericht Velden** a. a. 0. p. 
^34 und über die precäre wirtschaftliche Lage des Klosters L. PröU „Gesch. 
d. Prämonstratenserstifts SehlÄgl**, 1877, p. 66 ff. 
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Sehen wir nach den Errungenschaften, aie die Staatsgewalt 
am Schlüsse dieser Periode dank dem^ bekannten Rückgange 
der Kirche in materieller und spiritueller Hinsicht bezüglich der 
Administration, Einsetzung und Absetzung der Klostervorstände zu 
verzeichnen hatte. Die Incameration des Klosterguts bei wirt- 
schaftlichem Tiefstande des Klosters und Unfähigkeit des nunmehr 
dem Staate für die Leistungsfähigkeit verantwortlichen Vorstandes 
des Instituts ist eine ständige Einrichtung geworden, i) Die Prä- 
latenwahlen unterliegen einem weitgehenden Einflüsse des Landes- 
herrn: einerseits auf eine auch vom kirchlichen Standpunkte aus 
legale Weise durch Konzession der römischen Kurie, da Ka- 
lixtus in. sich i. J. 1455 gegen die deutschen Konkordate die 
Besetzung der Abteien Admont, St. Lamprecht, St. Paul, Viktring 
und Ossiach, der Propsteien Gurk, Seckau, Voran, Stainz und Ebern- 
dorf nach jedesmaligem Vorschlage des Kaisers reserviert^) und 
derart die wichtigsten Klöster in Steier und Kärnten in Friedrichs 
Hände brachte, die Päpste außerdem auch über den Kreis jener 
Klöster hinaus in einzelnen Fällen auf Wunsch des Kaisers die 
kanonische Wahl umstießen und von Friedrich vorgeschlagene Kan- 
didaten einsetzten; 3) andererseits kraft seiner Autorität „als Herr 
und Landesfürst", wenn er dem Konvente befiehlt, einen geeigneten 



1) Nicht völlig klar ist, ob 1402, als in das schwer verschuldete 
Kloster Zwettl eine Untersuchungskommission unter Führung des Abtes 
von Heiligenkreuz kam, Abt Albert wegen schlechter Verwaltung nach 
Wien an den Hof des Herzogs berufen wurde und es in Zwettl zu hef- 
tigen Konflikten kam, der Abt freiwillig resignierte oder auf Klage des 
Heiligenkreuzeis beim Herzoge seiner Würde strafweise entsetz*; wurde. 
Die „Kirchliche Topographie" 2. Abteilung, 2. Band, p. 63 und Rößler in 
Seb. ßrunner's „Zisterzienserbuch" p. 567, sowie „Xenia Bernardina" 3, 
151, lassen die Sache in suspenso. — Erwähnt sei noch, daß 1420 der 
Landkomthur des Deutschen Orjiens in Österreich Albrecht V., da die 
Wiener Burger wegen Verschuldung des Wiener Ordenshauses die Schließung 
4esselben fordern, um Übernahme des Hauses bis zur Schuldenabtragung 
und Einsetzung eines Schafiners bittet, worauf der Herzog vorerst Rech- 
nungslegung verlangt ; Notizenblatt 5, 106 f , 108 f. — ] 493 setzt Fried- 
rich III. einen Administrator nach Heiligenkreuz ; Brunner's „Zisterzienser* 
buch" p. 82. 

2) Chmel „Materialien" 2, 88, 

3) Z. B. 1462 Pius II. in Überburg; Starzer „Regest, z. Kloster-Gesch. 
Kärntens", „Archiv f. vaterl. G^sch. u. Topogr." 17, 68. 
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Mann zu wählen, den er dem Ordinarius präsentieren wolle ;i) 
T^enn er an den Ordensprovinzial der Augustinereremiten die strikte 
Aufforderung zur Absetzung eines untauglichen Priors richtet^) und 
seinem Hauptmanne zu Triest und Mitterburg gtjbietet, den Propst 
zu Mitterburg vor Bezahlung seiner Schulden von der Propstei 
nicht Besitz nehmen zu lassen. ») In jedem Falle mußte auch der 
kanonisch gewählte Elostervorstand die Bestätigung des Kaisers 
als Landesfürsten einholen;*) und Resignationen der ersteren be- 
dürfen der landesherrlichen Bewilligung. 0) Ist es da nicht der 
prägnante Ausdruck, daß Friedrich von einem ducalis dominii mo- 
nasterium spricht, eine Bezeichnung, die den lebhaftesten Wider- 
spruch des Stifters des Klosters, des Erzbischofs von Salzburg, 
erregt? 6) 



») 1463, Rottenmann ; „Mitt. d. bist. Ver. f. Steierm." 16, 107. 

2) 1478, A. ö. G. 3, 120, Nr. 122. 

8) 147.8, Notizenblatt 2, 346. 

*) 1463 erklärt der Minoritenordensmeister die ohne sein Beisein er- 
folgte Wahl einer Äbtissin des Klarissinnenklosters in Judenburg für un- 
giltig ; die Nonnen protestieren und wenden sich unter Berufung auf ihre 
Wahlfreiheit an Friedrich lll., er möge „unser tvaU pÜlich bestättigen'* ; 
Wichner A. ö. G. 73, 424. — 1484 bestätigt Friedrich die Wahl eines 
neuen Propstes von Herzogenburg in temporalibus, der päpstliche Ge- 
sandte in Spiritual fbus: Seb. Brunner 's „Chorherrenbuch" p. 219 f. 

^) 1449 gibt Friedrich „als Landesfürst seinen Willen und Gunst" 
zur Versorgung des resignierten Propstes von Voran durch das Kloster; 
Cäsar „Annales ducatus Styriae" 3, 719 f., Beilage Nr. 36 und 37. — 1451 
begibt sich Abt Christian von Melk an den Hof des Kaisers zur Erlangung 
des landesfürstlichen Konsenses zur Resignation, da die Visitatoren die 
Einholung desselben als Bedingung für Annahme der letzteren gemacht 
hatten ; Keiblinger „Melk" I., 566 und Zak in Bl. f. L.-k. N.-ö. 29 (1895), 
p. 296. — Die Streitigkeiten in Göttweig zwischen dem resignierten Abte 
und seinem Nachfolger bringt der Kaiser „als Landesfürst und obrister 
Vogt" 1465 zur Austragung, FRA. 11./52, 642, 648. — Ebenso 1492 in 
St. Paul beauftragt er eine geistliche Kommission mit der Entscheidung; 
FRA. 1I./39, 513, 515. — 1491 zeigt der Konvent von Admont dem Metro- 
politen die Neuwahl an nach der „ex voluntate et consensu serenissimi prin- 
cipis et domini nostri Friderici'' erfolgten Resignation des Abtes ; Wichner 
„Ein altes Chronikbuch", „Beitr. z. Kunde steierm. Gesch.-qu." 19, 85. 

«) 1453, Voran, Zauner „Chronik von Salzburg" 3, 93. 



Dop seh: Forschungen 1. 14 
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VUI. Anfslehtsreeht und Eingriffe des Landesfftrsten in 
rein geistliehe Angelegenheiten. 

Der Großteil der bisher betrachteten Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche umfaßte Maßregeln, die zum Schutze der Staats- 
gewalt gegen das Übergreifen der Kirchengewalt, zur Schaffung 
einer selbständigen Herrschaft der erstem auf dem ihr eigenen 
Gebiete der als weltlich beanspruchten Angelegenheiten und schließ- 
lich zur Unterwerfung der Kirchengewalt auf diesem Gebiete 
dienten. Damit begnügte sich die alte Landeshoheit nicht 
mehr, als sie sich ^in die Sphäre abstrakter Staatshoheit zu er- 
heben begann'*.!) Sie erkennt es nunmehr als ihren Beruf, 
schützend der Zerrüttung der Kirchengewalt, die selbst zur Auf- 
rechthaltung voller Ordnung in ihrer eigensten Domäne sich un- 
fähig zeigte, entgegenzutreten; es gibt keine ausschließlich kirch- 
lichen Diuge mehr für sie, die ihrer Aufsicht gänzlich entzogen 
wären; bis an das letzte Detail des liturgischen Zeremoniells reicht 
nunmehr der Arm der Landesgewalt, auf ihrem innersten Gebiete 
konkurriert diese mit der Kirchengewalt. 

Das 15. Jahrhundert empfängt dadurch in der Kircheuge- 
schichte ein charakteristisches Gepräge; einzelne starke Individua- 
litäten aber unter den Landesfürsten sind ihrer Zeit vorausgeeilt; 
in jener Periode allgemeiner geistlicher und weltlicher Reform- 
bestrebuugen sieht man gewöhnlich auch die Anfange einer lan- 
desherrlichen Visitation des Ordens- und Weltklerus im 
heutigen Österreich; doch Otakars von Böhmen Staatsmann ische 
Begabung hat ihn zu einer Zeit, wo man noch ferne einer so hohen 
Auflfassung von der Aufgabe des Staates war, zum Hüter und Kor- 
rektor der Kirchenzucht sich aufwerfen lassen : er bittet i. J. 1259 
den Bischof von Passau, da die Konventual- und Pfarrkirchen 
schlecht versehen werden und der Bischof in seinem Amte zuviel 
Milde walten lasse, sowohl die landesfürstlicheu Vogteikirchen als 
alle anderen visitieren zu lassen; er „ adjungiert *, ohne um einen 
Rechtstitel zu fragen, dem Diözesan hiezu zwei landesfürstliche 
Kommissäre, einen Kleriker und einen Laien, ,zur Unterstützung 



^) Rachfahl „Zur österr. Verwaltungsgeschichte" in „Jahrb. f. Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Volkswirtschaft" 23, 356. 
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in Fällen, die die herzogliche Jurisdiktion erfordern* ;i) unter- 
stützend tritt dem Landesfürstentum ein Teil des Landesklerus 
selbst mit der Opposition gegen die Korrektionsgewalt der kirch- 
lichen Obern entgegen,'^) und die Visitatoren müssen infolgedessen 
wiederholt die herzogliche Hilfe zur Durchsetzung der Visitations- 
statuten anrufen. 3) Und welch' tiefes Bewußtsein ihrer Pflichten 
— soweit man auch andere Beweggründe gelten lassen mag — 
äußert sich beispielsweise in der Entsendung einer Gesiandtschafi; 
an den Erzbischof von Salzburg durch die Herzöge Albrecht III. 
und Leopold IIL »als Vögte und Hauptinteressenten* des Klosters 
Berchtesgaden mit der Bitte an jenen, er solle ins Kloster gehen, 
den pflichtvergessenen Propst und seine Mitschuldigen strafen und 
der Administration entheben, sie würden es gutheißen!*) Dann 
Albrecht V. ; seine ganze Regierung ist eine ununterbrochene Sorge 
für die Besserung des kirchlichen Lebens ; im Bunde mit der kon- 
ziliaren Beformpartei von Konstanz und Basel und allein, wenn 
diese versagte, mit päpstlichen Vollmachten und aus eigener lan- 
desfürstlicher Macht, — jene machtvolle mit Erlaubnis Martins V. 
von Melk unter dem Abte Nikolaus Seyringer von Matzen 1418 
ausgehende Reformbewegung, der all' die alten Benediktiner- und 
Chorherrenstifker, Melk, Göttweig, Klosterneuburg, die Schotten, 
Mariazeil, Seitenstetten, Garsten, St. Florian, 5) Schlägl^) sich beugen 
mußten, die über Österreichs Grenzen nach Bayern übergrifl^, den 
Erzbischof von Salzburg und Georg von Passau zu gleichem Vor- 
gehen fortriß und den Grund zur Melker Kongregation legte, 
allüberall durch harte Zucht und rigoroseste Einschärfung der 



») 0. Ö. U.-B. 3, 260 f. 

'-) Das Salzburger Konzil v. J. 1267 droht mit dein Verluste der Be- 
nefizien allen denen, die das auxilium brachii saecularis gegen die gesetz- 
liche Korrektion durch den Prälaten anrufen. Dahlham „Concil. SalisK** 
p. 108. 

3) Z. B. 1323 (Passau-Wilhering), 0. Ö. U.-B. 5, 342 f. 

«j 8. '9. 1379, Or. H-H.-St.-A.; Regest Lichnowsky 4. Nr. 1443. 

6) Über die Melker Reform s. Keiblinger „Melk" 1, 382—394; Ursmer 
Berühre „La röformo de Melk au 15 siöcle", „Revue B6n6dictine**, 12 (1895) 
p. 207 ff.; G. Friess „Gesch. d. Benediktinerstiftes Garsten*» in „Stud. u. 
Mitt. a. d. Bened- u. Zisterz.-Ord." II./2, 249 f. 

«) Das Visitationsprotokoll Schlägls vom 11./9. 1420, Or. H.-H.-St.-A. ; 
cf. L. Pröll a. a. 0. p. 74. 

14* 
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Ordensregeln neues Leben einem verfallenden Organismus ein- 
hauchend, sie ist fast ausschließlich sein Werk. Und als die In- 
triguen des eifersüchtigen Passauers Martin Y. zur Einstellung des 
Beformationswerkes bewogen, i) wendet er sich, sobald das Basler 
Konzil wieder zusammentritt, 2) wieder an dieses, urgiert trotz 
allen Widerstandes der Gesandten seiner Prälaten 3) die Partikular- 
reform, erzwingt die Einsetzung einer Yisitationskomraission für 
den ganzen Klerus, Säculare und Begulare, in seinem Gebiete der 
Diözese Passau, sowie für die Universität Wien,*) und schließt, da 
diese keine Erfolge erzielt, i. J. 1436 einen Vertrag mit dem 
Passauer, nach dem Herzog und Bischof gemeinsam die Visitatoren 
wählen, denen der Bischof die Visitation und Beformation der 
Kirchen, Pfarren und Klöster im Territorium Albrechts überträgt; 
dann sollen beide das Konzil um die Vollmacht ersuchen, daß 
jene die exemten Institute mit Autorität der Kirchenversammlung, 
die nicht exemten mit der des Konzils und des Bischofs visitieren ; 
der Herzog solle „mit Bat und Hilfe* den Visitatoren beistehen 
und offene Verbrechen bestrafen.*) Fast völlige Gleichstellung der 
geistlichen und weltlichen Gewalt in der Sorge für Wiederher- 
stellung der Kirchenzucht ; und doch, so sehr die Bechte des Or- 
dinarius schon beeinträchtigt waren, Albrecht zwang Leonhard 
von Passau noch zu weiteren Konzessionen: allerdings räumte er 
ihm die freie Ausübung seines Amtes ein, doch mit Beschränkung 
auf die nicht Exemten, und auch da sollte der Bischof nur nach 
jeweilig besonderen Abmachungen mit dem Landesfürsten die Visi- 



*) S. die Beschwerde der Wiener Universität v. J. 1423; Der Herzog 
hätte in der Reformation viel mehr erreicht, nisi Sanctitas Vestra quorundam 
inconsiütis suggestionibus et impoftunis circumstanciis permota huiusmodi visi- 
tandl auctoritatem revocasset; Hansiz „Germania sacra" 1, 509. 

«) cf. Zeibig, „Beitr. z. Gesch. d. Wirks. d. Basler Konzils in Österreich" 
in Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 8, 515 ff.; Berliäre a. a. 0, p. 291 ff. und Friess 
a. a. 0. lL/3. 43. 

8) Welche Motive diese Albrecht unterschoben, erhellt aus der In- 
struktion des Vertreters der Chorherrenstifter der Diözese Salzburg: „Die 
weltlichen Fürsten und die Bischöfe nehmen Visitationen non ob saltUem 
animarum, sed implicationem verum temporalium vor, und lassen sich genauen 
Bescheid über die Jahreseinkünfte der Klöster geben, um danach die 
Steuern zu bemessen"; Zeibig a. a. 0. p. 541, Beil. 5. 

4) Kurz „Österr. unter K. Albrecht II.« 2, 244. 

ö) Zeibig A. ö. G. 7, 265 f. und Sitz.-Ber. 8, 528 f. 



Digitized by VjOOQIC 



— 213 — 

tation vornehmen und im Einvernehmen beider die bischöflichen 
und herzoglichen Visitatoren ernannt werden, i) Mit andern Worten, 
die Einholung der Zustimmung des Landesherrn zur Vornahme von 
Visitationen durch den Ordinarius ist vertragsmäßig festgesetzt. 
Ohne Sanktion der Kurie ließ sich ein solcher Vertrag dauernd 
nicht halten ; die letzten Schranken zu einem vom Ordinarius völlig 
freien landesfürstlichen Visitationsrechte hat König Friedrich III. 
hinweggeräumt, indem er sich und seinen Nachfolgern von Eugen IV. 
1446 als eine der Becompensationen für die Obödieu zerklär ung 
die Befugnis erteilen ließ, dem Papste geeignete Personen zu prä- 
sentieren, die mit päpstlicher Autorität alle Kirchen und Klöster 
ohne Ausnahme in seinen Landen visitieren sollten^), — eine Er- 
laubnis, die bald zur selbständigen Entsendung von Visitatoren mit 
voller Korrektions- und Beformationsgewalt erweitert wurde. 3) 

Wie ja immer der Besitz eines Bechtes den Wunsch nach 
Alleinbesitz desselben zeitigt, führte auch die&es Visitationsrecht 
des Landesfürsten dazu, die unabhängigen Visitationen der 
Ordensobern und der Ordinarien zu hindern. Die ersteren 
waren wohl die Hauptgegner der ohne ihre Zustimmung durch- 
geführten landesherrlichen Visitationen;*) daher die Gegnerschaft 
Friedrichs III. gegen das Eingreifen auswärtiger Ordensgenerale. ^) 
Ebenso ist es bald den Ordinarien unmöglich, sich der Einholung 
des landesfürstlichen Konsenses bei Vornahme von Visitationen 
des Landesklerus zu entziehen; mit der Neuorganisation der Ver- 
waltung durch Maximilian I. übernimmt dann das „Begiment* 



J) 1437, Notizenblatt 6, 498 f. 

8) Schwind-Dopsch p. 362. 

®) 1452 von Nikolaus V. für die Klöster jeder Regularobservanz ; 
Chmel „Materialien'' 2, 8 und 13 f. (bei Nachlässigkeit der Ordensobern). 
— 14S0 von Pius IL. für die Klöster in Steier, Kärnten, Krain und der 
windischen Mark; Chmel „Regest. Friedrichs lü.**, Beil. Nr. 104. — Speziell 
z. B. 1451 für das Minoritenkloster in Wiener Neustadt; Chmel ebenda 
Nr. 2670. 

*) 1437 verbietet der Generalmeister des Karmeliterordens dem Wiener 
Konvente nochmals die Subdelegierten des Basler Konzils *<5ur Visitation 
zuzulassen, vielmehr gegebenenfalls an Papst und Konzil zu appellieren; 
Qu. z. G. Wiens I./4, Nr. 298. 

^ Über einen Konflikt mit den Generalobern des Zisterzienserordens 
T. J. 1451 cf. Gasparitz „Renn im 15. u. 16. Jahrh." in „Mitt. d. histor. 
Ver. f. Steierm." 45, 106. 
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für die fünf niederösterreichischen Länder die Agenden, die früher 
der Landesfürst selbst versehen, i) and wird die kompetente Be- 
hörde für Bewilligung von Visitationen der kirchlichen Obern, für 
Abordnung von landesfurstlichen Kommissären zur Visitation und 
zur Entgegennahme und Entscheidung von auf solche bezüglichen 
Streitsachen. 2) 

Man könnte erwarten, daß Kaiser Friedrich IIL, dessen Er- 
rungenschaften gegenüber der Kirchengewalt ja zum guten Teile 
dem Bunde mit dem Papsttum ihre Entstehung oder wenigstens 
die Rechtsgiltigkeit vom Gesichtspunkte der Kirche aus verdanken, 
an einen Abschluß seiner Territorien vom Einflüsse der 
Kurie nicht gedacht habe; tatsächlich sahen wir, daß er den 
päpstlichen Steuerforderungen keinen Riegel vorgeschoben, den 
Zutritt der päpstlichen Gesandten nicht der staatlichen Bewilligung 
unterworfen, eine Berufung an den Landesherrn von Urteilen 
der Kurie uod ihrer delegierten Richter nicht stattgehabt hat. 
Kein recursus ab abusu, wie er gegenüber den Diözesanen und 
den andern Trägern der Kirchengewalt sich schon entwickelt; 
und doch übt Friedrich selbst gegen die Erlässe der Kurie schon 
eine deutliche Zensur mit dem Verbote der Instruktion eines 



>) Z. B. erteilt Friedrich III. 1479 mehreren Äbten dea Befehl ^als 
Herr und lanndsfUrst, auch loblicher stiffter'' des Schottenklosters in Wien, 
wo ^nicht gut Ordnung und regiment gehalten wird"', zur Reformier ung, und 
die ersteren senden den Bericht über die Resignation des Abtes, sowie über 
die Neuwahl ah den Kaiser; FRA. lI./o5, U>9, 130 f. 

*) 1497 macht Maximilian I. dem Reuner Abte Vorwürfe, daß er ohne 
Wissen des Kaisers und der Regenten das Tochterklo&ter Viktring visitiert, 
«nd verbietet solches für die Zukunft; Gasparitz in „Mitt. d. bist. Ver. 
1. Steierm.** 45, 189. — Bei einem heftigen Streite Göttweigs mit dem 
Bischöfe von Passau gelegentlich einer Visitation gebieten die niederöster- 
reichischen Statthalter und Räte der Stadt Krems, dem Bischöfe von Passau, 
der Göttweig ohne Bewilligung des Kaisers als Stiftsvogtes visitieren will, 
dies nicht zu gestatten (FRA. II./55, 311); zum Verhöre beider Parteien be- 
stimmt Max vier Kommissäre, zwei Regenten und zwei Äbte (p. 312), be- 
fiehlt dem Bischöfe die Absolvierung des exkommunizierten Abtes von 
Göttweig unter Drohung der Beschlagnahme seiner Zehnten (p. 415 f , 
p. 323) und ordnet selbst die Entsendung von Professen aus Lambach nach 
Göttweig an (p. 324 f.); der Abt beschwert sich beim Regiment über die 
seine Amtsführung betreffenden Gerüchte und trägt auf eine Untersuchung 
und seine Resignation bei derselben an (p. 385 f.); die Berichte der Visi- 
titoren gehen ans Regiment (p. 386). 
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Prozesses, da er z. B, dem Propste von Gurk, als der Papst ihm 
die Entscheidung eines Streites zwischen dem Bischöfe von Lavant 
und den bambergischen Amtleuten zu Wolfsberg überträgt, ^mit 
verhoer, auch in ander weg nichts zu handeln'^ gebietet, vielmehr 
fordert, er solle mit Gelehrten und Landleuten die Sache gütlich 
beilegen. 1) Und wie er sich von Sixtus IV. versprechen ließ, er 
werde die causae prophanae, die des Kaisers Majestät, Reich und 
Erblande berühren, nicht vor sein Forum zulassen, sondern vor 
das Tribunal des Kaisers weisen, 2) wie er darin der Ingerenz der 
Kurie auf seine Lande direkt entgegentrat, so hat er auch den 
freien Verkehr seiner geistlichen Untertanen mit Eom bereits 
an seine Genehmigung geknüpft: daß der Kaiser die Appellationen 
der Angehörigen der Universität vom Gerichte derselben au den 
päpstlichen Stuhl untersage, das hatte bereits 1451 die Wiener 
Hochschule, der ja auch an der Reformtätigkeit Albrechts V. ein 
großes Verdienst zufällt, 3) Friedrich gebeten;*) den Bischof von 
Trient fordert er auf, nicht ohne sein und Herzog Sigmunds als 
Landesherrn Wissen und Willen um die Kardinalswürde anzu- 
suchen ;S) auf das schriftliche Begehren des Abtes von Ossiach, 
er wolle sich nach Rom begeben, „läßt der Kaiser dies geschehen,'* 
doch solle er einen tauglichen Stellvertreter in geistlichen und 
weltlichen Sachen einsetzen. «) Auf diesen Anfängen der staat- 
lichen Kontrolle über die Beziehungen der Kurie zum Landesklerua 
baute dann Maximilian I. und Ferdinand I. weiter. 7) 

Eine ähnliche Kontrolle verfolgten die Landesfürsten seit 
Albrecht V. auch gegenüber den nichtständigen Leitungsorganen 
der Kirche ihrer Territorien, den Provinzial- und Diözesan- 
synoden, sowie den Provinzialkapiteln der Orden; die 
Beschlüsse derselben waren ja in der Regel auf Aufrechthaltung 



>) 20./8. 1492, Or. Archiv des Kärntn. Gesch.-Ver. in Klagenfurt. 

2) 1479, Chmel „Monum. Habsburg." L/3, 27 ff.; cf. A. Bachmann 
„Deutsche Reichsgeschichte** p. 671 f. 

») Michel Behaim's Loblied auf die Universität : „sie hat geraten und 
prohirt, wy man die dosier refarmiert in iren alten zesen"" ; Karajan „Quellen 
und Forsch, z. vaterl. Gesch., Literatur u. Kunst**, Wien 1849, p. 31. 

*) Chmel „Denkschriften** der Wr. Akad. 2, 328, Anm. 

5) Chmel „Regesten Friedrichs 111.** Nr. 6214. 

«) 12./1. 1491, Or. Archiv des Kärntn. Gesch.-Ver. in Klagenfurt. 

7) Darüber s. v. Luschin „Österr. Reichsgeschichte ** p. 419, p. 424. 
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und Wiederherstellung der , Kirchenfreiheit*, d. h. der mit dem 
Staatswobl unvereinbaren Ansprüche gerichtet; andererseits hatte 
das Landesfürstentum an jenen Versammlungen als den vornehm- 
lich zur Durchführung der Kirchenverbesserung Berufenen i) doch 
ein großes Interesse: aus beiden Tatsachen ergab sich für die 
Staatsgewalt die Notwendigkeit zur Beaufsichtigung derselben. 
Noch übte sie diese nicht in der Form des Placet gegenüber ihren 
Beschlüssen, wie schon Albrecht V. gegen den mißliebigen Passauer 
Ordinarius, 2) aus, aber der Grundgedanke ist der gleiche: der des 
Schutzes der staatlichen Interessen gegen die zur kirchlichen Ge- 
setzgebung befugten Faktoren. Unter Otakar hatten die Benedik- 
tineräbte der Passauer Diözese ^ne illustris dominm rex nostros 
tractatus haberet suspectos^ um Verschiebung des Generalkapitels 
angesucht; 3) der Konfliktszeit mit Salzburg und der naheliegenden 
Erwartung, daß das zu Salzburg unter dem Vorsitz des Abtes von 
St. Peter abzuhaltende Ordenskapitel seiner Persou und Politik 
sich entgegensetzen werde, ist die Gegnerschaft Otakars gegen die 
Teilnahme der Abte seiner Territorien zuzuschreiben, ein prin- 
zipieller Einwand nicht anzunehmen. Desgleichen glaube ich es 
der persönlichen Vorliebe Kudolfs IV. für die Augustinereremiten 
zurechnen zu sollen, wenn er selbst ihrem Provinzialkapitel iii 
Wien beiwohnt;^) ist doch anderwärts auch die so seltene Teil- 
nahme von Laien an Provinzialkouzilien nicht in dem Ansprüche 
auf ein Überwachungsrecht begründet,^) Allgemach aber tritt ein 
anderes Moment bei dieser gelegentlichen Teilnahme des Herzogs 
in den Vordergrund: die Benützung des Instituts der Provinzial- 
synoden zu den politischen Zwecken des Landesfürsten ; das ist 



>) cf. Hinschius „Kirchenrecht" 3, 493. 

^) Verbot der Publikation der Briefe und Erlässe Leonhard Laymin- 
gers 1424, Lichnowsky 5. Nr. 2221. 

8) 0. Ö. U.-B. 3, 416 f. zum Jahre 1274; wie Friess „Garsten" in 
„Stud. u Mitt. a. d. Bened.- und Zisterz.-Orden" I./4., 86 und P. Schmieder 
„Die Benediktinerordensreform im 13. und 14. Jahrh." Linz 1867 p. 47 tf. 
nachweisen, ist das Schreiben nach 13. Mai 1275 anzusetzen. 

4) 3./12. 1362, Stiftungsbrief Rudolfs für das Augustinereremiten- 
kloster in Judenburg (Gr. H.-H.-St.-A.) und 4./ 12. 1362 für das in Fürsten- 
feld (Marian-Wendt „Austria sacra" 6, 186) nach dem „gemainen und offen 
capitel . . j da wir seiher gegenwärtig loaren^. 

^) cf. Hinschius a. a. 0. p. 499. 
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die deutliche Absicht Leopolds IIL bei dem auf sein Betreiben von 
Erzbischof Pilgrim von Salzburg 1380 zur Förderung des avigno- 
nensischen Gegenpapstes Elemens VII. gegen Urban VI. einbe- 
rufenen Provinzialkonzile.!) Und gerade zur Zeit, als die ßeform- 
bewegung in der Kirche die Pflicht zur Anwesenheit auf den 
Synoden den hiezu Berechtigten neuerlich einschärfte und mit 
Exkommunikation ipso facto allen Nichterscheinenden, mit der 
Suspension den Suflfraganen drohte, die innerhalb eines Jahres 
keine Diözesansynode einberufen würden, 2) haben die habsburgi- 
schen Herzöge dieser Teilnahmepflicht ihres Landesklerus zuerst 
verfassungsmäßige Grenzen gesetzt: da bittet der Abt von Gött- 
weig 1435 den Propst von Klosterneuburg um Aufklärung in Be- 
treßt der nach Passau ausgeschriebenen Diözesansynode „utrum 
cum licencia et voluntate domini principis nostri sit ibidem trän- 
sire et comparere vel non.'^ ^) Österreichische Klostervorstände selbst 
erkennen ihrer Pflicht, einem Rufe des Landesherrn zur Besprechung 
in Landesangelegenheiten zu folgen, den Vorrang vor der Pflicht, 
zum Diözesankonzil zu erscheinen, zu;*) und Friedrich DI. ver- 
bietet ihnen, zu einer vom Bischöfe von Passaii projektierten Be- 
ratung der Prälaten nach St. Polten zu kommen oder Vertreter 
zu senden, y,nachdem er uns solhs vorhin nicht verkundt noch ze 
wissen tan hat^^) Dem Diözesan wird hiemit zur Verpflichtung 

») Die Appellation des Propstes und Dekans an Urban VI. : sie ver- 
weisen auf ihre Verdienste um die Rückführung des Klerus zu seiner 
Obödienz „contra Lupoldum ducem Austrie ipso presente in cicitate Salze- 
hurgensi in conciUo, quod ipse contra sanctam matrem ecclesiae et sanctitatem 
veatram celebrare nitehatur;"- Steinherz in „Mitt. d. Ges. t. Salzb. L.-k." 39, 
85, 95. 

2) Z. B. Salzburger Provinzialkonzil v. J. 1418; Dahlham a. a. 0. 
p. 170 f. 

3) FRA. II./52, 270. — 1436 teilen die Prälaten der .Passauer Diö- 
zese die Beschlüsse der wegen ihrer Exkommunikation durch das Basler 
Konzil stattgehabten Kremser Beratung Albrecht V. mit; Zeibig in Sitz.- 
Ber. d. Wr. Akad. 8, 591, Nr. 37. 

*) Entschuldigung des Abtes von Göttweig und der Pröpste von 
St. Polten und St. Andrä wegen ihres Nichterscheinens auf der Diözesan- 
synode, da diese am 10. April (1440), eine Beratung mit Friedrich am 
13. April stattfinden solle und sie beiden Aufforderungen nicht nachkommen 
können; FRA. JL/52, 326 f. 

5) 1477. Verbot an den Abt von Göttweig, FRA. 1I./55, 99, Nr. 1867 
und an den Propst von Klosterneuburg, Notizenblatt 7, 27. 
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gemacht, Tor Berufung der Landesprälaten dem Landesherrn die 
Anzeige zu erstatten, von dessen Genehmigung dann das Erscheinen 
derselben abhängt. 



Ebenso wie in den Keichsstädten wirtschaftliche Motive viel- 
fach den Stadtrat veranlaßten, für neue Klostergründungett 
im Stadtgebiete seine Bewilligung als Erfordernis aufzustellen, 
eventuell dieselben sogar zu verbieten, ^) haben auch die habsbur- 
gischen Landesfiirsten — Otakar geht ihnen darin schon voran — 
stets an der Prärogative festgehalten, daß Gründungen neuer 
Klöster und Hospitäler nur mit ihrem „Willen und Gunst* er- 
folgen dürfen. 2) Auf größere Schwierigkeit wäre naturgemäß eine 
eigenmächtige Aufhebung oder Verlegung von Klöstern oder Tren- 
nung des Filialverhältnisses zweier Klöster unter Zuweisung des 
Tochterklosters an ein anderes Mutterkloster gestoßen; da half 
denn wieder bei Friedrich III. das bewährte Mittel der päpstlichen 
Intervention, um auch in solchen Dingen seinen Willen durchzu- 
setzen. 3) 

Das glänzendste Zeugnis, wie weit Albrecht V. entfernt war, 
einseitig, gleich andern Landesfiirsten, nur nach Stärkung der 
landesherrlichen auf Kosten der Kirchengewalt zu trachten, wie 



1) Friedberg „De finium . . iudicio" p. 233; s. z. B. Straßburg 1276, 
Keutgen „Urk. z. städt. Verf -Gesch." p. 471. 

*) Z. B. 1267, Himmelpforte ia Wien, Mon. Boica 29./2, 469. — 1307, 
Dominikanerinnen in Graz, Lichnowsky 2. Nr. 558. — 1414, St. Dorothea 
in Wien, v. Hormayr „Wien" 6, U.-B. p. XVII. ff. — 1418, Umwandlung 
des Spitals a. P. in ein Kollegiatstift, Lichnowsky 5. Nr. 1870. — 1451, 
Observanten in Graz, Marian-Wendt „Austria sacra" 6, 238. — 1451, Chor- 
herrn in Rotenmann, „Mitt. d. bist. Ver. f. Steierm." 16, 97 ff. — 1455, 
Observanten in Lankowitz, Marian-Wendt a. a. 0. 6, 320. — 1465, Fran- 
ziskaner in Enzersdorf, A. ö. G. 10, 423, Nr. 828. — 1466, Dominikaner 
in Judenburg, Chmel „Regesten Friedrichs III." Nr. 4433 ets. 

3) Z. B. die Aufhebung des Benediktinerstiftes Milstadt und Zuwei- 
sung seiner Güter an den Georgsorden i. d. J. 1468 f. ; ct. SchroU im „Arch. 
f. vaterl. Gesch. u. Topogr." 17., 53 f. — Die Einverleibung von Oberburg 
ins Bistum Laibach 1461 f.; s. Orozen „Diözese Lavant" 2, 197 ff. — Die 
Aufhebung des Filialverhältnisses Lilienfelds zu Heiligenkreuz und Unter- 
stellung des ersterea unter Renn i. J. 1472 ; Seb. Brunner 's „Zisterzienser- 
buch'* p. 159. 
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vielmehr ein wahrhaft ernstes Streben nach Besserung des kirch- 
lichen Lebens, ein tiefgeftihltes Bewußtsein der Verantwortung 
für das seelische Wohl seiner Untertanen ihn erfüllte, gibt neben 
seinem großen Keformwerke die Tatsache, daß er einen Kern- 
schaden seiner Zeit mit sicherem Blick erfaßte und auszumerzen 
suchte: das Inkorporationsunwesen. Es ist bekannt, wie 
dieses „Mittel zur Umgehung der Kumulations verböte* i) den reichen 
Klöstern die Einkünfte der Benefizien zufließen ließ, wie die Seel- 
sorge meist mit einer mageren Kongrua versehenen Säkulargeist- 
lichen als Vikaren, die mitunter nicht einmal perpetui vicarii^ son- 
dern ad nutum amovendi waren, überlassen wurde oder das Kloster 
gar auch das Recht der freien Verwaltung der Seelsorge durch 
einen seiner Regulären hatte, wie die Spiritualienverwaltung in 
gleichem Maße mit dem Schwinden der selbständigen Pfarren litt 
und das Verlangen des Volkes nach geordnetem Gottesdienste dem 
Vorteile der geistlichen Korporationen hintangesetzt wurde. Ver- 
geblich hatten seit zwei Jahrhunderten Synoden sich gegen die 
Mißbräuche, ja gegen das Institut selbst gewendet; 2) auf dem 
Konstanzer Konzile hatte Martin V. die Aufhebung der seit Gre- 
gors XI. Tode noch nicht durchgeführten, sowie derjenigen Inkor- 
porationen zugestanden, bezüglich derer die Benachteiligten die 
Kassierung beantragen würden, und das Konzil hatte sogar alle 
obne triftigen Grund und auf Vorspiegelung falscher Tatsachen 
hin geschehenen Inkorporationen als nichtig erklärt. 3) Anfangs 
konkurrierend mit der Kirchengewalt, dann unter Anrufung der 
päpstlichen Autorität griff da Albrecht V. ein: zuerst scheint er 
seinerseits i. J. 1419 einen Verzicht der Prälaten auf alle inkor- 
porierten Pfarrkirchen gefordert zu haben ;^) als dies keinen Er- 
folg hatte, wandte er sich an Martin V. und erlangte von ihm 
den Befehl an alle Benediktiner- und Augustinerklöster der ganzen 



>) L. Wahrmund „Kirchenpatronatsrecht in Österreich" 1, 178. 

2) Belege bei Wahrmund p. 179 ff. 

3) B. Hübler „Die Konstanzer Reformation" p. 160 und Zimmermann 
„Kirchliche Verfassungskämpfe** p. 55. 

*) S. die auch von Wahrmund übersehene Nachricht der „Kleinen 
Klosterneub. Chronik", A. ö. Gr. 7, 245 : „desselben jars sein vill prelatten 
erfordert worden für herezog Albrechten von Oesterreich, der hat von in ge^ 
fordert alle Pfarrkirchen, si sollen in des abtretten, das aber nit gesehen ist*^» 
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habsburgischen Territorien, sie sollten in jenen inkorporierten 
Pfarren, deren Seelsorge sie gemäß der Erlaubnis des römischen 
Stuhles durch ihre Regularen oder andere »auf ihren Wink Ein- 
und Abzusetzende* verwalten dürfen, wegen der großen Schädi- 
gung der Spiritualienverwaltung perputae vicariae mit Einwilli- 
gung des Diözesans einrichten, eine entsprechende Kongrua den- 
selben zuweisen und Säkularkleriker hinsetzen.^) Das Trienter 
Konzil erst konnte wirklich Ordnung in dieser Frage schaffen, 
aber Albrecht V. gebührt bereits das Verdienst, als erster unter 
den habsburgischen Landesfiirsten dieselbe ia ihrer Tragweite er- 
faßt und ihre Lösung versucht zu haben. 

Mit der allmähligen Steigerung der Prärogativen des Staates 
gegenüber der Kirchengewalt entwickelte sich auch ein Aufsichts- 
recht des Landesherrn über die Diözesanverwaltung des 
Bischofs: Zeugnis dessen der Befehl Friedrichs III. zur Anlage 
von Diözesanmatrikeln ;^) dem korrespondiert auf der andern Seite 
die Sorge des Landesfürsten für ordnungsgemäße Erfüllung der 
seinen Untertanen gegenüber dem Diözesan obliegenden Pflichten, 
die bereits erwähnte Leistung des subsidium charitativum und der 
Zehnten. 3) Nicht einmal die Anerkennung der österreichischen 
Landesprälaten vermag der Passauer Diözesan unter Friedrich zu 
erlangen, da jene, wie der Propst von Klosterneuburg selbst ge- 
steht, ohne Willen des Kaisers, von dem sie noch keinen Auf- 
trag erhalten haben, als landesfürstliche Stiftung nichts tun dürfen.*) 

Es läßt sich weiters unmittelbar verfolgen, wie sich aus dem 
Kechtstitel des Stifters einzelner kirchlicher Institute nach und 
nach ein staatliches Aufsichtsrecht über die gesamte Ver- 
waltung des Ordo durch die kirchlichen Verwaltungsorgaue 
herausbildet. Aus jenem Titel der Stiftsvogtei erklärt es sich, 
daß Albrecht II. die Zahl der Priester und der Laienbrüder in 



*) 10./2. 1422, Gr. H.-H.-St.-A. : Mandat an den Erzbischof von Salz- 
burg, sich über Albrechts Klage zu informieren und, wenn sie richtig, die 
obigen Änderungen durchzuführen. 

'^) 1447; V. Zahn „Ein Admonter Formelbuch" in „Beitr. z. Kunde 
ateierm. Gesch.-qu.** 17, 37. 

8) Eingreifen des Herzogs zu Gunsten des Passauers bei Zehntver- 
weigerung s. z. B. noch 1437, FRA. 11./52, 294 f. 

4) Vor 28./1. 1480, FRA. I1./55, 141. 
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der Karthause Mauerbach eigenmächtig ändert, i) die Anzahl der 
Nonnen im Theobaldkloster zu Wien festsetzt und verordnet, es 
solle keine mehr ohne seine Erlaubnis aufgenommen werden, daß 
er Bestimmungen über den Besuch des Gottesdienstes durch die 
Nonnen, die Abhaltung der Predigt im Kloster, die Beichte, Testier- 
fähigkeit, die Einhaltung der Klausur, über die Beschaffung eines 
Opferstockes, die Verwaltung der Opfergelder und die Verwendung 
der gespendeten Kerzen triflPt;*) also alles Anordnungen, die ins 
innerste Lebensgebiet der Kirchengewalt drangen. Den gleichen 
Charakter tragen die detaillierten Bestimmungen Rudolfs IV. über 
die Abhaltung des Gottesdienstes, die Prozessionen, die Kleidung 
und Dotierung seiner Chorherren in der Burgkapelle und dann zu 
St. Stephan, 3) sowie die jeweilig vom Landesfürsten bei Stiftung 
eines neuen kirchlichen Instituts erlassenen Statuten.^) 

Nicht dieser privaten Stellung als Stifter des Instituts, sondern 
der der Landesherren als Träger der Staatsgewalt und „oberster 
Vögte* der Kirche des Territoriums sind dagegen die Mehrzahl 
der herzoglichen Bestätigungen von Meß- und Jahrtagsstiftungen, ^) 
der Befehle des Landesfürsten an Klöster, von Privaten gestiftete 
Jahrtage genau einzuhalten,^) und die hofgerichtlichen Entschei- 
dungen über dai'aus entspringende Streitfälle zuzumessen. 7) Durch 
die häufige Vertrags weise Stipulierung der stiftenden Partei mit 
dem bestifteten Institute, bei Nichteinhaltung der Stiftungsbedin- 
gungen durch das letztere habe der Herzog oder sein Laud- 



») 11. /6. 1338, Gr. H.-H.-St.-A. 

2) 1354, Qu. z. G. Wiens I./3., Nr. 3132. Zum Vergleiche des Vor- 
gehens der Reichsstädte s. Straßburg 1375, Keutgen a. a. 0. p. 467 f. 

8) Zschokke „Metropolitankapitel zu St. Stephan", p. 9 ff., p. 30 iF. 
und Qu. z. G. Wiens L/4, Nr. 3538. 

*) Z. B. Friedrich III. i. J. 1444 bei Stiftung des Zisterzienserklosters 
in Wiener-Neustadt; Chmel in Sitz.-Ber. d. Wr. Akad. 8, 99 f. 

-) Z. B. 1372, U.-ß. V. St. Polten 2, 134. — 1410, Lichnowsky 5. 
Nr. 1140. — 1411, Notizenblatt 3, 304. — 1413, FRA. II./18, 531 f. — 
1462, A. ö. G. 10, 383, Nr. 552. 

«) Z. B. 1403. FRA. II./39, 316. 

7) Z. B. 1419, Qu. z. G. Wiens 1./4., Nr. 4484. — Ebenso der Wiener 
Stadtrat 1404, ebenda Nr. 3663. — S. auch das oben unter „Patronats- 
gerichtsbarkeit" Gesagte. 
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marschall dasselbe zur Erfüllang seiner Pflicht zu nötigeu, i) fand 
diese Auffassung des Landesfürsten als des berufenen Schützers 
frommer Stiftungen auch seitens der Untertanen ihren charak- 
teristischen Ausdruck. 

Und dieses Aufsichtsrecht des Landesherrn erstreckt sich in 
wachsendem Maße seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
auch über Statuten, die zwischen dem Diözesan und einem kirch- 
lichen Institute vereinbart werden, 2) über gerechte Zuteilung von 
Pfründen an Benefiziaten,^) die Herzöge treffen Entscheidungen in 
Streitigkeiten über die gesamte Kultusverwaltung, die Spendung 
der Sakramente, Abhaltung der Messe und Predigt,*) über die aus 
dem Filialverhältnisse zweier Institute sich ergebenden Rechtsver- 
hältnisse;^) die Sorge für geregelten Gottesdienst betrachten sie so 
sehr als ihre eigenste Aufgabe, daß beispielsweise Kaiser Friedrich III. 
auf die Klage der Stadt Möttling, der Komthur der Deutschordens- 
ballei schädige durch Wegnahme der Priester aus der Ordenskirche 
zu Möttling das religiöse Bedürfnis des Volkes, seinem Haupt- 
manne den Befehl erteilt, er solle den Komthur zur ordnungs- 
gemäßen Veranstaltung des Gottesdienstes und zur Erhaltung der 
herkömmlichen Anzahl von Priestern verhalten, ß) Und wie wir 
sahen, daß selbst die einzelnen liturgischen Bräuche, das bei den 
kultischen Handlungen zu beobachtende feierliche Zeremoniell mit- 
unter der Regelung durch den Herzog unterliegt, so auch einzelne 
andere rein äußerliche kirchliche Gebräuche, die in nur mittel- 
barem Zusammenhange mit dem Gottesdienste selbst stehen: die 



•) Z. B. 1370, U.-B. V. St. Polten 2, 96. — Ähnliclie Fälle häufig. 
Analoge Verpflichtung des Wiener Stadtrates z. B. 1473; v. Horinayr 
,Wien« 6, U.-B. p. XXV. 

«) Z. B. 1361 bestätigt Rudolf IV. die Statuten Ardagger's ^wan wir 
desselben gotshaus ze Ardacher ohi'Uter vogt und herr seind",, und befiehlt die 
Einhaltung derselben: A. ö. G. 46, 523, Nr. 46. 

«) Z. B. 1369, Lichnowsky 4. Nr. 944; 1478, Notizenblatt 2, 379. 

*) Z. B. 1344, FRA. 11/10, 301 ff.; 1369, Lichnowsky 4. N. 944. 

») Z. B. 1449 zwischen Geras und Perneck; Bl. f. L.-k. N.-Ö. 33 (1899), 
p. 166. 

**) 1478, Notizenblatt 2, 380 f. 
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VornähiDe von Kollekten in den Kirchen,^) die Aufstellung von 
Opferstöcken. '^) Berührt es endlich nicht wie eine josefinische 
Maßregel, daß Albrecht V. 1436 dem Bürgermeister von Wien 
befiehlt, das Glockengeläute der Stephans- und Micbaelerkirche beim 
großen Sterben zu untersagen, da die Leute dadurch in Angst und 
Schrecken versetzt werden, 3) 

Mit dieser Ausbildung eines landesfürstlichen Kirchenregiments 
hatte die erste Phase des Verhältnisses von Staat und Kirche ihren 
Abschluß gefunden; die Einordnung der Kirche ins Staatsganze, 
die Unterordnung der Kirchen- unter die Staatsgewalt war im 
Ganzen vollzogen. Blicken wir zurück auf diesen Prozeß, so ge- 
wahren wir ein konsequentes ununterbrochenes Vordringen des 
Landesfürstentums gegen die Kirchengewalt; oftmals Stauungen 
durch den Widerstand der Kurie und der Hierarchie, die einen 
Einhalt doch nicht erzwingen können; und stark, wie vielleicht 
auf keinem andern Rechtsgebiete, tritt die Individualität hervor: 
Otakar, Albrecht L, Rudolf 1V„ Ernst, Albrecht V. und Friedrich III. ; 
sie sind die Hauptträger des Gedankens von der Souveränität und 
Superiorität des Staates. Gewaltsam greifen die ersteren oft ein 
und führen selbst kraftvoll die Entwicklung herbei, eine nüchterne 
berechnende Politik verfolgt Friedrich III. und weiß gerade da- 
durch den kirchenpolitischen Errungenschaften die bleibende Basis 
zu geben. Vom Bürgertume unterstützt, ist das Landesfürstentum 
das treibende Element, spät erst treten die breiten Schichten des 
Volkes in den kirchlichen Wirren der Kirche entgegen und schaffen 
eben hiedurch dem Fürsten eine neue Handhabe, sich zum Schirmer 
und Aufseher der Kirche aufzu werfen ; so ist das Endergebnis 
eines Ringens, das in gleichem Schritte mit dem Wachsen der 
Landeshoheit selbst sich abspielt, wie eingangs erwähnt, die Um- 



') Schon Otakar verbietet am 16./6. 1269 für das Himmelpfortkloster 
und das Hospital zu St. Job in Wien, daß jemand wider Willen der Stifter 
„in eorundem ecdesiis cöllectas ullas exigat""^ gestattet den Gründern und 
späteren Vorständen, Priester auch gegen den Widerspruch der Pfarrkinder 
ein- und abzusetzen und die Zehntverweigerer mit kirchlichen Strafen zu 
belegen; Or. H.-H.-St.-A. — 1351 befiehlt Albrecht II. dem Burggrafen von 
Werfenstein, er solle seine Leute den Sammelpfennig an den Pfarrer der 
Spitalskirche zu St. Nikola in Struden geben lassen ; Kurz „Beiträge" 4, 477. 

2) Z. B. 1446, Chmel „Materialien** I./2, 213. 

») 1436, Qu. z. G. Wiens I1./2, Nr. 2571. 
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Wandlung des Universalkirchentums zum territorialen Staatskirchen- 
turne, die Beseitigung des fremden Teiles im Staatskörper; nocli 
fehlte die bestimmte Abgrenzung gegen Rom zur völligen Kon- 
solidierung der Staatskirche. Da griff dann Maximilian I. ein, dazu 
half die Reformation auch in unsern Landen dem Landesfiirstentume 
seit Ferdinand I., dem Begründer des , Josefinismus*. 
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Beilagen. 



Nr. I. 

Papst lunocenz VI, verleiht den Wiener Bürgern fiir fönf 
Jahre ein Privilegium de non evocandoA) 

Avignon, 1359 Juni 20. 

Reg. Vatic. tom. 234, f. 255^. 
(Regestrum litterarum diversarum for- 
marum anni septimi, No. LXXX). 

Dilectis filiis universia civibus, incolis et habitatoribus civitatis 
Viennensis salutem et cetera, Mentis vestre devotione*) inducimur, ut, 
quod a nobis suppliciter petitis, ad exauditionis gratiam, quantum 
cum Deo possimus, fuvorabiliter admittamus. Hinc est, quod nos 
veatris supplicationibus inclinati, ut vos vel aliqui seu aliquis vestrum 
ad iudicium evocari per litteras apostolicas impetratas, per quas non- 
dum ad citationem partium sit processum, seu imposterum impetrandas, 
in quibus de mandato presenti et civil ate vestra Viennensi plena et 
expressa mentio minime habeatur, generaliter vel specialiter extra civi- 
tatem eandem non possitis, dummodo parati sitis infra civitatem 
ipsam coram competenti iudice de vobis conquerentibus de iusticia 
respondere, vobis et vestrum singulis auetoritate presentium indul- 
gemus, presentibus post quinquennium minime valituris. NuUi ergo 
et cetera^ nostre concessionis infringere et cetera, Datum apud Villam 
Nouam Auinionensis diocesis, XII, kal. Julii, anno septimo. 



•) Herr Dr. Hans Hirsch hatte die große Freundlichkeit, die Abschrift 
dieser und der Beilage Nr. V. im vatikanischen Archive für mich zu be- 
sorgen; auf das Privileg für Wien wurde ich durch die Güte des Herrn 
Dr. H. Sauerland in Rom, auf das für Leopold 111. durch N. Valois „Le 
grand schisme en AUemagne«» „Rom. Quartalschrift" 7, 143, aufmerksam. 

«) Im Register: devotionis. 



D p s c h : Forschungen 1. 15 
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Nr. n. 

Herzog Rudolf III. gestattet dem Kloster Lilienfeld den Besitz 
einiger gekaufter Weinberge. 

Wien, 1303 Mai 1. 
Haus-, Hof- und Staatsarchiv 
Wien, Hs. Nr. 58, f. 115, Nr. 113. 

Rudolfus Dei gratia dux Austrie et Stirie, dominus Carniole, 
Marchie ac Portusnaonis, universis, ad quorum notitiam presentes per- 
venerint, gratiam suam et omne bonum. Cum olim preclara domina 
Bomanorum regina genitrix nostra karissima honorabilibus et religiosis 
viris, abbati et conventui monasterii Campililiorum, sue et saluti suorum 
prospitiens centum talenfa deriariorum Wiennensium *) pro vestibus 
deputavit et donavit, nos ad petitionem eorundem fratrum et precipuel 
divine intuitu karitatis ipsis indulsimas et presentibus indulgemus de 
gratia speciali, ut vineas subscriptas, videlicet unam in Phaffstetn, 
que dicitur Jerslamer, aliam ibidem, qui dicitur Ödq, et tertiam in 
Chrems dictam Chamer, quas cum • eadem pecunia compararunt, et pre- 
terea unam vineam apud Phaflfstetn. in monte Padenberg, que Satel 
dicitur, pro quinquaginta tribus talentis denariorum similiter com- 
paratam pro suis usibus habere valeant et emptionis titulo inaiitea 
legitime possidere, statuto nostro seu edicto, quo cavetur 
et inhibetur, ne religiosi preter nostram licentiam pos- 
sessiones huiusmodi comparare presumant, aliquatenus non 
obstante. Dantes eisdem fratribus presentes litteras nostro sigillo de 
certa scientia roboratas in evidens testimonium süper eo. Datum Wienne, 
anno Domini millesimo trecentesimo tertio in die beatorum Philippi et 
Jacobi apostolorum. 



Nr. in. 



Herzog Rudolf III. gestattet dem Kloster Ebersberg den Besitz 
eines gekauften Hofes. 

Wien, 1303, Mai 8. 
Or. Haus-, Hof- und Staats- 
archiv Wien. 

Nos Rudolfus Dei gratia dux Austrie et Stirie, dominus Cai'nyole, 
Marchie et Portusnaonis, ad universoi'um volumus notitiam pervenire. 



a) Wienensium von gleicher Hand mit anderer Tinte über der Zeile 
nachgetragen. 
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qui presentibus faerint requisiti, quod nos honorabilibus in Christo 
abbat! et conventui monasterii in Ebersperch, ordinis sancti Benedi cti, 
Frisingensis dyoc^sis, indulsimns et indulgemus de gratra speciali, ut 
curiam in Slichenstorf cum suis attinenciis et iuribus universis quesitis 
et querendis, habitis et habendis, quocunque nomine censeantur, quam 
de Friderico dicto Swantz et Elizabeth uxore sua, suis filiis et here- 
dibus pro certa pecunie*) quantitate conparaverunt, de cetero iure 
proprietatis suo ac monasterii sui nomine possidere debeant et habere, 
statuto nostro, quo cavetur, ne religiöse persone pos- 
sessiones aliquas preter nostram licenciam eomparare 
audeant, aliquatenus non obstante. Volumus insuper et presentibus 
inhibemus, ne quis eosdem fratres, abbatem et conventum super emp- 
cione predicta audeat impedire, sicut nostram indignacionem evitare 
voluerit et offensam. In cuius rei testimonium sigillum nostrum pre- 
sentibus est appensum. Datum Wiennae, anno Domini millesimo tre- 
centesimo tercio, in die sancti Michahelis archangeli. 



Siegel abgefallen. 



Nr. IV. 



Herzog Rudolf III. genehmigt dem Kloster Lilienfeld den 
Ankauf einiger bestimmter Weingärten. 

Wien, 1306 Mai 29. 

Haus-, Hof- und Staatsarchiv 
Wien, Hs. Nr. 58, f. 55, Nr. 107. 

Nos Rudolfus Dei gratia dux Austrie et Stirie, dominus Kamiole, 
Marchie ac Portusnaonis, ad universorum volumus nolitiam pervenire, 
quod nos ad fervidam peticionem serenissime domine nostre Elisabet 
Romanorum regine genitricis nostre ac illustris domine Agnetis regine 
üngarie sororis nostre karissime nostreque anime remedium salutare 
emptionem vinearum, videlicet vinee, que dicitur Chochgraben, quinque 
quartaliorum, vinee in Weidnichleiten duorum quartaliorum, vinee, 
que dicitur Treiber, unius iugeris, Neunburge sitarum per hono- 
rabiles et religiosos viros, quos vite laudabilis insignit religio, Paulum 
abbatem Campililiorum eiusque conventum factam, ratam et gratam 
haben tes eamque approbavimus, ratifieavimus et presentibus confir- 
mamus, non obstante, quod alias inhibuimus, ne aliqui reli- 
giosi proventus sive possessiones deberent emere seu 
aliquatenus eomparare. Dantes eis has litteras in evidens testi- 
monium super eo. Datum Wienne, anno Domini millesimo tricen- 
tesimo sexto in octava Pentecosten. 



») Or. pecunia. 

15* 
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Nr. V. 



Papst Elemens YII. erkennt den ?on Leopold III. und seinen 
Nachfolgern auf Grund des , Rechtes der ersten Bitten* präsen- 
tierten Kandidaten den Vorrang vor den vom päpstlichen Stuhle 
mit Provisionen oder Exspektanzen Beteilten zu. 

Avignon, 1380 Februar lo. 

Reg. Vat, tom. 292, f. 47^ 
und 48'. 

Ad futnram rei memoriam. Laudabilia vurtutum opera et gesta 
magnifica necnon eximia devocionis sinceritas, quibus dilectus filius 
nobilis vir Leopoldas dux Austrie erga nos et Bomanam ecclesiam 
clorere dinoscitur, promerentur, ut non solum ipsum, sed etiam illos, 
qui sibi studio devocionis assistunt, specialibus favoribus et graciis 
prosequamur. Exhibita siquidem nobis nuper pro parte dicti ducis 
petitio continebat, quod duces Austrie ac eorum liberi pro tempore 
existentes, dum ipsi per successiones vel alias dominia terrarum ad 
eos spectantium noviter assequuntur, in primo ipsorum iocundo ad- 
yentu singulis prelatis et capitulis ecclesiarum in eisdem terris con- 
sistentiam ac eciam alias prelatis in terris ipsis de novo promotis 
super provisionibus faciendis personis idoneis per dictos duces et liberos 
nominandis, singulis videlicet earum de singulis canonicatibus et pre- 
bendis ac dignitatibus, personatibus vel officiis et aliia beneficiis eccle- 
siasticis, cum cura vel sine cura, vacantibus seu vacaturis, ad colla- 
cionem, provisionem, presentacionem seu qnamvis aliam disposicionem pre- 
latorum et capitulorum predictorum redictorum communiter vel divisim 
pertinentibus primarias preces porrigere ac iidem prelati et capitula de 
dictis canonicatibus et prebendis, dignitatibus, personatibus vel officiis 
aut aliis beneficiis ecclesiasticis ad preces primarias huiusmodi pre- 
fatis personis providere consueverunt, idque a tanto tempore fuit ob- 
servatum, quod eins contrarii memoria non existit. Cum autem, sicut 
eadem peticio subiungebat, et inter ipsum Leopold um*) ducem et di- 
lectum filium nobilem virum Albertum ducem Austrie ipsius Leopoldi 
germanum terre et dominia ipsorum, que tunc inter eos erant com- 
munia, noviter fuerunt divisa ipseque Leopold us dux et eins liberi 
carte terras et dominia racione divisionis huiusmodi et alias de novo 
debeant adipisci et propterea dictis Leopolde et eins liberis preces 
primarie prelatis et capitulis in eisdem terris et dominus, que ut pre- 
fertur de novo adipisci debent, consistentibus super provisionibus faciendis 
personis idoneis prelatis et capitulis per ipsos Leopoldum et eins liberos 
nominandis de canonicatibus et prebendis ac dignitatibus, personatibus 



») Im Register Leopoldus. 
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vel officiis ipsaram ecclesiaram et aliis beneficiis huiusmodi ad eorum 
coUacionem, provisionem, presentationem seu quam vis aliam disposicionem 
communiter vel divisim pertinentibus in ipsorum iocundo adventu 
competant faciendi: no3 cupientes, ut preces ipse debitum consequantur 
eflfectum, ipsius Leopoldi ducis in hac parte sapplicacionibus inclinati 
volumus et eidem Leopoldo daci auctoritate apostolica concedlmus, quod 
dicte persone, pro quibus per eum aut libero^ predictos iuxta huius- 
modi consuetudinem prelatis et capitulis prefatis hac vice preces huius- 
modi porrigi contigerit, in assecucione canonicatuum et prebendarum, 
dignitatum, personatuum et officiorum ac aliorum beneficiorum huius- 
modi, ad que nominate fuerunt, omnibus illis, quibus forsan de canoni- 
catibus et prebendis, dignitatibus, personatibus, officiis ac aliis bene- 
ficiis ecclesiasticis supradictis post nominaciones huiusmodi per nos seu 
auctoritate nostra providebitur seu mandabitur ijrovideri, constitucionibus 
apostolicis et aliis contrariis non obstantibus nequaquam obstantibus 
preferantur. NuUi ergo et caetera nostre voluntatis et concessionis 
infringere et caetera, Datum Auinione IUI. Idus Februarii anno secundo. 
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Nachträge und Berichtigungen. 



H. Krabbo's Abhandlung „Die Versuche der Babenberger zur Gründung 
einer Landeskirche in Österreich** (S.-A. aus A. ö. G. 93) konnte nicht 
mehr benützt werden ; ich sehe mich auch nicht veranlaßt, auf Grund der 
selben eine Korrektur meiner Ausführungen vorzunehmen, da sie bei Dar- 
stellung der Bestrebungen Leopolds VI. wesentlich Neues nicht bringt und 
die Annahme, Friedrich II. habe mehrere Bistümer gründen wollen, schon 
von Ratzinger bezweifelt und durchaus unwahrscheinlich ist, das Projekt 
der Diözesaneinteilung, das K. zu rekonstruieren versucht, aber unbe- 
wiesen bleibt. 

Zu meinem Bedauern konnte ferner das reiche Materia], das im 
1. Band, 1. Abt., der letzthin von A. Lang publizierten „Acta Salzburgo- 
Aquilejensia« (Graz 1903) gesammelt ist, nicht mehr verwertet werden; 
zur weiteren Illustration meiner Darlegungen über den Einfluß der Herzöge 
auf die Besetzung der Bischofsstähle, die Opposition des Klerus gegen die 
päpstlichen Steuerforderungen u, a. bietet es manches Wertvolle. 

Die Zählung Kaiser Friedrichs III. als des vierten deutschen Königs 
bei Angelegenheiten, die vor 1452 fallen, hat zu mehreren Inkonsequenzen 
geführt, die mir, an sich belanglos, erst während des Druckes aufgefallen 
sind; es wäre daher in den ersten Bogen statt Friedrich IV. stets Fried- 
rich III. zu setzen. Femer lese man: 

S. 9, Zeile 11 v. u. statt exorbitant: exorbitent. 

S. 12, „ 3 V. u. statt Wien 1903: Innsbruck 1903. 

S. 68, n 14 V. u. statt Kaiser: König. 

S. 83, „ 14 V. 0. statt Kaiser : König und 

„ 22 V. u. statt Vergehen: Vorgehen. 

S. 178, „ 18 V. u. statt Friedrich IV. sah: Friedrich IlL sah schon 
als Herzog . , . 
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